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Hampelmann

Oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann, mein Hampelmann,

oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann bist du.

So lauten die Worte eines volkstümlichen Kinderliedes. Gemeint ist
eine durch Fäden in ihren Gelenken verknüpfte Puppe, die, an die Wand
an einen Nagel oder Haken gehängt, mithilfe einer Fadenverlängerung zu
hampelnden und spreizenden Bewegungen manipuliert werden kann. Dabei
erweckt sie nicht selten durch entsprechend geschickte Handhabung den
Eindruck eines tanzenden und hüpfenden Narren oder Clowns.

Wird nun die Manipulation geschickt genug verborgen, wird die
Aufmerksamkeit des Betrachters oder zufälligen Beobachters wesentlich
durch den Eindruck einer sich frei bewegenden Figur an der Wand
bestimmt. Nicht zuletzt ist es eine latente Orientierungsnot, die den
Menschen dazu veranlaßt, Dinge und Verhältnisse anders zu sehen als
sie es tatsächlich sind. So etwas prädestiniert schlußendlich die
Aufmerksamkeit im allgemeinen und manchmal auch im besonderen für
Täuschungen und Selbsttäuschung.

Dabei ist der Hampelmann in seiner Funktion naturgemäß noch leicht zu
durchschauen und für jedermann an seinem Zugfaden zu erkennen. Viel
schwieriger wird es jedoch bereits, wenn statt eines Fadens ein
Gebäude an der ins Auge gefaßten Figur hängt wie beispielsweise ein
Weißes Haus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. März 2019
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KOHLEALARM/576: Klimakampf und Kohlefront - die Kirche fordern ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 12.03.2019

Bündnis protestiert bei der Frühjahrstagung der katholischen Bischöfe am
13. März in Lingen



Dorfbewohner*innen aus dem Rheinischen Revier, katholische Christinnen und
Christen, Umweltschutz- sowie Anti-Atom-Gruppen aus dem Münsterland und
Kritische Aktionärinnen und Aktionäre protestieren am 13. März bei der
Frühjahrsvollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz in Lingen für die
Erhaltung von Dörfern und Kirchen an den Tagebauen Garzweiler und Hambach.

Bei einer Kundgebung am Mittwochnachmittag vor dem Ludwig-Windthorst-Haus
in Lingen überreicht das Bündnis den Bischöfen den "Appell katholischer
Christen: Schöpfung bewahren! Kohleabbau stoppen! Hambacher Wald retten!".

"Seit die Kohlekommission ihre Empfehlungen an die Politik vorgelegt hat,
beschleunigt RWE den Abriss der Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und
Hambach", berichtet Barbara Ziemann-Oberherr aus dem Erkelenzer Ortsteil
Keyenberg. Sie hat wie viele Menschen aus den Dörfern an den
Braunkohletagebauen den Appell katholischer Christen unterzeichnet.
"Bedroht sind auch fünf Kirchen am Grubenrand: Die in meiner Gemeinde in
Keyenberg wäre wohl als erste dran, dann auch Kuckum, Berverath,
Morschenich und Manheim. Tag für Tag erleben wir, wie der Konzern vor
unserer Haustür die Vorbereitungen für den Kohleabbau vorantreibt. Viele
von uns empfinden dies als Psychoterror, um uns zum Verlassen unserer
Heimat zu zwingen."

Mehr als 40.000 Menschen im Rheinischen Revier wurden wegen des
Braunkohletagebaus zwangsumgesiedelt. Dutzende von Kirchen im Bistum Aachen
und im Erzbistum Köln fielen den Baggern zum Opfer. "Nun appellieren wir an
die katholische Kirche, die einer der größten Grundeigentümer und
Immobilienbesitzer im Rheinland ist, keine weiteren Kirchen zu entwidmen,
auf die Entschädigung von RWE zu verzichten und sich schützend vor ihre
Gemeinden zu stellen", sagt Markus Dufner vom Dachverband der Kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre. "Würden die Bischöfe sich mit den Menschen am
Tagebaurand solidarisieren, würde dies auch den Ministerpräsidenten und
Katholiken Armin Laschet unter Druck setzen." Peter Bastian von der
Initiative Sofortiger Atomausstieg (Sofa) Münster ergänzte: "Derselbe Armin
Laschet, der vor einem Jahr vorschlug, den Braunkohlestrom von RWE nach
Belgien zu liefern, wenn dort die Hochrisiko-AKW Doel 2 und Tihange 3
stillgelegt würden. Dies hatte den Zusammenschluss der Anti-Kohle- und der
Anti-Atom-Bewegung zur Folge. Und jetzt stehen wir solidarisch hier, aber
keiner der Bischöfe will mit uns reden."

"Die christliche Verantwortung für die Bewahrung der Schöpfung hat zwar
Ausdruck in der Enzyklika 'Laudato si' von Papst Franziskus gefunden, aber
es fehlt die konkrete Umsetzung in der Praxis", so Markus Dufner. "Wir
müssen die Politik gemeinsam dazu bringen, mit der klimaschädlichen
Kohleverstromung so schnell wie möglich aufzuhören."

Beteiligte Organisationen:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre 

Sofortiger Atomausstieg (Sofa)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen - Elternverein Restrisiko
Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf



Petition:

Online-Petition "Appell katholischer Christen: Schöpfung bewahren!
Kohleabbau stoppen! Hambacher Wald retten!"

https://weact.campact.de/petitions/appell-katholischer-christen-schopfung-bewahren

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2019 
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KOHLEALARM/575: Klimakampf und Kohlefront - zielstrebig und entschlossen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 11. März 2019

Ende Gelände plant Massenaktion des zivilen Ungehorsams für Juni +++
Rheinisches Braunkohlerevier soll stillgelegt werden +++
Terminankündigung



Köln, 11. März 2019: Ende Gelände wird vom 19. bis 24. Juni 2019 mit einer
Massenaktion des zivilen Ungehorsams die Tagebaue im Rheinischen
Braunkohlerevier blockieren und so den sofortigen Kohleausstieg selbst in
die Hand nehmen. Tausende Klimaaktivisten*innen aus ganz Europa werden
erwartet. Ende Gelände fordert den sofortigen Kohleausstieg als
Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit weltweit.

"Die Politik hat beim Klimaschutz auf ganzer Linie versagt. Mit dem
Ergebnis der Kohlekommission rasen wir weiter ungebremst auf eine Welt vier
bis sechs Grad heißer zu. Kohle-Konzerne und Regierungen verfeuern unsere
Zukunft. Um die Klimakrise aufzuhalten, müssen wir den Kohleausstieg selbst
in die Hand nehmen und die Tagebaue blockieren." erklärt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ein Kohleausstieg erst 2038 bedroht unter anderem die Dörfer am Tagebau
Garzweiler. Sie sollen für die geplante Tagebau-Erweiterung des
Kohle-Konzerns RWE zwangsumgesiedelt werden. Als größte CO2-Quelle Europas
bedroht das rheinische Braunkohle-Revier zudem ganze Inselstaaten und
Küstenregionen im globalen Süden, wo Menschen schon jetzt durch die Folgen
der Klimakrise ihre Lebensgrundlage verlieren.

"Wir stellen uns schützend vor die Menschen, deren Zuhause von der
Braunkohle bedroht ist. Die großen Proteste für den Erhalt des Hambacher
Forstes im letzten Herbst waren erst der Anfang. Neue Polizeigesetze und
Versuche, unsere Aktionen für Klimaschutz zu kriminalisieren, schüchtern
uns nicht ein. Wir müssen ungehorsam sein, um unsere Zukunft zu retten. Wir
stehen dabei solidarisch mit den Schülerinnen und Schülern des
Klimastreiks. Gemeinsam kämpfen wir für ein gutes Leben für alle Menschen
und für die nächsten Generationen", so Kathrin Henneberger.

Die Aktion ist auch eine Reaktion auf das Versagen der Bundesregierung beim
Klimaschutzgesetz. Parallel zum Aktionswochenende von Ende Gelände werden
deshalb auch weitere Großdemonstrationen sowie Klimastreiks stattfinden.
Anlässlich der zeitgleich in Bonn stattfindenden UN-Klimaverhandlungen
werden Gäste aus den Ländern des globalen Südens bei den Protesten anwesend
sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.03.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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LESUNG/4263: Cuxhaven - "Frühlingsgefühle", ein Literaturkonzert, 21.03.19


Stadt Cuxhaven

"Frühlingsgefühle"

ein Literaturkonzert mit Sibylle Bertsch, Iris Gruber und Pim
Weierink



Am Donnerstag, den 21. März 2019, um 19:30 Uhr erwecken wir die
Frühlingsgefühle im Schloss Ritzebüttel, Schlossgarten 8, 27472
Cuxhaven.

Das Nahen des Frühlings macht wie nichts anderes die Lebenskraft
offenbar, die hinter dem rhythmischen Reigen der Jahreszeiten steht.

Mensch, Pflanze und Tier empfinden neues Leben oder fallen in
taumelnde Müdigkeit vor dem großen Erwachen. Alle Zeichen der Natur
werden neu gedeutet, ungeduldig erwartet, sehnsüchtig empfunden,
jubelnd begrüßt.

Die Schauspielerin Sibylle Bertsch von "Literaturkonzert Köln", hat
mit den beiden Musikern Iris Guber (Saxophon/Klarinette) und Pim
Weierink (Gitarre) ein unterhaltsames Literaturkonzert vorbereitet und
eine Auswahl aus der unerschöpflichen Frühlingsliteratur für Sie
getroffen. Hören Sie modernes und klassisches einmal in einem Kontext
junger, flirrender Musik und läuten Sie mit uns den Frühling ein.

Eintrittskarten für diesen besonderen Abend gibt es im Vorverkauf in
der Kulturinformation, Schlossgarten 4, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet
Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) und online unter
www.cuxhaven.de/tickets. Eventuelle Restkarten sind am
Veranstaltungsabend ab 18:30 Uhr an der Abendkasse im Schloss
Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12) erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.03.19

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/4262: Braunschweig - Erzählkunst im Haus der Kulturen, "Maria * Meryem", 21.03.19


Stadt Braunschweig

Erzählkunst im Haus der Kulturen: "Maria * Meryem"



Braunschweig. Von Leben und Legenden aus christlicher und islamischer
Tradition erzählen Christine Lander und Selma Scheele unter dem Titel
"Maria * Meryem" am Donnerstag, 21. März, um 19 Uhr im Haus der
Kulturen Braunschweig, Am Nordbahnhof 1.

Der Fachbereich Kultur und Wissenschaft sowie die Kooperationspartner
Haus der Kulturen und Erzählwerkstatt Braunschweig e. V. laden im
Rahmen von "Kultur vor Ort" zu dieser Veranstaltung ein.

Eintrittskarten sind an der Abendkasse für zehn Euro, ermäßigt sieben
Euro erhältlich. Weitere Informationen und Reservierungen unter der
Telefonnummer 0531/470- 4862.

Maria zählt zu den berühmtesten Frauen der Weltgeschichte. Die Bibel,
der Koran, Hadithe und unzählige Sagen handeln von der heiligen
Heldin. Mit "Maria * Meryem" haben die Erzählkünstlerinnen Christine
Lander und Selma Scheele ein Programm entwickelt, das sich sowohl auf
die alten Geschichten aus der Bibel und dem Koran bezieht als auch auf
außerkanonische Schriften und Überlieferungen. Im Programm stellen sie
islamische und christliche Erzählungen direkt zueinander und zeigen so
Marias Vielschichtigkeit.

Angereichert mit künstlerischer, zeitgenössischer Fantasie und
Darstellungsform loten die Erzählkünstlerinnen die unterschiedlichen
Facetten der Jungfrau, Mutter und Himmelskönigin aus. Mit
Improvisationslust, Fabulierkunst, ausdrucksstarker Gestik und Mimik
werden so die Figuren und Geschichten im Hier und Jetzt lebendig, die
Gemeinsamkeiten und Verschiedenheiten der Traditionen sinnlich
erfahrbar. Das Publikum taucht ein in eine Welt voller Wunder,
Emotionen und Spannung. Die wortgewandte, sehr lebendige und freie
Erzählweise des Duos, gewürzt mit Klängen der türkischen Sprache und
Gesang sowie feinem Humor, lässt Maria in neuem Glanz erscheinen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.03.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1343: Köln - 4.4. Europäische Hochschule - Wie geht das?", 4.4.19


Rheinische Fachhochschule Köln gGmbH - 14.03.2019

4.4. Europäische Hochschule - Wie geht das?"

Wie können wir ein einheitliches Europa der Bildung schaffen? Wie können
Bildungsgrenzen überwunden werden? Wie sieht die Europäische Hochschule
aus?



Kultur und Bildung sind der Kit nationaler Gesellschaften. Europa hat
viele Anstrengungen unternommen, um nationale Bildungsgrenzen zu
überwinden, unter anderem durch den Bologna-Prozess, die Erhöhung der
europäischen Mobilität und durch Erasmusprogramme. All diese Projekte
haben es aber nur teilweise geschafft, die nationale Bildung zu
europäisieren. Europa wird nicht als Bildungsstandort für alle Europäer
verstanden. Wie können wir ein einheitliches Europa der Bildung schaffen?
Wie können Bildungsgrenzen überwunden werden? Wie sieht die Europäische
Hochschule aus?

Öffentliche Debatten auf Veranstaltungen, in Hochschulpräsidien oder
Studierendenparlamenten fehlen bislang. Die RFH lädt daher Studierende,
Bürgerinnen und Bürger und alle Interessierten ein zur Diskussion:

Europäische Hochschule - Wie geht das?

4. April 2019, 19 Uhr

Ort: Wolkenburg Köln, Mauritiussteinweg 59-61, 50676 Köln

Teilnehmer der Diskussionsrunde:

Prof. Dr. Marcus Baumann, Rektor der Fachhochschule Aachen,

Christiane Konegen-Grenier, Senior Researcher, Kompetenzfeld Bildung,
Zuwanderung und Innovation - Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V.,

Prof. Dr. Stefan Herzig, Präsident der Technischen Hochschule Köln,

Prof. Dr. Hartmut Ihne, Präsident der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg,

Dr. Joern Pütz, Vizepräsident für die deutsch-französischen Beziehungen,
Université de Strasbourg, Vizepräsident für Forschung, Eucor - The
European Campus,

Prof. Dr. Martin Wortmann, Präsident der Rheinischen Fachhochschule Köln

Kooperationspartner: Institut français d'Allemagne, Dr. habil. Landry
Charrier, Leiter Institut français Bonn und Attaché für
Hochschulkooperation der französischen Botschaft.

Moderation: Jürgen Zurheide, Journalist

Die Veranstaltung findet statt im Rahmen der "Kölner Themenwochen 2019"
zum Thema Europa der Kölner Wissenschaftsrunde. Passend zur Europawahl am
26. Mai laden die Hochschulen und Forschungseinrichtungen der KWR zu
insgesamt 26 Veranstaltungen
unter dem Motto "Europa in Köln - wie viel steckt drin?" ein. Vom 1. April
bis zum 28. Mai haben alle interessierten Bürger*innen Gelegenheit, sich
über aktuelle Fragen zur Entwicklung Europas und zu entsprechenden
Forschungsergebnissen aus
der Kölner Wissenschaft zu informieren.


Weitere Informationen unter:

www.koelner-themenwochen.de

http://www.rfh-koeln.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution936

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Fachhochschule Köln gGmbH, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1342: Bielefeld - Infoveranstaltung "Studieren ab 50", 18.03.19


Stadt Bielefeld

Infoveranstaltung "Studieren ab 50"



Bielefeld (bi). Am Montag, 18. März, laden Universität und
Volkshochschule zu einer Informationsveranstaltung zum Programm
"Studieren ab 50" ein. Grundsätzlich können Studierende ab 50 ihren
Studienplan nach ganz persönlichen Interessen aus über 300
Veranstaltungen aus 12 Fakultäten zusammenstellen. Spezielle
Begleitveranstaltungen erleichtern den Einstieg in das Studium. Um 17
Uhr erfahren Interessierte in der Ravensberger Spinnerei (Raum 240)
Näheres über die Möglichkeiten, Bedingungen und Kosten des Angebotes.

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.03.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MESSE/665: Leipziger Buchmesse 2019 und Manga-Comic-Con - Was ist neu? (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 15. März 2019

Leipziger Buchmesse und Manga-Comic-Con: Was ist neu?



VERANSTALTUNGEN

Gastland: Tschechien - Ahoj Leipzig, 2019!

Von einer bewegten Geschichte geprägt, verspricht Tschechien, das
Gastland der Leipziger Buchmesse 2019, literarisch und politisch
spannende Lesungen und Diskussionen. Mehr als 70 Neuerscheinungen
wurden für den Auftritt ins Deutsche übersetzt und werden nun in
Leipzig präsentiert. "Ahoj Leipzig" lautet der herzliche Gruß, mit dem
unser Nachbarland zum Eintauchen ins Büchermeer einlädt. Die Leipziger
Buchmesse ist der Höhepunkt eines tschechischen Kulturjahres im
deutschsprachigen Raum.

21. bis 24. März | Halle 4 Stand 500

www.ahojleipzig2019.de


The Years of Change. 1989-1991. Mittel-, Ost- und
Südosteuropa 30 Jahre danach

Deutschland, Tschechien, Ungarn, Polen, Rumänien und die Slowakei
stehen im Fokus der ersten Auflage des auf drei Jahre angelegten neuen
Programmschwerpunkts der Bundeszentrale für politische Bildung und der
Leipziger Buchmesse. In acht Diskussionsrunden reflektieren zur
Leipziger Buchmesse Schriftsteller, Journalisten, Publizisten,
Zeitzeugen und Mitgestalter der Wende aus sechs Ländern die Umbrüche
in Europa 1989 und deren Folgen. Zudem entwerfen sie Konzepte für die
Stärkung demokratischer Gesellschaften.

21. bis 23. März

www.leipziger-buchmesse.de/theyearsofchange


Werkstatt+

Die neue Werkstatt+ auf der Leipziger Buchmesse lädt Schulen und
unterschiedliche Akteure zu einem offenen Dialog ein, zum Ausprobieren
und Erlernen, wie digitale Bildung als Gemeinschaftsprojekt
funktionieren kann. Neugier, die Lust zu erkunden und experimentieren,
steckt in jedem. Die Werkstatt+ bietet den dazu passenden Raum, um
kreatives Denken zu fördern und Anregungen rund um Themenfelder wie
Film, Musik, Hörspiel, Journalismus und vieles mehr zu bekommen.

21. bis 24. März | Werkstatt+, Halle 2, Stand A501

www.leipziger-buchmesse.de/Bildung/Programmuebersicht/Politik-Medienbildung


Democracy Slam 

Im Rahmen der Leipziger Buchmesse heißt es zum zweiten Mal: Bühne frei
für den Wettstreit der wahren Worte. Unter Anleitung von erfahrenen
Slammern entwickeln Kinder und Jugendliche gemeinsam mit der
Bundeszentrale für politische Bildung eigene Texte. Neu in diesem
Jahr: Die Vorbereitung der Texte findet nicht erst zur Leipziger
Buchmesse, sondern bereits im Vorfeld an insgesamt elf Schulen statt.
Wer sich traut, darf auf die große Bühne: Am Messefreitag treten die
mutigsten Demokratie-Dichter im Forum Politik und Medienbildung an und
laden Besucher ein, ihre Sicht auf unsere Gesellschaft zu erleben.

22. März, 15 Uhr | Forum Politik und Medienbildung Halle 2, Stand
D400

www.leipziger-buchmesse.de/Bildung/Programmuebersicht/Politik-Medienbildung


digital publishing award

Erstmals wird der digital publishing award im Rahmen der Leipziger
Buchmesse vergeben. Der Preis ehrt innovative Produkte oder Prozesse
im Bereich des digitalen Publizierens. Für den Award durften Apps,
Podcasts, eBooks aber auch Webseiten/-services u.v.m. eingereicht
werden. Neben Produkten werden auch Prozesse und Persönlichkeiten
gewürdigt, welche Herausragendes im Bereich des digitalen Publizierens
geleistet haben.

Preisverleihung am 21. März, 17 Uhr | Fachforum 1 Halle 5, Stand
E600

www.digital-publishing-award.de


Erste Wildcard der Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse hat erstmals eine Wildcard für Autoren
vergeben. Geehrt wurden zwei Autoren, die sich mit besonders
überzeugenden Marketingkonzepten und Produkten präsentierten. Die
ersten beiden Wildcards der Leipziger Buchmesse gehen an Arzu Gürz
Abay und die Gründer von Arkanite Productions, Timon Lorenz Thöne und
Sven Arne Klinger. Die Gewinner erhalten mit der Wildcard ein
Komplett-Paket: Ausstellungsfläche, Klassik-Standausstattung, eine
Veranstaltung im Rahmen von Leipzig liest sowie zusätzliche
Ausstellungsdienstleistungen.

21. bis 24. März | Arzu Gürz Abay (Halle 2, F400), Arkanite
Productions (Halle 2 Stand H405)

www.leipziger-buchmesse.de/neuigkeiten/erste-wildcard-der-leipziger-buchmesse--zwei-gewinner/919243


Großer Leipzig liest-Abend "Herr der Ringe" 

Leipziger Buchmesse und Klett-Cotta feiern am 22. März 50 Jahre "Der
Herr der Ringe", denn dieses Buch hat das Fantasygenre neu definiert:
Vor 50 Jahren erschien die deutsche Erstausgabe "Der Herr der Ringe"
bei Klett-Cotta. Die Mythen Mittelerdes haben seither ihren Weg in die
Bücherregale abenteuerlustiger Leser jeden Alters gefunden.

22. März, 20 Uhr | KONGRESSHALLE am Zoo Leipzig


www.leipziger-buchmesse.de/grosser_leipzigliest_abend/


Kapazität verdoppelt: weitere Leseinsel Phantastik

Die Begeisterung für die phantastische Literatur ist ungebrochen.
Aufgrund der zahlreichen Lesungen gibt es in diesem Jahr erstmals ein
weiteres Phantastik-Forum in Halle 2. Hier können sich Fans auf
Lesungen, unter anderem von Andreas Eschbach, John Howe und Sabrina
Železný freuen.

21. bis 24. März, Halle 2, Stand K500/H501 & Stand K500/H501


Familiensonntag mit dem kleinen Drachen Kokosnuss

Im Mittelpunkt des Familiensonntags steht diesmal der kleine Drache
Kokosnuss von Ingo Siegner. Er erzählt am Messesonntag von den großen
Abenteuern des Drachens und seinen Freunden. Der Autor und Illustrator
ist der Lesekünstler des Jahres 2012.

22. März, 11 Uhr | CCL Saal 2

www.leipziger-buchmesse.de/Themen/Kinder-und-Jugend

 * 


MANGA-COMIC-CON

Dance Area mit K-Pop-Workshops

Zur Manga-Comic-Con gibt es erstmals eine Tanzarena für alle Fans der
Musikrichtung K-Pop: Die EG Kpop Organisation (EGKO) lädt die
Messebesucher zu einem EGKO Kpop Random Dance ein - eine Art Flashmob
zu koreanischer Popmusik. Die Tanzgruppe High Tension zeigt mit ihrer
The K-Pop Idol Show auf der großen Bühne der Halle 1 am Sonntag, wie
eine nach koreanischem Vorbild imitierte Talkshow wohl aussehen mag.
Und die ebenfalls aus Leipzig stammende Gruppe InFiresCrew leitet am
Freitag und Samstag jeweils zwei Workshops, in denen Interessierte
K-Pop-Tänze zu aktuellen, populären koreanischen Liedern erlernen
können. Am Samstag zeigt die Gruppe mit ihrer Show zudem auf der
großen Bühne ihre Tanzkompetenz im koreanischen Stil.

Random Dance, 23. März, 13 Uhr | Dance Area, Halle 1, Stand M211


The KPOP Idol Show, 24. März 15 Uhr | Große Bühne Halle 1, Stand M400


KPOP Dance Workshops, 22. März, 11 und 15 Uhr, 23. März, 11 und 17 Uhr
| Dance Area Halle 1, Stand M211


Cosplay Beauftrage und Cosplayer am Sicherheitscheck

Während der Messelaufzeit steht Laura, alias Kisa, als
Cosplay-Beauftragte für alle Fragen rund um das Thema Cosplay vor Ort
zur Verfügung. Hintergrund: Alle Besucher sollen sich auf der Messe
wohlfühlen. Die MCC ist eng mit der Leipziger Buchmesse verbunden und
so bewegt sich neben Cosplayern ein weiteres vielfältiges Publikum
durch die Hallen. Daher fallen die Cosplay-Regeln teilweise etwas
strenger aus, als bei anderen Cons und an manchen Stellen ist
Vermittlung gefragt. Für Cosplayerin Laura ist es eine Ehrensache, wie
sie betont, als Ansprechpartnerin vor Ort die Zusammenarbeit zwischen
der Cosplayszene und der Leipziger Buchmesse zu verbessern. Zusätzlich
verstärken zum ersten Mal weitere Cosplayer die Sicherheitskräfte an
den Checks mit ihrem Fachwissen.

21. bis 24. März | Halle 1

Leipziger Buchmesse im Internet:

http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

https://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

https://twitter.com/buchmesse

https://instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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AKTION/541: "Gesellschaft aus dem Gleichgewicht - endlich Reichtum umverteilen!" (Bündnis Reichtum umverteilen)


Bündnis "Reichtum umverteilen - ein gerechtes Land für alle!"

Pressemitteilung vom 14. März 2019

"Gesellschaft aus dem Gleichgewicht - endlich Reichtum umverteilen!"



Unter diesem Motto führte das Bündnis "Reichtum umverteilen - "ein
gerechtes Land für alle!" am Donnerstag vor dem Kanzleramt in Berlin eine
Aktion durch. Ein Jahr nach der Wahl der Bundeskanzlerin am 14.03.2018
stelle das Bündnis der großen Koalition ein Zeugnis für ihre bisherige
Arbeit aus. Insgesamt fällt das Urteil gemessen an den Anforderungen des
Bündnisses, das von 33 Organisationen getragen und von 20 weiteren
Organisationen unterstützt wird, "nicht ausreichend" aus.

Mit einer großen Waage, auf der die Ungleichheit der Verteilung bildlich
dargestellt wird, zeigen die Aktiven, dass nach einem Jahr großer Koalition
die Gesellschaft weiter aus dem Gleichgewicht ist. Vertreterinnen und
Vertreter von Attac, Arbeiterwohlfahrt und Zukunftsforum Familie, DIDF,
GEW, gewerkschaftlichen Arbeitslosengruppen, Mieterbund, NaturFreunden,
Oxfam, ver.di und Volkssolidarität legten für die verschiedenen
Politikbereiche ihre Bewertungen dar und forderten einen Kurswechsel hin zu
einer Politik, die die Interessen der Vielen und nicht die Förderung der
Unternehmen und Vermögenden in den Mittelpunkt stellt.

Gemeinsam erneuerten sie ihre Forderungen nach "Reichtum umverteilen!". Die
wichtigsten Aussagen sind in anhängenden "Zeugnis" zusammengestellt.

 * 

Aktion 14. März, 11:00 Uhr

"Gesellschaft aus dem Gleichgewicht - endlich Reichtum umverteilen!"

Zeugnis nach einem Jahr für die große Koalition aus CDU/CSU und SPD -
ausgestellt vom Bündnis "Reichtum umverteilen - ein gerechtes Land für
alle!"



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di begrüßte das Gesetz zur
Brückenteilzeit und forderte möglichst weitgehende Einschränkung der
Befristungsmöglichkeiten ohne sachlichen Grund und letztlich die
Abschaffung sachgrundloser Befristungen. Der Missbrauch von Werkverträgen
und Leiharbeit zur Lohndrückerei müsse zurückgedrängt werden und gleicher
Lohn für gleiche Arbeit ab dem ersten Tag gesichert werden, hier sei
Fehlanzeige bei der Koalition. Der Mindestlohn müsse wesentlich kräftiger
als bisher geplant erhöht werden. Besonders wichtig sei die Stärkung der
Tarifverträge. Sie müssten leichter und auch ohne Zustimmung der
Arbeitgeber allgemeinverbindlich erklärt werden können, hier
zeige die Koalition Leistungsverweigerung.

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaften GEW pocht auf die geplante
Grundgesetz-Änderung, die ermöglichen soll, dass Geld des Bundes
insbesondere in die Finanzierung der Digitalausstattung der Schulen fließt.
Wichtig sei zudem Geld vom Bund für mehr Qualität. Dringend müsse dem
Personalmangel im Bildungsbereich entgegengewirkt werden.
Das Gute-Kita-Gesetz sei ein Schritt in die richtige
Richtung, es komme jedoch auch hier auf Qualität. Wichtig sei jetzt die
Weichenstellung für einen Rechtsanspruch auf Ganztag in der Grundschule.
Notwendig sei eine Mindestausbildungsvergütung von mindestens 625 Euro im
Monat. Die Erhöhung der Ausbildungsförderung und die bisherigen Planungen
zur künftigen Finanzierung der Hochschulen seien unzureichend und in der
Weiterbildung brauche es endlich ein Bundesrahmengesetz.

Der Sozial- und Wohlfahrtsverband Volkssolidarität stellte fest, dass die
große Koalition rentenpolitisch zwar gute Ansätze zeige, insgesamt aber
hinter den Anforderungen zurückbleibe. Das Rentenniveau werde bis 2025 zwar
stabilisiert, aber nicht erhöht, und was danach geschehe sei unklar. Bei
den Leistungsverbesserungen der Erwerbminderungsrente blieben die
Bestandrentnerinnen und -rentner außen vor und auch viele Neuzugänge seien
wegen der Beibehaltung der Abschläge weiterhin akut armutsgefährdet. Bei
der Mütterente gab es ebenfalls Verbesserungen für Eltern von vor 1992
geborenen Kindern, aber es bleiben Benachteiligungen und die Finanzierung
müsse aus Steuergeldern statt Beiträgen erfolgen.

Die Arbeiterwohlfahrt und das Zukunftsforum Familie bemängelten, dass die
Maßnahmen der Koalition gegen Kinderarmut - Erhöhung des Kinderzuschlags
und das Bildungs- und Teilhabepaket - unzureichend seien. Die viel zu
niedrigen Harz IV-Sätze für Kinder blieben unangetastet.
Beim Gute-Kita-Gesetz fehlten klare Qualitätsvorgaben. Gegen Kinderarmut
brauche es endlich eine sozial gerechte Kinderrundsicherung und eine
Umverteilung des Reichtums für höhere Investitionen in Kinder und Familien.

Die Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen kritisierte
das Qualifizierungschancengesetz und das Teilhabechancengesetz der
Koalition als Kosmetik. Die Regelsätze beim Arbeitslosengeld II und die
Übernahme der Wohnkosten müssten endlich korrekt berechnet und erhöht
werden. Die Verbesserungen beim Arbeitslosengeld seien minimal, die
Bezugsdauer müsse deutlich verlängert werden. Bei der sozialen Absicherung
von Erwerbslosenerfülle die große Koalition insgesamt nicht die
Mindestanforderungen.

Der Offene Wirtschaftsverband von kleinen und mittleren Unternehmen,
Freiberuflern und Selbstständigen OWUS warf der großen Koalition vor, vor
allem die weltmarktorientierten Konzerne zu stärken, statt kleine und
mittlere Unternehmen, die Binnennachfrage und regionale Strukturen zu
fördern. Als Auftraggeber sei der Staat oftmals Preisdrücker oder
Vorkämpfer für befristete Arbeitsverhältnisse. OWUS forderte eine einfache
und realistische Besteuerung von Handwerk und Kleinbetrieben. Der Zugang zu
den sozialen Sicherungssystemen solle endlich auch den kleinen
Gewerbetreibenden uneingeschränkt möglich sein, natürlich bemessen am
erarbeiteten Gewinn und nicht auf der Grundlage fiktiver Beträge.

Der Deutsche Mieterbund forderte eine neue Wohnungs- und Mietenpolitik im
Interesse der Mieterinnen und Mieter und nicht der Finanzinvestoren und
Vermieter. Minimalkorrekturen am Mietpreisrecht und Lippenbekenntnisse
reichten nicht. Statt mit dem unsinnigen Baukindergeld Milliarden Euro für
die Subventionierung von Wohneigentum auszugeben sei eine massive Förderung
gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen, kommunaler und Sozialwohnungen
erforderlich. Der Gewinnmaximierung und den Steuerschlupflöchern der
Immobilienkonzerne müsse ein Riegel vorgeschoben werden.

Die Naturfreunde forderten einen radikalen ökologischen Umbau, der sofort
beginnen und sozial gestaltet werden müsse. Der Ausstieg aus der
Atomenergie und der Verbrennung klimaschädlicher fossiler Brennstoffe müsse
bis spätestens 2030 beendet sein und mit einem Infrastrukturprogramm für
die betroffenen Regionen verbunden werden. Der Öffentliche
Personennahverkehr müsse flächendeckend ausgebaut werden und Wohnungen mit
einem Energiesparprogramm klimagerecht und sozial saniert
werden. Zur Finanzierung forderten die Naturfreunde die Einführung einer
Vermögensabgabe und einer Vermögenssteuer.

Die Entwicklungsorganisation Oxfam kritisierte, dass die große Koalition
die Einführung einer umfassenden Finanztransaktionssteuer faktisch begraben
habe, obwohl diese sogar im Koalitionsvertrag steht. Auch in Sachen
Transparenz von Konzerngewinnen stehe die Bundesregierung auf der Bremse
und blockiere auf europäischer Ebene die Veröffentlichung von
länderbezogenen Daten zu Gewinnen und darauf gezahlte Steuern von
Konzernen. Bisher habe die Koalition in Sachen internationale
Steuergerechtigkeit zu wenig geleistet und müsse erst noch zeigen, dass sie
dieses Ziel ernst nehme.

Die Migrantenorganisation DIDF (Föderation demokratischer Arbeitervereine
e.V.) beklagte die fortschreitende soziale Spaltung, unter der Migrantinnen
und Migranten besonders stark leiden. Zugleich werden sie als Bedrohung
dargestellt. Das sei der Nährboden für rassistische, nationalistische oder
reaktionäre Tendenzen. Die Rechtsentwicklung zeige sich nicht nur im
Erstarken der AfD, sondern im von der Koalition betriebenen Abbau von
Menschenrechten wie dem Asylrecht, der Militarisierung und dem Ausbau
Europas zu einer Festung, in die es keinen Eingang mehr geben soll. Die
Forderung: Geben wir Rassismus, Diskriminierung und Ausgrenzung keine
Chance! Wir lassen uns nicht spalten!

Ungleichheit ist nicht naturgegeben - sie wird gemacht, so das
globalisierungskritische Netzwerk Attac. Ungleichheit wurde mit
Steuerpolitik verstärkt und kann mit Steuerpolitik verringert werden. Bei
der Erbschaftsteuerreform wurden Chance zur Abschaffung der Privilegien für
große Vermögensbesitzer nicht genutzt und die aktuellen Bestrebungen zu
einer ersatzlosen Streichung des Solidaritätszuschlags würden die
steuerliche Besserstellung hoher Einkommen weiter verstärken. Steuerbetrug
und Steuerhinterziehung müssen stärker bekämpft werden. Bei der Reform der
Grundsteuer müsse deren Umlage auf die Mieten abgeschafft werden. Die große
Koalition versage bisher bei der steuerpolitischen Gestaltung einer
solidarischen Gesellschaft.


Das zivilgesellschaftliche Bündnis "Reichtum umverteilen - ein
gerechtes Land für alle!" wird von 33 Organisationen getragen und von 20
weiteren Organisationen unterstützt. Weitere Informationen zu dem Bündnis,
den gemeinsamen Forderungen und den dort zusammengeschlossenen
Organisationen finden Sie im Netz unter:

https://www.facebook.com/reichtumumverteilen/ und 

www.reichtum-um-verteilen.de

 * 

Quelle:

Bündnis "Reichtum umverteilen - ein gerechtes Land für alle!"

Pressemitteilung vom 14. März 2019 weitergeleitet durch

NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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APPELL/138: Kein deutscher Beitrag zu nuklearen Rüstungswettläufen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 15. März 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Kein deutscher Beitrag zu nuklearen Rüstungswettläufen

Atombomber? Nein danke!



Die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten Organisationen ICAN und
IPPNW fordern die Bundesregierung auf, keine neuen Kampfflugzeuge als
Trägersysteme von Atomwaffen anzuschaffen. Stattdessen solle die Regierung
den UN-Vertrag für ein Verbot von Atomwaffen unterzeichnen, die nukleare
Teilhabe beenden und die US-Atomwaffen aus Büchel abziehen lassen.
Friedensaktivist*innen unterstrichen diese Forderungen heute vor dem
Auswärtigen Amt bei einer Protestaktion mit einem Styropor-Modell des
F18-Kampfjets. Anlass war die internationale Konferenz "2019 Capturing
Technology. Rethinking Arms Control".

Die Bundesregierung sucht nach einem Kampfjet-Nachfolger für den Tornado,
der ab 2025 aus "Altersgründen" ausgemustert werden soll. Das bevorzugte
Modell Eurofighter ist jedoch von den USA nicht für Einsätze mit nuklearen
Waffen zertifiziert. Derzeit prüft die Bundesregierung den Kauf von rund
vierzig US-amerikanischen F18-Kampfjets von Boeing, die zum
Atombombenabwurf angeschafft werden sollen, da die aktuellen
"Tornado"-Kampfjets nicht mehr für die neuen US-Atombomben vom Typ B61-12
geeignet sein werden. Ab 2021 wollen die USA diese neuen lenkungsfähigen
Atomwaffen in Büchel stationieren. Die F18 müsste allerdings ebenfalls noch
zertifiziert werden.

"Deutschland kann sich nur glaubhaft für Abrüstung einsetzen, wenn es nicht
länger an der nuklearen Teilhabe festhält. Wenn Außenminister Heiko Maas
nach dem Aus des INF-Vertrages zu einer neuen weltweiten
Abrüstungsinitiative aufruft, dann muss die Bundesregierung mit gutem
Beispiel vorangehen und darf keine neuen Atombomber anschaffen," erklärt
Martin Hinrichs, Vorstandsmitglied von ICAN Deutschland. Eine nukleare
Aufrüstung durch die Beschaffung neuer atomwaffenfähiger Kampfflugzeuge sei
hingegen ein Schritt in die entgegengesetzte Richtung und ein gefährlicher
Beitrag im derzeitigen atomaren Rüstungswettlauf, so Hinrichs.

IPPNW-Vorstandsmitglied Inga Blum erinnert daran, dass sich der Bundestag
vor fast genau 9 Jahren (26. März 2010) fraktionsübergreifend für den Abzug
der US-Atomwaffen aus Deutschland ausgesprochen hatte. "Mit einem Kauf von
Kampfflugzeugen, die im Ernstfall US-Atomwaffen abwerfen könnten, würde die
Drohung mit Atomwaffen noch jahrzehntelang aufrecht erhalten und der Abzug
der in Deutschland stationierten Atombomben in weite Ferne rücken",
kritisiert Blum.

Zwei Drittel aller Bundesbürger sprechen sich laut einer repräsentativen
Umfrage des Meinungsinstituts YouGov aus dem Jahr 2018 für einen Abzug der
US-Atomwaffen aus Deutschland sowie den Beitritt Deutschlands zum
internationalen Atomwaffenverbot aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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OFFENER BRIEF/087: Lebenslaute protestiert gegen Bußgelder (Lebenslaute)


Lebenslaute - Pressemitteilung vom 14. März 2019

Offener Brief der Lebenslaute an Innenminister von NRW Herbert Reul

Protest gegen die Praktiken des Bundesamts für Verfassungsschutz
unerwünscht



Die Musik- und Aktionsgruppe Lebenslaute protestiert in Form eines Offenen
Briefs gegen Bußgeldbescheide nach einem Konzert vor den Toren des
Bundesamts für Verfassungsschutz am 20. August 2018.


13. März 2019

An das Polizeipräsidium Köln

51101 Köln

An den Minister des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen

Herrn Herbert Reul

An die Öffentlichkeit

Sehr geehrter Herr Minister Reul, sehr geehrte Damen und Herren,

am 20. August 2018 blockierten wir, die musikalisch-politische Gruppe
Lebenslaute, in einer gewaltfreien Aktion zivilen Ungehorsams mit Chor und
Orchester für mehrere Stunden alle Zugänge des Bundesamtes für
Verfassungsschutz in Köln (Infos online). Ziel war es, die von uns, anderen
Bürgerrechtsinitiativen und Parteien geforderte Abschaltung der Behörde
symbolisch zu beginnen. Der sog. Verfassungsschutz hat sich besonders in
den Jahren der Existenz des NSU (Nationalsozialist. Untergrund) verdächtig
gemacht, mit seinen V-Leuten in rechtsradikale und gewalttätige Umtriebe
bis hin zum Mord verstrickt zu sein. Für diesen unserer Ansicht nach
legitimen politischen Protest erfahren wir nun staatliche Repression in
Form von Bußgeldern wegen Verstoßes gegen das Versammlungsrecht.

"[...] Der 'Verfassungsschutz' hat Neonaziszenen und -parteien über
 seine bezahlten Spitzel letztlich mitfinanziert, rassistisch geprägt,
 gegen polizeiliche Ermittlungen geschützt und gestärkt, anstatt sie zu
 schwächen. Damit ist er über sein kriminelles V-Leute-System selbst
 integraler Bestandteil des Neonaziproblems geworden, konnte jedenfalls
 kaum etwas zu dessen Bekämpfung beitragen",



so Rolf Gössner, Rechtsanwalt, Publizist und Sachverständiger in
Gesetzgebungsverfahren, in seiner Rede zur Lebenslaute-Aktion. Er wurde
jahrzehntelang vom Verfassungsschutz rechtswidrig beobachtet und kämpft
seit über 14 Jahren vor Gericht dagegen an.

Nach der Selbstenttarnung des NSU wurden unter anderem im Bundesamt für
Verfassungsschutz Akten vernichtet, die die Tätigkeit dutzender V-Leute aus
seinem Umfeld dokumentierten. Ein Verfassungsschutzmitarbeiter war
nachweislich bei dem NSU-Mord an Halid Yozgat in Kassel am Tatort. Bis
heute behindert das Amt gerichtliche Ermittlungen, so dass niemand daraus
strafrechtliche Konsequenzen fürchten muss. Spätestens seit 2016 mischen
V-Leute auch in der islamistischen Szene mit, etwa im Fall des Attentäters
vom Breitscheid-Platz, Anis Amri. Es besteht der Verdacht, dass seine
Planungen dem Amt bekannt waren. Und auch hier wurden Akten manipuliert.

Aus alldem wird deutlich, dass die Aktivitäten des Verfassungsschutzes
wegen seines unkontrollierbaren V-Leute-Systems von denen terroristischer
Organisationen und Szenen nicht mehr klar zu unterscheiden sind. Deshalb
halten wir zivilen gewaltfreien Widerstand gegen dieses Amt für ein
legitimes Mittel. Wir fordern die Einstellung aller Verfahren gegen
Mitglieder von Lebenslaute, die am 20. August 2018 von der Polizei geräumt
worden sind.

Mit musikalisch-politischen Grüßen

Die Lebenslaute

Mit allen Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: info@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net
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AUSSICHTEN/8579: Und morgen, den 16. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.03.2019 bis zum 17.03.2019 +++
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Grauer Morgen,

naß gewiß,

ohne Sorgen

hat Jean Biß.
















Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FRÜHGESCHICHTE/139: Neandertaler und moderne Menschen hatten ähnliche Speisezettel (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 14.03.2019

Neandertaler und moderne Menschen hatten ähnliche Speisezettel

Internationale Studie findet mehr gemeinsame Nahrungsvorlieben als
angenommen - Rätselhafte Spuren von Kannibalismus



Neandertaler und der frühe moderne Mensch ernährten sich vermutlich sehr
ähnlich: Zu diesem Schluss kommt eine internationale Studie und
widerspricht damit der Annahme, die Neandertaler seien ausgestorben, weil
ihr Ernährungsspektrum eingeschränkt war. Die Ergebnisse zeigten aber
auch, dass moderne Menschen dennoch einen Vorteil hatten, weil sie
vermutlich mobiler und besser vernetzt waren, berichtet das Team um Dr.
Christoph Wißing von der Universität Tübingen. Gemeinsam mit Kollegen vom
Tübinger Senckenberg Centre for Human Evolution and Palaeoenvironment
(HEP) sowie aus Belgien, Frankreich, Spanien, Japan und den USA hatte er
Isotopenwerte aus fossilen Knochen der letzten Neandertaler, früher
moderner Menschen sowie von Tieren verglichen. Die Analyse der
Kohlenstoff-, Stickstoff- und Schwefelisotope im Knochenkollagen ließ neue
Rückschlüsse auf Ernährung und Wanderungsbewegungen der untersuchten
Menschen sowie die damaligen Ökosysteme zu. Die Ergebnisse wurden im
Fachjournal Scientific Reports veröffentlicht.

Während der letzten Eiszeit, im Spätpleistozän, teilten sich in Europa
mindesten zwei Menschentypen den Lebensraum, der Neandertaler und der
moderne Mensch Homo Sapiens. Die Neandertaler lebten über einen Zeitraum
von mehreren tausend Jahren zeitgleich mit den ersten modernen Menschen,
bevor sie vor etwa 40.000 Jahren ausstarben. Als mögliche Gründe für ihr
Verschwinden nahm man bislang unter anderem an, dass sie weniger flexibel
in der Wahl ihrer Nahrung waren und vermutlich weniger mobil als moderne
Menschen, sich also in einem kleineren Radius bewegten.

In der aktuellen Studie verglichen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler stabile Isotopenwerte von menschlichen und tierischen
Knochenresten aus den Höhlen von Troisième caverne of Goyet, Spy und
Scladina in Belgien sowie die Fundstätte Lommersum in Nordrhein-Westfalen.
Isotopen sind Varianten eines Atoms mit unterschiedlichem Gewicht, ihre
Anreicherung im Knochenkollagen reflektiert die Ernährung, gemäß des
Ausspruchs "Man ist was man isst". Das Verhältnis von Stickstoffisotopen
zeigt beispielsweise, ob sich jemand pflanzlich oder mit Fleisch ernährte.
Außerdem lässt sich durch die sogenannte "Isotopensignatur" die regionale
Herkunft eines Nahrungsmittels nachvollziehen.

Goyet ist die einzige Grabungsstelle Europas, an der sowohl Skelettreste
von letzten Neandertalern als auch von sehr frühen modernen Menschen
gefunden wurden. "Wir konnten hier die Ökologie beider Menschenformen
detailliert rekonstruieren und vergleichen", sagt Christoph Wißing. Zudem
untersuchte er fossile Reste der jüngsten datierten Neandertaler aus der
naheliegenden Grabungsstelle Spy; die deutsche Grabungsstelle Lommersum
lieferte Hinweise zum damaligen Ökosystem.

Die Ergebnisse zeigen, dass sich das Ernährungsspektrum von Neandertalern
und modernen Menschen weniger unterschied als gedacht: Beide jagten
bevorzugt große Pflanzenfresser wie Mammuts und Nashörner, aber auch
Rentiere. Besonders das Mammut war als Beutetier sehr wichtig. "Es war zu
dieser Zeit scheinbar 'Ernährungstrend', sich auf die riesigen, an Kälte
angepassten Großsäuger zu spezialisieren", sagt Wißing. "Andere
Fundstellen in Europa deuten auf ähnliche Ergebnisse hin."

Zudem weisen die Analysen auf ein relativ intaktes Ökosystem während der
Zeit der letzten Neandertaler hin. Massive Veränderungen, sogenannter
ökologischer Stress, können erst festgestellt werden, als der moderne
Mensch die europäische Bühne betritt. Von da an lasse sich erhöhter Druck
besonders auf Mammutpopulationen nachweisen. "Diese Herdentiere mit
relativ langsamen Reproduktionszyklen wurden vermehrt gejagt, wohl auch
von den in größerer Zahl auftretenden, modernen Menschen. Der Einfluss des
modernen Menschen auf das Ökosystem war bereits mit dem frühen Auftreten
in Europa intensiver als der des Neandertalers."

Auch stellte das Team prägnante Unterschiede im Mobilitätsverhalten der
Menschengruppen fest, die an den verschiedenen Fundstellen gelebt hatten:
So jagten die Neandertaler von Spy als "Einheimische" ihrer Beutetiere im
Umkreis. Die Goyet-Neandertaler hatten nur wenig Beutetiere aus dem
direkten Umfeld auf dem Speiseplan und waren offensichtlich "Ortsfremde".
An ihren Skeletten finden sich zudem Belege für intensiven Kannibalismus,
die noch Rätsel aufgeben. Ein Großteil der menschlichen Knochen ist mit
Schnittspuren und Markern versehen, die auf eine Entfleischung deuten;
einige wurden als Werkzeuge genutzt. Im Gegensatz dazu sind die Knochen
der Spy-Neandertaler unfragmentiert erhalten. "Die Opfer des Kannibalismus
kamen nicht aus dem lokalen Ökosystem", erklärt Wißing. "Es ist unklar,
wer sich hier kannibalistisch ernährte, aus welcher Gegend die
Neandertaler von Goyet ursprünglich kamen und ob sie in Goyet starben oder
nur ihre Knochen dorthin transportiert wurden."

Eine These bestätigte sich jedoch in der aktuellen Studie: Scheinbar
bewegten sich Neandertaler aus beiden Orten eher homogen in Gruppen,
während die modernen Menschen individuell mobiler waren. Die
Wissenschaftler vermuten, dass sie eventuell auch über die Region hinweg
vernetzt waren. "Dies führte zu einer intensiveren Ressourcennutzung und
den genannten Eingriffen in Ökosysteme, aber auch zu einem effizienteren
Austausch von Ideen und Menschen", sagt Wißing. "Vielleicht verschaffte
dieses andere Konzept der Landschaftsnutzung bzw. der Verbund durch große
soziale und kulturelle Netzwerke dem modernen Menschen den entscheidenden
Vorteil."


Originalpublikation:

Christoph Wißing, Hélène Rougier, Chris Baumann, Alexander Comeyne,
Isabelle Crevecoeur, Dorothée G. Drucker, Sabine Gaudzinski-Windheuser,
Mietje Germonpré, Asier Gómez-Olivencia, Johannes Krause, Tim Matthies,
Yuichi I. Naito, Cosimo Posth, Patrick Semal, Martin Street, Hervé
Bocherens:

Stable isotopes reveal patterns of diet and mobility in the last
Neandertals and first modern humans in Europe.

Scientific Reports,

www.nature.com/articles/s41598-019-41033-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





NEUZEIT/238: Ein halb-feudales deutsches Kaiserreich? (lunapark21)


lunapark 21, Heft 44 - Winter 2018/19

zeitschrift zur kritik der globalen ökonomie

Ein halb-feudales deutsches Kaiserreich?

Über einige heroische Einbildungen des Bürgertums

von Jürgen Bönig



Die Revolution 1918/19 wird vielfach gefeiert als Aufbruch, der die
parlamentarische Demokratie, allgemeines Wahlrecht - auch für Frauen -
und soziale Rechte brachte. Leider sei die Republik dann an den
feudalen Überresten des Kaiserreichs gescheitert, so als hätte der
Adel in Staatsapparat, Militär, Polizei und Justiz aus überlebter
Vorgestrigkeit im Nationalsozialismus Demokratie und Republik
beseitigt, um zum feudalen Kaiserreich zurückzukehren.

Nach allem, was wir wissen, ging es in der Revolution nicht nur um die
Staatsform in Form von Räteherrschaft oder repräsentativer Demokratie,
sondern auch um die Herrschaft über die Produktion, um Sozialisierung.
Arbeiterräte, Betriebsräte und Wirtschaftsräte wollten nicht nur
Arbeiterrechte absichern, sondern über den ganzen Kuchen verfügen.

Aber auch das Bild vom geraden Weg durch das 19. Jahrhundert zur
politischen Demokratie ist für die herrschenden Klassen etwas zu milde
geraten.

Bei genauerer Betrachtung erweisen sich die angeblich feudalen oder
halbfeudalen Reste aus dem Kaiserreich als genau diejenigen Klassen
und Organisationsformen, durch die die kapitalistische
Produktionsweise, Reichseinigung und bürgerlicher Staat im 19.
Jahrhundert in Deutschland durchgesetzt wurden. Dabei war die
besondere Form, in der sich die kapitalistische Modernisierung der
deutschen Gesellschaft vollzog, nicht alternativlos. Sie war höchst
umkämpft, hätte an entscheidenden Stellen anders verlaufen können,
wenn sich das deutsche Bürgertum nicht vor seiner Aufgabe so blamiert
hätte.

Denn im Gegensatz zu der Auffassung, es habe sich in Deutschland des
19. Jahrhunderts um eine Fortsetzung des Feudalismus mit anderen
Mitteln gehandelt, vollzog sich in dieser Zeit in deutschen Landen
eine Veränderung der ökonomischen Basis der Gesellschaft, die die
Funktion des Adels, die Form des Staates und die Art der Kontrolle und
Überwachung der Bevölkerung grundsätzlich wandelte.

Feudalismus ist ein Produktionsverhältnis, bei dem sich Grundbesitzer
das (landwirtschaftliche) Mehrprodukt durch ein persönliches
Herrschaftsverhältnis aneignen, das ihnen als Arbeitsleistungen und
Produkten der abhängigen, persönlich unfreien Bauern zukommt. Der
Feudalherr ist dabei ökonomischer und politischer Herrscher zugleich,
weil er nicht nur Arbeitsleistung und Produkte abverlangt, die
Bedingungen für die Bauern diktiert und über deren Lebensverhältnisse
entscheiden kann, sondern zugleich über sie Gericht sitzt und gegen
äußere Feinde und Aufstände im Inneren Waffen tragen und nutzen darf.

Auch in den Städten wurde in feudalen europäischen Gesellschaften die
Produktion über den Grundbesitz geregelt, der mit bestimmten
Gewerberechten verbunden war, deren Ausübung Zünfte hinsichtlich der
Zahl der Betriebe und Stellen, der Art, Form und des Preises der
Produktion regulierten - die Konkurrenz sollte draußen bleiben.

Diese Verhältnisse gerieten durch mehrere Entwicklungen unter Druck:
einmal durch Eindringen der Waren- und Geldwirtschaft, das die
Feudalherren immer mehr veranlasste, Produkte ihrer Bauern zu
verkaufen, um gewerbliche Waren, Ausstattung usw. zu erwerben. Zum
anderen im 17. und 18. Jahrhundert durch die Herausbildung
absolutistischer Staaten, die die bisher eher losen Staaten von durch
Heiraten verknüpften Monarchien durch zentralisierte und arbeitsteilig
verwaltete Organisationen ersetzten. Erst dann kann man von Ansätzen
eines Staates, wie wir ihn kennen, reden.

Die absolutistischen Herrscher versuchten, wie Norbert Elias das für
Frankreich und für Deutschland gezeichnet hat, konkurrierende lokale
Feudalherren an Putsch und Machtübernahme dadurch zu hindern, dass sie
sie als Teil des Hofes an den Herrschersitz banden und in dieser
Funktion zu verschwenderischen Ausgaben zwangen - sie hatten dann
einfach keine Zeit und kein Geld mehr, konkurrierende Machtzentren
aufzubauen. Die von den Adligen in dieser Funktion zu erwerbenden
Luxus-Produkte wurden als Waren hauptsächlich in staatlichen
Manufakturen hergestellt. In diesem Prozess brachten die an den
absolutistischen Staat gebundenen Adligen selbst mit den Handwerkern,
dem Gewerbe und den Geldgebern bürgerliche Verhältnisse und Klassen
hervor. die mit Hilfe des Volkes, der Arbeitenden und der großen
Schicht der Bauern in der Französischen Revolution den Adel stürzten,
den König absetzten und durch eine dem Parlament verpflichtete
Regierung ersetzten. Das feudale, herrschaftliche Verhältnis zum Boden
und der darauf tätigen Bauern wurde in der Revolution in ein
bürgerliches Eigentumsverhältnis umgewandelt, das keinerlei
Verpflichtungen zum Gebrauch des Bodens mehr vorsah.

Die übrigen feudalen Regime beispielsweise des Heiligen Römischen
Reiches Deutscher Nation konnten dem Ansturm der Revolutionsarmeen nur
etwas entgegensetzen, wenn sie ihre Bevölkerung selbst zu mobilisieren
vermochten. Das war die Stunde der Erfindung der Nation, die durch
materielle Veränderungen für die Bauernbevölkerung unterfüttert werden
musste.

In der Reaktion auf die bürgerliche Revolution wurden feudale und
zünftige Verhältnisse teilweise aufgelöst - einmal durch die
Bauernbefreiung, die in deutschen Ländern bis 1865 stattfand, und zum
anderen die Aufhebung der gewerberegulierenden Zünfte.

In der "Bauernbefreiung" mussten unfreie Bauern feudale Lasten durch
Geldzahlungen an den Grundherren ablösen - was sie zur
Marktorientierung ihrer Produktion zwang und im doppelten Sinne frei
machte: frei von den bisherigen Produktionsmitteln und frei, ihre
Arbeitskraft in den Städten zu verkaufen.

Die Adligen erhielten auf diese Weise Geld und konnten fortan frei
über ihren Grundbesitz verfügen, ohne dass Versorgungsansprüche und
Nutzungsrechte der Bauern dies beschränkten. Fortan mussten sie nur so
viele Arbeitskräfte bezahlen bzw. unterhalten, wie sie für ihre
Produktion brauchten. Die Bauernbefreiung war also die Befreiung zum
bürgerlichen Eigentum am Grundbesitz und zugleich die Produktion von
potentiellen Lohnarbeitern, weil die bisherigen anspruchsberechtigten
Bauern in die Städte auf der Suche nach Erwerbsarbeit wanderten.

Durch den überwachenden zentralisierten Obrigkeitsstaat und deren
lokale Organe, den Landräten etc., waren die Arbeitsverhältnisse auf
dem Lande für die adligen Grundbesitzer weiterhin bequem: Sie konnten
Landarbeiter unter Verhältnissen beschäftigen, die durch die
Gesindeordnung ähnlich der bisherigen Unfreiheit feudaler Verhältnisse
geregelt waren.

Nach dem Scheitern der Revolution 1848 behielten und erweiterten die
Adligen ihre Funktion in Politik und Militär. Bismarcks Politik machte
in diesem Wandlungsprozess den geldbesitzenden Adligen als
Grundbesitzern drei wesentliche Angebote: Sie bildeten das Rückgrat
des Staates als Diplomaten, Abgesandte, Minister; sie sollten die
Nahrungsmittel in der Landwirtschaft produzieren, die die städtische
Bevölkerung versorgte und wurden gegen ausländische Konkurrenz durch
die Lebensmittel verteuernde Schutzzölle zeitweilig geschützt. In den
1880/1890er Jahren waren es vor allem die Großgrundbesitzer, die durch
neue Gebäude, Düngemittel und Maschineneinsatz mit weniger
Lohnarbeitern mehr produzierten und Geld verdienten - und dieses Geld
in die Industrie investierten, in den Bergbau, die Eisen- und
Stahlindustrie usw.

Viele Söhne des Adels wurden Offiziere eines größer werdenden
stehenden Heeres, das den Einigungsprozess in Kriegen gegen Monarchien
exekutierte - zunächst gegen Dänemark, dann gegen Österreich und
schließlich gegen Frankreich. Adlige Offiziere befehligten zunächst im
preußischen Heer, dann in dem des Deutschen Reiches weiterhin
Bauernsöhne, die sich leichter auch gegen die eigene Bevölkerung in
den Städten einsetzen ließen.

Das Bürgertum musste in diesem bevormundenden Staat auf politische
Freiheiten und parlamentarische Mitwirkung verzichten. Es gewann aber
gleichzeitig die Sicherheit, dass die Arbeiterbewegung ihm nicht
gefährlich werden würde, wenn es beim Ausbau von Industrie und Gewerbe
seinen Reichtum mehrte.

Die herrschenden gesellschaftlichen Klassen waren dann zwar dem
Herkommen nach feudal, weil sie auch teilweise von einer adligen
herrschenden Schicht ausgeübt wurden, aber sie hatten sich zugleich in
bürgerliche gewandelt. Der Adel beteiligte sich an bürgerlichem Erwerb
in Landwirtschaft und Industrie, spielte eine neue Rolle im
bevormundenden Staat und hielt als bewaffnete Macht die
Arbeiterbevölkerung in Schach.

Zu dieser Entwicklung gab es Alternativen - etwa einen durch
Republiken vereinbarten Weg zum Nationalstaat, der durch ein Volksheer
abgesichert worden wäre. Das Bild vom geraden Weg zur Demokratie im
19. Jahrhundert ist für die herrschenden Klassen allzu weich
gezeichnet. Eher hat das deutsche Bürgertum im 19. Jahrhundert aus
Angst vor der Arbeiterbewegung und dem Verlust ihres Eigentums einige
diktatorische und obrigkeitsstaatliche Umwege (mit-)beschritten, bevor
es sich aus Angst vor möglicherweise noch weiter gehendem Machtverlust
- zeitweilig - zu allgemeinem Wahlrecht, Demokratie, Republik und
Zugeständnissen bei den Arbeiterrechten durchrang. Schon in der
Novemberrevolution begannen die bürgerlichen Klassen die errungenen
Arbeiterrechte zu bekämpfen, die Räte-Demokratie in Betrieben und
Wirtschaft abzuwehren und die repräsentative Demokratie zu
unterminieren, um schließlich 1933 eine Diktatur zu unterstützen, die
zwar bürgerliche Freiheiten einschränkte, aber durch Zerstörung der
Arbeiterbewegung, Krieg und Eroberung, Eigentum und Profite zu sichern
und auszuweiten versprach.

 * 
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LESUNG/1840: Unna - Bilderbuchkino mit der Leseschnecke "Will'ma", 20.03.19


Kreisstadt Unna

Bilderbuchkino mit Will'ma am Mittwoch, 20. März 2019



Kreisstadt Unna. Die Leseschnecke Will'ma, das Maskottchen der
Kinderbibliothek im zib, hat sich auch für das Bilderbuchkino im März
auf die Suche nach lustigen und spannenden Geschichten gemacht. Dabei
hat sie zwei tolle Bilderbücher gefunden, die sie Kindern ab 4 Jahren
vorlesen möchte:

"Bo zieht aus" von Bernd Kohlhepp



Familienleben ist manchmal ganz schön anstrengend. Und da will man
schon mal abhauen und allein für sich sein. Bo ist stinksauer. Sein
Schnürsenkel ist gerissen, eine Spielfigur ist futsch und zum
Mittagessen gibt es Brokkoli. Das reicht! Bo zieht aus. In den Garten.
Sein Zelt steht schief, aber das ist Bo egal. Langsam wird es dunkel
und kalt, auch egal. Aber was raschelt da? Auch seine Schwester zieht
aus und kriecht zu ihm. Allein bleiben sie in dieser turbulenten Nacht
nicht. Denn auch sein Hund und die Eltern von Bo ziehen einer nach dem
anderen zu Bo ins Zelt. Eine lustige Familiengeschichte zum Thema
Großwerden und Mutig sein.

Mit freundlicher Genehmigung vom Verlag Sauerländer.

"Pauli Superstar" von Brigitte Weninger



Jetzt kickt Pauli! Im Wald findet ein Junioren-Fußballturnier statt.
Begeistert stellt Fußballfan Pauli eine Mannschaft zusammen: die
Wilden Kaninchen. Am großen Tag treten sie gegen die Frechen Dachse
an. Aber die Gegner kämpfen mit allen Mitteln. Eine wunderschöne
Geschichte über Zusammenhalt und Fairplay für alle kleinen
Fußballer.

Mit freundlicher Genehmigung vom Nord Süd Verlag.

Beginn des Bilderbuchkinos ist um 16 Uhr.

Das Angebot ist kostenlos, eine Voranmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.03.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna
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THEATER - PUPPENTHEATER/298: Lippstadt - "Der freche Räuber Hotzenplotz" mit Uwe Natus, 23.03.2019


Stadt Lippstadt

"Der freche Räuber Hotzenplotz" 

Puppentheater mit Uwe Natus im Stadtmuseum



Lippstadt. Räuber Hotzenplotz treibt am Samstag, 23. März 2019, sein
Unwesen in der Stadt, genauer gesagt im Stadtmuseum. Dort tritt der
bekannte Puppenspieler Uwe Natus mit dem Stück "Der freche Räuber
Hotzenplotz" auf.

Erzählt wird eine Geschichte rund um Kasperle, Großmutter und den
Räuber, in der auf mysteriöse Weise liebgewordene Dinge der Großmutter
verschwinden. Der zu Hilfe gerufene Kasperle hat eine Idee wie das
Rätsel gelöst werden kann. Gemeinsam mit den Zuschauern, die ihm
helfen sollen, nimmt die Geschichte ihren Lauf.

Das Puppentheater ist eine Veranstaltung für Kinder ab vier Jahren und
für alle, die Freude am Puppentheater haben. Die Vorstellung im
Stadtmuseum beginnt um 15 Uhr.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.03.2019
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AUFBAU/562: Potentiale multiplizieren - Kämpfe verbinden


aufbau Nr. 96, März/April 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Potentiale multiplizieren - Kämpfe verbinden



Schweizweit rollt seit einigen Wochen eine unberechenbare Welle von
Frauenpower durch das Land. Der Schlachtruf vom Frauenstreik von 1991 -
 Wenn Frau will, steht Alles still! - erschallt von Neuem durch
verschiedene Regionen und Städte. Auch wir machen uns bereit.



(fk) Wir erleben gerade eine Zeit ausserordentlicher
Frauenbewegungen. Seit mehr als zwei Jahren findet weltweit eine
öffentliche Debatte zu Sexismus in den verschiedenen
gesellschaftlichen Bereichen statt. Daraus entstanden die #metoo-
und #WeTogether-Bewegungen, die bis heute aktiv sind. Immer noch
werden zum Thema Womens Marches auf der Strasse organisiert, auch in
Zürich.

Am 8. März 2018 wurde der weltweit grösste Frauenstreiktag
organisiert. In etlichen Ländern auf verschiedenen Kontinenten wurden
Millionen von Frauen, aber auch Männer aktiviert. Vorbereitungen sind
im Gange, um am 8. März 2019 wieder einen solchen weltweiten
Frauenstreiktag zu organisieren. In Zürich zieht die alljährliche
Frauendemo zum 8. März so viele Frauen* an, wie schon lange nicht
mehr. Die letzten beiden Jahre konnten rund 1500 Frauen* gezählt
werden. Auch in Winterthur und Basel finden Aktionen und Demos zum 8.
März statt.

Und nun soll also auch noch ein zweiter 14. Juni die Schweiz
zunderobsi bringen. Grandios! (auch wenn wir den Schweizer
Frauenstreik lieber mit der ganzen Welt zusammen am 8. März begangen
hätten - aus dem Bezug zur proletarischen Frauengeschichte heraus und
vom internationalistischen Aspekt her).


14. Juni 1991

Werfen wir einen Blick zurück: In einer relativ unbewegten Zeit wird
die Idee des Frauenstreiks von vier Uhrenarbeiterinnen der Romandie
geboren. Sie haben die Nase voll davon, dass ihre Löhne für tägliche
Schufterei unter strenger Aufsicht monatlich zwischen 1300.- und 1800.-
 Franken betragen - Löhne, die nicht annähernd lebenskostendeckend
sind. Besonders erzürnt sie auch, dass routinierte Arbeiterinnen
weniger verdienen als angelernte junge Männer.

Die Arbeiterinnen wenden sich also mit der Idee an die Führungsgremien
des SMUV (Schweizerischer Metall- und Uhrenarbeiterverband). Trotz
Vorbehalten gelingt es daraufhin den Zentralsekretärinnen, mit viel
Power die Streikidee im SMUV durchzuboxen und selbst den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund SGB davon zu überzeugen. Unglaublich
in der Schweiz, dass der SGB einlenkt, trotz «Arbeitsfrieden», wenig
organisierten Arbeiterinnen und wenig sonstigen begleitenden Frauen-
und Klassenkämpfen.

Die Zentralsekretärinnen organisieren die Streikkoordination und die
Medienarbeit. Der Stein kommt ins Rollen. Streikbroschüren, Knöpfe,
Kleber, Plakate, Ballone, alles in hunterttausender Auflagen, werden
produziert. Praktisch sämtliche Gewerkschaftsbüros der Schweiz
beteiligen sich. 50 Streikkomitees organisieren die Arbeit,
verschiedene Frauenorganisationen nehmen teil.

Es geht um die praktische Umsetzung des Gleichstellungsartikels von
Frau und Mann, um die Erhöhung der Frauenlöhne, insbesondere auch jene
der GrenzgängerInnen, um die Aufteilung und den Wert von Haus- und
Familienarbeit, um die Anerkennung derselben in den
Sozialversicherungssystemen und entsprechend höhere Renten, eine
Mutterschaftsversicherung, gegen sexistische Werbung und Sexismus im
Allgemeinen, gegen Gewalt an Frauen, um mehr Frauen in
Kaderpositionen, und und und. In sämtlichen Regionen der Schweiz,
Städten und Dörfern, ist das Thema präsent. Zahlreiche erpresserische
Drohungen seitens der Arbeitgeberverbände lassen die Frauen kalt.

Die fehlende Streiktradition macht es 1991 den Gewerkschafterinnen
nicht einfach, offensiv einen ganztägigen Streik zu propagieren. Sie
halten eher stundenweises Streiken, Protestpausen und kleinere
Aktionen in den Betrieben realisierbar. Immerhin aber kommt eine
grosse Kreativität von Protestformen ins Spiel. Der Bundesplatz in
Bern wird gestürmt, der für eine Internationale Delegation zur
700-Jahr-Feier abgesperrt worden war - die Delegation muss über den
Hintereingang ins Bundeshaus. Liegestühle und Streikpicknicks auf
öffentlichen Plätzen, Eindringen in Betriebe mit Megafonen und
Musikbands, Klappstühle für Verkäuferinnen in den Warenhäusern,
Lahmlegung des Verkehrs, Frauenstreiklieder, Frauenchöre,
Kulturfrauen, die sich in Szene setzen, Veranstaltungen, Happenings,
Diskussionen, Aktionen in Schulen, Spitälern, Gemeindehäusern,
Firmen, ... Und auch einzelne Sexarbeiterinnen lassen ihre Salontüre
verschlossen um dagegen zu protestieren, dass ihr Beruf nicht als
solcher anerkannt ist und sie gesellschaftlich stigmatisiert werden.

Die Genossen organisieren Streikküchen und Kinderhütedienste. Und auch
im Ausland ist der Anklang von Kanada bis Moskau über Australien
enorm. Das ZDF filmt, die Deutsche Hausfrauengewerkschaft organisiert
eine Soliaktion: 4000 von ihnen demonstrieren in Bonn.
Solidaritätstelegramme aus aller Welt trudeln beim SGB ein.


Vorbereitungen zum 14. Juni 2019

Seit einigen Monaten nun thematisieren Frauen in der Schweiz den 14.
Juni 2019 als zweiten schweizweiten Frauenstreiktag, da sich nichts
Relevantes verbessert hat. Wiederum ausgehend von gewerkschaftlichen
Frauen in der Romandie hat die Sache bereits erstaunlichen Schwung
aufgenommen. Auch der SGB hat wieder seine Unterstützung zugesagt. Ein
Manifest wurde verfasst und in drei Landessprachen übersetzt. In
verschiedenen Städten finden unzählige Vernetzungs- und
Vorbereitungstreffen sowie Veranstaltungen statt. Auch linke Gruppen
und Studierende organisieren Versammlungen und Veranstaltungen. Es ist
die Rede von Streiks in Betrieben, Hochschulen und Haushalten, von
Aktionen, Demonstrationen, Besetzungen des öffentlichen Raums. Der
VPOD wird in Zürich vorausgehend verschiedene Aktionstage in
verschiedenen Bereichen organisieren.

Klar ist, dass hier verschiedene Klassen und Schichten angesprochen
werden. Frauen bringen unterschiedliche klassenspezifische Interessen
hinein. Vorwiegend jedoch thematisiert der 14. Juni proletarische
Fraueninteressen. Es geht um Lohngleichheit, gegen Sexismus zu Hause,
am Arbeitsplatz, in der Schule, um die Stagnation der gesetzlich
verankerten Gleichstellung, um die kleinen Renten im Alter und als
Mensch mit einer Behinderung, um Kollektivierung, Umverteilung und
Vergesellschaftung der Haus- und Familienarbeit, um Reduktion der
Lohn-Arbeitszeit, Freiheit der sexuellen Identität, gegen
Schönheitswahn und Körpernormen, gegen sexistische und homophobe
Gewalt, für die Anerkennung und Aufnahme von MitgrantInnen, das Recht
auf Asyl, für eine nicht-patriarchale Erziehung und Bildung, gegen
Geschlechterrollen, für weltweite Frauensolidarität, gegen Rassismus
und mehr. Eine breite Palette von Themen aus dem Manifest, die wir
allesamt unterschreiben können.


Unterschiede

Damals fand der Frauenstreik in einer relativ unbewegten Zeit statt.
Deshalb ist es erstaunlich erstens, dass er überhaupt stattfand,
zweitens, dass er ein solcher Erfolg wurde. Niemand hatte es für
möglich gehalten, dass in der Schweiz, ohne nennenswerte begleitende
Klassen- oder Frauenkämpfe, ein solches Potential mobilisierbar wäre.
Alle waren erstaunt, dass sich in der Schweiz tatsächlich ½ Million
Frauen in der einen oder anderen Form an einem Streiktag beteiligen
werden. Heute befinden wir uns in einer Zeit, in der die
Frauenbewegungen weltweit im Aufwind sind. Die Streikkomitees
übertreffen bereits jetzt an Zahl und Vielfältigkeit jene von 1991.
Doch ein entscheidender Minuspunkt ist, dass die Gewerkschaften heute
in wichtigen Frauensektoren weniger gut verankert sind als damals. Sie
haben in den letzten 30 Jahren stetig an Mitgliedern verloren, auch im
Pflegebereich.


Verbinden wir die Kämpfe

Eine besondere Chance sehen wir in der Verbindung von Betriebskämpfen
mit der politischen Widerstandsbewegung, sowie der Verbindung von
Frauen- und Klassenkämpfen. Diese Möglichkeit ist nicht immer gegeben.
Oft agiert die eine Seite isoliert von der anderen. Im Allgemeinen hat
die politische Widerstandsbewegung wenig Bewusstsein über die
Bedeutung der Klasse und ihrer Kämpfen, zieht wenig Verbindungslinien
zu ihren eigenen Arbeits- und Lebenswelten, identifiziert sich wenig
mit der ArbeiterInnenklasse. Wir sollten es für einmal wagen, bei
unseren eigenen ArbeitskollegInnen den 14. Juni aufzuwerfen und ein
mögliches Potential auszuloten, und falls vorhanden, zu aktivieren.
Der 14. Juni eignet sich dafür besonders gut, da er ganz verschiedene
Arbeits- und Lebensbereiche einbezieht und eine grosse
gesellschaftliche Legitimation besitzt.

Die Verhältnisse ändern sich und es bewegen sich gerade mehr Menschen,
vor allem proletarische Frauen. Die revolutionäre Linke sollte diese
Chance nutzen, um aus ihrer Nischenpolitik rauszukommen und zu mehr
gesellschaftlicher Relevanz zu kommen. Der Frauenstreik ist eine
besondere Gelegenheit inmitten einer ansonsten reaktionären
Entwicklung, sie kann zu einer Massenbewegung werden, die Emanzipation
und Klassenkampf, Betriebskämpfe und politische Widerstandsbewegung
zusammenbringt.

Und für einmal lassen sich auch die Genossen in Frauenkampf-Aktionen
einbinden. Wir sollten auch dies als Chance nutzen, um einmal mehr
neue Geschlechterverhältnisse mit den Genossen zu diskutieren. Und
natürlich ist wünschenswert, bzw. notwendig, auch als Mann ganz
konkret am 14. Juni Hand (und Kopf) anzulegen und Unterstützung zu
bieten für all die Arbeiten, die sonst unbeachtet vor allem die Frauen
erledigen.


Kontinuität ist gefragt

Was können wir tun, dass nach dem 14. Juni der ganze Power nicht
wieder versandet, wie nach dem 14. Juni 91? Wie kann das Potential für
die nötige Kontinuität der Frauenkämpfe genutzt werden? Diese Frage zu
beantworten ist dringlich, wollen wir, dass Veränderungen tatsächlich
stattfinden können. Ohne kontinuierlichen Druck von unten passiert
nichts - im Gegenteil, es wird gerade vieles mit der reaktionären
Entwicklung noch schlimmer. Ohne kontinuierliche Frauen- und
Klassenkämpfe lassen sich die kapitalistisch-patriarchalen Macht- und
Profitverhältnisse nicht umwerfen. Wir müssen uns also fassbar machen,
damit jene, die am 14. Juni auf der Strasse aus allen Bereichen
zusammenströmen, vor allem die proletarischen Frauen, uns sehen und
von unserer Organisation, unseren perspektivischen Inhalten und
langjährigen Erfahrungen angezogen werden.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 96, März/April 2019, Seite 1 + 7

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - GRASWURZELREVOLUTION/1844: Frankreichs verschärftes Demonstrationsgesetz















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1844: Frankreichs verschärftes Demonstrationsgesetz


graswurzelrevolution Nr. 437, März 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Frankreichs verschärftes Demonstrationsgesetz

von Lou Marin, Marseille



Die neuen Polizeigesetze, die in Bayern und Nordrhein-Westfalen
durchgesetzt wurden (die GWR berichtete) und dem präventiven
Eingreifen des Staates vor jeder Protestaktion erweiterten Raum
verschaffen, finden derzeit ihr Pendant in Frankreich im neuen Gesetz
zur sogenannten "Vorbeugung von Gewalttaten während Demonstrationen
und zur Bestrafung der Ausführenden" - im Volksmund "loi anticasseurs"
genannt.


Der Begriff "Casseurs" (wörtlich: "Zerbrecher" oder
"Zerschlager") ist im Deutschen mit "Randalierer" nur ungenügend
übersetzt. "Casser" bezieht sich vom Wortsinn her klar auf die
Zerstörung von Sachen, wird aber in Frankreich von kaum jemand so
verstanden. Für Staat, Medien und bürgerliche Öffentlichkeit sind die
"Casseurs" immer Gewalttäter, die Polizist*innen angreifen und
gleichzeitig Sachen zerstören - was wiederum auch allgemein unter dem
Begriff "violence" (Gewalt) gefasst wird. Doch auch unter den
Protestierenden, in den letzten Wochen vor allem den "Gelbwesten",
wird das in dieser Verbindung verstanden: Es wird fast nie versucht,
eine prinzipielle Unterscheidung zwischen bewusster Sachbeschädigung
gegen neoliberale Einrichtungen, etwa gegen Bankfilialen, und
Angriffen auf Personen, vor allem Polizist*innen, zu treffen.

Auch diejenigen, die ihre Aktionen öffentlich als "pazifistisch"
begreifen und benennen ("on reste pacifiquement"), u.a. auch die
"Gelbwesten-Frauen", die Sonntags gegen die männliche Dominanz bei den
militanten Auseinandersetzungen auf die Straße gingen, machen diese
Unterscheidung nicht. Auch sie begreifen Sachbeschädigungen ihrerseits
als "violences". Diese begriffliche Vermischung zeigt, wie wenig eine
Kultur der direkten gewaltfreien Aktion und des zivilen Ungehorsams in
Frankreich verbreitet ist, und erleichtert es den Staatsbehörden, eine
öffentliche Legitimierung für ihr Gesetz "anti-casseurs"
durchzusetzen. Dabei werden sie unterstützt von den sogenannten
"Foulards rouges" (Rote Schals), Mittel- und
Oberschichts-Demonstrant*innen für Law and Order, die gegen die
"Gelbwesten" aufmarschieren.

Begünstigt wurde die neue repressive Gesetzgebung in den letzten
Wochen durch die Mobilisierungen der "Gelbwesten", die auf einem
geringeren Niveau als in den Wochen vor Weihnachten stattfinden
(ca. 60-80.000 im Januar und Februar im Gegensatz zu 150-200.000 im
November und Dezember). Dadurch war die Macron-Regierung nicht mehr zu
sozialen Zugeständnissen gezwungen, sondern verschärfte im Bewusstsein
der zurückgegangenen Beteiligungszahlen Polizeibrutalität und
Repression.


Enteignung der Judikative zu Gunsten der Exekutive

Das französische Parlament beschloss am 5. Februar 2019 die folgenden
Verschärfungen im Demonstrationsrecht(1):

Im Artikel 1 kann die Staatsanwaltschaft die Durchsuchung von Personen
im Vorfeld einer Demo verfügen; sie kann die Durchsuchung von Taschen,
Rucksäcken und Fahrzeugen am Rande einer Demo verfügen, um als "Waffen
einsetzbare Gegenstände" zu beschlagnahmen. Dazu können benzinhaltige
Flaschen, aber auch Hämmer oder Boulekugeln und Alltagsgegenstände
gehören.

Nach Artikel 2 kann der Präfekt nach Vorbild des geltenden Verfahrens
bei Stadionverboten gegen Fußball-Hooligans Demo-Verbote von maximal
einem Monat Dauer gegen Individuen aussprechen, die "aus ernsthaften
Gründen zum Denken" Anlass geben, dass sie "die öffentliche Ordnung
auf besonders starke Weise gefährden".

Nach Artikel 3 werden solche Personen, gegen die Demo-Verbote
ausgesprochen wurden, in einer speziellen Datei erfasst. Ungeklärt
ist, ob und wann diese Daten wieder gelöscht werden.

Artikel 4 betrifft eine Verschärfung des in Frankreich bereits
geltenden Vermummungsverbots, ganzer oder teilweiser Art oder auch mit
Helm: Dieses wird nun von einer Ordnungswidrigkeit mit geringem
Bußgeld zu einer Straftat hochgestuft, die mit bis zu einem Jahr Knast
und mit bis zu 15.000 Euro Strafe belegt werden kann.

Artikel 5 führt das Prinzip des umfassenden Schadenersatzes für
Sachbeschädigung ein: Für Sachbeschädigung verurteilte Personen können
gezwungen werden, den Schaden bis zur Gesamtsumme des kollektiv
verursachten Schadens zu bezahlen.

Gegen diese Gesetzesverschärfungen haben sich nicht nur
Anarchist*innen und andere Linke ausgesprochen, der öffentliche
Widerspruch geht bis weit ins bürgerliche Lager und in das
Anwaltsmilieu hinein.

Selbst der bisher Macron nahe stehende Anwalt François Sureau hat von
einer Verlagerung der Entscheidung hin zur Exekutive und von einem
Ausschalten judikativer Funktionen des Gerichts oder der
Untersuchungsrichter gesprochen: "Man sagt da, dass ein
Regierungsangestellter [der Präfekt; d.A.] ein Verbot aussprechen
kann, wenn jemand 'aus ernsthaften Gründen zum Denken' von etwas
Anlass gibt. Und man sagt, dass da ein Richter, selbst im
Eilverfahren, nur ein Hindernis darstellt. (...) Dadurch ist nun aber
alles möglich. Anscheinend kommt hier niemand auf den Gedanken, dass
der Präfekt eben nicht selbst 'denkt'. Sondern er denkt, was die
Regierung ihm zu denken vorgibt." Sureau kommt beim Gesetz zu dem
Ergebnis: "Man will hier die Demos eindämmen, nicht die Gewalttaten.
Der Bürger soll eingeschüchtert werden, nicht der Straftäter."(2)

Schon für die Notstandsgesetze nach den islamistischen
Terroranschlägen 2015-2017 war typisch, dass Rechte der Judikative
beschnitten oder zurückgedrängt und in den Machtbereich der Exekutive
verlagert wurden.


Erneut viele Verletzte durch Polizeigranaten - aber auch
antisemitische Ausfälle

Derweil ging die Polizei an den letzten Wochenenden mit ihren aus dem
Militär stammenden Gummigeschossen, den sogenannten LBD40 (Lanceurs de
Balles de défense) oder auch den Offensivgranaten zur Zerstreuung von
Ansammlungen (grenade de désencerclement), ihrerseits brutal vor.
Jérôme Rodriguez wurde am 25. Januar beim Filmen eines
Polizeieingriffs von einer Zerstreuungsgranate am Auge getroffen und
wird wahrscheinlich halbseitig erblindet bleiben.(3) Am 9. Februar
wurden einem Demonstranten durch eine ebensolche Granate vier Finger
abgerissen, als die Polizei auf ihn und andere schoss, die vor dem
Parlament Absperrgitter einreißen wollten.(4)

Auf Anfrage der Tageszeitung "Libération" nannte das Innenministerium
Anfang Januar eine Zahl von ca. 50 Schwerverletzten unter den
insgesamt angegebenen 1700 verletzten "Gelbwesten" und eine kaum
nachprüfbare Zahl von 3000 Verletzten insgesamt (Demonstrant*innen und
Polizei) seit Beginn der Proteste Mitte November 2018.(5)

Der kritische Journalist David Dufresne hat angefangen, Meldungen über
Verletzungen zu sammeln, um eine Bilanz zu erstellen. Zusammen mit der
linken Medienplattform "Mediapart" hat er bisher 337 Verletzungsfälle
aufgelistet, davon einen Todesfall, 152 Kopfverletzungen, 17 Fälle
gravierender Augenverletzungen - und vier Fälle abgerissener Hände,
noch vor dem Vorfall am 9. Februar.(6)

Der Rückgang der Beteiligtenzahlen bei den Demos der "Gelbwesten"
macht deren neofaschistische, von Verschwörungstheorien und
Antisemitismus geprägte Minderheit sichtbarer.

Am 16. Februar wurde der konservative Philosoph Alain Finkielkraut auf
der Straße explizit als Jude von "Gelbwesten" mit folgenden
Diffamierungen angegangen: "Frankreich gehört uns!", "Dreckiger
Scheiß-Zionist, hau ab!", "Palästina!", "Geh heim nach Israel!", "Nach
Tel Aviv, nach Tel Aviv!", "Du wirst sterben!", "Du wirst zur Hölle
fahren!", "Gott wird dich bestrafen!" Dabei befürwortet Finkielkraut
in Bezug auf Israel/Palästina sogar eine Zwei-Staaten-Lösung, aber das
interessiert die Diffamierer nicht weiter. Das ist nur die Spitze
eines Eisbergs, sowohl aus dieser Bewegung als auch in ganz
Frankreich. 2018 sind die registrierten antisemitischen Akte in
Frankreich gegenüber 2017 um 74% gestiegen.


Anmerkungen:

(1): Vgl. Marie Astier: Les députés ont voté pour limiter la liberté
de manifester, in: Website Reporterre, 5.2.2019, siehe:

https://reporterre.net/Les-deputes-ont-vote-pour-limiter-la-liberte-de-manifester

(2): Solenn de Royer: Interview mit François Sureau: "C'est le citoyen
qu'on intimide, pas le délinquant", in: Le Monde, 5.2.2019, S. 10.

(3): Vgl.: https://www.lesinrocks.com/2019/01/27/actualite/societe/le-temoignage-de-jerome-rodrigues-le-gilet-jaune-blesse-loeil-bastille-111162335/

(4): Christine Ollivier: Gilets jaunes: un blessé grave au cours de
l'acte XIII, in: Le Journal du Dimanche, 10.2.2019, S. 10.

(5): Angaben nach Silvia Stöber: Das Schweigen über die Verletzungen,
in: ard-Website, 9.2.2019.

(6): Angaben nach Website der Tageszeitung Le Figaro, 26.1.2019.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2356: Luftsicherheitskräfte - Das reicht nicht!


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Das reicht nicht!

Die Luftsicherheitskräfte lehnen das Tarifergebnis ab

von Violetta Bock



Ende Januar hatte Ver.di die übliche Erfolgsmeldung nach einem
Tarifkampf bekannt gegeben. Es gebe eine Einigung mit dem
Bundesverband der Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) über den ersten
bundesweiten Entgelttarifvertrag in der Luftsicherheit. Doch weiter
ging es keineswegs wie immer.


Nachdem die Tarifkommission nur mit knapper Mehrheit für den
Abschluss gestimmt hatte, wurden die Mitglieder befragt. 55 Prozent
lehnten das Ergebnis ab - und damit kommt es nun zu Nachverhandlungen.

Bundesweit arbeiten rund 23.000 Menschen im privaten
Sicherheitsdienst, unterteilt in drei Bereiche. Sie kontrollieren im
Auftrag der Bundespolizei (1) Passagier und Gepäck, (2) Zugänge und
Zufahrten und (3) Fracht und Waren. Mit deutlichen Warnstreiks hatten
sie nicht nur auf ihre Anliegen aufmerksam gemacht, sondern auch auf
ihre strukturelle Macht. An einem Tag wurden etwa in Frankfurt am
Main, Hannover, Bremen, Erfurt, Leipzig, Dresden, München und Hamburg
Warnstreiks durchgeführt. Dadurch entfielen rund 1200 Flüge. Nach
Angaben des Flughafenverbands ADV waren bis zu 220.000 Passagiere
betroffen, die laut Berichterstattung überwiegend verständnisvoll
reagierten.

Die Streiks waren gar so wirkungsvoll, dass der Gewerkschaftsforscher
Wolfgang Schröder sie überzogen fand und als gefährdend für die
Sozialpartnerschaft einstufte: Denn auch wenn Gewerkschaften
Durchsetzungsmacht beweisen müssten, gelte es berechenbar, verlässlich
und regelkonform zu agieren, um die Sozialpartnerschaft nicht zu
gefährden. "Es darf nicht zu einer überzogenen Demonstration von
Mächtigkeit einer Gruppe kommen, die über eine spezielle Macht
verfügt", so wird er in einem Interview mit dem Tagesspiegel
zitiert.


Dicke Luft

Die Unternehmen haben jedoch schon längst selbst die
Sozialpartnerschaft aufgekündigt bzw. bemühen sich nicht einmal mehr,
eine Illusion davon aufrechtzuerhalten. Nicht umsonst herrscht dicke
Luft in der Luftsicherheitsbranche. Die Privatisierung hat die
Arbeitsbedingungen und Löhne massiv verschlechtert. Auch die
Gewerkschaft hat dabei mitgespielt.

Die Luftsicherheitsbranche ist geprägt von Ausgliederungen,
unterschiedlichsten Verträgen, Stundenlöhnen und Zuschlägen. Die
Arbeitsverdichtung ist gestiegen. In Tegel sind die Passagierzahlen im
letzten Jahr um 700.000 auf 22 Millionen angestiegen - einen
entsprechenden Personalausgleich gab es nicht. Beklagt werden auch die
Zehn-Stunden-Schichten.

Besonders frappierend sind die Lohnunterschiede. Während in
Ostdeutschland 11,30 Euro gezahlt werden, sind es in Baden-Württemberg
für die gleiche Tätigkeit 17,16 Euro. Kein Wunder, dass die Wut groß
ist. Die diesjährige Verhandlungsrunde sollte daher genutzt werden,
um, nicht zuletzt angesichts dieser Arbeitsmarktsituation, strukturell
etwas zu verändern. 20 Euro pro Stunde für jede und jeden, in Ost und
West - das war die Kernforderung, die die Tarifkommission beschlossen
hatte und mit der die Beschäftigten in den Streik zogen. Die Forderung
zog, das konnte man an der Beteiligung und an den gewerkschaftlichen
Organisierungserfolgen ablesen.


Das Ergebnis: ein laues Lüftchen

Die Verhandlungen verliefen entsprechend zäh. Erst in der fünften
Runde Ende Januar einigten sich Ver.di und der BDLS. Die Einigung
sieht vor, dass die Beschäftigten jährlich 3,5 bis 9,77 Prozent mehr
Geld bekommen - die Zuwächse unterscheiden sich von Region zu Region
und von Tätigkeit zu Tätigkeit. Die größte Gruppe der Beschäftigten,
die Luftsicherheitsassistenten, verdient in Niedersachsen zurzeit 17
Euro pro Stunde. Die Luftsicherheitsassistenten erhalten dann etwa am
Flughafen Leipzig/Halle 1,44 Euro die Stunde mehr, 2021 wird das
Westlohnniveau erreicht. Bis 2021 soll das Entgelt stufenweise auf 19
Euro steigen. In den anderen Tätigkeitsbereichen ist ein längerer
Anpassungszeitraum notwendig.

Die Arbeitgeber rückten zudem von der Bezeichnung einfacher
Anlerntätigkeiten ab, gemeinsam wird eine Initiative für einen
Ausbildungsberuf "Fachkraft für Luftsicherheit" gestartet. Die
Gesamtlaufzeit des Tarifvertrags beträgt drei Jahre, die
Gesamterhöhungen je nach Region und Tätigkeit in diesem Zeitraum
zwischen 10,5 Prozent und 26,7 Prozent. Der Tarifvertrag
"Zeitzuschläge/Zulagen/Wahlmöglichkeiten" wird unmittelbar nach
Abschluss des Entgelttarifvertrags verhandelt.

Angesichts des Ergebnisses machte sich an den Flughäfen
Unzufriedenheit breit. Die Bundestarifkommission stimmte selbst nur
mit knapper Mehrheit zu und knüpfte das Ergebnis erfreulicherweise an
eine Mitgliederbefragung. Dabei lehnten 55 Prozent der Teilnehmenden
das Ergebnis ab. In Niedersachsen und Bremen stimmten nach
Informationen der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung sogar zwei
Drittel gegen den Vertrag. Sicher ist das nicht zuletzt das Ergebnis
davon, dass die Streiks deutlich machten, dass mehr zu gewinnen ist.


Rückenwind für Nachverhandlungen

Der Entgelttarifvertrag wird daher nicht, wie vorgesehen, am 1. März
in Kraft treten. Stattdessen wird nachverhandelt. Über welche Punkte,
wann und wo - darüber gibt Ver.di keine Auskunft. "Bis zum Abschluss
der Gespräche wird es keine Streiks der Luftsicherheitskräfte an den
Flughäfen geben", erklärte Ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ute Kittel.
Bleibt zu hoffen, dass Ver.di den Rückenwind nun nutzt, um in den
Verhandlungen ordentlich nachzulegen. Sollten die Nachverhandlungen
scheitern, könnte es zu einem Schlichtungsverfahren kommen. Ein
neutraler Experte würde dann einen Kompromiss vorschlagen. Aber auch
weitere Warnstreiks sind möglich - dann dürften wieder viele Flüge
ausfallen. Nach einer Urabstimmung könnte Ver.di zudem zu
unbefristeten Streiks aufrufen.
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Z/258: Klasse - Vom Elefant im Raum zum Schlüssel politischer Mobilisierung?


Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 116 - Dezember 2018

Klasse - Vom Elefant im Raum zum Schlüssel politischer Mobilisierung? 

von Nicole Mayer-Ahuja



Nach jahrzehntelangen Beteuerungen, dass die Staaten der "westlichen
Welt" spätestens seit Ende des Zweiten Weltkriegs auf dem Weg zu einer
klassenlosen Gesellschaft seien und "Klasse" als
sozialwissenschaftliche Kategorie ausgedient habe, ist Klassenanalyse
derzeit in aller Munde. Daran lässt der flüchtige Blick in die Presse
keinen Zweifel. Nachdem rechte Horden Ende August 2018 johlend und mit
Hitler-Gruß durch Chemnitz gezogen waren, war etwa auf der Titelseite
der Wochenzeitschrift "Die Zeit" folgende Einschätzung zu lesen: "Der
Erfolg der Rechtspopulisten hat viel mit einer Veränderung der
westlichen Gesellschaften zu tun, bei der aus der bisherigen
ökonomischen und politischen Mitte eine neue Klasse von Verlierern
erwachsen ist, die sich in Chemnitz ungeniert neben Neonazis auf der
Straße zeigte."(1)

Tatsächlich wird die Herausbildung einer "neuen Klasse von
Verlierern", von "Abgehängten", von "Prekariern" in Teilen von
Wissenschaft und medialer Öffentlichkeit als organisatorische Basis
einer zunehmenden (rechten) Politisierung ausgemacht. Eine solche
"Klassenanalyse light" wirf jedoch mehr Fragen auf, als sie
beantwortet. Grund genug, darüber zu diskutieren, ob und wie der
Begriff der Klasse (wieder) sinnvoll für Gesellschaftsanalyse und
emanzipatorische Politik genutzt werden kann. Dazu acht
fragmentarische Gedanken aus Sicht einer Arbeitssoziologin.

1. Der Marx'sche Klassenbegriff: ein sinnvolles Instrumentarium


Wer die Strukturierung von Gesellschaften untersuchen will, kommt an
Begriffen wie Stand, Schicht, Milieu oder eben Klasse nicht vorbei.
Die Überlegungen von Karl Marx sind in dreierlei Hinsicht ein
nützlicher Ausgangspunkt, um aktuelle Entwicklungen zu analysieren.

Erstens geht Marx davon aus, dass sich in der modernen
kapitalistischen Gesellschaft, die sich seit dem 19. Jahrhundert
herausgebildet hat, jene, die Produktionsmittel besitzen oder sie sich
unschwer kaufen können (genannt: die Bourgeoisie bzw. das Kapital)
einer Mehrheit von Menschen gegenüberstehen, für die das nicht gilt
(genannt: die Arbeiterklasse). Deren Existenz ist, wie Marx polemisch
bemerkt, geprägt durch "doppelt freie Lohnarbeit", weil sie persönlich
frei und damit in der Lage sind, die eigene Arbeitskraft zu Markte zu
tragen, zugleich aber "frei" von Produktionsmitteln und deshalb
gezwungen, den eigenen Lebensunterhalt und den der Familie möglichst
kontinuierlich auf diese Weise zu sichern. Das Verhältnis zwischen
Kapital und Arbeit verändert sich im Zeitverlauf, doch es prägt
durchaus auch unsere Gegenwart. So hat die Verwertung von Wert als
Grundlage des Wirtschaftens mit dem Erstarken von Finanzmärkten eher
noch an Bedeutung gewonnen. Nach wie vor wird Arbeitskraft von
Unternehmen eingekauft, um "mehr Wert" zu schaffen (indem Güter
hergestellt und verkauft oder Dienstleistungen erbracht werden). Und
die Arbeitswelt ist geprägt von Konflikten darüber, welchen Anteil des
Erwirtschafteten Arbeitende (in Form von Vergütung) erhalten oder mit
welchen Mitteln (von Organisation, Koordination und Kontrolle)
abstraktes Arbeitsvermögen in konkrete Arbeitsleistung transformiert
wird.

Zweitens erinnert Marx daran, dass "Klasse" zwei Dimensionen
hat. Die objektive Zugehörigkeit eines Menschen zu einer Klasse hängt
von seiner oder ihrer sozioökonomischen Stellung (insbesondere von der
Stellung im Prozess gesellschaftlicher Produktion und Reproduktion) ab
("Klasse an sich"), während erst die subjektiv empfundene
Zugehörigkeit, die sich in gemeinsamen Haltungen und Wahrnehmungen
äußert, eine "Klasse für sich" schafft - und damit eine Grundlage für
Zusammengehörigkeitsgefühle, ein gemeinsames (politisches) Bewusstsein
oder eine Organisierung und Mobilisierung für (als gemeinsam
wahrgenommene) Interessen.

Drittens ist Klassenanalyse für Marx Grundlage für die
Erforschung von gesellschaftlicher Dynamik, die nach seiner Auffassung
nicht zuletzt aus Auseinandersetzungen zwischen den Klassen erwächst.
Darum sendet der Begriff "Klasse" im Deutschen (anders als der
ideologisch unverdächtige Terminus "class" im Englischen) Schockwellen
durch die Medien - und darum plädieren jene, die Ausschau nach einer
sozialen Bewegung halten, die (ähnlich wie die Arbeiterbewegung zu
Marx' Zeiten) als Treiber für eine emanzipatorische Veränderung der
Gesellschaft wirken könnte, für (neue) "Klassenpolitik".

Um den Marx'schen Klassenbegriff als analytisches Instrument nutzbar
zu machen, braucht es demnach einen gedanklichen Dreischritt. Zu
klären ist, (a) wie sich die sozioökonomische Struktur der
Gesellschaft, von Kapital und Arbeit, verändert hat; (b) inwiefern
diese neue Strukturierung es für Arbeitende nahe legt, ein Gefühl der
Zusammengehörigkeit zu entwickeln; und (c) inwiefern dies als
Ausgangspunkt für kollektive Organisierung und Mobilisierung für eine
andere (Arbeits-)Welt genutzt werden kann.

2. Klassenformierung als sozioökonomischer und kulturell-politischer
Prozess

Schon Marx und Engels haben sich gegen eine ökonomistische Lesart
ihres Klassenbegriffs zur Wehr gesetzt und betont, dass sich die
sozioökonomische Position eines Menschen nicht bruchlos in seinem oder
ihrem Kopf widerspiegelt Kurz: Das Sein prägt das Bewusstsein,
determiniert es aber nicht. E.P. Thompson hat dies im Vorwort zu "The
Making of the English Working Class" (1980) betont. In deutscher
Übersetzung heißt es dort: "Eine Klasse formiert sich, wenn Menschen
aufgrund gemeinsamer Erfahrung [...] die Identität ihrer Interessen
empfinden und artikulieren, und zwar sowohl untereinander als auch
gegenüber anderen, deren Interessen von ihren eigenen verschieden (und
diesen gewöhnlich entgegengesetzt) sind. [...] Klassenbewußtsein ist
die Art und Weise, wie man diese Erfahrungen kulturell interpretiert
und vermittelt: verkörpert in Traditionen, Wertsystemen, Ideen und
institutionellen Formen." (Thompson 1987, S. 8)

Inzwischen ist allerdings (teilweise unter Berufung auf Thompson, der
dies nicht verdient hat) eine Überbetonung der subjektiven Dimension
von Klasse festzustellen. Angesichts der in aktuellen politischen
Debatten teilweise vertretenen Auffassung, man sei ArbeiterIn oder
gehöre zum Prekariat, weil nun sich dieser Gruppe zugehörig fühle,
macht es Sinn, daran zu erinnern, dass zumindest für Marx an der
sozioökonomischen Stellung als Grundlage von Klassenzugehörigkeit kein
Weg vorbei geht.

3. Klasse in der Lohnarbeitsgesellschaft: der Elefant im Raum

Thompson betont zu Recht, dass "Klasse" nicht nur ein soziales
Verhältnis, sondern auch eine historische Kategorie darstellt: "Wenn
wir die Geschichte an irgendeinem Punkt anhalten, finden wir keine
Klassen, sondern schlicht und einfach eine Vielzahl von Individuen mit
einer Vielzahl von Erfahrungen. Betrachten wir jedoch diese Menschen
während einer ausreichend langen Zeitspanne gesellschaftlicher
Veränderung, so erkennen wir Muster in ihren Beziehungen, ihren Ideen
und ihren Institutionen. Indem Menschen ihre eigene Geschichte leben,
definieren sie Klasse. [...]." (Thompson 1987, S. 10)

Blicken wir also mit etwas Abstand auf die Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg zurück. Die Marx'sche Klassenanalyse wurde damals nicht
zuletzt mit dem Hinweis ad acta gelegt, dass die industrielle
Arbeiterklasse, deren Entstehung er beobachtet hatte, statistisch an
Bedeutung verlor - dieser Prozess hält bis heute an. Zugleich hat
allerdings Lohnarbeit bzw. abhängige Beschäftigung seit dieser Zeit
kontinuierlich zugenommen; in Deutschland war sie im zweiten Quartal
2018 (mit 40,6 Millionen Menschen) laut Statistischem Bundesamt (2018)
weiter verbreitet als je zuvor. Lohnarbeit, die "lange Zeit eine der
unsichersten, ja unwürdigsten und elendsten Lebensstellungen
bedeutete", wurde damit, wie Robert Castel in seinen "Metamorphosen
der sozialen Frage" (2000, S. 11) betont, zur "Basismatrix" der
modernen Gesellschaft. Die "arbeitende Klasse", die laut Marx dem
Kapital gegenübersteht, hat damit ihre Form verändert. Zwar spielt
industrielle Arbeit weiterhin eine deutlich größere Rolle, als die
Rede von allumfassender Tertiarisierung nahelegt: Der Rückgang der
Industriebeschäftigung wurde überschätzt, weil die Auslagerung von
Tätigkeiten in Kantine, Reinigung, Sicherheitsdienst oder von Teilen
der Produktion an Leiharbeitsfirmen zuvor als "industriell" verbuchte
Jobs statistisch zu Dienstleistungen machte, und weltweit kann
angesichts rapider Industrialisierung in China oder Indien von
De-Industrialisierung ohnehin keine Rede sein. Vor allem aber ließ die
Verallgemeinerung von Lohnarbeit die "arbeitende Klasse" nach 1945
immer größer und vielfältiger werden. Sie umfasste mehr
unterschiedliche Tätigkeiten und Vergütungsformen, der Anteil von
Frauen und MigrantInnen nahm zu, Lebensstile und Konsumstandards
differenzierten sich aus usw. Die Klassengesellschaft schien
überwunden, und Schelsky rief schon 1953 eine "nivellierte
Mittelstandsgesellschaft" aus. Er nahm vor allem die "Vielzahl von
Individuen" wahr, doch faktisch blieb die Scheidelinie zwischen
Kapital und Arbeit bestehen. Immerhin wurde das Privateigentum an
Produktionsmitteln (trotz weit verbreiteter Forderungen nach deren
"Sozialisierung", die nach 1945 bis in die CDU Anklang fanden) nicht
angetastet. Abhängig Beschäftigte profitierten jedoch von einer
ungewöhnlich günstigen Verhandlungsposition, weil die Wirtschaft
boomte und Arbeitskraft entsprechend gefragt war, während die
Systemkonkurrenz es zugleich erforderlich machte, die Vorzüge eines
sozialstaatlich gebändigten Kapitalismus unter Beweis zu stellen.
Selbst unter diesen Bedingungen konnten viele Verbesserungen (etwa die
Ausweitung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall auf ArbeiterInnen)
jedoch nur im Konflikt (etwa im Rahmen langer Streiks) durchgesetzt
werden. Klasse strukturierte weiterhin die Gesellschaft - doch sie
wurde zum sprichwörtlichen Elefanten im Raum, der eigentlich nicht zu
übersehen ist, aber totgeschwiegen wird.

4. Klassenbewusstsein erodierte nicht nur - es wurde zerschlagen


Gewichtiger noch als der statistische Rückgang der industriellen
Arbeiterschaft erschien vielen zeitgenössischen Beobachtern deren
"Verbürgerlichung", verstanden als Wunsch, in einer "Mittelschicht"
aufzugeben. Schwindendes Klassenbewusstsein wurde als notwendige Folge
von Modernisierungsprozessen aufgefasst - doch dies ist in doppelter
Hinsicht irreführend. Zum einen verstanden sich Arbeiter noch in den
1950er Jahren durchaus als Klasse, deren Interessen mit denen des
Kapitals kollidierten. Dies zeigten etwa Popitz und Bahrdt (1957)
anhand einer Studie zu Arbeitern in westdeutschen Hüttenwerken, die
klar zwischen "denen da oben" und "uns hier unten" unterschieden -
allerdings schien das Bewusstsein der eigenen Geschichte zu
verblassen, und es wurden kaum noch "heroische Zukunftsvisionen"
formuliert. Zum anderen war den Befragten das Vertrauen in eine
bessere Zukunft nicht modernisierungsbedingt abhanden gekommen,
sondern in den Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft
ausgetrieben worden, indem die Strukturen der Arbeiterbewegung
zerschlagen, ihre führenden VertreterInnen umgebracht wurden. Die
Nationalsozialisten etablierten in Anlehnung an den italienischen
autoritären Korporatismus das explizit gegen Klassenpolitik gerichtete
Konzept der Betriebsgemeinschaft, in der Kapital und Arbeit zum Wohle
des "Volkes" versöhnt werden sollten. Auch unter gänzlich anderen
Bedingungen (etwa in den USA unter Roosevelt) sollten nach dem Schock
der Weltwirtschaftskrise von 1929 Kapital und Arbeit unter Einfluss
eines starken Staates zu gemeinschaftlichen Lösungen bewegt werden.
Auf dieser expliziten "Anti-Klassenpolitik" baute der "liberale
Konsens" der Nachkriegszeit auf, den Raphael und Döring-Manteuffel in
ihrem Werk "Nach dem Boom" (2008) konstatieren. Zwei Lehren sind
daraus zu ziehen: Die Entwicklung von Klassen und Klassenbewusstsein
ist engstens mit Politik verbunden; und eine Kollektividentität (etwa:
von Arbeitenden) kann selbst dann existieren, wenn das Vertrauen in
die (politische) Durchsetzungsmacht der eigenen Gruppe fehlt.

5. Vereinheitlichung von Lohnarbeit: politisches Projekt der
Boomjahrzehnte 

Die "arbeitende Klasse" als gesellschaftliches Kollektiv, in dem auch
die industrielle Arbeiterschaft aufging, nahm während der ökonomischen
Aufschwungsphase der Nachkriegszeit nicht zuletzt deshalb Gestalt an,
weil Lohnarbeit schrittweise formalisiert und mit sozialer Absicherung
verbunden wurde. Arbeitsverhältnisse waren nun immer öfter
unbefristet, sozialversichert und dauerhaft, Löhne und Gehälter
stiegen regelmäßig und teilweise schneller, als der
Produktivitätszuwachs es nahe legte. Entsprechend konnten sogar viele
ungelernte Arbeiter in der Industrie mehr konsumieren und sparen als
je zuvor, ihren Ehefrauen (erstmalig) das "Zuhausebleiben" ermöglichen
und ihre Kinder auf höhere Schulen oder (im Rahmen der
Bildungsexpansion) sogar auf Hochschulen schicken. Das Verhältnis von
Kapital und Arbeit wurde kaum noch thematisiert, weil
Interessenunterschiede mit Hilfe von Aushandlung und Kompromiss
überbrückt werden konnten, solange eine ausreichende ökonomische und
politische Verhandlungsmasse für "win-win-Situationen" zur Verfügung
stand. Ausdruck der spezifischen Kräfteverhältnisse zwischen Kapital
und Arbeit, wie sie in der Bundesrepublik ab Ende der 1950er Jahre
herrschten, ist das "Normalarbeitsverhältnis" (NAV) (Mayer-Ahuja
2019). "Normal" besagt dabei, dass die überwiegende Mehrheit der
Lohnabhängigen unter diesen Bedingungen tätig war - und dass das NAV
die Norm darstellte, die staatliche Politik schrittweise etablierte,
und an der sich der Personaleinsatz in vielen Firmen, aber auch
gesellschaftliche Vorstellungen von einer "guten Arbeit" orientierten.
"Normal" im Sinne von "naturgegeben" war es jedoch in zweierlei
Hinsicht nicht: Zum einen ist das NAV Ausdruck von
Unternehmensstrategien, die in Zeiten von Wirtschaftsboom und
Arbeitskraftmangel Beschäftigte dauerhaft an sich binden wollten, und
Ergebnis der Auseinandersetzung mit Gewerkschaften, Betriebsräten und
Arbeitenden darum, was eine "gute Arbeit" ausmacht. Es ist somit
Ausdruck einer besonderen zeit-räumlichen Konstellation. Zum anderen
galt das NAV nie für alle - Frauen waren selbst in der Nachkriegszeit
meist unter anderen Bedingungen tätig, und auch MigrantInnen blieben
oft hinter den Integrationsstandards des NAV zurück. Trotzdem schuf
die (wenn auch unvollendete) Tendenz zur Verallgemeinerung des NAV
eine Grundlage dafür, dass sich in der Lohnarbeitsgesellschaft die
Erfahrung mit einer spezifischen Variante von abhängiger, aber
politisch regulierter Beschäftigung auf immer neue Gruppen ausweitete
und insofern durchaus eine "arbeitende Klasse" konstituierte. Diese
Tendenz erreichte in den 1970er und 1980er Jahren ihren vorläufigen
Höhepunkt. Daher ist es vermutlich kein Zufall, dass die
wissenschaftliche Klassenanalyse zu diesem Zeitpunkt neuen Schwung
erhielt.

6. Fragmentierung von Lohnarbeitserfahrungen ab 1985

Nach Ende der ökonomischen Prosperitätsphase (markiert durch die
Ölpreiskrise 1973) gerieten Arbeitende hingegen immer stärker unter
Druck: Unternehmen begannen, "flexible" Randbelegschaften aufzubauen,
Arbeitszeiten der Auftragslage anzupassen und mit neuen Formen von
technischer und organisatorischer Rationalisierung zu experimentieren.
Zugleich förderte staatliche Politik ab Mitte der 1980er Jahre die
Ausweitung von prekärer Beschäftigung (wie Leiharbeit oder
Befristungen) sowie die Flexibilisierung von Arbeitszeiten. Damit
entstanden Jobs und Arbeitsbedingungen, die nicht mehr den Standards
des NAV entsprachen - die Fragmentierung von Belegschaften und
Lohnarbeitserfahrungen nahm zu. Zwar hat nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes (2018b) bis heute die Mehrheit der
Erwerbstätigen einen unbefristeten, sozialversicherten Job mit mehr
als 20 Stunden Arbeitszeit pro Woche und außerhalb der Leiharbeit (was
inzwischen als amtliche Definition von "Normalarbeit" gilt), doch
selbst diese Arbeitsverhältnisse können sehr unterschiedlich aussehen,
denn viele von ihnen sind faktisch nicht dauerhaft oder gehören zum
wachsenden Niedriglohnsektor. Zugleich wächst der Anteil von prekären
Jobs (wie Befristung, Leiharbeit, Minijob, Allein-Selbständigkeit oder
Werkvertrag), die weder materiell noch rechtlich oder in Hinblick auf
betriebliche Integration an die Standards eines
"Normalarbeitsverhältnisses" heranreichen. Unternehmen setzen mit
neuen Formen der Organisation und Kontrolle von Arbeit darauf,
Verantwortung an Teams oder einzelne Beschäftigte zu delegieren.
Arbeitszeiten werden (durch Gleitzeit oder Vertrauensarbeitszeit)
individualisiert, Vergütungen gestalten sich durch leistungsabhängige
Bestandteile uneinheitlicher, und selbst, wo noch Tarifverträge
gelten, werden häufig betriebliche Öffnungsklauseln vereinbart. Kurz:
Die Erfahrungen mit Lohnarbeit, die angesichts unterschiedlicher
Tätigkeiten und Erwerbsverläufe nie homogen waren, werden immer
uneinheitlicher, und übergreifende Normen, an denen sich Unternehmen
bei der Gestaltung von Arbeitsverhältnis oder Arbeitszeit zu
orientieren hätten, wurden schrittweise abgebaut. Auch die politischen
"Reformen" im Bereich von Arbeit und sozialer Sicherung haben dazu
beigetragen, die Spaltungen zwischen verschiedenen Gruppen von
Arbeitenden zu vertiefen. So wurden die Hartz-Gesetze nicht zuletzt
als Verteidigung "anständiger BeitragszahlerInnen" gegen "faule
Arbeitslose" präsentiert; Rentenkürzungen im Namen "der Jungen", die
Förderung von Befristungen, Leiharbeit oder Minijobs im Namen von
Frauen, MigrantInnen oder BerufseinsteigerInnen vorangetrieben, die
angeblich auch deshalb schwer Zugang zum Arbeitsmarkt fanden, weil die
deutschen, alten Männer der Stammbelegschaften mit Hilfe der
Gewerkschaften ihre "Normalarbeitsverhältnisse" verteidigten. Die
"arbeitende Klasse" wurde unter diesen Bedingungen bis zur
Unkenntlichkeit fragmentiert. Dies spricht jedoch nicht gegen ihre
Existenz, sondern allenfalls gegen die Vorstellung, kapitalistisches
Wirtschaften, das seine Dynamik doch gerade aus dem Ausnutzen und
Schaffen von Differenz bezieht, wirke ausgerechnet in Bezug auf
Lohnarbeit als "große Gleichmacherin". Die globale Geschichte der
Arbeit bietet dafür keine Belege.

7. Lohnabhängigenbewusstsein: Basis für "Wir-Gefühl"?

In den Nachkriegsjahrzehnten waren die weiter bestehenden Unterschiede
zwischen abhängig Beschäftigten weniger deutlich ins Bewusstsein
getreten, weil die eigenen Arbeits- und Lebensbedingungen, so
unbefriedigend sie auch waren, sich kontinuierlich zu verbessern
schienen - dies machte Ulrich Becks (1986) Rede von einem
"Fahrstuhleffekt" für viele überzeugend. Die skizzierten Prozesse der
Fragmentierung seit den 1980er Jahren hingegen schürten die Konkurrenz
zwischen unterschiedlichen Gruppen von Arbeitenden und machten es
schwerer, sich über Tätigkeiten, Unternehmen oder Branchen hinweg als
Kollektiv wahrzunehmen. Trotzdem gibt es durchaus Hinweise auf
Ansatzpunkte für ein solches "Wir-Gefühl". So hat sich nicht nur die
Grunderfahrung, auf den Verkauf der eigenen Arbeitskraft angewiesen zu
sein, (wie erwähnt) enorm verbreitert, sondern offenbar auch der
Arbeitsdruck in der gesamten Arbeitswelt zugenommen. Jedenfalls gaben
dem DGB-Index Gute Arbeit zufolge 41 Prozent der Befragten im Jahr
2017 an, sehr häufig oder oft nach der Arbeit zu erschöpft zu sein, um
sich um private oder familiäre Angelegenheiten zu kümmern. Während
frühere Spaltungslinien (etwa zwischen Arbeitern und Angestellten) an
Bedeutung verloren haben, verbreiten sich aktuell
Legitimationsprobleme in der Erwerbsarbeit über Branchen und Betriebe
hinweg - etwa weil Unternehmen es Beschäftigten (aus kurzfristigem
Profitinteresse) unmöglich machen, den eigenen professionellen
Standards gerecht zu werden, wie Kratzer, Menz, Wolf und Tullius
(2015) gezeigt haben. "Krise ist immer" - so beschreiben viele
Arbeitende (nicht erst seit den Verwerfungen im Zuge der
Weltwirtschaftskrise von 2008) ihre alltäglichen Erfahrungen am
Arbeitsplatz. Sogar die tiefe Spalt1mg, welche die Prekarisierung von
Arbeit auslöste, hat Risse bekommen, seit die Hartz-Reformen
(2003-2005) dafür sorgten, dass selbst langjährige Beitragszahlung bei
Arbeitslosigkeit nicht länger den Erhalt von Einkommen, Qualifikation
und beruflichem Status garantiert. Das Bewusstsein der eigenen
Abhängigkeit von Lohnarbeit und der unsicherer werdenden sozialen
Absicherung im Falle von Alter, Krankheit oder Arbeitslosigkeit dürfte
die "arbeitende Klasse" heute stärker verbinden als früher. Dies gilt
umso mehr, als. sich spätestens ab den 1990ern die Einschätzung
verbreitete, in einer "Abstiegsgesellschaft" zu leben, wie Nachtwey
(2017) betont hat. Selbst wenn es in vielen Fällen faktisch wohl eher
um das schmerzhafte Ende sozialer Aufwärtsmobilität geht, eint die
Erkenntnis, dass die (oft mühsam erkämpfte) Position in Betrieb und
Gesellschaft zur Disposition steht, heute sehr unterschiedliche
Gruppen von Arbeitenden. Wie im Fall der Arbeiter in den Hüttenwerken
führt diese gemeinsame Erfahrung jedoch bislang nicht dazu, dass eine
"arbeitende Klasse für sich" zu beobachten wäre. Im Gegenteil: die
Gewerkschaften in Deutschland verlieren seit langem Mitglieder,
Betriebe ohne Betriebsrat und tariffreie Zonen haben sich ausgeweitet,
selbst eine traditionelle Arbeiterpartei wie die SPD hat die "Soziale
Frage" weitgehend aus dem Blick verloren, und viele Arbeitende treten
in ihrer Not eher nach unten, nach LeiharbeiterInnen, MigrantInnen
oder vermeintlichen Sozialschmarotzern, als sich gemeinsam mit
KollegInnen gegen Chef oder Regierung aufzulehnen, obwohl die Skepsis
gegenüber kapitalistischen Verhältnissen, wie Allensbach 2012
mitteilte, seit mindestens zwei Jahrzehnten zunimmt (Köcher 2012).

8. Eine "arbeitende Klasse für sich"? Woran politische
Mobilisierung für eine solidarische Arbeitswelt scheitert - und wo sie
ansetzen könnte

Für eine genaue Analyse der gemeinsamen Interessen von Arbeitenden, an
denen politische oder gewerkschaftliche Überlegungen zum Weg in eine
solidarische Arbeitswelt anknüpfen können, ist eine "Kartographie des
Sozialen", wie sie Thien (2010, S. 13) gefordert hat, dringend
notwendig.

Jenseits der Feststellung, dass Arbeitende heute über Betriebe und
Branchen hinweg in ihrem jeweils eigenen Umfeld teilweise sehr
ähnliche Erfahrungen mit Lohnarbeit, Rationalisierung und der
Infragestellung sozialer Absicherung machen, wäre zudem nach
Verbindungslinien zwischen unterschiedlichen Gruppen zu fragen, die
eine breitere Solidarisierung ermöglichen. Eine genaue Analyse steht
aus, doch es ist bekannt, dass viele Menschen zwischen der Zone der
Prekarität und der Zone der stabilen Integration (Castel) hin und her
wechseln; dass Kern- und Randbelegschaften in vielen Unternehmen Hand
in Hand arbeiten; dass (angesichts der Tatsache, dass prekäre
Beschäftigung vor allem Jüngere betrifft) viele InhaberInnen von
"Normalarbeitsverhältnissen" prekär beschäftigte Kinder haben, die
trotz steigender Bildungsinvestitionen nicht über Praktikum oder
befristete Jobs hinauskommen; oder dass Arbeitende im Globalen Norden
und im Globalen Süden sich zwar als ProduzentInnen und KäuferInnen mit
unterschiedlichen Interessen gegenüberstehen, aber letztlich vor Ort
von sehr ähnlichen Politiken der Prekarisierung betroffen sind
(Mayer-Ahuja 2017). Die Tatsache, dass die Hartz-Reformen bis heute
von der Mehrheit der Bevölkerung abgelehnt werden, während
Arbeitskämpfe (speziell im öffentlichen Dienst) auf ein bemerkenswert
positives Echo stoßen, lässt ahnen, dass es durchaus eine "moralische
Ökonomie" (Thompson) gibt, an der eine neue Politik der Arbeit
ansetzen könnte.

Trotz alledem darf die innere Fragmentierung der Lohnabhängigen nicht
heruntergespielt werden, sondern gehört ins Zentrum wissenschaftlicher
Analyse - allerdings als (veränderliches) Resultat historischer
Auseinandersetzungen, und nicht als Argument gegen das Nachdenken über
eine Politik, die diese Fragmentierung überwinden könnte. Immerhin war
auch die Arbeiterklasse, die Marx analysierte, alles andere als
einheitlich - man denke nur an die Ausführungen zum Lumpenproletariat.
Weil Kapitalismus auf der Verbindung von Ungleichem beruht, fördert er
Differenz und Konkurrenz unter Arbeitenden, und entsprechend lang und
unrühmlich ist die Geschichte des Kampfes von Gewerkschaften gegen die
"Schmutzkonkurrenz" von Frauen oder "Zugereisten". Derlei
Spaltungslinien gilt es zu analysieren, um über die eingangs
kritisierte "Klassenanalyse light" hinauszukommen. Ob sich derzeit
tatsächlich eine "Klasse von Verlierern" oder ein "Prekariat"
herausbildet, kann zum Beispiel nur ermessen, wer
generationsübergreifende Auf- oder Abstiegsprozesse in den Blick nimmt
und klärt, welche Teile der "arbeitenden Klasse" derzeit dauerhaft in
die Prekarität absteigen.

Eine politische Mobilisierung entlang der Achse Kapital/Arbeit
scheitert allerdings nicht nur daran, dass Unternehmensstrategien und
Politik die Differenz und Konkurrenz zwischen Arbeitenden seit den
1980er Jahren mit neuem Schwung gefördert haben, sondern auch am
Fehlen überzeugender Konzepte, wie eine andere, solidarische
Arbeitswelt aussehen könnte. Solange Arbeitende nur die Einsicht in
Missstände und die Erfahrung verbindet, dass ja doch "alles nichts
bringt", bleibt ihre Wut "adressatenlos", wie Detje, Menz, Nies und
Sauer (2011) bemerkt haben.

Eine neue Politik der Arbeit müsste demgegenüber zweierlei leisten:
Zum einen geht es darum, die Adressaten zu benennen, die hinter
(scheinbar wie Naturgewalten über die Menschheit hereinbrechenden)
Phänomenen wie Globalisierung oder Digitalisierung stehen. Nur wenn
Akteure, Interessen und Strategien erkennbar sind, lassen sich
Gegenentwürfe skizzieren. Zum anderen besteht die Herausforderung
darin, universelle Normen für Arbeit und soziale Sicherung zu
formulieren, welche die Vielfalt von Arbeits- und
Lebenskonstellationen berücksichtigen, aber dennoch an gemeinsamen
Interessen ansetzen, die sich aus der Lohnarbeitserfahrung speisen.
Wer davon lebt, seine oder ihre Arbeitskraft zu Markte zu tragen,
braucht ein sicheres Arbeitsverhältnis; verlässliche
Auffangmechanismen für Zeiten, in denen Erwerbsarbeit nicht möglich
ist; ein Einkommen, von dem man in Würde leben kann;
Arbeitsbedingungen, die langfristige und befriedigende Lohnarbeit und
ein halbwegs gesundes und selbstbestimmtes Privatleben ermöglichen -
und dies ist mit Niedriglöhnen, kurzfristigen Verträgen, übermäßigem
Arbeitsdruck, Arbeit auf Abruf, der Unterordnung professioneller
Standards unter Profitinteressen und dem permanenten Kampf aller gegen
alle (Bourdieu 1998) nicht vereinbar. Aktuell zeichnen sich (etwa in
Form einer "kurzen Vollzeit") durchaus konkrete Elemente einer anderen
Gestaltung von Arbeit ab, auf die sich sehr unterschiedliche Gruppen
von Arbeitenden (hier: sowohl vollzeitbeschäftigte Männer als auch
Minijobberinnen) einigen können. Das "Normalarbeitsverhältnis" mag auf
dieser Suche durchaus als Orientierung dienen - nicht weil es die
Unterschiede zwischen Arbeitenden jemals restlos beseitigt hätte,
sondern weil es (trotz Geschlechterdiskriminierung, Taylorismus und
mangelnder Vereinbarkeit) als "Steinbruch" fungieren kann, aus dem
viele Menschen jene Elemente beziehen, aus denen sie ihre eigenen
Vorstellungen von "guter Arbeit" konstruieren. Zugleich dürfen die
universellen Normen, die es zu entwickeln gilt, offensichtlich kein
starres Korsett sein, denn Arbeitende waren nie eine homogene Gruppe,
sondern Menschen, die sich in Alter, Geschlecht, Herkunft, politischen
Anschauungen, sexuellen Orientierungen und vielem mehr unterscheiden.
Das war nie anders, wie schon Engels in "Die Lage der arbeitenden
Klasse in England" ([1972], S. 487) bemerkt hat: "Das Verhältnis des
Fabrikanten zum Arbeiter ist kein menschliches, sondern ein rein
ökonomisches. Der Fabrikant ist das 'Kapital', der Arbeiter ist die
'Arbeit'. Und wenn der Arbeiter sich nicht in diese Abstraktion
hineinzwängen lassen will, wenn er behauptet, dass er nicht 'die
Arbeit', sondern ein Mensch ist, der allerdings unter anderem auch die
Eigenschaft des Arbeitens hat [...] so steht dem Bourgeois der
Verstand still."

Derlei Unterschiede und die darauf beruhenden Diskriminierungen würden
auch dann nicht "automatisch" verschwinden, wenn universelle Normen
für Arbeit und soziale Sicherung gälten - doch Auseinandersetzungen um
"Identität" verlieren an Schärfe, wenn sie nicht die Existenz
bedrohen.

Damit kehren wir zurück zu der angeblichen "Klasse von Verlierern",
die in Chemnitz jene durch die Straßen jagten, die nicht ihrem Bild
von "anständigen Deutschen" entsprachen. Werner Schmidt hat in vielen
Studien (z.B. 2007) beschrieben, wie sich innerhalb von Unternehmen
auf Basis halbwegs dauerhafter Beschäftigung und kollektiver
Interessenvertretung ein "betrieblicher Universalismus" formte, der
selbst Menschen mit rassistischer Grundhaltung dazu bewog,
migrantische KollegInnen doch in erster Linie als KollegInnen zu
sehen. Wenn eine neue Politik der Arbeit irgendeinen Fortschritt
bringen soll, darf sie hinter diesen Stand nicht zurückfallen. Wer
heute zum Widerstand gegen ArbeitsmigrantInnen aufruft, um Löhne und
Standards sozialer Sicherung für die schon in Deutschland Lebenden und
Arbeitenden zu sichern, setzt die Logik der Entsolidarisierung fort.
Im Gegenteil: Wer von der Gleichheit aller Menschen und der
Gleichwertigkeit ihrer Ansprüche auf gute Arbeit und gutes Leben
ausgeht, kommt an der Forderung nach universellen Normen von Arbeit
und sozialer Sicherung nicht vorbei. Eine Klassenpolitik, die das in
Frage stellt, braucht kein Mensch.


Anmerkung

(1) Holger Stark: Wer jetzt nicht aufpasst, in: Die Zeit, Nr. 36,
30.08.2018, S. 1.
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FILM/1635: Das Erste - Tatort aus Münster. Spieglein, Spieglein, 17.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Februar
2019

Tatort aus Münster - Spieglein, Spieglein

Sonntag, 17.03.2019, 20.15 Uhr | Das Erste



Wutschnaubend stürmt Staatsanwältin Wilhelmine Klemm in die
Mordkommission: Nur kurze Zeit nachdem eine Tote hinter dem Dom
gefunden wurde, tauchten die ersten Videos in den sozialen Netzwerken
auf. Und jetzt auch noch dieses Foto auf der Titelseite der
Tageszeitung - wie konnte Frank Thiel sich nur lachend am Tatort
fotografieren lassen? Die Ermittlungen haben kaum begonnen, da steht
der Kommissar schon in der Kritik. Zumal auch Prof. Boerne keine
Hinweise auf einen Täter liefern kann. Ein Motiv oder andere
Verdachtsmomente sind im Umfeld der Ermordeten nicht zu finden.
Freunden gegenüber berichtete sie noch, ihr sei in den letzten Tagen
jemand gefolgt. Da meldet sich Prof. Boerne: Im Kanal wurde ein
weiteres Todesopfer geborgen. Äußerliche Ähnlichkeiten mit
Rechtsmedizinerin Silke »Alberich« Haller sind nicht von der Hand zu
weisen. Jetzt können die Ermittler kaum noch von einem Zufall
ausgehen: Das erste Opfer war leicht mit Staatsanwältin Klemm zu
verwechseln...

 * 
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FILM/1634: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Unter anderen Umständen – Im finsteren Tal", am 18.03.2019 (ZDF)


Unter anderen Umständen – Im finsteren Tal

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 18. März 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Natalia Wörner über …



Unter anderen Umständen – Im finsteren Tal
Der Fernsehfilm der Woche
Montag, 18. März 2019, 20.15 Uhr

Buch: André Georgi nach einer Vorlage von Gwendolyn Bellmann und Marianne Wendt
Regie: Judith Kennel
Kamera: Nicolay Gutscher
Ton: Maj-Linn Preiß
Szenenbild: Thorsten Lau
Schnitt: Friederike von Normann
Kostüm: Petra Neumeister
Musik: Jean-Paul Wall
Maske: Daina Rieckhoff, Margit Baxmann
Casting: Rebecca Gerling
Produktion: Network Movie Film- und Fernsehproduktion GmbH & Co. KG, Hamburg
Herstellungsleitung: Roger Daute
Produktionsleitung: Vanessa Eggers
Producerin: Lydia-Maria Emrich
Produzenten: Jutta Lieck-Klenke, Dietrich Kluge
Redaktion: Daniel Blum
Länge: 90 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Jana Winter – Natalia Wörner
Matthias Hamm – Ralph Herforth
Arne Brauner – Martin Brambach
Leo Winter – Kian Schmidt
Dr. Bernd Fabian – Hansjürgen Hürrig
Franz Robanegg – Cornelius Obonya
Peter Kroll – Klaus Pohl
Georg Kroll – Manuel Rubey
Feli Robanegg – Christiane von Poelnitz
Thomas Ortlauer – Simon Hatzl
Doris Höller – Nicole Beutler
Christoph Siewert – Felix Everding
Jörg Straubinger – Wolfgang Zechmayer
und andere


Inhalt

Jana Winter übernimmt die Leitung des Kommissariats in Schleswig und verdrängt Arne Brauner von dessen Stelle. Um der Übergabe zu entgehen, ist Brauner nach Bad Gastein gereist. Auf einer Wanderung wird er angeschossen. War Brauner Ziel des Anschlags, oder hat er etwas gesehen, was er nicht sehen sollte? Der ermittelnde Kommissar Franz Robanegg kontaktiert Jana Winter, die daraufhin sofort nach Österreich fährt.

In der Nähe des Ortes, an dem Brauner angeschossen wurde, finden die beiden Kommissare eine ermordete Frau – eine Geologin, die ein Gutachten ihres Mannes, Thomas Ortlaufer, überprüfen wollte. Offenbar hat der sich für ein fehlerhaftes Gutachten bestechen lassen. Hat er seine Frau im Streit darüber getötet und ihre Leiche im Gebirge verschwinden lassen? Auch der Auftraggeber des Gutachtens, Christoph Siewert, gerät in Verdacht. Siewert, ein reicher ehemaliger Investmentbanker, ist nach Bad Gastein gekommen, um dort Hotels zu kaufen. Wollte er mit dem gefakten Gutachten die Preise drücken?

Weitere Ermittlungen führen zu einem Verbrechen, das vor 30 Jahren im Hotel von Peter Kroll geschehen ist. Auch in Krolls Familie hat die Vergangenheit Spuren hinterlassen. Seine Tochter Feli hat sich vor Jahren schon von ihrem gewalttätigen und patriarchalischen Vater losgesagt, ihr Bruder Georg Kroll aber, der das Hotel zusammen mit seinem Vater leitet, kann sich nicht von dem dominanten Vater befreien. Eine Katastrophe nimmt ihren Lauf, und Jana gerät in einen Strudel aus Intrigen, Verrat und blutiger Rache.

 * 

Natalia Wörner über …

… den 15. Film der Krimireihe:

Besonders an "Unter anderen Umständen – Im finsteren Tal" ist, dass Jana Winter sich in dieser Geschichte, gemeinsam mit ihrem früheren Chef Arne Brauner, in einem fremden Umfeld bewegt. Jana reist Arne nach Österreich hinterher und wird weit weg von der Heimat unvermittelt in einen Fall hineingezogen, der ihr abverlangt, in einem "unbekannten Terrain" ihrer Ermittlertätigkeit nachzugehen.

Es war ein Experiment für uns alle, zu sehen, was das mit den Figuren macht – sie aus ihrer Komfortzone zu hebeln und sie weit weg aus dem Norden in den Alpen ihrem Schicksal zu überlassen.

Da es sich auch um eine sehr persönliche Geschichte über Arne Brauner handelt und sich die Grenzen zwischen professionellem, kollegialem Umgang und echter Freundschaft ständig überlagern, war die Idee unserer Produzentin Jutta Lieck-Klenke, die Geschichte nach Bad Gastein zu versetzen, ziemlich genial. Alles ist fremd in der Fremde, und zugleich ist man sich so nah, wie es in der Heimat gar nicht möglich gewesen wäre.


… Bad Gastein:

Wenn ich an Bad Gastein denke, denke ich an einen verwunschenen Ort, der seine besten Zeiten womöglich bereits erlebt hat. Das frühere "Monaco der Alpen" versprüht nach wie vor einen leicht morbiden Charme, dem man sich nicht entziehen kann. Ich bin ein großer Bergfan und erinnere mich gerne an wunderschöne Wanderungen und Radtouren. Ein einmaliger Ort, der einen nahezu auffordert, Geschichten über ihn zu erzählen.


… die Kolleginnen und Kollegen bei "Unter anderen Umständen":

Martin Brambach und Ralph Herforth sind die beiden Männer an meiner Seite. Zu dritt sind wir ein ziemlich perfektes Team – jede Figur ist anders, und gemeinsam ergänzen wir uns. Das hat sich durch die lange gemeinsame Strecke unserer Reihe so entwickelt und entwickelt sich auch immer weiter. Da wir uns in der Regel alle sehr aufeinander freuen und uns gegenseitig anspornen, bleibt das Vertrauen im kreativen Prozess wach, und das ist eigentlich die beste Vorlage, sich zu überraschen. Es sind besondere Beziehungen, die sich zwischen uns über die Jahre entwickelt haben, und ich schätze sie sehr. Die Reihe hat in der Branche einen tollen Ruf, und so sind die Episodenrollen immer durchweg erstklassig besetzt. Es ist eher so, dass mancher Kollege mich schon "angemeckert" hat, weshalb er noch nicht mitgespielt hat.


… Judith Kennel als Regisseurin aller Filme und Jutta Lieck-Klenke als Produzentin:

Als wir 2005 angefangen haben, "Unter anderen Umständen" zu drehen, wussten wir nicht, was vor uns liegt. Wir hatten keine Vorstellung davon, dass wir gemeinsam so eine lange Reise antreten würden, die auch jetzt noch nicht beendet ist.

Diese Reise begann vor 13 Jahren und damals ahnten weder Jutta Lieck-Klenke als Produzentin, noch Judith Kennel oder ich, dass diese Reihe ein Teil unserer filmischen DNA werden würde. Dass die Reihe zu dem geworden ist, was sie ist, verdanken wir aber vor allem dieser Dreier-Konstellation.

Mir war immer wichtig, dass Jana Winter nicht statisch wird und in Routine verfällt. Ich glaube, dass uns das gelungen ist. Die Reihe steht und fällt für mich mit der Regie von Judith, und manchmal frage ich mich, wer die Figur der Jana Winter besser kennt. Sie oder ich?

Als Schauspielerin bin ich dankbar, in solch einer besonderen Konstellation arbeiten zu können und in diesem Sinne mit Fug und Recht von meiner Filmfamilie zu sprechen.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen
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FILM/1633: ZDF - Herzkino "Inga Lindström: Auf der Suche nach dir", am 17.03.2019 (ZDF)


Inga Lindström: Auf der Suche nach dir

"Herzkino" aus Schweden

Sonntag, 17. März 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Facts and Figures



Inga Lindström: Auf der Suche nach dir
"Herzkino" aus Schweden
Sonntag, 17. März 2019, 20.15 Uhr

Buch: Kirsten Peters
Regie: Oliver Dieckmann
Kamera: Sebastian Wiegärtner
Musik: Andy Groll
Kostüme: Tanja Wagner
Szenenbild: Dieter Bächle
Schnitt: Christian Nauheimer
Produktion: Bavaria Fiction GmbH
Produzent: Ronald Mühlfellner
Redaktion: Alexander S. Tung
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Astrid – Laura Berlin 
Björn – Moritz Vierboom
Tova – Lisa Marie Trense
Gitte – Anja Karmanski
Ole – Uwe Rohde 
Elin – Katrin Heß
Lars – Ben Bela Böhm
Inge – Dominique Chiout
Per – Thorsten Nindel 
Makler Lindholm – Holger Doellmann
Ester – Laura Lippmann 
und andere


Inhalt

Die Köchin Astrid will sich gemeinsam mit ihrem Freund Lars den Traum von einem eigenen Restaurant in Stockholm erfüllen. Doch ausgerechnet am Tag der Vertragsunterschrift ist Lars plötzlich wie vom Erdboden verschluckt.

Eine Spur führt Astrid zu einem Campingplatz auf Öland. Dort trifft sie auf den Betreiber Björn und dessen kleine Tochter Tova. Die beiden warten auf Elin, Björns Frau und Tovas Mutter, die sich schon seit einem Jahr auf einem Selbstfindungstrip quer über den Planeten befindet. Wie sich herausstellt, sind Lars und Elin Geschwister.

Nach und nach kommen immer überraschendere Details über Lars ans Licht: So gehört Lars neben zahlreichen Immobilien auch der Campingplatz. Zudem war er schon mehrfach verheiratet. Astrid beginnt zu zweifeln: Kennt sie den Mann überhaupt, mit dem sie ihr Leben verbringen wollte?

Zugleich werden ihr Björn und sein einfaches Dasein immer sympathischer. Doch gerade, als die beiden sich näherkommen, taucht Lars wieder auf und kann sein plötzliches Verschwinden plausibel erklären. Astrid ist hin- und hergerissen, denn nun könnte sie endlich ihren Lebenstraum mit Lars verwirklichen.

 * 

Facts and Figures

Heimliche Hauptdarstellerin der "Inga Lindström"-Verfilmungen, die seit 2004 im ZDF ausgestrahlt werden, ist die idyllische Landschaft Schwedens. Felsige Küsten, grüne Wälder und unzählige Seen, gepaart mit dem großstädtischen Flair Stockholms, prägen das Setting der Filme.

Der Liebesfilm "Auf der Suche nach dir", den das ZDF am 17. März 2019 zeigt, ist der 80. Film der beliebten "Herzkino"-Reihe. Er wurde überwiegend in Löttorp, Borgholm und Kalmar gedreht. Der Film ist ab Samstag, 16. März 2019, 10.00 Uhr, in der ZDFmediathek abrufbar.

Für die beiden Hauptdarsteller Laura Berlin und Moritz Vierboom ist es jeweils die erste Hauptrolle im ZDF-"Herzkino".
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2019
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FEATURE/1210: Deutschlandfunk Kultur - Wie die rechte Szene den Kampfsport instrumentalisiert, 17.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kampf um die Matten

Wie die rechte Szene den Kampfsport instrumentalisiert

Von Alexa Hennings

Nachspiel. Feature

Sonntag, 17. März 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kampfsport und rechte Szene, das ist keine neue Verbindung. Schon in
den 1970er-Jahren gab es sogenannte Wehrsportgruppen. Doch die Szene
hat ein neues Selbstbewusstsein: Bisher konspirative Wettkämpfe wie
der "Kampf der Nibelungen" in Sachsen, werden jetzt öffentlich
ausgetragen. Rechte Kampfsportler sind besser vernetzt denn je, sie
kommen heraus aus der Deckung der Subkultur und hinein in die
Sporthallen und -klubs. Kampfsport ist für Jugendliche attraktiv.
Besonders MMA liegt im Trend - Mixed Martial Arts, eine besonders
harte Kombination aus verschiedenen Kampfsportarten. Tausende
betreiben sie - und nur die wenigsten von ihnen sind rechtsextrem.
Doch über Kampfsport und die entsprechenden Labels und
Bekleidungscodes versucht die rechte Szene, junge Leute zu
rekrutieren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019
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MELDUNG/1858: Deutschlandfunk - Das Grundgesetz. Einfach erklärt, ab 16.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.03.2019

Sendereihe und Onlineportal

"Das Grundgesetz. Einfach erklärt."

Deutschlandfunk hat die Verfassungsgrundrechte in einfache Sprache
übertragen



Die Deutschlandfunk-Nachrichtenredaktion hat den ersten Teil des
Grundgesetzes in einfache Sprache übertragen.

In den Artikeln 1 bis 19 sind die Grundrechte festgehalten. Ab 16.
März wird an jedem Freitag ab 20.04 Uhr ein Verfassungsartikel in der
Sendung Nachrichtenleicht - der Wochenrückblick in einfacher Sprache
vorgestellt. Die Beiträge der Reihe sind als Podcast, bei Instagram
unter @nachrichtenleicht und auf der Website www.nachrichtenleicht.de
verfügbar.

"Das Grundgesetz. Einfach erklärt." soll zum 70-jährigen
Verfassungsjubiläum einen einfacheren Zugang zu den zentralen Normen
des Grundgesetzes ermöglichen. In Artikel 1 heißt es: "Die Würde des
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt." Die Übertragung in einfache
Sprache soll den Sinngehalt verdeutlichen: "Jeder Mensch ist wertvoll,
egal wer er ist. Artikel 1 sagt: Niemand darf die Würde von einem
Menschen angreifen. Jeder Mensch hat die gleiche Würde. Egal wer er
ist. Jeder Mensch ist wertvoll, weil er ein Mensch ist. Egal was für
ein Mensch er ist. Der Staat muss die Würde von allen Menschen achten
und schützen. Die Abgeordneten müssen die Grund-Rechte immer
einhalten. Auch die Regierung und die Gerichte müssen die Grund-Rechte
immer einhalten."


Über Nachrichtenleicht

Mit Nachrichtenleicht bietet der Deutschlandfunk Informationen in
einfacher Sprache. Das inklusive Angebot der Nachrichtenredaktion
richtet sich an Menschen, die Schwierigkeiten haben, konventionellen
Nachrichtenangeboten zu folgen. Gründe dafür können
Lernschwierigkeiten sein, eine geringe Lese- und Schreibkompetenz oder
auch wenig Deutschkenntnisse. Der "Level-One-Studie" der Universität
Hamburg zufolge gelten 7,5 Millionen Erwachsene zwischen 18 und 64
Jahren in Deutschland als funktionale Analphabeten. Weitere 13,3
Millionen haben größere Probleme beim Lesen und Schreiben, zusammen
sind das 40 Prozent in dieser Altersgruppe.

Nachrichtenleicht soll einen Beitrag dazu leisten, dass sich alle über
das aktuelle Geschehen informieren können. Alle sollen die relevanten
Themen kennen und sich eine Meinung bilden können - zum Mitreden oder
auch als Grundlage für eine Wahlentscheidung. Das Deutschlandfunk-
Angebot soll die Voraussetzungen dafür verbessern, dass möglichst
viele Menschen am politischen und gesellschaftlichen Leben teilhaben
können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2849: Deutschlandfunk - Die britische Band Sleaford Mods, 17.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zornige Elektropunks

Die britische Band Sleaford Mods

Von Paul Baskerville

Rock et cetera

Sonntag, 17. März 2019, 15.05 - 16.00 Uhr, Deutschlandfunk



Jason Williams, Jahrgang 1970, stammt aus Nottingham, er spricht mit
dem breiten englischen Akzent der Arbeiterklasse der "Midlands", sein
Sprechgesang klingt oft überhastet, und dennoch findet er deutliche
Worte: Die Musiker von Sleaford Mods sehen sich als Künstler, die
unterdrückten Menschen Trost spenden wollen. Ihre Songs machen auf
Missstände in der Gesellschaft aufmerksam, es gibt kein Lied ohne
Botschaft.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/432: Köln - "Styx" von Wolfgang Fischer, 17.04.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

KHM-Heimspiel: Styx

Film + Gespräch 

Mittwoch, 17.4.2019, 19 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



Die Filmreihe mit Debütfilmen von Absolvent*innen der KHM eröffnet mit
dem preisgekrönten Spielfilm "Styx" (2018, 94 Min.) von Wolfgang
Fischer. Der Film wurde bei der Berlinale 2018 uraufgeführt und
startete im September in den deutschen Kinos. "Styx" beschreibt die
Verwandlung einer starken Frau (Susanne Wolff), die auf einem
Segeltörn unvermittelt aus ihrer heilen Welt gerissen wird. Allein auf
hoher See findet sie sich mitten in einen lebensbedrohlichen Alptraum
wieder. Im Anschluss führt Prof. Dietrich Leder das Gespräch mit dem
Regisseur.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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TAGUNG/199: Vechta - Die Agrarwirtschaft in der Filterblase, 28.03.2019


Universität Vechta - 14.03.2019

Die Agrarwirtschaft in der Filterblase

Projekt "Dynamic Agri-Food Systems im Oldenburger Münsterland" lädt zur
ersten Tagung - Podiumsdiskussionen mit Gästen aus Wissenschaft, Praxis
und Presse



Einseitige Informationen führen zu einseitigen Meinungen. In einer
sogenannten "Filterblase" erreichen Menschen nur noch solche
Informationen, die der eigenen Vorstellung und Meinung entsprechen. Dies
kann sowohl eine verengte Sichtweise als auch eine Verschiebung der
öffentlichen Diskussion weg von neutralen Fakten und sachlichen Argumenten
begünstigen. Soziale Medien können in diesem Rahmen zu einer
unkontrollierbaren Dynamik in der Verbreitung und Zuspitzung von
einseitigen Meinungsbildern führen, wobei die Landwirtschaft ein
prominentes Beispiel für dieses Phänomen ist. Vor diesem Hintergrund lädt
die Universität Vechta am Donnerstag, 28. März 2019 alle Interessierten
zur dialogorientierten Tagung "Die Agrarwirtschaft in der Filterblase -
Verzerren Twitter, Google, Facebook und Co. unsere Sichtweisen auf die
Agrarwirtschaft?" ein. Die Teilnahme ist kostenlos, um Anmeldung unter
www.transformationsforschung-agrar.de wird gebeten.

"Zentral bei dieser Tagung ist das dialogorientierte Format", erläutert
Dr.in Anna Fangmann, Projektleiterin von Dynamic Agri-Food Systems im
Oldenburger Münsterland. "Wir wollen mit den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern in den Austausch kommen: Wie erleben sie die Berichterstattung
über die Landwirtschaft? Was ist aus ihrer Sicht anders?" Neben der
Sensibilisierung für Filterblasen soll bei der Tagung auch diskutiert
werden, wie z. B. Presse, Konsument_innen, Wissenschaftler_innen und der
Lebensmitteleinzelhandel die Agrar- und Ernährungswirtschaft einschätzen
und wie ein Neustart "Raus aus der Filterblase" gelingen kann.

Das Programm gliedert sich in drei Blöcke: Der Vormittag widmet sich der
Frage "Leben die Landwirtschaft und ihre Gegner in verschiedenen Welten?".
Nach Impulsvorträgen von Wissenschaftler_innen und einer Landwirtin
diskutieren in einer ersten Podiumsdiskussion


	Prof. Dr. Matthias Kussin, Hochschule Osnabrück

	Prof. Dr. Thomas Blaha, Stellv. Vorsitzender Tierärztliche Vereinigung für Tierschutz e.V.

	Nadine Henke, Tierärztin und Agrarbloggerin aus Bruchhausen-Vilsen

	Stefanie Strotdrees, Landwirtin und Vizepräsidentin Bioland e.V.

	Dr. Jan Grossarth, Journalist FAZ



Der zweite Teil der Tagung ist mit "Wie wird die Agrarwirtschaft von der
Gesellschaft wahrgenommen?" überschrieben. Auch hier wird nach
Impulsvorträgen mit diesen Gästen diskutiert:


	Thomas Fabry, Fabrykant - Bewegtbildkommunikation

	Desiree Heijne, Wissenschafts- und Informationszentrum Nachhaltige Geflügelwirtschaft

	Lea Fließ, Geschäftsführerin Forum Moderne Landwirtschaft e.V. Berlin

	Steffen Bach, Journalist



Der abschließende Teil der Tagung beleuchtet Best-Practice-Beispiele unter
dem Motto "Raus aus der Filterblase: Was muss /kann getan werden?"
Moderiert wird die Tagung von Dr. Jan Grossarth, Journalist der FAZ.


Über Dynamic Agri-Food Systems im Oldenburger Münsterland

Die Tagung ist Teil des LEADER-geförderten Projekts "Dynamic Agri-Food
Systems im Oldenburger Münsterland". Das Projekt befasst sich in fünf
Tagungen und verschiedenen Themenschwerpunkten mit der ökonomischen
Bedeutung der Agrar- und Ernährungswirtschaft für die Region Oldenburger
Münsterland. Es sollen die Herausforderungen für die Region vor dem
Hintergrund aktueller Transformationsprozesse analysiert und diskutiert
werden, sowie Problemlösungen für eine zukunftsfähige Ausrichtung der
Lebensmittelproduktion erarbeitet werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1974: Im Tumor - Mit Purpurbakterien auf Fresszellenjagd (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 13.03.2019

Im Tumor: Mit Purpurbakterien auf Fresszellenjagd



Krebserkrankungen stellen Ärztinnen und Ärzte immer vor Herausforderungen,
vor allem in Diagnose und Therapie der Krankheit. Dies liegt unter anderem
an der Heterogenität von Tumoren. Jetzt zeigt ein Wissenschaftsteam des
Helmholtz Zentrums München, des Forschungszentrums Jülich, der Technischen
Universität München sowie der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, dass
sich harmlose Purpurbakterien (Rhodobacter) dazu eignen, diese
unterschiedlichen Regionen innerhalb der Tumore zu charakterisieren.

Die Forschenden nutzen diese Mikroorganismen um sogenannte Fresszellen,
die bei der Tumorentwicklung eine Rolle spielen, mit optoakustischen
Methoden sichtbar zu machen, wie sie in Nature Communications berichten.

Zahlreiche Krebserkrankungen führen zu soliden, also festen Tumoren. In
ihrem Inneren weisen diese Tumore große Unterschiede auf zellulärer und
molekularbiologischer Ebene auf. Eine Komponente dafür ist die
Lokalisation und Aktivität von sogenannten Fresszellen (Makrophagen)*.
Obgleich diese Zellen essentiell für ein gesundes Immunsystems sind,
spielen sie auch eine entscheidende Rolle bei der Entwicklung von Tumoren.
Mithilfe photosynthetischer Bakterien konnten nun neue optoakustische
Methoden entwickelt werden, die aufzeigen, wo solche Fresszellen anwesend
und aktiv sind.

"Wir konnten zeigen, dass sich die für den Menschen harmlosen Bakterien
der Gattung Rhodobacter** indirekt als Marker für die Präsenz und
Aktivität von Makrophagen eignen", sagt Dr. Andre C. Stiel, Leiter der
Arbeitsgruppe 'Cell Engineering' vom Institut für Biologische und
Medizinische Bildgebung (IBMI) des Helmholtz Zentrums München. Rhodobacter
erzeugen in großen Mengen das Pigment Bacteriochlorophyll a für ihre
Photosynthese. Dieser Farbstoff ermöglichte den Forschenden, Bakterien im
Tumor mit der multispektralen optoakustischen Tomographie (MSOT)***
aufzuspüren.

Wie funktioniert das Prinzip? Makrophagen nehmen im Zuge ihrer natürlichen
Fressaktivität - der sogenannten Phagozytose - die Bakterien auf. Dadurch
ändert sich die Umgebung der Bakterien, deren Absorption von
elektromagnetischer Strahlung und damit auch das optoakustische Signal.
Rhodobacter fungieren als Sensoren: Sie geben Hinweise auf die Anwesenheit
und Aktivität von Fresszellen.

"In weiteren Schritten können solche Bakterien Ansätze für nicht-invasive
Technologien und somit völlig neue Wege für innovative Diagnose- und
Therapieverfahren eröffnen", ergänzt Dr. Thomas Drepper, Leiter der
Arbeitsgruppe 'Bacterial Photobiotechnology' der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. So könnten in der Zukunft Bakterien sowohl die
Lage von Tumoren anzeigen, als auch eine erhöhte Aktivität von Makrophagen
aufdecken, die je nach Situation Hinweise auf unerwünschte Entzündungen
oder auf das erwünschte Ansprechen immunologischer Therapien geben, und
schlussendlich dafür genutzt werden, den Effekt von Therapien im Detail zu
erforschen.


Weitere Informationen

* Wie man heute weiß, zeigen Tumore spezifische Mikroumgebungen. Zu dem
Tumormikromilieu gehören u.a. Tumor-assoziierte Makrophagen. Diese
Fresszellen sind Teil unseres Immunsystems. Bei der Krebserkrankung selbst
sind sie an unerwünschten chronischen Entzündungen des Tumorgewebes
beteiligt. Ein Prozess, der zum weiteren Fortschreiten der Erkrankung
führt.

** Rhodobacter kommt weltweit in stehenden und fließenden Gewässern vor.
Sie produzieren verschiedene Farbstoffe, um Photosynthese zu betreiben.
Dazu gehört das im Experiment eingesetzte Bacteriochlorophyll a: ein
Farbstoff, der sich für Untersuchungen per MSOT eignet, um solide Tumore
zu lokalisieren. Beim Menschen führen Rhodobacter-Zellen nicht zu
Infektionen.

*** Bei einer MSOT-Aufnahme wandelt sich Licht zuerst in Schall und dann in
visuelle Informationen um. Zunächst wird ein schwacher, pulsierender
Laserstrahl auf das Körpergewebe gerichtet. Moleküle und Zellen, auf die
der Strahl trifft, erwärmen sich geringfügig und reagieren mit minimalen
Vibrationen, die wiederum Schallsignale erzeugen. Diese werden von
Sensoren aufgenommen und in Bilder umgewandelt. Die Art und Weise, in der
die einzelnen Zellen und Moleküle auf den Laser reagieren, hängt von ihren
optischen Eigenschaften ab, etwa hier von den Eigenschaften bakterieller
Farbstoffe.


Originalpublikation:

Lena Peters et al. (2019): Phototrophic purple bacteria as optoacoustic in
vivo reporters of macrophage activity. Nature Communications

DOI:
10.1038/s41467-019-09081-5

https://www.nature.com/articles/s41467-019-09081-5

Verwandte Artikel:

microRNAs sagen Rückfallrisiko von Kopf-Hals-Tumoren vorher
Speiseröhrenkrebs einfacher erkennen 

https://www.helmholtz-muenchen.de/aktuelles/uebersicht/pressemitteilungnews/article/38025/index.html

Tiefer in lebendes Gewebe blicken 

https://www.helmholtz-muenchen.de/aktuelles/uebersicht/pressemitteilungnews/article/36762/index.html

Neues Verfahren zum Nachweis eines Tumormarkers in bösartigen Lymphomen

https://www.helmholtz-muenchen.de/aktuelles/uebersicht/pressemitteilungnews/article/43150/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ORTHOPÄDIE/386: Forschung - Künstlicher Gelenkersatz ... Wachstumshilfe Proteinfilm (idw)


Universität Duisburg-Essen - 13.03.2019

Künstlicher Gelenkersatz: Wachstumshilfe Proteinfilm



Aus über 2.802 verschiedenen Proteinen besteht der Film, der sich bei
einer Operation sekundenschnell auf einem Implantat bildet. Das hat ein
interdisziplinäres Team von Orthopäden und Biochemikern der Medizinischen
Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE) und der Essener
Universitätsmedizin nun herausgefunden.

Die UDE-Forscher vermuten, dass die Zusammensetzung der Proteinschicht das
weitere Schicksal der dauerhaft im Körper verbleibenden Implantate
(Endoprothese) bestimmt. "Als 'Kitt' zwischen Implantat und
Patientengewebe sorgt der Proteinfilm dafür, dass benachbarte Zellen einen
stabilen Verbund zum Implantat herstellen. Das ist die Voraussetzung für
die spätere knöcherne Einheilung", so Prof. Marcus Jäger, Projektleiter
und Direktor der Klinik für Orthopädie und Unfallchirurgie der
Universitätsmedizin Essen. "Wir haben in dieser Pilotstudie deshalb nach
allen bekannten Proteinen auf der Werkstoffoberfläche, dem sogenannten
Proteom gesucht."

Der Film bildet sich innerhalb kürzester Zeit auf dem Implantat, wenn es
im Körper eingesetzt wird und dabei mit Blut, Knochen, Knochenmark oder
Fett in Kontakt kommt. Bislang ging man davon aus, dass er aus den
Proteinen im Blut gebildet wird. Dass die Proteine jedoch aus dem
Zellinneren kommen, ist eine neue Erkenntnis der UDE-Arbeitsgruppe, die
weitreichende Folgen für die Forschung und Entwicklung von Biomaterialien
hat.

Sie kann dazu beitragen, das Einheilen von Implantaten besser zu verstehen
und neue Strategien zu entwickeln, um das Versagen von Implantaten zu
vermeiden. Am häufigsten werden künstliche Hüft- und Kniegelenke
eingesetzt. Obwohl die OP Standard ist, weiß man bis heute wenig darüber,
wie die Implantate im Knochen einheilen. Auch wenn sehr körperverträgliche
Werkstoffe verwendet werden, etwa Titanlegierungen, kann sich das
Implantat lockern, wenn die Knochenqualität unzureichend ist und Abrieb
oder Infekte hinzukommen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4019: Mandelkern im Gehirn schützt vor Illusionen (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 12.03.2019

Mandelkern im Gehirn schützt vor Illusionen



Sind Strukturen des Mandelkerns (Amygdala) im Gehirn beeinträchtigt,
stellen sich viel schneller und ausgeprägter Illusionen ein. Dies hat ein
Forscherteam unter Leitung der Universität Bonn an eineiigen Zwillingen
herausgefunden, bei denen beide Amygdalae geschädigt sind. Weitere
Experimente mit Probanden zeigten, dass diese Hirnstruktur offenbar
effektiv vor Körperwahrnehmungsstörungen schützt. Diese Erkenntnis aus der
Grundlagenforschung ermöglicht vielleicht auch ein besseres Verständnis
psychischer Erkrankungen. Die Ergebnisse sind vorab online in "The Journal
of Neuroscience" veröffentlicht. Die Druckfassung erscheint demnächst.

Bei der "Gummihand-Illusion" handelt es sich um eine klassische
Sinnestäuschung, die auf Experimenten beruht, die 1998 von Matthew
Botvinick und Jonathan D. Cohen veröffentlicht wurden. Die Versuchsperson
legt beide Hände auf einen Tisch. Eine der Hände wird verdeckt und daneben
eine täuschend echt wirkende Gummihand platziert. Anschließend werden
gleichzeitig die echte Hand und die Gummihand mit einem Pinsel rhythmisch
gestreichelt. Bei den allermeisten Probanden stellt sich nach einiger Zeit
das Gefühl ein, dass die künstliche Hand ein Teil des eigenen Körpers ist.

Ein Team um Prof. Dr. René Hurlemann von der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie des Universitätsklinikums Bonn (UKB) hat dieses Experiment
an eineiigen Zwillingen durchgeführt, die beide am Urbach-Wiethe-Syndrom
erkrankt sind. Bei der seltenen Erkrankung sind unter anderem in beiden
Schläfenlappen des Gehirns die Mandelkerne (Amygdalae) defekt. "Als eine
Folge ist bei den Zwillingen die Körperwahrnehmung beeinträchtigt",
berichtet Hurlemann. Prompt stellte sich bei den Zwillingsschwestern die
Gummihand-Illusion besonders rasch und sehr ausgeprägt ein. Ein Jahr
später widerholten die Forscher das Experiment an den Zwillingen - mit
gleichem Ergebnis. Die Wissenschaftler vermuteten deshalb, dass die
Amygdala eine wichtige Rolle zum Schutz vor Körperwahrnehmungsstörungen
spielt.

Sinnestäuschung ist mit intakter Amygdala schwächer

Mit weiteren Experimenten verfolgten die Forscher diese Spur. Sie
wiederholten das Experiment an einer Kontrollgruppe mit 20 gesunden
Frauen. Dabei zeigte sich, dass es viel länger dauerte als bei den
Zwillingen mit defekten Amygdalae, bis sich die Gummihand-Illusion
einstellte. Wie sich anhand eines standardisierten Fragebogens zeigte, war
darüber hinaus die Sinnestäuschung bei den Frauen mit intakten Amygdalae
viel schwächer als bei den Zwillingen. "Bislang ist die Amygdala kaum mit
der Gummihand-Illusion in Zusammenhang gebracht worden", berichtet die
Erstautorin Dr. Franny Spengler, die mehrere Jahre im Team von Prof.
Hurlemann geforscht hat und dann an die Universität Freiburg gewechselt
ist.

Im nächsten Schritt hat das Forscherteam am Bonner Universitätsklinikum
mit einem Hirnscanner das Volumen der Amygdalae bei 57 Probanden (36
Frauen und 21 Männer) gemessen. Außerdem wurde erneut das
Gummihand-Experiment durchgeführt und die Zeit gemessen, bis die Gummihand-Illusion
auftrat. Ergebnis: Je kleiner die Amygdala, desto schneller stellte sich
die Sinnestäuschung ein.

Oxytocin fördert Gummihand-Illusion

Anschließend verabreichten die Wissenschaftler den Probanden an zwei
aufeinanderfolgenden Terminen ein Oxytocin-Spray und ein Placebo-Spray in
die Nase. "Studien zeigen, dass das Hormon Oxytocin die Aktivität der
Amygdala hemmt", sagt Prof. Dr. Markus Heinrichs vom Institut für
Psychologie der Universität Freiburg, der ebenfalls an der Studie
beteiligt war. Das Oxytocin verstärkte die Gummihand-Illusion: Der Effekt
trat viel schneller ein und war deutlich stärker als nach Placebo-Gabe.
Heinrichs: "Offenbar mindert eine intakte Amygdala die Anfälligkeit für
die Gummihand-Täuschung."

Für Hurlemann deuten diese Ergebnisse darauf hin, dass die Amygdala
generell eine Schutzfunktion vor gestörter Körperwahrnehmung hat. "In der
Literatur wurde die Amygdala häufig als ein Alarmmelder für äußere
Gefahrenreize beschrieben", berichtet der Wissenschaftler des UKB. "Neu
ist, dass diese Hirnstruktur auch bei der Körperwahrnehmung eine große
Rolle spielt." In der Evolution hat sich diese Schutzstruktur offenbar
früh durchgesetzt: Als Jäger und Sammler, bedroht von wilden Tieren und
feindlichen Sippen, hätte der Mensch wahrscheinlich kaum eine
Überlebenschance gehabt, wenn er im Gefahrenfall unter Körperillusionen
litte.

Die Wissenschaftler fragen sich nun, ob die Amygdala vielleicht auch bei
Krankheiten eine Rolle spielt, die mit einem gestörten Körperschema
zusammenhängen. Hurlemann: "Wir stehen am Anfang einer wichtigen
wissenschaftlichen Spur, die vielleicht auch für psychische Erkrankungen
eine Relevanz hat."


Originalpublikation:

Franny B. Spengler, Dirk Scheele, Sabrina Kaiser, Markus Heinrichs, René
Hurlemann, A protective mechanism against illusory perceptions is
amygdala-dependent, The Journal of Neuroscience

DOI: https://doi.org/10.1523/JNEUROSCI.2577-18.2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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UMWELT/334: Klimawandel - Steigendes Herzinfarktrisiko durch Hitze (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 12.03.2019

Klimawandel: Steigendes Herzinfarktrisiko durch Hitze



Der Herz- oder auch Myokardinfarkt ist die weltweit häufigste
Todesursache. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Helmholtz
Zentrum München haben gemeinsam mit Kollegen weiterer bayerischer
Forschungseinrichtungen nun im 'European Heart Journal' eine Studie
vorgestellt, die zeigt, dass das Risiko, aufgrund erhöhter
Außenlufttemperaturen einen Herzinfarkt zu erleiden, in den letzten Jahren
signifikant angestiegen ist. Das Risiko in Bezug auf Kälte hat sich über
die Zeit nicht signifikant verändert.

Umweltfaktoren können Auswirkungen auf das Herz-Kreislauf-System des
Menschen haben. So wird schon länger vermutet, dass starke
Temperaturausschläge das Risiko für einen Herzinfarkt erhöhen können.
"Besonders für sehr niedrige und sehr hohe Temperaturen wurde das schon
gut gezeigt. In der aktuellen Studie wollten wir nun überprüfen, inwiefern
sich das Herzinfarktrisiko aufgrund von Hitze und Kälte über die Jahre
verändert hat", so Dr. Kai Chen, Wissenschaftler des Instituts für
Epidemiologie am Helmholtz Zentrum München.

Gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen der Ludwig-Maximilians-Universität
München, des Augsburger Universitätsklinikums und des Krankenhauses in
Nördlingen untersuchte er dazu Daten des Augsburger Herzinfarktregisters.
Einbezogen wurden über 27.000 Herzinfarktfälle zwischen 1987 und 2014. Das
Durchschnittsalter der Betroffenen betrug rund 63 Jahre, 73 Prozent davon
waren Männer und rund 13.000 Fälle endeten tödlich. Diese einzelnen
Infarkte wurden gemeinsam mit den meteorologischen Daten des jeweiligen
Tages und der vorangegangenen Tage untersucht, und mögliche andere
Faktoren wie beispielsweise Wochentage oder sozioökonomischer Status
herausgerechnet. Die wichtigste Erkenntnis aus der Studie: "Über den
Zeitraum von 28 Jahren konnten wir ein in den letzten Jahren erhöhtes,
hitzeinduziertes Herzinfarktrisiko feststellen", so Erstautor Kai Chen.

Dazu verglichen die Forscher die Ergebnisse aus dem Zeitraum 1987 bis 2000
mit denen zwischen 2001 und 2014. "Die Untersuchungen ergaben, dass in
jüngerer Zeit das Herzinfarktrisiko mit zunehmender täglicher
Durchschnittstemperatur stärker ansteigt als im vorangegangenen
Untersuchungszeitraum", so Kai Chen. Insbesondere Menschen, die durch
Diabetes oder erhöhte Blutfettwerte vorbelastet sind, seien heutzutage
besonders anfällig. Die Forscher vermuten, dass dies zum einen an der
Klimaerwärmung liegt, zum anderen auch Risikofaktoren für einen
Herzinfarkt, wie Diabetes oder Hyperlipidämie, zugenommen haben und die
Bevölkerung somit anfälliger für Hitze machen.

Klimawandel als Herzinfarktrisiko?

"Unsere Studie legt nahe, dass hohe Temperaturen als Auslöser für einen
Herzinfarkt häufiger mitgedacht werden sollten - insbesondere mit Blick
auf den Klimawandel", erklärt Studienleiterin Dr. Alexandra Schneider.
"Extreme Wetterereignisse wie die Hitzewellen 2018 in Europa könnten in
Zukunft zu einem vermehrten Auftreten von Herz-Kreislauf-Erkrankungen
führen. Gleichzeitig wäre aber zu erwarten, dass kältebedingte
Herzinfarkte seltener werden. Unsere Auswertungen deuteten ein niedrigeres
Risiko für den späteren Zeitraum an, allerdings war der Risiko-Abfall
nicht signifikant und auch besonders kalte Tage gelten nach wie vor als
möglicher Auslöser für einen Herzinfarkt. Inwiefern sich die Zunahme der
hitzebedingten Herzinfarkte und die Abnahme der kältebedingten
Herzinfarkte in der Zukunft die Balance halten, müsse man sehen", so die
Epidemiologin. In ihrer Arbeitsgruppe laufen aktuell Hochrechnungen, die
diese Entwicklungen modellieren - sowohl für die Einhaltung als auch die
Verfehlung der Ziele des Pariser Klimaabkommens (1.5°C und 2°C als Ziele).
Zudem möchten die Forschenden die in Augsburg gewonnenen Ergebnisse in
weiteren multizentrischen Studien erhärten.


Hintergrund:

Die Studie wurde von der Deutschen Stiftung für Herzforschung

(https://www.dshf.de/) gefördert.

Bereits 2014 hatte ein Team um Studienleiterin Alexandra Schneider
herausgefunden, dass extreme Temperaturen zu einer erhöhten Anzahl von
Todesfällen durch Herzinsuffizienz und Schlaganfall führt. Die aktuelle
Arbeit zeigt, dass sich dieser Effekt auch auf das Risiko für Herzinfarkte
auswirkt. Welche Mechanismen genau zu den Todesfällen führen, können die
epidemiologischen Daten nicht erklären. Zwar weiß man, dass die Temperatur
untern anderem Einfluss auf die Blutgerinnung, den Blutdruck oder die
Viskosität des Blutes hat. Für genaue Analysen müssen aber weitere Studien
aus ergänzenden Forschungsdisziplinen folgen.

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/24497/index.html

Das Augsburger Herzinfarktregister wurde ab 1984 anlässlich der
MONICA-Studie vom Helmholtz Zentrum München aufgebaut und erfasst seitdem
kontinuierlich alle neu aufgetretenen Herzinfarkte bei 25- bis 74-jährigen
Personen, die ihren ersten Wohnsitz in der Studienregion haben und in
eines der acht beteiligten Krankenhäuser eingewiesen werden. Aufgrund der
nahezu vollständigen Beteiligung aller Herzinfarktpatienten und der hohen
wissenschaftlichen Wertigkeit der Forschungsergebnisse im Rahmen der bis
1995 durchgeführten MONICA-Studie wird das Herzinfarktregister als fester
Bestandteil der kooperativen Gesundheitsforschung in der Region Augsburg
(KORA) weitergeführt. Seit 2000 beteiligt sich das Bundesministerium für
Gesundheit an der Finanzierung der Datenerhebungen für das
Herzinfarktregister mit dem Ziel, die wichtigsten Forschungsergebnisse im
Rahmen der Bundesgesundheits-Berichterstattung zu veröffentlichen. Ab 2009
wurde die Altersgrenze auf 84 Jahre heraufgesetzt, um auch Erkenntnisse
über das Herzinfarktgeschehen, seine Folgen und die angewendeten Therapien
bei älteren Menschen zu bekommen. Das KORA-Herzinfarktregister ist im
Universitätsklinikum Augsburg, dem größten Krankenhaus in der
Studienregion, angesiedelt. 

https://www.helmholtz-muenchen.de/herzschlag-info/index.html


Original-Publikation:

Chen K. et al. (2019): Temporal variations in the triggering of myocardial
infarction by air temperature in Augsburg, Germany, 1987 to 2014. European
Heart Journal

DOI: 10.1093/eurheartj/ehz116

https://academic.oup.com/eurheartj/advance-article/doi/10.1093/eurheartj/ehz116/5374842

Verwandte Artikel:

Studie ermittelt Krankheitslast durch Stickstoffdioxid 

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/44254/index.html

Risikofaktor Luftverschmutzung 

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/35848/index.html

Feinstaub: ultrafeine Partikel beeinflussen Herzfunktion 

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/26522/index.html

Mehr Todesfälle bei Hitze und Kälte 

https://www.helmholtz-muenchen.de/presse-medien/pressemitteilungen/alle-pressemitteilungen/pressemitteilung/article/24497/index.html


Originalpublikation:

Chen K. et al. (2019): Temporal variations in the triggering of myocardial
infarction by air temperature in Augsburg, Germany, 1987 to 2014. European
Heart Journal

DOI: 10.1093/eurheartj/ehz116


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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UMWELT/333: Luftverschmutzung verkürzt das Leben der Europäer um rund zwei Jahre (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 12.03.2019

Luftverschmutzung verkürzt das Leben der Europäer um rund zwei Jahre

Neubewertung der Gesundheitsrisiken durch Luftschadstoffe ergibt
unerwartet hohes Sterblichkeitsrisiko speziell durch
Herzkreislauferkrankungen



Luftverschmutzung wird als Gesundheitsgefahr deutlich unterschätzt, auch
wenn es derzeit eine hitzige Diskussion über Stickoxide, Feinstaub und
Dieselfahrverbote gibt. Ein Wissenschaftlerteam um Jos Lelieveld,
Direktor am Max-Planck-Institut für Chemie und Thomas Münzel, Professor an
der Universitätsmedizin Mainz hat nun ermittelt, dass Luftverschmutzung
die durchschnittliche Lebenserwartung der Europäer um rund 2 Jahre
verringert. Weltweit sterben laut der Studie jährlich etwa 120 Menschen
pro 100.000 Einwohner vorzeitig an den Folgen von verschmutzter Luft, in
Europa sogar 133 und damit mehr als im globalen Durchschnitt. In
mindestens der Hälfte der Fälle sind Herz-Kreislauf-Erkrankungen die
Todesursache.

Schlechte, insbesondere mit Feinstaub belastete Luft führt zu
Atemwegs- und Herzkreislauferkrankungen und stellt offenbar ein größeres
Gesundheitsrisiko dar als bislang angenommen. Denn mit ihrer Studie, die
in der aktuellen Ausgabe des European Heart Journals veröffentlicht wird,
aktualisierten die Mainzer Forscher jüngste Berechnungen des Global Burden
of Disease (GBD), einer weltweiten Gesundheitsstudie und auch Ergebnisse
eigener früherer Untersuchungen: Bis vor Kurzem gingen sie von einer
globalen Sterblichkeitsrate durch Luftverschmutzung von rund 4,5 Millionen
Menschen pro Jahr aus. Der neu berechnete Wert liegt bei 8,8 Millionen pro
Jahr. Allein in Europa sterben demnach jährlich knapp 800.000 Menschen
vorzeitig an den Folgen von Luftverschmutzung.

Die Aktualisierung der Berechnungen wurde notwendig, da eine kürzlich
veröffentlichte Studie die krankheitsspezifischen Gefährdungsraten
gegenüber den Werten des GBD deutlich höher ansetzt. "Da die GBD-Studie
41 umfangreiche Fallgruppenstudien aus 16 Ländern, inklusive China,
berücksichtigt, bietet sie die beste derzeit verfügbare Datengrundlage",
sagt Jos Lelieveld, Direktor am Max-Planck-Institut für.

Verschmutzte Außenluft fordert mehr Opfer als Rauchen

Laut der Neuberechnung der Mainzer Forscher reiht sich schlechte Luft
damit in die Liste der bedeutendsten Gesundheitsrisiken wie Bluthochdruck,
Diabetes, Übergewicht und Rauchen. Zum Vergleich: Die
Weltgesundheitsorganisation WHO schätzt die Mortalitätsrate durch
Tabakrauch auf 7,2 Millionen Menschen pro Jahr - inklusive Passivrauchen.
Somit ist verschmutzte Außenluft ein ähnlich großer Risikofaktor. Rauchen
ist jedoch individuell vermeidbar, Luftverschmutzung hingegen nicht.

Die Forscher betonen, dass Feinstaubteilchen mit einem Durchmesser kleiner
als 2,5 Mikrometer (PM2,5) die Hauptursache für Atemwegs- und
Herzkreislauferkrankungen sind, was die hohen Sterberaten erklärt, die
schlechter Luft zugeordnet werden. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass der
Europäische Grenzwert für Feinstaub, der für den Jahresdurchschnitt bei 25
Mikrogramm pro Kubikmeter Luft liegt, viel zu hoch ist", sagt Thomas
Münzel, Direktor des Zentrums für Kardiologie der Universitätsmedizin
Mainz. Der Wert liegt weit über der Richtlinie der WHO von 10 Mikrogramm
pro Kubikmeter.

Für ihre Berechnungen ermittelten die Wissenschaftler aus Mainz zunächst
die regionale Belastung mit Schadstoffen wie Feinstaub und Ozon mit Hilfe
eines etablierten, datengestützten Atmosphärenchemiemodells. Diese
Expositionswerte verknüpften sie mit krankheitsspezifischen
Gefährdungsraten aus epidemiologischen Daten, sowie Bevölkerungsdichte und
Todesursachen in einzelnen Ländern.

Feinstaubbelastung sollte gesenkt werden

"Unsere Ergebnisse zeigen eine viel höhere Krankheitsbelastung durch
Luftverschmutzung als bisher angenommen", sagt Münzel, der auch Initiator
der Stiftung Mainzer Herz ist. "Luftverschmutzung muss als wichtiger
kardiovaskulärer Risikofaktor anerkannt werden, da sie im Körper
zusätzliche Schäden durch Diabetes, Bluthochdruck und hohe
Cholersterinwerte verursacht . Jetzt ist es noch dringlicher geworden, die
Belastung durch Feinstaub weiter zu senken und die Grenzwerte anzupassen.
Zudem muss Feinstaub als Verursacher von Herzkreislauferkrankungen stärker
in den Leitlinien der Europäischen Gesellschaft für Kardiologie in den
Vordergrund gerückt werden."

Ersatz fossiler Brennstoffe durch saubere Energiequellen kann die Sterberate um mehr als die Hälfte reduzieren

Da ein Großteil des Feinstaubs und anderer Luftschadstoffe aus der
Verbrennung fossiler Brennstoffe stammt, plädieren die Wissenschaftler für
den Ersatz fossiler Energieträger zur Energiegewinnung. "Wenn wir saubere,
erneuerbare Energien einsetzen, erfüllen wir nicht nur die in Paris
getroffenen Vereinbarungen zur Eindämmung der Folgen des Klimawandels",
sagt Jos Lelieveld, der auch Professor an der Johannes
Gutenberg-Universität in Mainz und am Cyprus Institute in Nikosia ist. "Wir können
damit auch die von Luftverschmutzung verursachte Sterberate in Europa bis
zu 55 Prozent verringern."


1 Age-dependent health risk from ambient air pollution: a modelling study
of childhood mortality in middle and low-income countries

Jos Lelieveld, Andy Haines, Andrea Pozzer; The Lancet Planetary Health, 2.
Juli 2018; pre-publication 29 June 2018


2 Global estimates of mortality associated with long-term exposure to
outdoor fine particulate matter

Burnett et al.: Proceedings of the National Academy U S A.
115(38):9592-9597, doi: 10.1073/pnas.1803222115, 2018


3 Effects of gaseous and solid constituents of air pollution on
endothelial function.

Munzel T, Gori T, Al-Kindi S, Deanfield J, Lelieveld J, Daiber A,
Rajagopalan S. Eur Heart J 2018;39(38):3543-3550.

Originalpublikation:

Cardiovascular disease burden from ambient air pollution in Europe
reassessed using novel hazard ratio functions.

J. Lelieveld, K. Klingmüller, A. Pozzer, U. Pöschl, M. Fnais, A. Daiber
und T. Münzel

European Heart Journal (2019), 00, 1-7

DOI: 10.1093/eurheartj/ehz135
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MELDUNG/977: Deutscher Pflegetag - ver.di fordert gesetzliche Personalvorgaben (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 14. März 2019

Deutscher Pflegetag: ver.di fordert gesetzliche Personalvorgaben



Anlässlich des Deutschen Pflegetages bekräftigt die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ihre Forderung nach gesetzlichen
Personalvorgaben. "Für eine gute und sichere Versorgung brauchen wir
gesetzliche Vorgaben für die Personalausstattung in der Altenpflege
und in Krankenhäusern, die sich am Pflegebedarf orientieren", sagte
Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. Dafür sei auch eine
zweckgebundene verlässliche Finanzierung notwendig.

Die von Bundesgesundheitsminister Spahn erlassene Verordnung zu
Personaluntergrenzen in nur vier Krankenhausbereichen verschärfe das
Problem, statt es zu lösen, kritisierte Bühler. "So wie diese
Untergrenzen bemessen sind, handelt es sich um einen staatlich
legitimierten Personalnotstand. Das ist das Gegenteil von guter
Versorgung und eine Gefahr für Patientinnen und Patienten." Teilweise
wirkten die Untergrenzen sogar kontraproduktiv: Dort, wo die
Personalsituation heute besser sei, als vom Bundesgesundheitsminister
vorgegeben, würden Kliniken jetzt Pflegekräfte abziehen. "In vielen
Klinken wird das Personal auch einfach aus anderen Bereichen, für die
es keine Vorgaben gibt, abgezogen. Hier muss der
Bundesgesundheitsminister handeln."

Gesetzliche Vorgaben für eine Personalausstattung, die sich am
Pflegebedarf orientieren, seien auch das wirksamste Mittel gegen den
Fachkräftemangel, so Bühler weiter. "Mit guten Ausbildungs- und
Arbeitsbedingungen und einer angemessenen Bezahlung können erfahrene
Fachkräfte gehalten und neue gewonnen werden. Und viele, die in die
Teilzeit geflüchtet sind, werden wieder aufstocken."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 14. März 2019

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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RECHT/634: Medizinstudierende müssen vor mündlicher Prüfung praktische Aufgaben erhalten (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 11. März 2019

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Medizinstudierende müssen vor der mündlichen Prüfung praktische Aufgaben erhalten



Münster/Berlin (DAV). Zur medizinischen Ausbildung gehört auch die
Praxis. Deshalb können Medizinstudenten in der Regel verlangen, dass
ihnen vor dem mündlich-praktischen Teil des ersten Abschnitts der
ärztlichen Prüfung praktische Aufgaben gestellt werden. Gegebenenfalls
muss eine Prüfung wiederholt werden. Die Arbeitsgemeinschaft
Medizinrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen vom
18. Januar 2019 (AZ: 14 A 2042/18).


Der Mann studiert in Bonn Medizin. Den mündlich-praktischen Teil des
ersten Abschnitts der ärztlichen Prüfung hatte er im ersten
Wiederholungsversuch nicht bestanden. Gegen das Ergebnis wandte er
sich mit einer Klage. Er habe entgegen der Approbationsordnung für
Ärzte vor dem Prüfungstermin keine praktischen Aufgaben bekommen. Nach
der Approbationsordnung soll im mündlich-praktischen Teil des ersten
Abschnitts der ärztlichen Prüfung die Prüfungskommission dem Prüfling
praktische Aufgaben stellen. Deren Ergebnisse soll er bei der Prüfung
mündlich oder mithilfe eines schriftlichen Berichts darlegen und
begründen. Das war im Falle des Klägers nicht geschehen.

Nach Auffassung des zuständigen Landesprüfungsamts ist die praktische
Prüfungsaufgabe nicht zwingend vorgeschrieben. Außerdem werde von der
Möglichkeit regelmäßig - auch in anderen Bundesländern - kein Gebrauch
gemacht. Eine solche Pflicht würde die vielen Prüfungskommissionen an
den Medizinischen Fakultäten vor erhebliche zusätzliche
organisatorische und personelle Herausforderungen stellen.

Nachdem das Verwaltungsgericht in Aachen die Klage noch abgewiesen
hatte, hatte der Mann beim Oberverwaltungsgericht Erfolg. Die Vorgabe
der Approbationsordnung für Ärzte im Hinblick auf die praktische
Aufgabe sei eine so genannte Soll-Vorschrift. Solche Vorschriften
seien für Behörden im Regelfall rechtlich zwingend. Sie seien
verpflichtet, grundsätzlich so zu verfahren. Im Regelfall bedeute das
"Soll" ein "Muss". Es sei denn, es lägen im Einzelfall triftige Gründe
vor, davon abzuweichen. Es gebe weder im Zusammenhang mit der Regelung
zu praktischen Aufgaben in der mündlichen Prüfung noch vom Zweck der
Vorschrift her einen Grund, dies anders zu verstehen.

Triftige Gründe für ein Abweichen von der Soll-Vorschrift lägen hier
nicht vor. Erhöhte zusätzliche organisatorische und personelle
Belastungen durch die geforderte Aufgabenstellung rechtfertigten keine
Abweichung von der Regel. Auch bestehe die konkrete Möglichkeit, dass
der Kläger unter Beachtung der Vorschrift ein anderes Prüfungsergebnis
erzielt hätte.

Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 4/19 vom 11. März 2019

Medizinrechtsanwälte des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STELLUNGNAHME/201: Zur Verabschiedung des Terminservice- und Versorgungsgesetzes im Bundestag (VDEK)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 14. März 2019

TSVG-Verabschiedung im Bundestag

vdek zu TSVG: 

Kürzere Wartezeiten - aber Mehrkosten in Milliardenhöhe und gravierende Eingriffe in Rechte der Selbstverwaltung



Berlin - Zur heutigen Verabschiedung des Terminservice- und
Versorgungsgesetzes (TSVG) im Deutschen Bundestag in 2./3. Lesung
erklärt Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des Verbandes der
Ersatzkassen e. V. (vdek):

"Das TSVG enthält viele Regelungen, die die Versorgung der gesetzlich
Krankenversicherten verbessern werden. Der Gesetzgeber geht nun
endlich die Probleme bei Terminvergabe und Wartezeiten in den
Arztpraxen an und hat geeignete Lösungsansätze vorgelegt - von der
Erhöhung der Mindestsprechstunden von 20 auf 25 pro Woche bis zur
besseren Erreichbarkeit der Terminservicestellen, die ab Frühjahr 2019
rund um die Uhr (24/7) bundesweit unter der Rufnummer 116 117 sowie
online erreichbar sind.

Das TSVG führt aber auch zu deutlichen Mehrkosten; allein im Bereich
der ärztlichen Versorgung sind dies jetzt bis zu 1,2 Milliarden Euro
im Jahr. Angesichts dieser Höhe erwartet der vdek, dass die
Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) den Gesetzesauftrag
vollumfänglich umsetzen, deutliche Verbesserungen hinsichtlich der
Terminvermittlung und der Wartezeiten schaffen und eine Bevorzugung
von Privatversicherten bei der Terminvergabe in den Arztpraxen
beenden.

Erfreulich ist, dass die einzelnen Krankenkassen weiterhin gezielt
Selbsthilfeprojekte fördern können - wenn auch in geringerem Umfang
als bislang. Die geplante Abschaffung der Einzelförderung zugunsten
einer reinen kassenübergreifenden Pauschalförderung hätte bedeutet,
dass die Vielfalt bei den Projekten empfindlich gelitten hätte und die
Umsetzung vor Ort enorm erschwert worden wäre.

Nicht akzeptabel sind die Eingriffe der Politik in die
Entscheidungskompetenzen der gemeinsamen Selbstverwaltung. In der
gematik kann das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) jetzt als
Mehrheitsgesellschafter die Entscheidungen mit 51 Prozent allein
herbeiführen, die dann die Krankenkassen ohne Entscheidungsrechte
allein aus ihren Beitragsgeldern zahlen müssen. Nicht nachvollziehbar
ist auch, dass die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) in Zukunft
weitgehend alleine die Inhalte der elektronischen Patientenakte (ePA)
festlegen soll. Die Krankenkassen sollten hier mitgestalten dürfen.
Schließlich tragen sie nicht nur die Kosten für die ePA, sondern haben
bereits praktische Erfahrungen gemacht."

 * 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und
Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen rund
28 Millionen Menschen in Deutschland versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK).

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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HERZ/1151: Schlaganfall - Jeder fünfte bleibt rätselhaft (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 13.03.2019

Schlaganfall: Jeder fünfte bleibt rätselhaft

Herzstiftung informiert über kryptogenen Schlaganfall und welche
Herzkrankheiten häufigste Ursachen sind



Bluthochdruck, Vorhofflimmern oder Ablagerungen in den Halsschlagadern:

Ein Großteil der jährlich rund 270.000 Schlaganfälle in Deutschland geht
auf Erkrankungen der Gefäße oder des Herz-Kreislauf-Systems zurück. Doch
bei etwa 20 bis 30 Prozent der Hirninfarkte bleibt die Ursache im Dunkeln.
Ärzte sprechen dann von einem "kryptogenen Schlaganfall". Solche
Schlaganfälle verlaufen in der Regel weniger schwer und hinterlassen
weniger bleibende Schäden als solche, bei denen die Ursache schnell
geklärt werden kann. "Insgesamt haben kryptogene Schlaganfälle eine
bessere Prognose als Schlaganfälle mit bekannter Ursache", betont Prof.
Dr. med. Thomas Meinertz vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen
Herzstiftung in der aktuellen Ausgabe der Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ
HEUTE. Sie dürften aber nicht weniger ernst genommen werden, weil auch
hier die Mangelversorgung eines Gehirnareals aufgrund eines verengten oder
verschlossenen hirnversorgenden Blutgefäßes zu bleibenden Hirnschäden
führt, wie der Kardiologe aus Hamburg betont. "Daher sollte bei jedem
Schlaganfall mit der Notrufnummer 112 der Notarzt gerufen werden, der die
betroffene Person in eine Klinik mit Schlaganfall-Einheit bringt", so
Meinertz. "Ob es sich um eine Vorstufe des Schlaganfalls in Form einer
transitorischen ischämische Attacke, kurz TIA, oder einen Schlaganfall
kryptogener Ursache handelt, kann nur durch die nachfolgende Diagnostik
geklärt werden."

Was Herzpatienten über den Schlaganfall wissen sollten, an welchen
Symptomen sie den Schlaganfall erkennen und wie man sich im Notfall
verhält, erläutert Meinertz in dem Experten-Beitrag "Schlaganfall ohne
Ursache?" in HERZ HEUTE 2/2019, der kostenfrei bei der Herzstiftung
angefordert werden kann unter Tel. 069 955128-400 oder per E-Mail unter
bestellung@herzstiftung.de (Stichwort: "Schlaganfall ohne Ursache").
Weitere Infos bietet die Herzstiftung online unter

www.dhs.tips/schlaganfall

Angeborene oder erworbene Herzfehler als mögliche Ursachen

Je nach Lebensalter kommen unterschiedliche Ursachen für einen kryptogenen
Schlaganfall in Betracht. Bei jüngeren Patienten im Alter zwischen 16 und
30 Jahren stecken nicht selten angeborene Herzfehler dahinter -
insbesondere das offene oder persistierende Foramen ovale, kurz PFO. Bei
diesem Herzfehler ist die Scheidewand zwischen dem rechten und dem linken
Vorhof nicht richtig verschlossen. Das begünstigt die Bildung von
Blutgerinnseln, die ins Gehirn gelangen und dort einen Schlaganfall
auslösen können. "Etwa die Hälfte der Patienten mit der Diagnose
'kryptogener Schlaganfall', die jünger als 60 Jahre sind, haben ein PFO",
so Meinertz. Mehr zum PFO und zu möglichen Therapien lesen Interessierte
in der neuen Ausgabe von HERZ HEUTE. Im Alter zwischen 31 und 60 Jahren
spielen erworbene Herzkrankheiten als Ursache des kryptogenen
Schlaganfalls eine größere Rolle. Dies können beispielsweise
Herzklappenfehler oder Kardiomyopathien, also Herzmuskelerkrankungen,
sein.

Vorhofflimmern wird häufig nicht erkannt

Bei älteren Schlaganfallpatienten über 60 Jahren ist Vorhofflimmern eine
häufige Ursache des kryptogenen Schlaganfalls. Tritt die
Herzrhythmusstörung nur anfallsweise auf, ist sie jedoch schwer zu
diagnostizieren und wird dann oft nicht als Ursache erkannt. "Bei älteren
Patienten mit einem Schlaganfall vermeintlich unbekannter Ursache sollte
immer systematisch nach Anfällen von Vorhofflimmern gesucht werden", so
Meinertz. Der Nachweis sei allerdings häufig nur mit aufwändiger
Diagnostik möglich wie mit wiederholten Langzeit-EKGs oder dem Einsatz von
"Event-Rekordern", die eine kontinuierliche Beobachtung der Herzfrequenz
ermöglichen. Bei Vorhofflimmern können sich leicht Blutgerinnsel in den
Herz-Vorhöfen bilden. Gelangen diese ins Gehirn und verstopfen dort eine
Arterie, kommt es zum Schlaganfall. Viele Patienten mit der
Herzrhythmusstörung nehmen daher gerinnungshemmende Medikamente ein, um
einem Schlaganfall vorzubeugen 

(Infos: www.herzstiftung.de/vorhofflimmern-ratgeber.html).

Schlaganfall-Warnzeichen rechtzeitig erkennen und Notruf 112 wählen
Herzpatienten sollten die Symptome und auch mögliche Vorboten eines
Schlaganfalls kennen. Oft treten einzelne Symptome bereits Tage oder
Wochen vorher auf, verschwinden aber nach wenigen Minuten wieder. Diese
Warnzeichen können auf einen Schlaganfall hinweisen oder ihn ankündigen:


	Lähmung in einem Arm, Bein oder einer Gesichtshälfte

	Schwierigkeiten beim Sprechen

	Plötzlich auftretende Sehstörungen

	Plötzliche starke Kopfschmerzen



Wer eines dieser Symptome bei sich bemerkt, sollte nicht zögern, sondern
den Notruf 112 wählen. Wichtig ist, keine Zeit zu verlieren, sondern
schnell zu handeln. Weitere Tipps, wie sich Herzpatienten vor einem
Schlaganfall schützen, und wie sie im Notfall richtig handeln, erläutert
der Online-Beitrag unter 

www.dhs.tips/schlaganfall

Der Ratgeber "Herz außer Takt: Vorhofflimmern" informiert über Ursachen,
aktuelle Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten des Vorhofflimmerns sowie
über die Gerinnungshemmung. Der Band (136 S.), verfasst von renommierten
Herzspezialisten, ist kostenfrei erhältlich unter 

www.herzstiftung.de/vorhofflimmern-ratgeber.html oder per Telefon unter 069 955128-400 oder
per E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de

Der Ratgeber "Herz außer Takt: Vorhofflimmern" informiert über Ursachen,
aktuelle Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten des Vorhofflimmerns sowie
über die Gerinnungshemmung. Der Band (136 S.), verfasst von renommierten
Herzspezialisten, ist kostenfrei erhältlich unter www.herzstiftung.de
/vorhofflimmern-ratgeber.html oder per Telefon unter 069 955128-400 oder
per E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de


Originalpublikation:

Thomas Meinertz, Schlaganfall ohne Ursache? Fragen und Antworten zum
kryptogenen Insult, in: Deutsche Herzstiftung (Hg.), HERZ HEUTE -
Zeitschr. der Deutschen Herzstiftung, Ausgabe 2/2019, Frankfurt a. M.
2019.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dhs.tips/schlaganfall

https://www.youtube.com/watch?v=Hs9UU4nEf_M

http://www.herzstiftung.de/vorhofflimmern-ratgeber.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71253

PM_DHS_Kryptogener_Schlaganfall_2019-03

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 13.03.2019
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SCHMERZ/786: Kopfschmerzen - Was Betroffenen wirklich hilft (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 12.03.2019

Kopfschmerzen: Was Betroffenen wirklich hilft - Chronifizierung vermeiden



Fast 2,5 Millionen Deutsche leiden an chronischen Kopfschmerzen - sie
haben also Beschwerden an durchschnittlich jedem zweiten Tag. Viele
Menschen behandeln sie mit frei verkäuflichen Medikamenten zunächst
selbst, ohne mit ihrem Arzt darüber zu sprechen. Was viele nicht wissen:
Der zu häufige Gebrauch von Schmerzmitteln kann eigenständige
Kopfschmerzen auslösen, die chronisch werden können.

Zudem sollten Patienten im Zweifel immer die Wirksamkeit von - in
Eigeninitiative eingenommenen, aber auch von verordneten - Medikamenten
vom Arzt prüfen lassen. Denn: Eine nicht ausreichende Schmerzlinderung ist
ebenfalls ein Risikofaktor für chronische Kopfschmerzen, so die Deutsche
Gesellschaft für Klinische Neurophysiologie und Funktionelle Bildgebung e.
V. (DGKN). Wie chronischen Kopfschmerzen und Migräneattacken vorgebeugt
und wie diese behandelt werden können, ist ein Thema auf der
Pressekonferenz der DGKN am Donnerstag, den 28. März 2019 in Freiburg. Sie
findet auf der 63. Wissenschaftlichen Jahrestagung der Fachgesellschaft
statt.

 * 

Nach aktuellen Zahlen aus epidemiologischen Studien leiden etwa drei
Prozent der Bevölkerung in Deutschland an chronischen Kopfschmerzen. "Dies
sind Kopfschmerzen, die an mindestens 15 Tagen im Monat über mindestens
drei Monate auftreten", sagt Privatdozent Dr. med. Charly Gaul von der
Migräne- und Kopfschmerzklinik Königstein im Taunus. Der Leidensdruck für
die Patienten - etwa durch Arbeitsunfähigkeit und verminderte soziale
Teilhabe am Leben - sei erheblich.

Dabei können Therapeutika gegen Kopfschmerzen selbst Schmerzen auslösen:
"Werden an 15 oder mehr Tagen einfache Schmerzmittel oder sogenannte
nichtsteroidalen Antirheumatika (NSAR) wie Acetylsalicysäure (Aspirin),
Ibuprofen oder Diclofenac eingenommen, oder an mehr als zehn Tagen
Opioide, Triptane, Ergotamine oder Schmerzmittelmischpräparate, steigt das
Risiko zur Kopfschmerzchronifizierung erheblich an", so Dr. Gaul. Weitere
Risikofaktoren für eine Chronifizierung der Schmerzen seien ein weibliches
Geschlecht, psychische Begleiterkrankungen, Übergewicht und
Bewegungsmangel. Auch die Einnahme von anderen Medikamenten wie
Beruhigungsmitteln und weitere chronische Schmerzerkrankungen wie
chronische Rückenschmerzen erhöhten die Wahrscheinlichkeit dafür.

"Häufig wird auch nicht ausreichend geprüft, ob die verordnete oder
empfohlene Akutmedikation überhaupt wirksam ist", nennt Dr. Gaul einen
weiteren Punkt. Patienten, die ihre Akutmedikation als gut wirksam
einschätzen, hätten ein geringeres Chronifizierungsrisiko als solche, die
ihre Akutmedikation als unzureichend wirksam beurteilten.

Wenn Kopfschmerzen nicht nur gelegentlich, sondern regelmäßig oder gar
häufig bestehen, empfiehlt Dr. Gaul vorbeugende Maßnahmen: "Als wirksam
in Studien belegt sind kognitive Verhaltenstherapien, regelmäßiger
Ausdauersport sowie Entspannungsverfahren - wie die progressive
Muskelrelaxation nach Jacobson sowie Yoga und Meditation." Darüber hinaus
sind etliche Medikamente zur vorbeugenden Einnahme zugelassen:
"Langjährig etabliert sind hier Betablocker, trizyklische Antidepressiva,
Antikonvulsiva (Valproat, Flunarizin und Topiramat), Botulinumtoxin zur
Therapie der chronischen Migräne sowie, jedoch ohne spezifische Zulassung
zur Migräneprophylaxe (sogenannter Off-Label-Gebrauch), beispielsweise
Candesartan", berichtet Dr. Gaul. Seit November 2018 ist auch der
Antikörper Erenumab zur Prophylaxe der Migräne bei Erwachsenen mit vier
oder mehr Migränetagen pro Monat erhältlich.

Eine Kombination aus Verhaltensänderung, klassischen Entspannungsmaßnahmen
und der vorbeugenden Einnahme von Medikamenten zeige die beste Wirkung bei
der Behandlung von Kopfschmerzen, fasst der Experte zusammen.

Auf der Pressekonferenz der DGKN am 28. März 2019 in Freiburg informiert
Dr. Charly Gaul über chronische Kopfschmerzen und zeigt auf, was Patienten
darüber wissen wollten.

Quellen:

Diener HC, Gaul C, Kropp P. Therapie der Migräneattacke und Prophylaxe der
Migräne. Leitlinien für Diagnostik und Therapie in der Neurologie. AWMF
030/57, 2018

Diener HC, Holle D, Dresler T, Gaul C. Chronic Headache Due to Overuse of
Analgesics and Anti-Migraine Agents. Dtsch Arztebl Int 2018;115:365-370

Headache Classification Committee of the International Headache Society
(IHS). The International Classification of Headache Disorders, 3rd
edition. Cephalalgia 2018;38:1-211

Israel H, Neeb L, Reuter U. CGRP Monoclonal Antibodies for the
Preventative Treatment of Migraine. Curr Pain Headache Rep 2018;22:38.

Lipton RB, Fanning KM, Serrano D, Reed ML, Cady R, Buse DC. Ineffective
acute treatment of episodic migraine is associated with new-onset chronic
migraine. Neurology 2015;84:688-95

Reuter U, Goadsby PJ, Lanteri-Minet M, Wen S, Hours-Zesiger P, Ferrari MD,
Klatt J. Efficacy and tolerability of erenumab in patients with episodic
migraine in whom two-to-four previous preventive treatments were
unsuccessful: a randomised, double-blind, placebo-controlled, phase 3b
study. Lancet 2018;392:2280-2287

Ruscheweyh R, Müller M, Blum B, Straube A. Correlation of headache
frequency and psychosocial impairment in migraine: a cross-sectional
study. Headache 2014;54:861-71
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PFLEGE/762: Was hilft gegen den Pflegenotstand? Wissenschaftlicher Rechercheservice der Hans-Böckler-Stiftung (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 13.03.2019

Was hilft gegen den Pflegenotstand? 

Wissenschaftlicher Rechercheservice der Hans-Böckler-Stiftung



Am morgigen Donnerstag werden auf dem Deutschen Pflegetag in Berlin
Familienministerin Giffey, Arbeitsminister Heil und Gesundheitsminister
Spahn über ihr weiteres Programm für die "Konzertierte Aktion Pflege"
sprechen. "Die gemeinsame Initiative ist ein wichtiger Schritt ", sagt Dr.
Dorothea Voss, Leiterin der Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung
und Expertin für soziale Berufe, "doch wir werden den Pflegenotstand nur
dann überwinden, wenn sich auch Bezahlung und Arbeitsbedingungen deutlich
verbessern".

Welche Probleme in der Pflegebranche konkret bestehen und wo entscheidende
Ansätze für Verbesserungen liegen, haben wir in mehreren aktuellen Studien
herausgearbeitet. Die folgenden Links führen Sie zu mit den Forscherinnen
und Forschern abgestimmten Zusammenfassungen, die kompletten Studien sind
am Fuß der jeweiligen Artikel verlinkt:

Derzeit fehlen allein im Pflegedienst deutscher Krankenhäuser mehr als
100.000 Vollzeitstellen. Diese Lücke sei "keine unvermeidbare quasi
naturwüchsig entstandene Situation, sondern vor allem durch Regelungen der
Krankenhausfinanzierung hervorgerufen, die Krankenhäuser zu
Kostensenkungen zwangen und dadurch einen starken Anreiz zum Stellenabbau
insbesondere im Pflegedienst setzten", zeigt unsere Studie. Im
internationalen Vergleich ist der Personalschlüssel in Deutschland mithin
am schlechtesten - 13 Patienten kommen hier auf eine Pflegefachkraft. In
den Niederlanden etwa sind es nur 8,6:

https://www.boeckler.de/116606_116620.htm

Wer daran etwas ändern will, muss nicht nur bessere verbindliche
Regelungen für die Personalbemessung einführen, sondern zugleich die
Arbeitsbedingungen und Verdienste in den sozialen Berufen generell
deutlich verbessern: 

https://www.boeckler.de/114463_114470.htm

Bessere Arbeitsbedingungen könnten auch mehr potenzielle Quereinsteiger
und Quereinsteigerinnen motivieren, dauerhaft in der Pflege zu arbeiten.
Sie werden das Problem des Fachkräftemangels allein nicht lösen. Doch die
Erfahrungen mit Job-Umsteigern sind gut:

https://www.boeckler.de/116785_116802.htm

Krankenhäuser und Altenpflegeeinrichtungen stellen zudem zunehmend
Pflegerinnen und Pfleger ein, die ihren Berufsabschluss im Ausland
erworben haben. So ist die Zahl der Fachkräfte für Gesundheits- und
Krankenpflege, die jährlich aus dem Ausland nach Deutschland kommen,
zuletzt auf fast das Sechsfache gestiegen: Von knapp 1.500 im Jahr 2012
auf gut 8.800 im Jahr 2017. Die meisten der zugewanderten Pflegekräfte
kommen im Arbeitsalltag zurecht, trotzdem ist die "nachhaltige
betriebliche Integration eine große Herausforderung", der sich die
Arbeitgeber stellen müssen: 

https://www.boeckler.de/117819_118702.htm

Ideen für Verbesserungsmöglichkeiten findet man auch im Ausland, wie
unsere Vergleichsstudie zeigt. Ähnlich wie in Deutschland ist bei den
Arbeitsbedingungen von Altenpflegekräften in Japan und Schweden noch viel
Luft nach oben. Manches funktioniert dort allerdings besser. Schweden etwa
tut sich immerhin durch eine umfassende Qualifizierungsstrategie hervor.
In Japan ist der Männeranteil in der stationären Versorgung
vergleichsweise hoch. 

https://www.boeckler.de/116100_116108.htm

Dass immer mehr Unternehmen aus der Gesundheits- und Pflegebranche ins
Visier von Private Equity Investoren kommen, könnte Fortschritte in der
Branche aber zusätzlich erschweren. Die Gesundheitsbranche erlebte 2017
einen starken Anstieg an Übernahmen und nahm mit einem Anteil von rund 15
Prozent - gleichauf mit der Software- und Internetbranche - den ersten
Rang ein: 

https://www.boeckler.de/118602_118607.htm


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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ENTWICKLUNG/1432: App "Intimarzt" - Geschlechtskrankheiten digital vom Facharzt überprüfen lassen (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 13.03.2019

App "Intimarzt": Geschlechtskrankheiten digital vom Facharzt überprüfen lassen



Erstmalig können Patienten mit einer App anonym Auffälligkeiten im
Intimbereich durch einen Facharzt überprüfen lassen. Die Landesärztekammer
Baden-Württemberg genehmigte den Antrag für die erste
Smartphone-Applikation speziell für Geschlechtskrankheiten. Entwickelt wurde das
digitale Angebot von Mitarbeitern der Universitäts-Hautklinik in
Heidelberg, dem Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) und dem Nationalen
Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg in Zusammenarbeit mit
Mitarbeitern der Universitäts-Hautklinik in Essen.

Geschlechtskrankheiten werden oft durch Scham bedingt erst spät dem Arzt
gezeigt. Ziel der neuen App-Anwendung "Intimarzt" ist es, solche
Krankheitsbilder früher zu diagnostizieren und damit besser behandeln zu
können. Die Landesärztekammer Baden-Württemberg genehmigte den Antrag für
die erste telemedizinische Smartphone-Anwendung speziell für intime
Krankheitsbilder. Erstmals ist es Fachärzten für Haut- und
Geschlechtskrankheiten aus Deutschland damit erlaubt, Patienten mit
intimen Problemen anonym zu befunden. "In vielen Fällen möchte der Patient
bei einem Problem im Geschlechtsbereich unerkannt bleiben und gleichzeitig
aber wissen, ob die von ihm entdeckte Auffälligkeit in der Praxis
behandelt werden muss", erklärt Alexander Enk, Direktor der Hautklinik am
Universitätsklinikum Heidelberg. Intimarzt liefert diese erste
Einschätzung, inklusive einer Handlungsempfehlung, etwa zu frei
verkäuflichen Arzneimitteln, die den meisten Patienten den Gang zum Arzt
bereits ersparen kann. Der Service schließt damit die Lücke zwischen einer
Internetrecherche und einem persönlichen Praxisbesuch.

"Allerdings ersetzt die Befundung per Smartphone auch nicht den
Arztbesuch. Eine Erstmeinung über eine Telemedizin-Anwendung sollte als
ein möglicher Schritt vor einem Arztbesuch gesehen werden. Bei Fällen, die
digital nicht eindeutig zu beurteilen sind, werden die Fachärzte die
App-Nutzer auch weiterhin in die Praxis einladen", sagt Titus Brinker,
Assistenzarzt an der Universitäts-Hautklinik Heidelberg und Leiter der
App-Entwicklung am NCT Heidelberg und DKFZ.

"Das anonyme Angebot ist auch für die frühzeitige Diagnose von
Krebserkrankungen bedeutsam", betont Jochen Utikal, Leiter der
dermatoonkologischen Kooperationseinheit des DKFZ: "So sind zum Beispiel
Vulva- oder Peniskarzinom, Hautflecken im Intimbereich oder Feigwarzen
durch eine HPV-Infektion bei Frauen und bei Männern dringend auch
onkologisch abzuklärende Veränderungen, die aber besonders ungern
persönlich dem Arzt vorgestellt werden."

"Intimarzt" steht über die Webseite www.Intimarzt.de sowie für iPhones und
Android Smartphones zum Download zur Verfügung. Um sich eine Erstmeinung
einzuholen, müssen drei Fotos des intimen Problems aufgenommen und einige
Fragen zu möglichen Symptomen beantwortet werden. Die Bilder und
Informationen werden anschließend über eine verschlüsselte Verbindung an
einen Facharzt für Geschlechtserkrankungen aus Baden-Württemberg
übermittelt. Befunden dürfen nur Fachärzte für Geschlechtskrankheiten mit
mindestens zehn Jahren Praxiserfahrung. Patienten ohne Smartphone können
auch über eine Digitalkamera und die Intimarzt-Webseite die Bilder
bereitstellen. Intimarzt verspricht dem Patienten, innerhalb von 48
Stunden eine Ersteinschätzung digital zu übermitteln. Rückfragen der
Online-Ärzte und die Antworten werden in einem nur für Arzt und Patient
zugänglichen und geschützten Datenraum gespeichert.

Für die teilnehmenden Fachärzte für Geschlechtskrankheiten aus
Baden-Württemberg ist der digitale Service nach der Gebührenordnung für Ärzte
abrechenbar. Der Patient bezahlt eine Service-Gebühr in Höhe von 24,95
Euro. "Diese Pauschale müssen die Patienten derzeit noch selbst tragen,
jedoch zeigen sich auch die Krankenkassen interessiert an dem neuen
Angebot", berichtet Brinker.

Installation der App

iPhones: 

https://itunes.apple.com/us/app/intimarzt-online-std-arzt/id1450489640?l=de&ls=1&mt=8

Android: 

https://play.google.com/store/apps/details?id=de.intimarzt.app


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.Intimarzt.de

http://www.nct-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5065: Warner Music Medien Newsletter KW 11 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 11

Hamburg, 14. März 2019



ALPHAVILLE

Wer wünscht sich das nicht? Für immer jung bleiben...Vor nunmehr 35
Jahren veröffentlichten Alphaville ihr Kultalbum "Forever Young" und
wurden damit quasi unsterblich. Der Titelsong machte weltweit Furore
und gehört seitdem - neben der ebenso auf dem Album enthaltenen
Debüt-Single "Big In Japan" - zu den größten Pop-Hymnen aller Zeit.
Diesen Freitag wird der legendäre Longplayer nun zum ersten Mal
reissued und erscheint als remasterte 3CD/DVD/LP Super Deluxe Limited
Edition mit jeder Menge zusätzlichem Material, als Deluxe 2CD-Version
mit Original-Singles, B-Seiten und Maxi-Versionen sowie als Vinyl-LP
und digital. Am Veröffentlichungstag starten Marian Gold, Bernhard
Lloyd und Frank Mertens auf große Deutschland-Tournee [1]: 15.03.
Leipzig | 16.03. Stuttgart | 19.03. Bochum | 20.03. Köln | 29.03.
Berlin | 30.03. Hamburg | 09.04. Frankfurt | 10.04. München.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

MIKE SINGER

Der deutsche #1-Künstler Mike Singer hat eine Neue. Am vergangenen
Freitag veröffentlichte er die dritte Single seines kommenden dritten
Albums "Trip" (Vö 12.04.), die einfach "Ulala" ist. Ihm zur Seite
steht dabei Rap-Star Eunique.

Auch das dazugehörige Musikvideo [2] kann sich sehen lassen, denn es
gleicht eben nicht klischeehaften Rapvideos, sondern setzt vielmehr
auf starke Posen und Licht.

"Am Set stellte sich heraus, dass Cindy, die Schwester der
Maskenbildnerin, richtig Lust hätte mit ins Video zu kommen. Gesagt,
getan! Sie ist schon sehr lange im #Teamsinger und hat das
Down-Syndrom. Sie hatte so viel Energie, die sie an alle Leute am Set
weitergegeben hat. [...] Das Video ist perfekt geworden", freut
sich Mike Singer.


PROVINZ

Während derzeit vor allem die junge Generation auf der Suche nach
Orientierung, dem Neuen und der Beantwortung diverser Sinnfragen ist,
sind Provinz am liebsten dort, wo sie herkommen: In der Provinz. Die
vier Freunde stammen aus der Nähe von Ravensburg und machen bereits
ihr halbes Leben lang gemeinsam Musik.

Ihre Debütsingle "Neonlicht" widmet sich ebendiesem Thema sowie der
Sehnsucht nach der Großstadt und erscheint in Begleitung eines ebenso
starken, kurzfilmartigen Musikvideos [3]. "Sobald man pubertiert,
wird es schnell langweilig und man kommt auf blöde Gedanken. Und
denkt oft ein bisschen neidisch über die große Stadt", so
Provinz.

"Neonlicht" ist der erste Vorbote ihrer Debüt-EP "Reicht dir das",
die am 03.05. erscheint.


TAYLA PARX

Die Grammy-nominierte Singer/Songwriterin Tayla Parx steht an der
Schwelle zum internationalen Durchbruch sowie kurz vor der
Veröffentlichung ihres am 05.04. erscheinenden Debütalbums "We Need
To Talk".

Vor Kurzem erschien daraus ihr ebenso vielversprechender neuer
Single-Vorbote "I Want You" - hier [4] im herrlich bunten Musikvideo
zu sehen. Taylor Parx ist außerdem die erste Songwriterin, die mit
drei Songs gleichzeitig in den Top 10 vertreten war (Ariana Grandes
"7 Rings" und "Thank U, Next" sowie P!ATDs "High Hopes").

Derzeit ist sie als Support von Anderson .Paak auf Tour durch Europa
und wird Ende April Lizzo auf Tour durch Nordamerika begleiten.
Außerdem schrieb sie ganze sechs Songs auf Ariana Grandes neuem Album
"Thank U, Next".


FiNCH ASOZiAL

Pünktlich zum Weltfrauentag veröffentlichte der selbsternannte
ostdeutsche Hasselhoff der deutschen Rap-Szene FiNCH ASOZiAL am
08.03. nicht nur sein Debütalbum "DORFDiSKO", sondern zeitgleich auch
seine neue Single "Der letzte echte Macho" [5].

Das Album ist ein Meisterwerk. Von #90er-angehauchten Technobeats auf
dem Überhit "Abfahrt" [6] bis hin zum Schlagersong "Wir sind hier"
mit Feature von Achim Petry (Wolfgang Petrys Sohn) ist alles dabei.
Und seine Debüt-Tour war bereits zwei Monate vor Start restlos
ausverkauft.

In Frankfurt (Oder) geboren und aufgewachsen auf dem Land in
Brandenburg, ist FiNCH ein Kind der Wende, die personifizierte
Vorstellung des Ostdeutschen: Pfeffi, Fliesentisch, Vokuhila und
natürlich auch ein Hang zum Battle Rap.


FOALS

Am vergangenen Freitag erschien mit "Everything Not Saved Will Be
Lost - Part 1" Teil eins des ambitionierten dualen Albumprojekts der
Band Foals, das NME als "bestes Foals-Album bis dato" bezeichnete.

Nach mehr als einem Jahrzehnt im Geschäft pflegen Foals einmal mehr
ihre Liebe zum Unkonventionellen und starten das kühnste Projekt
ihrer Karriere: nicht eines, sondern zwei neue Album. Die beiden
Veröffentlichungen erscheinen separat und doch zusammenhängend, was
Titel, Themen und Artwork betrifft.

Vor Kurzem performte die Band u.a. ihre erste Album-Single "In
Degrees" für "Late Night Berlin" und ist im Mai/Juni hierzulande live
zu erleben: 20.05. Berlin, Huxleys | 05.06. Hamburg, Große Freiheit |
07.-09.06. Rock am Ring + Rock im Park.


THE BLACK KEYS

Mit ihrer neuen Single "Lo/Hi" kehren The Black Keys über Nonesuch
Records zurück und präsentieren damit die erste neue Musik seit ihrem
2014er Album "Turn Blue" - hier [7] zu hören. Die Single wurde
gemeinsam von Dan Auerbach und Patrick Carney geschrieben und
produziert und im Easy Eye Sound Studio in Nashville aufgenommen.

2001 in Akron, Ohio, gegründet, haben The Black Keys bisher acht
Studioalben herausgebracht und insgesamt sechs Grammy Awards
gewonnen.

Mit der Veröffentlichung seines zweiten Soloalbums "Waiting On A
Song" gründete Dan Auerbach 2017 das Plattenlabel Easy Eye Sound und
veröffentlichte u.a. darauf kürzlich auch das von ihm produzierte
Debütalbum der sensationellen britischen
Sängerin Yola.


ALPHABEAT

2006 erlangten Alphabeat mit ihrer Debütsingle "Fascination"
europaweite Bekanntheit und wurden von prestigeträchtigen Medien wie
den New York Times und dem Guardian sowie einflussreichen Blogs wie
Popjustice oder Idolator gefeiert. Im UK erreichte der Track Platz #6
der Charts, in Deutschland wurde er zum Radiohit.

Nach einer sechsjährigen Pause kehrte die sechsköpfige dänische
Popband am 01.03. mit ihrer ansteckenden neuen Single "Shadows"
zurück - die es hier [8] im offiziellen Videoclip zu sehen gibt.

Alphabeat wurden bereits sechs Mal mit Gold und vier Mal mit Platin
ausgezeichnet. Die internationale Version ihres Debütalbums "This Is
Alphabeat" (Gold) erreichte als eines von vier dänischen Alben die
Top 10 der UK-Album-Charts.


AUSTIN MAHONE

Obwohl Austin Mahone erst 22 Jahre alt ist, hat er bereits
reihenweise internationale Platinerfolge auf seinem Konto. Mit seiner
brandneuen Single "Why Don't We" startet er nun jedoch in das größte
Jahr seiner Karriere.

"Why Don't We" spiegelt seinen künstlerischen Reifungsprozess der
letzten Jahre wider, die Kollaborationen mit Hardwell, Codeko oder
auch 2 Chainz beinhalteten. Im dazugehörigen Clip [9] stellt Austin
Mahone sowohl seine tolle Stimme als auch seine Fähigkeiten als
Tänzer unter Beweis.

Neben einer Reihe ausverkaufter Headliner-Touren erhielt er bereits
zahlreiche Ehrungen, darunter ein MTV Music Award sowie Preise bei
den MTV EMAs, iHeartRadio Music Awards, Radio Disney Music Awards,
Teen Choice Awards und den Young Hollywood Awards.


TRACK OF THE WEEK • AVA MAX - "So Am I"

Über 700 Mio. Streams generierte die weltweite Smash-Single "Sweet
But Psycho" von Ava Max. Nun legt die Pop-Sensation nach und enthüllt
ihre jüngste Single "So Am I" [10] - eine gnadenlos gute Pop-Hymne in
der es um wichtige Themen wie Inklusion und Akzeptanz geht. "In
'So Am I' geht es darum, dich selbst zu lieben, anders zu sein, ein
Außenseiter zu sein und nicht in das Format zu passen, in das die
Gesellschaft uns pressen will - sondern stattdessen zu zelebrieren,
was dich andersartig macht", so Ava über den Track. "Immer
wenn ich mich down fühle, erinnere ich mich selbst daran, dass meine
Fehler mich perfekt machen, denn in Wahrheit gibt es kein
'perfekt'". Ava Max ist aktuell bei den britischen Global Awards
als "Rising Star" nominiert.


WARNER MUSIC ON STAGE

Nachdem Austropop-Künstler Josh. im letzten Jahr mit "Cordula Grün"
hierzulande für Furore sorgte, startet er nun mit seiner neuen Single
"Vielleicht" ins neue Jahr und kündigt im gleichen Atemzug sein
Debütalbum "Von Mädchen und Farben" an, das am 26.04. erscheinen
soll.

"Vielleicht" [11] ist ein beschwingter Song, der durch seinen
eingängigen Refrain und die Freude am Spiel mit Sprache und Worten
punktet. Darauf wird Josh. erneut seinem lyrischen Anspruch gerecht
und festigt seine Position als Vorreiter in der deutschen Popmusik,
auf Augenhöhe mit Künstlern wie Wanda oder Bilderbuch.

Beim diesjährigen Amadeus Award ist Josh. in zwei Kategorien
nominiert ("Song des Jahres", "Künstler Pop/Rock"). Zuvor kommt er im
April für einige Konzerte nach Deutschland:

11.04. Berlin, Frannz04. Hamburg, Bahnhof Pauli

14.04. Köln, Luxor

15.04. Frankfurt, Das Bett

16.04. München, Ampere


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

15.03.2019

22.03.2019

22.03.2019

29.03.2019

19.04.2019

19.04.2019

26.04.2019

26.04.2019

03.05.2019

10.05.2019


	
KONFIGURATION

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

Angel Du$t

Jenny Lewis

Wallows

Ben Platt

Lizzo

The Kiez

Josh.

MARINA

Nie und Nimmer

Alexa Feser


	
TITEL

Pretty Buff

On the Line

Nothing Happens

Sing To Me Instead

Cuz I Love You

Hi, We Are The Kiez

Von Mädchen und Farben

LOVE + FEAR

Laute Stille

A!









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884427bd8a0861701f520aca100ee40a28254e238104bd929a976d051c79ab396e160d12b256d7ee1e2

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884fd11ed405574df6ffe2a7946865a1bf1a75469adce6c5367600f1475e88c863786fde0850bddf553

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884f3435851f35be374b8c4afe6d6546dec269cb046fb9e63bc51f63ba9786f5ac6f45ef7f38c5384b7

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884fef6bd3c766c4c045bcc10ccca67c33f87bf8c5271d29cd2e631848dcd2676af00553b5f3219a53c

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884264d6c6b849c076059d59137e34f7fb935df475105d87f9efa09eb8e878b45f2eee43f61a892d394

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa9988429962ed240ffa1d4f4f3278f194aa60ae379a8e18f63beb26d8e492c5183e08ba63793efda50cc71

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884d17fd09712d21ad42580b08446eff199c99ce8bd1a63c9455fa199e185cc24f9ab6ad2cedba949f7

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa998845a3df0b55d6c94c7ea41997a70b92e554cb088d3fb0da5b3353eb3bff0ddbe2489443434206f2b0e

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884ec8959c791230dc717c93fd65fb1bdcf52c8fc42cfeed6d76eed9deb997a2e97c7d7bf4fb4f3c742

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa9988402d803f6c3520314211e79b4c24f64f27d451129328502c20ad6d52dcee2484786f17602b0c00263

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=060c8c6d6fa99884f042f862bbd9189c0c4d806620febd5e38f215be92b15584618559467b79e6a4b8c13a4af97d99a3

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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CROSSOVER/485: Borken - "Gewandhaus Brass Quintett" gastiert im Fürstensaal am 24.03.19


Kreis Borken

"Gewandhaus Brass Quintett" gastiert im Fürstensaal

Letztes Ahauser Schlosskonzert dieser Saison am Sonntag, 24.
März



Kreis Borken/Ahaus. Das "Gewandhaus Brass Quintett" ist das jüngste
von nur drei Kammermusik-Ensembles, das den Namen "Gewandhaus" im
Namen tragen darf. Der Titel wird vom Gewandhauskapellmeister
verliehen, der damit auch für die Qualität des Ensembles bürgt. Am
Sonntag, 24. März, dürfen sich Musikfreundinnen und Musikfreunde auf
das Quintett im Fürstensaal von Schloss Ahaus freuen. Das Konzert
beginnt um 19.30 Uhr und ist das letzte der Reihe in dieser Saison.

Das "Gewandhaus Brass Quintett" wurde 2005 als "Leipzig Chamber Brass"
gegründet. Die Musiker sind jeweils vielfach ausgezeichnet, alle im
Gewandhausorchester engagiert, aber auch solistisch tätig.

Lukas Beno ist ein gefragter Solo-Trompeter. Neben seiner
künstlerischen Laufbahn gibt er regelmäßig Meisterkurse zum Beispiel
in Brasilien, China und den USA. Er studierte in Mannheim und legte
dort sein Diplom und das Meisterklassenexamen ab.

David Cribb ist Solo-Tubist und stammt aus Australien. Dort war er
Mitglied im "Sydney Symphony Orchestra". Er ist als Blechbläserdozent
auf Kursen und Festivals aktiv. Seit 2005 ist er in gleicher Position
im Gewandhausorchester engagiert.

Der Solo-Posaunist Tobias Hasselt schloss sein Studium in München mit
Auszeichnung ab und war danach Stipendiat der Orchesterakademie der
Berliner Philharmoniker. Er spielt in allen Blechbläserformationen des
Gewandhausorchesters und ist Mitglied in zahlreichen
Kammermusikensembles.

Jonathan Müller studierte an der Hochschule für Musik Karlsruhe. Seit
2013 ist er Solo-Trompeter des Gewandhausorchesters. Er konzertiert
als Solist zudem bereits mit zahlreichen deutschen Orchestern.
Jan Wessely studierte in Leipzig und Köln und war Stipendiat der
Orchesterakademie der Berliner Philharmoniker. Zunächst als 
Solo-Hornist am Opernhaus Chemnitz engagiert, ist er seit 2001
stellvertretender Solo-Hornist im Gewandhausorchester. Als Dozent für
Horn und Kammermusik gibt er regelmäßig Meisterkurse, unter anderem in
China, England und Taiwan.

"Wo immer das "Gewandhaus Brass Quintett" auftritt, begeistert es die
Zuhörerinnen und Zuhörer sowohl mit charmantem Auftreten als auch mit
musikalischem Drive und ungebremster Spielfreude", schwärmt Norbert
van der Linde, künstlerischer Leiter der Ahauser Schlosskonzerte. Die
stilistische Bandbreite der fünf Musiker erstrecke sich vom
Barockklang über Rhythmen moderner Kompositionen bis hin zum Groove.
"So zeigt das Quintett auch in Ahaus nicht nur den Facettenreichtum
der Instrumente, sondern auch, wie breit seine Mitglieder aufgestellt
sind", betont van der Linde.

Einzelkarten für das Konzert in der Kategorie II kosten für Erwachsene
15 Euro. Schüler und Studenten zahlen die Hälfte. Karten für die erste
Kategorie sind bereits vergriffen. Vorbestellungen nimmt die
Kulturabteilung des Kreises Borken im kult Westmünsterland per E-Mail
an t.wigger@kreis-borken.de entgegen sowie bis Freitag, 22. März,
unter Tel. 02564/98 99 111 und am Wochenende unter Tel. 0170/4415185.
Es gibt zudem eine Abendkasse.

Weitere Informationen zu den Schlosskonzerten Ahaus gibt es im
Internet unter: 

www.tourismus-kreis-borken.de/veranstaltungen

Das "Gewandhaus Brass Quintett" gestaltet das letzte Ahauser
Schlosskonzert dieser Saison am Sonntag, 24. März.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.03.19

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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CROSSOVER/484: Berlin - Vivi Vassileva Percussion Quartett, 21.3.2019 


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 13.03.2019

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

Vivi Vassileva Percussion Quartett

Donnerstag, 21. März 2019, 20.00 Uhr Kammermusiksaal der Philharmonie



Das kommende Konzert in der Reihe "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" am
Donnerstag, dem 21. März 2019 um 20.00 Uhr im Kammermusiksaal der
Philharmonie wird rhythmisch: Die junge Ausnahmeperkussionistin Vivi
Vassileva ist mit ihrem Percussion Quartett erstmals in Berlin zu
erleben. ...

In einem vielseitigen Programm präsentiert sie mit ihrem Ensemble ein
unerschöpfliches Spektrum an klanglichen Möglichkeiten des
Schlagwerks. In unterschiedlichen Formationen stehen Klassiker des
Schlagwerk-Repertoires ebenso auf dem Programm wie eine
Eigenkomposition von Vivi Vassileva.

Vivi Vassileva wurde als Tochter bulgarischer Musiker schon früh von
den leidenschaftlich-temperamentvollen Rhythmen der Künstler ihrer
Heimat inspiriert. Sie begann ihre Ausbildung bei Claudio Estay und
wurde mit 16 Jahren Jungstudentin bei Peter Sadlo in München. Es
folgten Auszeichnungen bei internationalen Marimba-Wettbewerben in
Nürnberg und Paris, zwei Sonderpreise beim 63. ARD-Musikwettbewerb
sowie der Bayerische Kunstförderpreis. Für ihr Percussion Quartett
versammelt Vivi Vassileva drei ebenso vielseitige Kolleginnen und
Kollegen um sich: Alexander Georgiev, der als Solist und Kammermusiker
mit vielen renommierten Musikern und Dirigenten aufgetreten ist, die
in Wroclaw und Miami ausgebildete Maria Chlebus und den in
unterschiedlichsten Genres versierten Thomas Sporrer.

Sendung im Deutschlandfunk Kultur am 24. März 2019, ab 20.03 Uhr

Vivi Vassileva Percussion Quartett:

Vivi Vassileva

Maria Chlebus

Alex Georgiev

Thomas Sporrer

Johann Sebastian Bach (1685-1750)

Menuett I & II aus: Suite für Violoncello solo Nr. 1 G-Dur, BWV 1007
für Marimba solo

Alexej Gerassimez (1987)

"Asventuras" (2011) für Kleine Trommel solo

Oriol Cruixent (*1976)

"Suite Iniciàtica" (2015, Auftrag der Bayerischen Staatsoper) für
Schlagzeugquartett

 Pause 

Iannis Xenakis (1922-2001)

"Rebonds B" (1987/88) für Drums und Setup

Viviane Vassileva (*1994)

"Kalino Mome" für Marimba, Vibraphon, Glockenspiel und Setup

John Cage (1912-1992)

"Third Construction" (1941) für vier Perkussionisten

Minoru Miki (1930-2011)

2. Satz aus: "Marimba Spiritual" (1984) für Marimba und drei
Perkussionisten

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" ist eine der traditionsreichsten
Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge vielversprechende
Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen eine eindrucksvolle
Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem Deutschen
Symphonie-Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im Jahr 1959
unter dem Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe nach fast 60
Jahren auf eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später
zu einer Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013).

Weitere Informationen: deutschlandfunkkultur.de/dasdebuet

Tickets ab 14 EUR (Studierende und Schüler 10 EUR)

Telefon: 030 - 20 29 87 11, Fax: 030 - 20 29 87 29, Mail: tickets@roc-
Berlin.de

Online: Webshop der ROC

Kartenbüro der ROC GmbH Berlin:

Charlottenstr. 56 | 2. OG | 10117 Berlin | am Gendarmenmarkt

Mo bis Fr 9.00 - 18.00 Uhr

Vorverkaufsstellen der Stadt und Kasse der Philharmonie

(jeweils mit Vorverkaufsgebühr)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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CROSSOVER/483: Hanau - Weltmusik 2.0, Quartetoukan spielt Arabo-jüdische Musik, 05.04.19


Stadt Hanau

Weltmusik 2.0 am 5. April im Kulturforum Hanau

Quartetoukan spielt Arabo-jüdische Musik



Nach dem erfolgreichen Auftakt der Reihe "Weltmusik in Hessen", die
der Kulturfonds 2017/2018 zusammen mit der Stiftung Flughafen
Frankfurt/Main für die Region durchgeführt hat, geht das Projekt in
die zweite Runde. Mit verschiedenen Ensembles an verschiedenen
Konzertorten versuchen die Frage nach dem Soundtrack unserer Zeit -
einer bewegten Zeit mit epochalen Umbrüchen in Europa und weltweit -
zu beantworten. Unter dem Titel "Weltmusik 2.0" erhalten die
Zuhörerinnen und Zuhörer Einblick in musikalische Traditionen Afrikas
und Asiens, mit Musik aus dem Iran und Israel, aus dem Himalaya und
der Region des Indischen Ozeans.

Gespräche mit den Ensembles flankieren die Konzertprogramme.
Eindrucksvoll werden gelebte Werte wie Achtung der kulturellen
Identität, Freiheit des Wortes und der Stimme, Solidarität in Zeiten
von Krieg, Terrorismus und Exil künstlerisch ausgelegt. Im April
präsentiert die vierköpfige Formation Quartetoukan aus Israel jüdisch-
arabische Begegnungen mit Anklängen an Flamenco, Klezmer und arabische
Volksmusik. Die Gruppe Night aus Kathmandu erforscht im Mai die
musikalischen Wurzeln Nepals mit seinen über 100 verschiedenen Ethnien
und Sprachen. Und zum Abschluss leiten die Musiker der Band Sakili
Ende Juni mit pulsierenden Sega-Rhythmen in den Sommer über.

Auch in Hanau findet am Freitag, 5. April, um 19.30 Uhr ein Konzert
der Weltmusik 2.0 statt: Die Formation Quartetoukan aus Israel (Arabo-
jüdische Begegnungen) spielt im Kulturforum Hanau in der
Stadtbibliothek. Der Eintritt zu allen Konzerten ist kostenfrei.

Weitere Termine:

06.04.2019 | 19:30 Uhr Bad Vilbel | Stadtbibliothek Quartetoukan
(Israel)

25.05.2019 | 19:00 Uhr Hattersheim am Main | Matthäuskirche 26.05.2019
| 19:00 Uhr Offenbach am Main | Französisch-Reformierte Kirche Neue
Töne aus dem Himalaya Night (Nepal)

25.06.2019 | 19:30 Uhr Rüsselsheim am Main | Festung Kreolische Klänge
aus der Region des Indischen Ozeans Sakili (Rodrigues Island)
Pressekontakt: Ute Wolf, Telefon 06181/295-664

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.03.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSLAND/9006: Aus aller Welt - 15.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verbotene Thai-Partei erneut im Visier der Wahlkommission

Fünf Jahre nach dem Militärputsch wird in Thailand am 24. März ein
neues Parlament gewählt. Gut eine Woche nach dem Verbot der größten
und wichtigsten Oppositionspartei Raksa Chart drohen den Mitgliedern
der der einflußreichen Politikerfamilie Shinawatra nahestehenden
politischen Organisation weitere Klagen. Wie der Präsident der
Wahlkommission, Ittiporn Boonpracong, in Bangkok mitteilte, soll ein
Untersuchungsausschuß prüfen, ob Parteimitglieder verbotenerweise
versucht haben, ihre Wähler zu überreden, für andere Parteien zu
stimmen, die ähnliche politische Ziele verfolgen. Dies könnte dazu
führen, daß auch die von Raksa Chart unterstützten Parteien aufgelöst
werden.

15. März 2019
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MELDUNGEN



30jähriger Afrikaner bei Abschiebeeinsatz durch Schuß verletzt

In einer Flüchtlingsunterkunft in Bad Honnef-Aegidienberg bei Bonn
ist am frühen Freitagmorgen ein Mann aus dem Senegal von der Polizei
angeschossen worden. Laut Behördenangaben sollte der 30jährige in
seine Heimat abgeschoben werden. Dagegen setzte sich der Mann zur
Wehr und griff offenbar zu einem Messer. Ein Bezirksbeamter gab
darauf einen Schuß aus seiner Dienstwaffe ab, die den Senegalesen am
Arm traf. Er wurde mit einem Krankenwagen in eine Klinik gebracht.
Die Kölner Kriminalpolizei nahm gemeinsam mit der Bonner
Staatsanwaltschaft die Ermittlungen auf, um den genauen Hergang des
Geschehens zu klären.

15. März 2019
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USA provozieren China

Zum zweiten Mal innerhalb von zehn Tagen haben zwei strategische
B-52-Bomber der US-Luftwaffe das umstrittene Südchinesische Meer
überflogen - trotz Einwänden Chinas. Die mit Kernwaffen bestückbaren
US-Flugzeuge seien am Mittwoch von ihrem Stützpunkt auf der
pazifischen Insel Guam gestartet, berichtete die South China Morning
Post. Eine Sprecherin der Pacific Air Force sprach von einem
Routineflug zur Unterstützung von Verbündeten und Partnern in der
Region.

15. März 2019
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Alles so spannend - Hofreiter möchte gern Fraktionschef bleiben

Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter plant seine Wiederwahl. Er wolle
im Herbst die gemeinsame Arbeit mit der Fraktion fortsetzen, sagte
der 49jährige Politiker in einem Gespräch mit der Zeitung "taz".
Seine Arbeit sei gerade total spannend. Der Fraktionsvorstand wird
turnusgemäß alle zwei Jahre neu gewählt. Auch Katrin Göring-Eckardt
will erneut für den Fraktionsvorsitz kandidieren. Seit Oktober 2013
führen Göring-Eckardt und Hofreiter gemeinsam die Grünen-Fraktion im
Bundestag.

15. März 2019
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MELDUNGEN



Tote und Verletzte nach Brückeneinsturz in Indien

Einen Tag nach dem Einsturz einer Fußgängerbrücke in der indischen
Metropole Mumbai mit sechs Toten und mehr als 30 Verletzten hat die
Stadtverwaltung den Abriß der restlichen Strukturen angeordnet. An
der Brücke waren einem Bericht der Times of India zufolge zum
Zeitpunkt des Unglücks Reparaturarbeiten durchgeführt worden. Der
Chefminister des Bundesstaats Maharashtra, Devendra Fadnavis,
kündigte am Freitag eine Stabilitätsprüfung aller Brücken aus der
britischen Ära an. Die letzte Strukturprüfung liegt zwei Jahre
zurück.

15. März 2019
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Raumfahrer aus den USA und Rußland erreichen die ISS

Sechs Stunden nach dem Abheben vom Kosmodrom Baikonur dockte das
bemannte Raumschiff Sojus MS-12 am Forschungsmodul Rasswet MIM1 der
Internationalen Raumstation ISS an. Der Start und das automatische
Ankopplungsmanöver seien problemlos verlaufen, teilte Roskosmos in
Moskau mit. An Bord der Raumkapsel waren neben der Astronautin
Christina Koch auch die Weltraumfahrer Alexej Owtschinin und Nick
Hague, die bereits Mitte Oktober zum Orbitalkomplex fliegen wollten.
Doch technische Probleme kurz nach dem Aufsteigen ihrer Sojus-Rakete
zwangen sie zur Notlandung in der kasachischen Steppe. Owtschinin und
sein US-Kollege Hague blieben dank des einwandfrei funktionierenden
Rettungssystems SAS, das die Kapsel beim Start umgibt, unverletzt.
Das Trio wurde in der Nacht zu Freitag von der Stationscrew Oleg
Kononenko, Anne McClain und David Saint-Jacques in Empfang genommen.

15. März 2019
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Geberkonferenz für Flüchtlinge des syrischen Bürgerkriegs

Auf einer Geberkonferenz in Brüssel mit Vertretern von 50 Ländern und
30 Hilfsorganisationen wurden am Donnerstag fast sieben Milliarden
Dollar zur Unterstützung der Flüchtlinge des Syrienkrieges zugesagt.
Rund 200 Gruppen der syrischen Zivilgesellschaft waren in Brüssel
zugegen. Laut Uno-Angaben wären 8,8 Milliarden Dollar an
Flüchtlingshilfe erforderlich gewesen. Bundesentwicklungsminister
Müller sagte 1,44 Milliarden Euro zu und beklagte, daß nur zehn
Länder 90 Prozent der Flüchtlingshilfe für Syrien tragen. Die
Hilfsgelder sind für Nahrungsmittel, medizinische Güter und
Ausbildungsprogramme für Kinder und Jugendliche vorgesehen, jedoch
nicht für den Wiederaufbau des Landes. Es gehe zunächst einmal um das
Überleben der Flüchtlinge, sagte Müller. Der politische Prozeß in
Syrien müsse von der humanitären Hilfe getrennt werden. Die EU sollte
auf den syrischen Präsidenten Assad Druck ausüben, damit man zu einer
politischen Lösung komme. Auch die EU-Außenbeauftragte Mogherini
betonte, daß Gelder für den Wiederaufbau erst fließen könnten, wenn
ein von den Vereinten Nationen begleiteter, politischer
Stabilisierungsprozeß in Syrien angelaufen wäre. Vor dem Bürgerkrieg
in Syrien sind rund 5,6 Millionen Menschen meist in die Nachbarländer
geflohen. 6,2 Millionen weitere Menschen sind Binnenvertriebene.

15. März 2019
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Ärmere Menschen mit geringerer Lebenserwartung

Es bleibt dabei: Ärmere Menschen haben in Deutschland eine niedrigere
Lebenserwartung als reichere. Während 13 Prozent der Frauen aus der
niedrigsten Einkommensgruppe vor ihrem 65. Geburtstag sterben, gilt
gleiches nur für acht Prozent aus der höchsten Einkommensgruppe. Bei
Männern starben sogar 27 Prozent aus der niedrigsten Einkommensgruppe
vor ihrem 65. Geburtstag. Nur 14 Prozent waren es aus der höchsten.
Das geht aus einer heute vom Robert-Koch-Institut (RKI) in Berlin
veröffentlichten Studie hervor.

15. März 2019
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BND warnt vor Beteiligung Huaweis an 5G-Mobilfunknetz

Der Bundesnachrichtendienst hat sich hinter die Bedenken Washingtons
gestellt und die Bundesregierung davor gewarnt, den chinesischen
Konzern Huawei am Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes in Deutschland zu
beteiligen. Das berichtete Der Spiegel am Freitag vorab zu seiner
neuen Ausgabe. Die Bedenken des BND gehen auf Gesetze in China
zurück, wonach dort unter anderem Bürger, Organisationen und
Unternehmen zur Kooperation mit den Geheimdiensten verpflichtet sind.
Im Rahmen einer Gesamtwürdigung der Strategie Chinas kommt der BND zu
dem Schluß, daß in Deutschland installierte Technik von Huawei für
Spionage und Cyberangriffe genutzt werden könnte. Die Bundesregierung
geht davon aus, daß derartige Möglichkeiten durch strenge Auflagen
ausgeschlossen werden können.

15. März 2019
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Kunstsammlung von Popstar George Michael versteigert

Mehr als 200 Kunstwerke aus der Sammlung des im Dezember 2016
verstorbenen britischen Musikers George Michael haben gestern bei
einer Versteigerung des Auktionshauses Christie's in London mehr als
elf Millionen Euro erzielt.

Der frühere Wham!-Sänger und Songwriter hatte sich laut Kunstmagazin
monopol auf Arbeiten von Künstlern der Bewegung Young British Art
konzentriert. Zu den Werken gehörte auch "The Incomplete Truth" von
Damien Hirst. Für das 2006 entstandene Kunstwerk hatte Hirst eine
Taube in Formaldehyd konserviert. Für den Betrachter scheint der Vogel
in einem Glaskasten zu fliegen.

Der Erlös aus der Versteigerung geht laut Christie's an verschiedene
wohltätige Projekte, die der Sänger schon zu Lebzeiten unterstützt
hatte.

15. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MILITÄR/8080: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.03.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8080: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Abrüstungskonferenz im Berliner Außenamt

Bundesaußenminister Maas hat am Freitag rund 450 Diplomaten, Militärs
und Wissenschaftler zu einer Fachkonferenz über neue
Waffentechnologien bei sich im Außenamt begrüßt. Der Minister strebt
mit der Abrüstungskonferenz internationale Kontrollen für den Einsatz
überlegener Waffensysteme an. Dazu gehören autonom agierende und
entscheidende Killerroboter, Raketen, die mit vielfacher
Schallgeschwindigkeit jede Abwehr unterfliegen, und Biowaffen. Auch
Cyberangriffe auf den hochgradig vernetzten Welthandel stellen eine
große Gefahr dar.

15. März 2019
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Bundestag erschwert Fahrverbote für Dieselfahrzeuge

Der Bundestag hat einen Gesetzentwurf der Großen Koalition zur
Regelung von Fahrverboten für Dieselfahrzeuge in städtischen Gebieten
mit hohem Stickoxidaufkommen verabschiedet. 249 Abgeordnete stimmten
dafür, 198 dagegen. Der Novelle zufolge sollen Fahrverbote erst ab
einer jährlichen mittleren Belastung von 50 Mikrogramm Stickoxid pro
Kubikmeter Luft verhängt werden, wenn der in der EU geltende
Grenzwert von 40 Mikrogramm auch auf andere Weise eingehalten werden
könnte. Für Autos der Abgasnorm Euro 6, verschiedene nachgerüstete
Fahrzeuge, Busse, Fahrzeuge von Müllabfuhr, Feuerwehr und privaten
Entsorgern sowie Handwerker- und Lieferwagen sollen Ausnahmen vom
Fahrverbot gelten. Die Behörden werden die Einhaltung von
Fahrverboten nicht permanent überprüfen, sondern dafür sporadisch
mobile Überwachungsstationen einsetzen. Die Scanner-Daten werden
maximal zwei Wochen für die Auswertung aufgehoben. Die Ergänzung zum
Bundesimmissionsschutzgesetz sollte am Freitag abschließend vom
Bundesrat verabschiedet werden.

15. März 2019
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Verletzte und großer Sachschaden durch Tornado in der Eifel

Innerhalb weniger Minuten ist gestern in der Eifel ein Tornado durch
die Gemeinde Roetgen gezogen, hat aber vor allem große Dach- und
sonstige Gebäudeschäden hinterlassen.

Nach Angaben der Feuerwehr wurden etwa 40 Häuser erheblich beschädigt.
Zehn von ihnen waren aktuell nicht bewohnbar, weil die Dächer
fortgerissen wurden. Durch die ungeheure Wucht stürzten zahlreiche
Bäume um.

Einigermaßen glimpflich kamen fünf Einwohner davon, die durch den
Wirbelsturm Verletzungen davontrugen. Vier von ihnen mußten allerdings
im Krankenhaus behandelt werden.

Wie T-Online berichtete, sind 350 Einsatzkräfte mit Aufräum- und
Reparaturarbeiten beschäftigt. Roetgen liegt in der Nähe von Aachen an
der Grenze zu Belgien und zählt rund 8.500 Einwohner.
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VOM TAGE



Warnstreik bei den Bodenverkehrsdiensten am Hamburger Flughafen

Die Angestellten der Bodenverkehrsdienste auf dem Hamburger Flughafen
sind am Donnerstagnachmittag in den Ausstand getreten. Von den rund
1000 Beschäftigten in der Gepäckabfertigung, der Flugzeugreinigung
und im Bustransfer beteiligten sich nach Angaben der Gewerkschaft
Verdi etwa 150 an dem Warnstreik. Die Arbeitnehmervertreter hatten
nach fünf Verhandlungsrunden und einem außerplanmäßigen Treffen am
vergangenen Dienstag zuletzt eine Tariferhöhung von acht bis zwölf
Prozent bei einer Laufzeit von 20 Monaten sowie angemessenere Zeit-
und Schichtzuschläge gefordert, vor allem aber einen Mindestlohn von
zwölf Euro die Stunde. Verhandlungspartner ist die HAM Ground
Handling, eine Tochterfirma des städtischen Flughafens, in der die
Bodenverkehrsdienste (BVD) gebündelt sind. Der Arbeitgeber hat nach
eigenen Angaben eine Lohnerhöhung von sieben Prozent bei einer
Laufzeit von 24 Monaten geboten. Darin soll der Mindestlohn enthalten
sein. Der Geschäftsführer der HAM Ground Handling, Christian Noack,
warnte am Mittwochabend, wenn man über das Angebot hinaus gehe,
rechne sich das Geschäft mit den Bodenverkehrsdiensten nicht mehr.
Dann könnte man den gesamten Zweig verkaufen. Mehrheitseigner des
Flughafens ist die Stadt Hamburg. Die nächsten Tarifgespräche sind
für den 20. März geplant.
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Immer mehr holländische Gemeinden verbieten Luftballons

Die Niederlande machen mit ihrem Kampf gegen Plastikmüll ernst. Wie
dpa meldete, gibt es in 17 Prozent der Gemeinden ein Luftballonverbot.
Im Jahr zuvor waren es noch 5 Prozent. Außerdem raten 20 Prozent der
niederländischen Kommunen dringend davon ab, Luftballons bei Feiern
steigen zu lassen. Die Ballons sind nach Angaben der Umweltschützer
gefährlich für Meeressäugetiere, Vögel und Fische. Diese sollen an
den Plastikresten ersticken können. So hatten Forscher festgestellt,
daß bei 20 Prozent von tot gefundenen Seevögeln Plastikmüll oder
Ballonreste die Todesursache waren.
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China will ausländische Unternehmen und Investoren fair behandeln

Der Volkskongreß in Peking hat am Freitag zum Abschluß seiner
Jahrestagung ein Investitionsgesetz verabschiedet, welches den Staat
in die Pflicht nimmt, ausländischen Unternehmen faire
Wettbewerbsbedingungen in der Volksrepublik zu verschaffen. Unter
anderem sollen Urheberrechte geschützt sein. Der verordnete
Technologietransfer nach China soll aufhören. Die Delegierten des
Volkskongresses erhoffen sich von den neuen Regelungen mehr
Auslandsinvestitionen in ihrem Land.
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Huawei hat eigenes Betriebssystem in der Hinterhand

Man kann vieles über chinesische Unternehmen sagen, aber auf keinen
Fall, daß sie nicht auf lange Sicht planen würden. So diktierte
Huawei CEO Richard Yu bei einem Interview mit der Tageszeitung Die
Welt seinem Gegenüber in den elektronischen Notizblock, daß Huawei
sehr wohl ein eigenes Betriebssystem vorbereitet hat, sollte das
Unternehmen im Rahmen von Trumps Wirtschaftskrieg nicht mehr auf
Googles Android zurückgreifen dürfen. Natürlich habe man einen Plan B
in der Schublade, auch wenn Huawei natürlich die Zusammenarbeit mit
den Ökosystemen von Google und Microsoft bevorzugen würde. Experten
warnen sogar davor, daß es für die USA dem Öffnen der Büchse der
Pandora gleichkäme, wenn die Chinesen zum Etablieren eines eigenen
Betriebssystems für Mobilgeräte gezwungen würden.
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STERN/394: Eine kosmische Fledermaus in der Dunkelheit (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
14.03.2019

Eine kosmische Fledermaus in der Dunkelheit



Versteckt in einer der dunkelsten Ecken des Sternbilds Orion, breitet
diese kosmische Fledermaus ihre diffusen Flügel durch den interstellaren
Raum in zweitausend Lichtjahren Entfernung aus. Sie wird von den jungen
Sternen in ihrem Innern beleuchtet - obwohl sie von undurchsichtigen
Staubwolken umgeben sind, leuchten ihre hellen Strahlen dennoch den Nebel
aus. Mit bloßem Auge nicht wahrnehmbar, enthüllt NGC 1788 dem Very Large
Telescope der ESO in diesem bisher detailreichsten Bild seine dezenten
Farben.




[image: Bild: © ESO]

Eine kosmische Fledermaus in der Dunkelheit

Bild: © ESO



Das Very Large Telescope (VLT) der ESO hat einen Blick auf einen
geheimnisvollen Nebel geworfen, der sich in den dunkelsten Ecken des
Sternbildes Orion (Der Jäger) - NGC 1788, auch Fledermausnebel genannt,
versteckt. Dieser fledermausförmige Reflexionsnebel strahlt kein Licht
aus, sondern wird von einer Gruppe junger Sterne in seinem Inneren
beleuchtet, die nur schwach durch die Staubwolken sichtbar ist.
Wissenschaftliche Messgeräte haben seit der ersten Beschreibung von NGC
1788 einen langen Weg der Entwicklung beschritten. Dieses vom VLT
aufgenommene Bild ist das detaillierteste Porträt dieses Nebels, das je
aufgenommen wurde.

Obwohl dieser geisterhafte Nebel im Orion von anderen kosmischen Objekten
isoliert zu sein scheint, vermuten Astronomen, dass er von starken
Sternwinden der massereichen Sterne hinter ihm geformt wurde. Diese Ströme
aus glühendem Plasma werden mit unglaublicher Geschwindigkeit aus der
oberen Atmosphäre eines Sterns geschleudert und formen die Wolken, die die
sich entwickelnden Sterne der kosmischen Fledermaus umhüllen.

NGC 1788 wurde erstmals vom deutsch-britischen Astronomen Wilhelm Herschel
beschrieben, der den Nebel in einen Katalog aufnahm, der später als
Grundlage für eine der bedeutendsten Sammlungen von Deep-Sky-Objekten
diente, den New General Catalogue (NGC) [1]. Ein schönes Bild dieses kleinen
und schwachen Nebels wurde bereits mit dem MPG/ESO 2,2-Meter-Teleskop am
ESO-Observatorium La Silla aufgenommen. Aber diese erneut
beobachtete Szenerie lässt es dagegen sprichwörtlich verblassen. Wie im
Flug eingefangen, wurden die winzigen Details der staubigen Flügel dieser
kosmischen Fledermaus zum zwanzigsten Jahrestag eines der vielseitigsten
Instrumente der ESO, des FOcal Reducer and low dispersion Spectrograph 2
(FORS2), aufgenommen.

FORS2 ist ein Instrument, das auf Antu, einem der 8,2-Meter Unit Teleskope
des VLT am Paranal-Observatorium, montiert ist. Seine Fähigkeit, große
Teile des Himmels in außergewöhnlichen Details darzustellen, hat FORS2 zu
einem begehrten Mitglied des Orchesters modernster wissenschaftlicher
Instrumente der ESO gemacht. Seit dem ersten Licht vor 20 Jahren ist FORS2
als "das Schweizer Taschenmesser der Instrumente" bekannt. Dieser
Spitzname hat seinen Ursprung in einer einzigartig breiten Palette von
Funktionen [2]. Die Vielseitigkeit von FORS2 geht über den rein
wissenschaftlichen Einsatz hinaus - seine Fähigkeit, solche schönen,
hochwertigen Bilder aufzunehmen, macht es zu einem besonders nützlichen
Werkzeug für die Öffentlichkeitsarbeit.

Dieses Bild wurde im Rahmen des Cosmic Gems Programms der ESO aufgenommen,
einer Öffentlichkeitsarbeitsinitiative, die mit Hilfe von ESO-Teleskopen
Bilder von interessanten, faszinierenden oder optisch attraktiven Objekten
für die Bildung und Öffentlichkeitsarbeit erstellt. Das Programm nutzt die
für wissenschaftliche Beobachtungen nicht nutzbare Teleskopzeit und
liefert mit Hilfe von FORS2 atemberaubende Bilder von einigen der
markantesten Objekte am Nachthimmel, wie zum Beispiel diesem filigranen
Reflexionsnebel. Für den Fall, dass die gesammelten Daten für zukünftige
wissenschaftliche Zwecke nützlich sein könnten, werden diese Beobachtungen
gespeichert und den Astronomen über das ESO Science Archive zur Verfügung
gestellt.


Endnoten

[1] 1864 veröffentlichte John Herschel den General Catalogue of Nebulae
and Clusters, der auf umfangreichen Katalogen aufbaute und Einträge für
mehr als fünftausend faszinierende Deep-Sky-Objekte enthielt.
Vierundzwanzig Jahre später wurde dieser Katalog von Johan Ludvig Emil
Dreyer erweitert und als New General Catalogue of Nebulae and Clusters of
Stars (NGC) veröffentlicht, einer umfassenden Sammlung atemberaubender
Deep-Sky-Objekte.

[2] Neben der Möglichkeit, große Teile des Himmels präzise abzubilden,
kann FORS2 auch die Spektren mehrerer Objekte am Nachthimmel messen und
die Polarisation ihres Lichts analysieren. Die Daten von FORS2 bilden die
Grundlage für über 100 wissenschaftliche Studien, die jedes Jahr
veröffentlicht werden.



Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1904/

- Pressemitteilung der ESO mit weiteren Bildern und Videos

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1619: Wölfe führen, Hunde folgen - und beide kooperieren mit dem Menschen (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 14.03.2019

Wölfe führen, Hunde folgen - und beide kooperieren mit dem Menschen



Eine Aussage, die aufhorchen lässt, erfährt der Wolf doch in den letzten
Jahren immer wieder Aufmerksamkeit, vielfach mit einem negativen
Begleitton. Eine aktuelle Studie von Verhaltensforscherinnen der Vetmeduni
Vienna zeigt jedoch, dass Hunde und Wölfe beide gleichermaßen gut mit
Menschen zusammenarbeiten, allerdings auf eine unterschiedliche Weise. Die
vermeintlich ungleichen Brüder sind sich also deutlich ähnlicher, als
vielfach angenommen.




[image: Bild: © Friederike Range/Vetmeduni Vienna]

Wölfe ergreifen selbst die Initiative, kooperieren aber dennoch mit
Menschen.

Bild: © Friederike Range/Vetmeduni Vienna



Das soziale Leben der Menschen wäre ohne Zusammenarbeit undenkbar.
Entsprechend außergewöhnlich, wenn nicht sogar einzigartig, sind die
Häufigkeit und die Komplexität, mit der Menschen kooperieren. Um die
Entwicklung dieser herausragenden menschlichen Fähigkeit besser zu
verstehen, werden in der Forschung Hunde (Canis familiaris) als ein gutes
Modell menschlicher Zusammenarbeit angesehen.

Der Wolf im Hund macht den Unterschied

Wie eine aktuelle, in der wissenschaftlichen Fachzeitschrift Scientific
Reports erschienene Studie der Vetmeduni Vienna zeigt, liegt die
Fähigkeit, mit Menschen zusammenzuarbeiten, aber weniger an den Hunden
selbst, sondern am "Wolf im Hund" - also an ganz speziellen
Verhaltensmerkmalen, die auch Wölfe aufweisen. Konkret wurde im Rahmen der
Studie getestet, inwieweit Hunde und Grauwölfe mit dem Menschen
zusammenarbeiten, um Aufgaben zu lösen. Ergebnis: Sowohl Hund als auch
Wolf kooperieren intensiv mit dem Menschen und sind gleichermaßen
erfolgreich, allerdings erreichen die Tiere das Ziel unterschiedlich.

Wölfe zeigen mehr Initiative

In einem Punkt zeigen die beiden eng verwandten Tiere jedoch deutlich
andere Verhaltensformen: Hunde folgen in der Zusammenarbeit dem Verhalten
des Menschen, während Wölfe führen, also eher selbständiger sind. Dazu
Studienleiterin Friederike Range vom Konrad Lorenz Institut für
Vergleichende Verhaltensforschung der Vetmeduni Vienna: "Bei der
Detailanalyse der kooperativen Interaktionen tauchten interessante
Unterschiede zwischen Wölfen und Hunden auf. Dies zeigt, dass - während
Wölfe eher dazu neigen, Verhalten zu initiieren und die Führung zu
übernehmen - Hunde eher darauf warten, was der menschliche Partner macht
und dieser Verhaltensweise folgen."

Unterschiede im Verhalten aufgrund der Domestizierung

Aufgrund der Untersuchungsergebnisse gehen die Forscherinnen davon aus,
dass Hunde im Verlauf der Domestizierung aufgrund höherer submissiver
Neigungen (Deferential Behavior Hypothesis) für die Zucht ausgewählt
wurden. Dadurch ließen sich gemäß dieser Hypothese Konflikte um Ressourcen
minimieren und ein sicheres Zusammenleben und Zusammenarbeiten
gewährleisten - und zwar in der Form, dass Menschen führen und Hunde
folgen.

Bei Wölfen zählt Teamwork

Den Hintergrund der Studie bildeten grundsätzliche Überlegungen der
Verhaltensforschung: Da Menschen und Hunde im Zuge ihrer Entwicklung
ähnlichen Umweltbelastungen ausgesetzt waren, ist sogar eine in
Zusammenhang stehende Evolution denkbar. Teile der Forschung gehen davon
aus, dass Hunde während des Domestizierungsprozesses aufgrund einer
verminderten Aggression und einer erhöhten Toleranz spezifische
Prädispositionen für kooperative Interaktionen erworben haben. Vor diesem
Hintergrund wäre bei Hunden eine bessere Zusammenarbeit mit dem Menschen
zu erwarten als bei Wölfen. Allerdings sind Wölfe eine sehr kooperative
Art: Sie arbeiten bei der Aufzucht der Jungen, der Jagd und der
Verteidigung ihres Territoriums zusammen.

Frühe Sozialisation mit Menschen ist ausschlaggebend

Das Forschungsteam um Friederike Range entwickelte deshalb die Hypothese,
dass Hunde während der Domestizierung keine neuen Merkmale entwickelt
haben, sondern vielmehr, dass die Kooperationsfähigkeiten ihrer
gemeinsamen Vorfahren - der Wölfe - die Grundlage für die Entwicklung der
Zusammenarbeit zwischen Hund und Mensch bilden ("Canine Cooperation
Hypothesis"). Im Gegensatz zu den Hypothesen anderer WissenschaftlerInnen
gingen die Forscherinnen der Vetmeduni Vienna deshalb auch nicht davon
aus, dass Hunde Wölfe in der Zusammenarbeit mit Menschen übertreffen. Dazu
Range: "Auf der Grundlage der Canine Cooperation Hypothese erwarteten wir,
dass Wölfe bei einer frühen und intensiven Sozialisation mit Menschen,
ebenso gut mit Menschen kooperieren wie Hunde." Eine Vermutung, die sich
durch die vorliegende Studie voll bestätigte.
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Hunde dagegen, folgen unseren Vorgaben. Die Kooperationsbereitschaft
haben ihnen allerdings die wilden Vorfahren in die Wiege gelegt

Bild: © Friederike Range/Vetmeduni Vienna



Im der Studie zugrunde liegenden Experiment wurden 15 Grauwölfe (11 Rüden,
4 Hündinnen, Alter: 2 bis 8 Jahre) und 12 Mischlingshunde (7 Rüden, 5
Hündinnen, Alter: 2 bis 7 Jahre) im Wolf Science Center (Ernstbrunn,
Österreich) getestet, wo Tiere bereits sehr früh mit Menschen sozialisiert
werden und eine enge Bindung zu diesen haben. Die Ergebnisse des
Experiments belegen, dass Hunde und Wölfe, wenn sie mit Menschen
sozialisiert und unter ähnlichen Bedingungen gehalten werden, ähnlich
erfolgreich mit dem Menschen zusammen arbeiten, aber auf sehr
unterschiedlicher weise, die erklärt, warum der Hund das bessere Haustier
ist.


Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna. Die Vetmeduni Vienna spielt in der
globalen Top-Liga mit: 2018 belegt sie den exzellenten Platz 6 im
weltweiten Shanghai-Hochschulranking im Fach "Veterinary Science".

www.vetmeduni.ac.at

Originalpublikation:

Der Artikel "Wolves lead and dogs follow, but they both cooperate with
humans" von Friederike Range, Sarah Marshall-Pescini, Corinna Kratz und
Zsófia Virányi wurde in Scientific Reports veröffentlicht.

https://www.nature.com/articles/s41598-019-40468-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien, 14.03.2019
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FORSCHUNG/1589: Test der Symmetrie der Raumzeit mit Atomuhren (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 13.03.2019

Test der Symmetrie der Raumzeit mit Atomuhren

Der Vergleich zweier optischer Atomuhren bestätigt ihre hohe Genauigkeit
und eine Grundannahme der Relativitätstheorie - Nature-Veröffentlichung



Einstein formulierte in seiner Speziellen Relativitätstheorie die These,
die Lichtgeschwindigkeit sei immer und unter allen Bedingungen gleich.
Doch diese Gleichförmigkeit der Raumzeit könnte nach theoretischen
Modellen der Quantengravitation für Teilchen nicht gelten. Jetzt haben
Physiker dies mit einem ersten Langzeitvergleich zweier optischer
Ytterbiumuhren in der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB)
überprüft. Mit diesen Uhren, die innerhalb von zehn Milliarden Jahren nur
eine einzige Sekunde falsch gehen, müssten auch extrem kleine Abweichungen
in der Bewegung der Elektronen des Ytterbiums gemessen werden können. Doch
sie maßen keine Veränderung für unterschiedliche Ausrichtungen der Uhren
im Raum. Damit ist die bisherige experimentelle Grenze für den Test der
Raumzeit-Symmetrie um das Hundertfache verschärft worden. Zudem wird die
extrem geringe systematische Messunsicherheit der optischen Ytterbiumuhren
von weniger als 4 · 10E-18 bestätigt. Seine Ergebnisse hat das Team aus
Physikern der PTB und der Universität Delaware (USA) in der aktuellen
Ausgabe von Nature veröffentlicht.




[image: Abbildung: © PTB]

Ein abstimmbarer Laser regt eine äußerst schmalbandige Resonanz eines
Yb+-Ions in einer Atomuhr an. Zwei Ionen mit senkrecht zueinander
ausgerichteten Wellenfunktionen (gelb) werden mit Laserlicht mit
einer einstellbaren Frequenzverschiebung Δf abgefragt, um eine
möglicherweise auftretende Frequenzdifferenz zu messen. Der gesamte
Experimentaufbau rotiert mit der Erde einmal am Tag relativ zum
Fixsternhimmel.

Abbildung: © PTB



Es ist eines der berühmtesten historischen Physik-Experimente: Michelson
und Morley zeigten schon 1887 mithilfe eines drehbar gelagerten
Interferometers, mit dem sie die Lichtgeschwindigkeit entlang zweier
senkrecht zueinander stehender optischer Achsen verglichen, was Einstein
später theoretisch formulierte. Es wurde zu einer Grundaussage seiner
Speziellen Relativitätstheorie: Die Lichtgeschwindigkeit ist unabhängig
von der Raumrichtung immer gleich. Nun kann man fragen: Gilt diese nach
Hendrik Antoon Lorentz benannte Symmetrie des Raumes auch für die Bewegung
materieller Teilchen, oder gibt es Richtungen, entlang derer sie sich bei
gleicher Energie schneller oder langsamer bewegen? Insbesondere für hohe
Energien der Teilchen sagen theoretische Modelle der Quantengravitation
eine Verletzung der Lorentz-Symmetrie vorher.

Mit zwei Atomuhren wurde jetzt ein Experiment durchgeführt, um diese
Fragestellung mit hoher Präzision zu untersuchen. Die Frequenz dieser
Atomuhren wird jeweils von der Resonanzfrequenz eines einzelnen, in einer
Falle gespeicherten Yb+-Ions gesteuert. Während die Verteilung der
Elektronen des Yb+-Ions im Grundzustand kugelsymmetrisch ist, befinden
sich die Elektronen im angeregten Zustand in einer deutlich elongierten
Wellenfunktion und bewegen sich damit hauptsächlich entlang einer
Raumrichtung. Die Ausrichtung der Wellenfunktion wird durch ein in der Uhr
angelegtes Magnetfeld bestimmt und wurde für beide Uhren etwa senkrecht
zueinander gewählt. Die Uhren sind im Labor fest montiert und drehen sich
gemeinsam mit der Erde einmal am Tag (genauer: einmal in 23,9345 Stunden)
relativ zu den Fixsternen. Eine Abhängigkeit der Elektronengeschwindigkeit
von der Orientierung im Raum würde sich daher als periodisch mit der
Erdrotation auftretende Frequenzdifferenz zwischen beiden Atomuhren
zeigen. Um einen solchen Effekt klar von möglichen technischen Einflüssen
unterscheiden zu können, wurden die Frequenzen der Yb+-Uhren über mehr als
1000 Stunden verglichen. Es wurde dabei keine Veränderung der Uhren
zueinander für den zugänglichen Bereich von Periodendauern von wenigen
Minuten bis zu 80 Stunden beobachtet. Für die theoretische Interpretation
und Rechnungen zur Atomstruktur des Yb+-Ions hat das PTB-Team mit
theoretischen Physikern von der University of Delaware, USA,
zusammengearbeitet. Die aktuellen Resultate verschärfen nun die von
Forschern der Universität Berkeley 2015 mit Ca+-Ionen gesetzten Grenzen um
etwa einen Faktor 100.

Im Mittel über die gesamte Messzeit zeigten beide Uhren eine relative
Frequenzabweichung von weniger als 3 · 10E-18. Dies bestätigt die vorher
abgeschätzte kombinierte Unsicherheit der Uhren von 4 · 10E-18 und ist ein
wichtiger Fortschritt in der Charakterisierung von optischen Atomuhren auf
diesem Genauigkeitsniveau. Potenziell zeigen diese Uhren erst nach etwa
zehn Milliarden Jahren eine Differenz von einer Sekunde an.

(es/ptb)


Originalpublikation:

Christian Sanner, Nils Huntemann, Richard Lange, Christian Tamm, Ekkehard
Peik, Marianna S. Safronova, Sergey G. Porsev:

Optical clock comparison for Lorentz symmetry testing.

Nature (2019) - (erscheint als Printausgabe am 14.3.2019)

https://www.nature.com/articles/s41586-019-0972-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution395
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB), 13.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/819: Erfolgreicher Start in Phase 3 am japanischen Beschleuniger SuperKEKB (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 14.03.2019

Erfolgreicher Start in Phase 3 am japanischen Beschleuniger SuperKEKB

Von deutschen Physikerinnen und Physikern mitentwickelter und -gebauter
Belle II-Detektor ist inzwischen vollständig instrumentiert



Am japanischen Teilchenbeschleuniger SuperKEKB ist am 11. März 2019 die
mit Spannung erwartete Phase 3 erfolgreich gestartet. Das ausgeklügelte
Detektorsystem des Belle II-Experiments ist nun vollständig instrumentiert
und wird die Suche nach neuer Physik in der jetzt begonnenen Messkampagne
mit Hochdruck vorantreiben. Ein wesentlicher Meilenstein war die
Installation des vollständigen VerteX-Detektorsystems (VXD), dessen
Entwicklung und Montage rund 10 Jahre dauerte. Dieser hochmoderne
Spurdetektor ermöglicht die präzise Vermessung von Teilchenspuren nah an
dem Interaktionspunkt, an dem hochenergetische Elektronen und Positronen
des SuperKEKB miteinander kollidieren und andere Teilchen, insbesondere
sogenannte B-Mesonen, produzieren können. Die Arbeitsgruppe von Prof. Dr.
Concettina Sfienti am Institut für Kernphysik der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) hat dieses Vorhaben mit der Entwicklung
und Programmierung spezieller Elektronik zur Überwachung des Detektorsystems
unterstützt.

Mit Belle II sollen 50-mal mehr Daten als beim Vorgängerexperiment Belle
gesammelt werden. Diese gewonnenen Daten sollen dann nicht nur genutzt
werden, um bereits bekannte physikalische Phänomene mit deutlich
verbesserter Präzision zu studieren, sondern auch für die Suche nach neuen
Phänomenen, die durch das höchst erfolgreiche Standardmodell der
Teilchenphysik nicht vorhergesagt werden und die Geheimnisse des frühen
Universums neu beleuchten. Insbesondere wollen die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler mit Belle II Beweise für die Existenz neuer
unbekannter Teilchen finden, die eine mögliche Erklärung für das
Vorherrschen von Materie im Vergleich zu Antimaterie liefern und so
weitere offene fundamentale Fragen zum Verständnis des Universums
beantworten.

Die im Beschleuniger herbeigeführten Elektron-Positron-Kollisionen
erzeugen große Mengen von B-Meson-Paaren, die nach kurzer Zeit bereits
wieder zerfallen. Diese Zerfallsprodukte können - insbesondere auch unter
Zuhilfenahme des VerteX-Detektorsystems - untersucht werden, um
Abweichungen von der akzeptierten Theorie zu finden. Wenn sich statistisch
signifikante Unterschiede zur Theorie ergäben, wäre dies eine der ersten
Entdeckungen neuer Physik seit Entwicklung des Standardmodells in den
1970er-Jahren. Um eine solche Entdeckung mit Sicherheit zu bestätigen,
müssen um ein Vielfaches mehr B-Paare beobachtet werden als jemals in
früheren Elektron-Positron-Anlagen produziert wurden. Noch hält der
KEKB-Beschleuniger, der von 1999 bis 2010 betrieben wurde, den
Luminositätsrekord für Elektron-Positron-Kollider. Die Luminosität ist
dabei der maßgebliche Indikator dafür, wie viele Teilchen überhaupt
miteinander kollidieren können. Belle II soll nun mit der deutlichen
Erhöhung der Luminosität die etwa 50-fache Anzahl an B-Meson-Zerfällen des
ursprünglichen Belle-Experiments produzieren, das 760 Millionen solcher
Ereignisse hervorbrachte.

Die Inbetriebnahme des SuperKEKB-Beschleunigers wurde im Februar 2016
erfolgreich abgeschlossen. In beiden Ringen zirkulierten daraufhin bereits
die Teilchenstrahlen mit hervorragenden Strahleigenschaften, jedoch waren
noch keine Kollisionen möglich. Es folgten im März 2018 in Phase 2 erste
Kollisionen, die mit einem reduzierten Aufbau des Belle II-Detektors
registriert werden konnten. Erste Ergebnisse aus Phase 2 wurden 2018
bereits auf internationalen Konferenzen gezeigt.

Die durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
finanzierte Verbundforschungsförderung für Belle II ist eingebettet in das
Rahmenprogramm "Erforschung von Universum und Materie (ErUM)".


Weiterführende Links:

https://www.kek.jp/en/ 

- Forschungszentrum KEK - High Energy Accelerator Research Organization
(KEK))

http://belle2.jp

- Belle II-Experiment am Forschungszentrum KEK

https://www.kek.jp/en/newsroom/2019/03/11/1600/

- Pressemitteilung des Forschunsgzentrums KEK: "SuperKEKB Phase 3 (Belle II
Physics Run) Starts" (11.03.2019)

https://www.bmbf.de/de/erforschung-von-universum-und-materiedas-rahmenprogramm-erum-4388.html

- Erforschung von Universum und Materie - das Rahmenprogramm ErUM des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF)

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4887_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Erste Kollision von Elektronen und Positronen am
japanischen Beschleuniger SuperKEKB" (27.04.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/74697.php

- Pressemitteilung "Erste Teilchenumläufe am Beschleuniger SuperKEKB"
(17.03.2016)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 14.03.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1317: Forscher entwickeln Software gegen Kryptomining (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 14.03.2019

Schutz vor digitalen Goldgräbern: IT-Forscher entwickeln Software gegen
Kryptomining



Fast jede und jeder kennt das Phänomen: Man surft im Web, der Rechner
wird langsam und laut. Der Grund dafür könnte sogenanntes Kryptomining sein,
also der Zugriff auf die Rechnerleistung zum Generieren von
Kryptowährungen ohne Wissen der NutzerInnen. Die Fachhochschule St. Pölten
hat die Open-Source-Software "CoinEater" entwickelt, die davor schützt und
gratis als Add-on für Firefox und Chrome erhältlich ist.

Cryptojacking beschreibt das Erzeugen von Kryptowährungen durch
Website-Besucherinnen und -Besucher ohne deren Zustimmung. Da Mining ein
sehr rechenintensiver Vorgang ist, kann dies auf mobilen Geräten zu einer
stark verminderten Akkulaufzeit führen. Die FH St. Pölten hat die kostenlose
Software CoinEater entwickelt, die Online-Kryptominer erkennt und deren
Ausführung verhindert.

"Zum Erzeugen von Kryptowährungen wird normalerweise Hochleistungshardware
verwendet. Cryptojacking verteilt das Mining auf viele, weniger
leistungsfähige Geräte und ist eine neue Form der Bedrohung im Internet",
erklärt Sebastian Schrittwieser, Leiter des Instituts für IT
Sicherheitsforschung der FH St. Pölten, der die Software mitgestaltet hat.

Die AngreiferInnen generieren die Kryptowährung dadurch nicht auf ihren
Rechnern mit ihrem Strom, sondern bei jemand anderem. Der Computer läuft
auf Anschlag, der Akku wird schnell leer, der Profit geht an die
AngreiferInnen.

Laufende Suche nach neuen Bedrohungen

Ein an Schrittwiesers Institut entwickelter Scanner untersucht regelmäßig
automatisiert das Internet nach Cryptojacking und lässt die Ergebnisse in
die CoinEater-Software einfließen. Dazu haben die Forscherinnen und
Forscher über eine Million der beliebtesten Webseiten durchsucht und unter
diesen mehr als 3.000 Seiten gefunden, die ohne Wissen der BesucherInnen
nach Kryptowährungen schürfen. Das Programm der ForscherInnen bietet zudem
eine technische Analyse der auf diesen Webseiten verwendeten Methoden.

"Der Einsatz solcher Techniken ist durchaus legitim, wenn die
Webseiten-Besucherinnen und -Besucher dem zustimmen, zum Beispiel, um
Werbung auf den Webseiten ausblenden zu lassen", sagt Schrittwieser.
Cryptojacking hingegen ist ein Missbrauch der Geräte der BenutzerInnen.

"Auch wenn mit Coinhive dieser Tage der größte Anbieter von
Online-Mining-Software seinen Betrieb einstellt, ist das Problem nicht ganz
aus der Welt und das Mining könnte sich zu einem späteren Zeitpunkt wieder
mehr lohnen", erklärt Schrittwieser. Der entwickelte Scanner erkennt aber
auch andere Anbieter von Kryptomining.

Schutz vor Pop-ups

Der Scanner erkennt darüber hinaus auch ein weiteres neues Phänomen im
Internet: den Pop-up-Scam. Dabei öffnen sich beim Besuch von Webseiten
Pop-up-Fenster mit Werbung oder kurzen Nachrichten, die zu
kostenpflichtigen Angeboten oder Schadsoftware verlinken und von den
Webseitenbesucherinnen und -besuchern mühsam weggeklickt werden müssen.

Entwickelt haben die ForscherInnen der FH St. Pölten die Software
CoinEater im Forschungsprojekt PriSAd (Privacy and Security in Online
Advertisement), gefördert von der Österreichischen
Forschungsförderungsgesellschaft FFG. Partner im Projekt war das
IT-Sicherheitsunternehmen Nimbusec.

Die Software wird laufend weiter aktualisiert. Pro Tag werden circa
100.000 Seiten gescannt, alle zehn Tage gibt es also ein Update für die
eine Million Seiten.

Download des Add-ons zum Schutz vor Kryptomining

https://www.coineater.io


Wissenschaftliche Publikation zum Thema

Rauchberger J., Schrittwieser S., Dam T., Luh R., Buhov D., Pötzelsberger
G., Kim H.

The Other Side of the Coin: A Framework for Detecting and Analyzing
Web-based Cryptocurrency Mining Campaigns

Proceedings of the 13th International Conference on Availability,
Reliability and Security 2018

DOI: 10.1145/3230833.3230869

https://www.researchgate.net/publication/327002749_The_Other_Side_of_the_Coin_A_Framework_for_Detecting_and_Analyzing_Web-based_Cryptocurrency_Mining_Campaigns

PDF: https://dl.acm.org/citation.cfm?id=3230869

Forschungsprojekt PriSAd

Das Projekt PriSAd (Privacy and Security in Online Advertisement) wurde
von der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft FFG gefördert.
Partner im Projekt war das IT-Sicherheitsunternehmen Nimbusec.

https://research.fhstp.ac.at/projekte/privacy-and-security-in-online-advertisement

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 14.03.2019
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MELDUNG/608: Themenheft "Leben mit Tieren in Pflegeeinrichtungen" erschienen (BAGSO)


Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Tierisch gute Ideen: 

Themenheft "Leben mit Tieren in Pflegeeinrichtungen" erschienen



Mit dem GERAS-Preis der BAGSO - Bundesarbeitsgemeinschaft der
Senioren-Organisationen wurden 2018 Pflegeeinrichtungen und Initiativen
ausgezeichnet, die den Alltag von Heimbewohnerinnen und -bewohnern mit
Hunden, Katzen, Meerschweinchen, Eseln oder anderen Tieren bereichern.

Um die vielfältigen Ideen und Aktivitäten der Preisträger, aber auch vieler
anderer Wettbewerbsteilnehmer zu würdigen und weitere Einrichtungen der
stationären Altenhilfe zur Einbeziehung von Tieren zu ermutigen, hat die
BAGSO unter dem Titel "Leben mit Tieren in Pflegeeinrichtungen" ein
Themenheft herausgegeben. "Tiere akzeptieren 'ihre' Menschen bedingungslos,
sie haben keine Vorurteile in Bezug auf Altern und körperliche
Veränderungen", beschreiben die Autorinnen Ursula Lenz
und Ines Jonas das Erfolgsrezept der sogenannten tiergestützten
Interventionen in Pflegeeinrichtungen. Das mit zahlreichen Fotos gestaltete
Heft zeigt sehr anschaulich die positiven Wirkungen der tierischen Besucher
oder "Mitbewohner" in den vorgestellten Wettbewerbsprojekten und benennt
auch die für Mensch und Tier erforderlichen Rahmenbedingungen.

Mit dem GERAS-Preis zeichnet die BAGSO seit 2016 Menschen und Initiativen
aus, die in vorbildlicher Weise dazu beitragen, dass das Leben von Menschen
im Alten- und Pflegeheim lebenswerter wird.

Das Themenheft wurde mit Unterstützung des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend erstellt und kann - auch in größerer Stückzahl -
kostenfrei bei der BAGSO bestellt werden. Unter www.bagso.de steht es auch
als Download zur Verfügung.


Bestellungen:

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Thomas-Mann-Str. 2 - 4

53111 Bonn

Tel. 0228 / 24 99 93 23

bestellungen@bagso.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Thomas-Mann-Str. 2-4, 53111 Bonn

Tel.: 0228 / 24 99 93 13, Fax: 0228 / 24 99 93 20

Internet: www.bagso.de
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AUSSEN/2131: Trauer um die Opfer von Christchurch


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. März 2019

Trauer um die Opfer von Christchurch



Zum Anschlag auf zwei Moscheen im neuseeländischen Christchurch
erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton
Hofreiter:

Wir trauern mit den Menschen in Christchurch und in ganz Neuseeland.
Dieser menschenverachtende Angriff macht uns fassungslos. Muslimisch
Gläubige wurden bei ihrem Freitagsgebet mit wahllosen Schüssen brutal
ermordet - in einem Akt von Hass und Terror. Wo immer Hass aufflammt,
für uns gilt: Wir müssen zusammenstehen und zeigen, dass wir uns nicht
spalten lassen.

Unser Mitgefühl gilt allen Hinterbliebenen, den Verletzten wünschen
wir schnelle Genesung und den Familien und Freunden der Opfer viel
Kraft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/1775: Brexit-Abstimmung - Weiter unklar, was die Verantwortlichen in Großbritannien wollen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2019

Brexit-Abstimmung - Weiter unklar, was die Verantwortlichen in Großbritannien wollen



Zu den heutigen Brexit-Abstimmungen erklärt Franziska Brantner,
Sprecherin für Europapolitik:

"Absurderweise ist weiterhin unklar, was die Verantwortlichen in
Großbritannien wollen und daher ist die Gefahr für den Wohlstand und
den Zusammenhalt in Europa noch nicht gebannt. Bedauerlich ist die
klare Ablehnung eines People's Vote, aber das ist zum jetzigen
Zeitpunkt keine große Überraschung. Leider hat es das Parlament sehr
knapp verpasst, sich selber in den Drivers Seat zu setzen!

Frau May handelt mit ihrem Antrag unverschämt: Falls das
Austrittsabkommen zum dritten Mal scheitert will Großbritannien nun
eine Verlängerung auf unbestimmte Zeit und dies nicht einmal mit einer
Begründung wofür - wohl wissend, dass die EU genau die braucht, um dem
zuzustimmen.

Die Bundesregierung muss nun dazu beitragen, dass die EU weiterhin
zusammenhält und auf klare Gründe und Ziele für eine Verlängerung
pocht. Der Fokus muss auch darauf liegen, dass die Handlungsfähigkeit
des Europaparlaments gewährleistet ist, sonst kann es keine
Fristverlängerung geben. Aber die EU darf keine Bedingungen an eine
Fristverlängerung stellen, wie zum Beispiel eine Vorgabe von Monaten,
die unsinnig sind oder unnötigerweise doch noch zum unkontrollierten
Brexit führen.

Es ist empörend, dass durch die lang anhaltende Unsicherheit, ob es
nun zu einem unkontrollierten Brexit kommt oder nicht, bereits überall
in Europa erhebliche Kosten für Vorbereitungsmaßnahmen entstanden
sind. Unerträglich ist jedoch, dass Europa weiterhin im Würgegriff
dieses von Nationalisten und Spaltern forcierten Projektes gehalten
wird - anstatt, dass die Zeit sinnvoll genutzt werden kann, um Europa
zukunftsfest zu machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/1774: EU-Syrien-Konferenz - Die Menschen in Syrien brauchen eine Zukunftsperspektive


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2019

Die Menschen in Syrien brauchen eine Zukunftsperspektive



Zur heute endenden EU-Syrien-Konferenz erklären Franziska Brantner,
Sprecherin für Europapolitik, und Omid Nouripour, Sprecher für
Außenpolitik:

Die Aufstockung der Hilfsgelder durch die EU für die notleidenden
Menschen in Syrien und für Flüchtlinge in den benachbarten Ländern ist
absolut notwendig und richtig. Wie Kommissar Hahn zu Recht
festgestellt hat, werden die Menschen auf nicht absehbare Zeit auf
humanitäre Hilfe angewiesen sein. Sie brauchen zusätzlich auch eine
Perspektive für ihre Zukunft. Gerade die Kinder und Jugendlichen
benötigen dringend Bildungs-, Arbeits- und Ausbildungsmöglichkeiten in
Syrien und den Nachbarländern. Diesen Bedürfnissen kommt die EU mit
der Erhöhung der Gelder nach.

Die EU und die UN müssen sich wieder stärker einbringen, um eine
dauerhafte politische Lösung der Krise im Einklang mit der Resolution
2254 des VN-Sicherheitsrates zu finden. Syrien braucht endlich wieder
einen internationalen Friedensprozess und keine Nabelschau der
sogenannten Garantiemächte.

Richtig ist auch, dass die Hilfsgelder zunächst nur für die humanitäre
Hilfe und zivilgesellschaftliche Akteure in Syrien und nicht für den
Wiederaufbau verwendet werden dürfen. Ohne einen relevanten und
inklusiven politischen Prozess und ohne Freilassung der politischen
Gefangenen, darf es keine finanzielle Unterstützung für das Assad-
Regime und seine Günstlinge geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1826: Klima-Apelle junger Menschen ernst nehmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. März 2019

Klima-Apelle junger Menschen ernst nehmen



Zu den heutigen Fridays For Future-Demonstrationen erklären Lisa
Badum, Sprecherin für Klimapolitik, und Margit Stumpp, Sprecherin für
Bildungspolitik:

In mehr als tausend Städten weltweit und weit über hundert deutschen
Städten gehen heute Kinder und Jugendliche für den Klimaschutz auf die
Straße. Die jungen Menschen haben recht: Wir brauchen viel radikaleren
Klimaschutz. In Berlin führen die Demonstrationen mitten durch das
Regierungsviertel. Die Route ist nicht zufällig gewählt. Denn es ist
dem Nichts-Tun der schwarz-roten Bundesregierung im Klimaschutz
geschuldet, dass nun die jungen Menschen zu Tausenden auf die Straße
gehen müssen. Und wir müssen die Bewegung ernst nehmen: Deshalb tragen
wir Grüne heute das Thema als Aktuelle Stunde in den Bundestag. Warme
Worte allein helfen hier aber definitiv nicht weiter. Wir brauchen
einen raschen Ausstieg aus der Kohle, einen Umstieg auf saubere
Mobilität und eine nachhaltigere Agrarpolitik. Und es braucht rasch
ein wirksames Klimaschutzgesetz und nicht weitere Arbeitsgruppen und
ein Klimakabinett.

Der Protest ist nicht nur beeindruckend, sondern auch höchst wichtig.
Dabei ist die Diskussion um Fehlstunden scheinheilig. Wer heute am
lautesten die Einhaltung der Schulpflicht beschwört, hat in der
Vergangenheit den Politikunterricht verkümmern lassen. Bayern ist hier
trauriges Schlusslicht. Es ist vielmehr an der Zeit, die
Demokratiebildung in den Lehrplänen stärker zu verankern, den
Politikunterricht aufzuwerten sowie Bildung für nachhaltige
Entwicklung oder Lernen durch Engagement zu stärken. Und das Vorurteil
der unpolitischen Jugend wird durch Fridays for Future endlich
widerlegt. Wir unterstützen die engagierten Schülerinnen und Schüler,
die so leidenschaftlich für mehr Anstrengungen gegen die Klimakrise
demonstrieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - UMWELT/1825: Anton Hofreiter zur Bildung eines sogenannten Klimakabinetts















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1825: Anton Hofreiter zur Bildung eines sogenannten Klimakabinetts


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2019

Zum Beschluss des Koalitionsausschusses zur Bildung eines sogenannten Klimakabinetts erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:



"Hochtrabende Namen können nicht darüber hinwegtäuschen: Die
Bundesregierung weiß beim Klimaschutz nicht weiter und gründet einen
Arbeitskreis. Ihrer Verantwortung für die kommenden Generationen wird
sie so nicht gerecht. Die Pariser Klimaziele erlauben keinen Aufschub
beim Kampf gegen die Klimakrise. Ein wirksames Klimaschutzgesetz muss
jetzt endlich auf den Weg gebracht werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1823: Humanitäre Hilfe für Syrien und Nachbarländer sorgt für mehr Stabilität


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

Humanitäre Hilfe für Syrien und Nachbarländer sorgt für mehr
Stabilität

Deutschland kommt seiner Verantwortung nach



Die Bundesregierung sagt auf der Syrien-Konferenz in Brüssel 1,44
Milliarden Euro für humanitäre Hilfe und entwicklungsorientierte
Maßnahmen in den Nachbarländern zu. Dazu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Menschenrechte und humanitäre Hilfe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Mit der Zusage Deutschlands, den Betrag für die humanitäre Hilfe in
Syrien und den Nachbarländern erneut zu erhöhen, kommt Deutschland
als zweitgrößter internationaler Geber seiner humanitären
Verpflichtung nach. Die Menschen, die in dem seit über acht Jahren
vom Krieg auf das Äußerste strapazierten Land leben, und diejenigen,
die in die Nachbarländer geflüchtet sind, werden nicht vergessen.

Nach Angaben der Vereinten Nationen sind rund 11,7 Millionen Menschen
innerhalb Syriens auf humanitäre Hilfe angewiesen, 6,2 Millionen sind
Vertriebene im eigenen Land. Weitere 5,7 Millionen Syrer haben ihre
Heimat verlassen, allein der Libanon hat 1,2 Millionen syrische
Flüchtlinge aufgenommen. Besonders dramatisch ist die Situation der
Kinder. Das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen verweist darauf,
dass allein im vergangenen Jahr mehr Kinder getötet worden sind als
in den Jahren zuvor in diesem Konflikt.

Die Staatengemeinschaft bleibt dringend aufgefordert, sich für die
humanitäre Hilfe zu engagieren, da derzeit nur zehn Geberländer 90
Prozent der humanitären Hilfe leisten. Der steigenden Anzahl von
Konflikten, die auch immer länger dauern, kann nur gemeinschaftlich
begegnet werden. Wesentlich ist - neben der Sicherung des dringend
zum Überleben Benötigten - der feste Wille der Staatengemeinschaft,
endlich eine politische Lösung des Konflikts herbeizuführen, damit
die Menschen in ihre Heimat zurückkehren können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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BILDUNG/1021: Weg frei für Digitalpakt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Weg frei für Digitalpakt

Schülerinnen und Schüler können moderner unterrichtet und besser auf
Zukunft vorbereitet werden



Am heutigen Freitag hat der Bundesrat der Änderung des Grundgesetzes
als Voraussetzung für den Digitalpakt Schule zugestimmt. Hierzu
erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Rupprecht, und die
zuständige Berichterstatterin, Ronja Kemmer:

Am heutigen Freitag hat der Bundesrat der Änderung des Grundgesetzes
als Voraussetzung für den Digitalpakt Schule zugestimmt. Hierzu
erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Rupprecht, und die
zuständige Berichterstatterin, Ronja Kemmer:

Albert Rupprecht: "Der Weg für den Digitalpakt ist frei. Mit
fünf Milliarden Euro vom Bund bringen wir einen kräftigen Schub für
guten Unterricht in Deutschland. Schülerinnen und Schüler können
moderner unterrichtet und so besser auf die Zukunft vorbereitet
werden. Der Bund unterstützt damit die Länder aus einem
gesamtstaatlichen Interesse heraus, wobei die Verantwortung für das
Bildungswesen klar in der Zuständigkeit der Länder verbleibt. Ein
kooperativer Bildungsföderalismus, eindeutige Zuständigkeiten und das
bestens bewährte Subsidiaritätsprinzip bleiben unsere Leitbilder."

Ronja Kemmer: "Für uns als CDU/CSU-Bundestagsfraktion war es
wichtig, dass es nur eine Verfassungsänderung geben kann, die
klargestellt, dass ausschließlich Investitionen in die kommunale
Bildungsinfrastruktur und unmittelbar mit diesen verbundene,
befristete Ausgaben gefördert werden. Eine allgemeine Finanzierung
von Personalkosten sollte nicht erfolgen. Das haben wir erreicht. Mit
Blick auf die Erfahrungen in der Vergangenheit musste auch
ausgeschlossen werden, dass die Länder in dem Förderbereich ihre
eigenen Mittel kürzen und diese durch Bundesmittel ersetzen können.
Mit der in dem Kompromiss aufgenommenen Formulierung zur
Zusätzlichkeit ist dies gewährleistet."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/958: EU-Austrittsvertrag ist die richtige Kompromissformel


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

EU-Austrittsvertrag ist die richtige Kompromissformel



Zur Abstimmung im britischen Unterhaus über die Verlängerung der
Frist für den Austritt aus der EU können Sie den europapolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian Hahn, mit folgenden
Worten zitieren:

"Die Chaos-Tage in London finden in der kommenden Woche ihre
Fortsetzung. Außer Niederlagen für Premierministerin Theresa May
haben sie bislang keinen Erkenntnisgewinn gebracht, abgesehen von dem
Wunsch nach Verlängerung der Frist für den Austritt. Die
parteitaktischen Winkelzüge gehen leider weiter. Wir wollen die
Briten nicht gänzlich verlieren. Wenn niemand auf der Insel einen
No-Deal-Brexit möchte, dann ist der ausverhandelte Austrittsvertrag
mit den rechtsverbindlichen substanziellen Zugeständnissen die einzig
richtige Kompromissformel. Das sollte bis zur erneuten Abstimmung
über diesen Vertrag in der kommenden Woche mehrheitsfähige Einsicht
werden. Ansonsten - Gute Nacht! Mehr Geduld und Verständnis werden
die Menschen auf dem Kontinent nicht mehr aufbringen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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MILITÄR/663: Bundeswehr braucht dringend Geld für Investitionen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2019

Bundeswehr braucht dringend Geld für Investitionen



Zum Verteidigungsetat können Sie den verteidigungspolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte, mit folgenden
Worten zitieren:

"Wir müssen an dem vereinbarten Aufwuchs des Verteidigungsetats
festhalten. Durch die veränderte Sicherheitslage werden die Aufgaben
der Bundeswehr in Zukunft noch vielfältiger und anspruchsvoller.
Deshalb müssen wir weiter starke Investitionen bei der Bundeswehr
vornehmen - für Frieden und unsere Sicherheit.

Mit der SPD haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, mehr für die
Verteidigung auszugeben. Wenn nun der Bundesfinanzminister aus
parteipolitischer Taktik von den Vereinbarungen abweicht, gefährdet
das die Sicherheit Deutschlands und unsere Glaubwürdigkeit bei den
Bündnispartnern in EU und NATO. Die Bundeswehr braucht das Geld
dringend für die Digitalisierung, für die Sanierung ihrer Gebäude und
für den Ausbau der Infrastruktur. Sie muss altes Material gegen neues
tauschen. Auch müssen wir wichtige Beschaffungsvorhaben angehen - wie
die des taktischen Luftverteidigungssystems, des
Mehrzweckkampfschiffs 180 oder des schweren Transporthubschraubers.
Dies alles ist keine Aufrüstung, sondern notwendige Ausrüstung. Nur
so können wir unsere Bundeswehr für die gestiegenen Anforderungen
einsatzbereit machen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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RECHT/907: Forum Recht - den Zugang zum Recht erfahrbar machen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Forum Recht - den Zugang zum Recht erfahrbar machen



Der Deutsche Bundestag berät am heutigen Freitag in erster Lesung den
von den Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung der "Stiftung
Forum Recht". Hierzu können Sie die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt
zitieren:

"Es ist gut, dass wir jetzt das Forum Recht in Karlsruhe und Leipzig
auf den Weg bringen. Beides sind Städte mit langen Rechtstraditionen.
Dort wollen wir Orte schaffen, in denen der Zugang zum Recht in all
seinen Facetten erfahrbar wird. Wenn populistische und spaltende
Strömungen immer mehr an Bedeutung gewinnen, ist es wichtig, den Wert
und die Bedeutung des Rechtsstaats stärker im Bewusstsein der
Bevölkerung zu verankern. Das Forum Recht wird dieses Anliegen
unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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SOZIALES/1969: Lohnlücke endlich schließen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Lohnlücke endlich schließen

Wir brauchen einen Maßnahmenmix



Am kommenden Montag begeht Deutschland den Equal-Pay-Day, der
symbolisch den Tag markiert, bis zu dem Frauen arbeiten müssen, um
das Einkommen zu erzielen, das Männer bereits am Ende des Vorjahres
erhalten haben. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und die Vorsitzende der
Gruppe der Frauen, Yvonne Magwas:

Nadine Schön: "Es ist nicht hinnehmbar, dass sich die
Lohnlücke seit Jahren nicht verringert. Daran sehen wir, dass wir
noch einen weiten Weg vor uns haben. Die Lohnlücke wird sich
schließen, wenn Frauen und Männer Erwerbsarbeit und Aufgaben im
Haushalt und bei der Betreuung der Kinder partnerschaftlicher
aufteilen. Dazu gehört auch, dass das Führen in Teilzeit
selbstverständlicher wird.

Notwendig ist zudem die Aufwertung der Sozial- und Pflegeberufe. Auch
Berufe wie Kranken- oder Altenpflegerin und Erzieherin sind Berufe
mit Zukunft und werden dringend benötigt. Um die Lohnlücke zu
schließen, sind hier die Tarifpartner gefordert, alles dafür zu tun,
dass diese Berufe besser vergütet werden."

Yvonne Magwas: "Mit der Einführung der Brückenteilzeit im
letzten Jahr haben wir bereits eine wesentliche Verbesserung für
Frauen umgesetzt: Die Brückenteilzeit bedeutet das Ende der
Teilzeitfalle, in der nach wie vor viele Frauen stecken. Damit
verbessert sich automatisch auch die Alterssicherung der Frauen. Denn
die Lohnlücke zwischen Frauen und Männern setzt sich bislang in der
Rentenlücke fort.

Zum Maßnahmenmix gehört auch, dass Frauen mehr in Führungspositionen
ankommen müssen. Egal ob im öffentlichen Dienst oder bei Unternehmen,
Vorstände und Geschäftsleitungen müssen aktiv mehr für
Frauenförderung tun. Zielgrößen von "Null" sind nicht zu akzeptieren,
diese wollen wir sanktionieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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UMWELT/810: Klimakabinett ist der richtige Ansatz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Klimakabinett ist der richtige Ansatz



Zum Ergebnis des Koalitionsausschusses in Sachen Klimaschutz können
Sie die Klimaschutzbeauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anja
Weisgerber, mit folgenden Worten zitieren:

"Die Einsetzung eines Klimakabinetts ist genau der richtige Weg. Die
zuständigen Fachminister müssen Teamgeist beweisen und gemeinsame
Lösungen finden. Ein Maßnahmenkatalog sollte möglichst schnell
erarbeitet werden. Wir müssen in allen Sektoren Anreize setzen für
neue Technologien und zur Einsparung von Emissionen. Um der großen
Herausforderung des Klimawandels zu begegnen, brauchen wir die besten

Umweltinnovationen. Auch die Automobilindustrie muss dafür die
Technologieführerschaft übernehmen. Es ist höchste Zeit!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/748: Individuelle Mobilität von morgen gestalten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Individuelle Mobilität von morgen gestalten



Zur Einrichtung einer "Konzertierten Aktion Mobilität" als Ergebnis
des Koalitionsausschusses können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Mit diesem Strategieprozess gestaltet die Koalition die individuelle
Mobilität von morgen aktiv mit. Von der Automobilindustrie wird
erwartet, mit Innovationen und Ideen den Wechsel vom Autoschrauber
zum Mobilitätsdienstleister voranzutreiben. Die Elektromobilität ist
dabei eine wichtige, aber nicht die einzige Zukunftstechnologie."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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WIRTSCHAFT/2810: 5G Frequenzvergabe - Versteigerung kann beginnen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Versteigerung kann beginnen



Zur heutigen Entscheidung des Verwaltungsgerichts Köln zu den
Vergabebedingungen bei der 5G Frequenzvergabe können Sie den
Stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Es ist gut, dass die Rahmenbedingungen in diesem Bereich nun geklärt
sind und die Versteigerung beginnen kann. Alle weiteren noch offenen
Fragen beim Mobilfunknetzsausbau müssen wir jetzt in den kommenden
Wochen bis zu Sommerpause unter anderem mit dem Mobilfunkkonzept
zügig diskutieren und entscheiden. Funklöcher und ein
Mobilfunkflickenteppich müssen zuverlässig verschwinden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2809: Redliche Lebensmittelunternehmer schützen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Redliche Lebensmittelunternehmer schützen

Bundestag beschließt Änderung des Lebensmittel- und

Futtermittelgesetzbuches



Am gestrigen Donnerstag hat der Deutsche Bundestag das Erste Gesetz
zur Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB)
beschlossen. Dazu erklären der Vorsitzende der Arbeitsgruppe
Ernährung und Landwirtschaft der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Stegemann, sowie der Berichterstatter Hans-Jürgen
Thies:

Albert Stegemann: "Wir haben heute klare Transparenzregeln im
Lebensmittelsektor beschlossen. Denn Hygieneverstöße durch schwarze
Schafe können wir nicht durchgehen lassen. Zugleich beweisen wir
Augenmaß, indem wir diejenigen Betriebe schützen, die ordentlich und
sauber arbeiten. Das stellen wir mit der Änderung des LFGB sicher.
Zugleich gewährleisten wir, dass Bagatellfälle ohne gesundheitlich
relevante Auswirkungen nicht veröffentlicht werden müssen. Damit
vermeiden wir unnötige Bürokratie.

Jetzt kommt es darauf an, dass Bund und Länder die Voraussetzungen
für einen bundesweit einheitlichen Vollzug des Lebensmittelrechts
ermöglichen. Denn eine bundesweit einheitliche Vorgabe zum
Bußgeldrahmen für einzelne lebensmittelrechtliche Verstöße existiert
bisher nicht. Auf der Länderebene verfügt einzig der Freistaat
Sachsen über einen Bußgeldkatalog. Dies führt zu einer ungleichen
Behandlung von Betrieben - abhängig von ihrem Sitz. Darum fordern die
Koalitionsfraktionen Bund und Länder in einem Entschließungsantrag
mit Nachdruck auf, schnellstmöglich einen bundesweit einheitlichen
Bußgeldkatalog zu schaffen."

Hans-Jürgen Thies: "Mit der Änderung des LFGB setzen wir fristgerecht
einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts um und schützen
zugleich die redlichen Lebensmittelunternehmer in unserem Land. Wir
verankern erstmals eine konkrete Löschungsfrist für behördliche
Einträge, die aufgrund von Verstößen gegen das Lebensmittelrecht im
Internet erfolgt sind. Nach sechs Monaten müssen die behördlichen
Informationen gelöscht werden. Dies wird einerseits dem
Verbraucherinteresse nach Transparenz gerecht und andererseits den
Grundrechten der Lebensmittelbetriebe.

Insbesondere für kleine und mittlere Betriebe haben wir wichtige
Verbesserungen gegenüber dem Gesetzentwurf erreicht, der ursprünglich
von der Bundesregierung vorgelegt wurde. So wird im LFGB
klargestellt, dass eine Veröffentlichung künftig auf
gesundheitsrelevante Verstöße beschränkt wird. Zudem ist der
betroffene Betrieb unverzüglich öffentlich zu entlasten, wenn der
Mangel abgestellt ist. Damit schützen wir unser regional verwurzeltes
mittelständisches Lebensmittelhandwerk vor übermäßigen bürokratischen
Lasten, unberechtigter öffentlicher Anprangerung und Skandalisierung
im Internet."

Hintergrund:

Mit der Vorschrift des § 40 Absatz 1a Lebensmittel-,
Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) werden die
Behörden verpflichtet, Verstöße gegen Hygienevorschriften oder den
Täuschungsschutz zu veröffentlichen, wenn ein Bußgeld von mindestens
350 Euro zu erwarten ist. Das Bundesverfassungsgericht entschied am
21. März 2018, dass diese Veröffentlichungen nur verfassungsgemäß
sind, wenn gesetzlich geregelte Löschungsfristen eingeführt werden.
Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber aufgegeben, bis
spätestens 30. April 2019 eine Regelung zur Dauer der
Veröffentlichung zu treffen. Dies erfolgt jetzt. Der Gesetzentwurf
zur Änderung des LFGB sieht eine Löschungsfrist von sechs Monaten
vor. Mit einem Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen erfolgen
weitere Änderungen am LFGB.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FINANZEN/1544: Schwarze Null ist Angriff auf die Jugend


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. März 2019

Schwarze Null ist Angriff auf die Jugend



"Finanzminister Scholz hat auch im Haushalt 2020 keinen Kurswechsel zu
einer gerechteren und friedlichen Politik vollzogen. Wer öffentliche
Investitionen auf Dauer einfrieren will, der verspielt die Zukunft
unserer Kinder und Enkel", kommentiert Gesine Lötzsch,
haushaltspolitische Sprecherin und stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, die Eckwerte des Regierungsentwurfs für den
Bundeshaushalt 2020. Lötzsch weiter:

"Die verfügbaren Einkommen in Deutschland waren seit den 1970er Jahren
nie so ungleich verteilt wie heute. Auch das Vermögen ist ungleicher
verteilt als in fast allen anderen europäischen Ländern. Trotzdem
leisten CDU/CSU und SPD keinen nennenswerten Beitrag zu mehr
steuerlicher Gerechtigkeit in unserem Land. Wir fordern eine stärkere
Vermögensbesteuerung und eine Finanztransaktionssteuer. Das Gerede von
der Schwarzen Null ist verantwortungslos. Es soll davon ablenken, dass
wir ein ungerechtes Steuersystem haben. Mit einer gerechten
Besteuerung der Vermögenden wäre eine Neuverschuldung gar nicht nötig.

Völlig unverständlich ist das Einfrieren der öffentlichen
Investitionen in den nächsten Jahren. Das ist in Anbetracht von
kaputten Schulen, überfüllten Krankenhäusern, fehlenden Kindergärten
und fehlenden preiswerten Wohnungen eine Entscheidung gegen die
Mehrheit der Menschen in unserem Land.

Die Bundesregierung folgt weiter blind US-Präsident Donald Trump. Die
Ausgaben für die Bundeswehr sollen in den nächsten Jahren sprunghaft
ansteigen, obwohl mehr Ausgaben für das Militär nicht zu mehr
Sicherheit in unserem Land und in der Welt geführt haben. Doch mit
Sicherheit werden Mehrausgaben zu höheren Profiten für
Rüstungskonzerne führen. Da werden wir nicht mitmachen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/1936: Abrüstungskonferenz ist nur ein Feigenblatt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. März 2019

Abrüstungskonferenz ist nur ein Feigenblatt



"Die Abrüstungskonferenz von Bundesaußenminister Heiko Maas ist nichts
anderes als ein Feigenblatt für die Aufrüstungspolitik der
Bundesregierung mit der geplanten Verdoppelung des deutschen
Rüstungsetats und anhaltenden Waffenexporten. Die Bundesregierung muss
aufhören, an der Aufrüstungsspirale zu drehen, und Rüstungslieferungen
stoppen, vor allem an Drittländer", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die schwarz-rote Bundesregierung ist bester Lobbyist der deutschen
Rüstungsindustrie, die laut SIPRI den vierten Platz bei den weltweiten
Waffenexporten belegt. Hinzu kommt willentliches Versagen bei der
Rüstungskontrolle. Glaubhaft kann die Bundesregierung hier nur sein,
wenn sie die gesetzlichen Schlupflöcher schließt, damit
Rüstungskonzerne wie Rheinmetall nicht länger über Tochterfirmen im
Ausland Waffen gerade auch in Krisen- und Konfliktgebiete verkaufen
können.

Die beste Rüstungskontrolle ist der Stopp der Rüstungsexporte,
angefangen bei den sogenannten Drittländern. Die Bundesregierung
sollte sich wie die Mehrheit der UN-Staaten für die Unterzeichnung des
Atomwaffenverbotsvertrags stark machen und den Abzug der US-Atomwaffen
in die Wege leiten, damit Deutschland atomwaffenfreie Zone wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8145: Heute im Bundestag Nr. 280 - 15.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 280

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. März 2019, Redaktionsschluss: 10.24 Uhr

1. Staatsschützer ermittelten gegen Amri



1. Staatsschützer ermittelten gegen Amri

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Zwei Staatsschützer aus dem Polizeipräsidium in
Krefeld haben dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") über
frühe Ermittlungen gegen den späteren Attentäter Anis Amri wegen des
Verdachts radikalislamischer Betätigung berichtet. Unter anderem
schilderten die Kriminalhauptkommissare D. und K. am Donnerstag, wie
sie im Dezember 2015 die Ausländerbehörde in Kleve aufsuchten, um dort
den Hauptbelastungszeugen aus Amris Emmericher Flüchtlingsunterkunft
zu befragen. Der syrische Kurde Lokman D. hatte durch einen Hinweis
auf Sympathien seines Mitbewohners für den sogenannten Islamischen
Staat (IS) die Ermittlungen ins Rollen gebracht. Wenig später stoppte
allerdings das Landeskriminalamt (LKA) die Aktivitäten in Krefeld.

Der heute 54-jährige Zeuge D. hatte seinen Dienst beim Staatsschutz in
Krefeld gerade erst im September 2015 angetreten, als er zur
Unterstützung eines Kollegen herangezogen wurde, auf dessen
Schreibtisch das Verfahren gegen Amri gelandet war. Dieser war der
Krefelder Kriminalpolizei damals allerdings nur als "Mohammed Hassa"
bekannt. Auf diesen Namen legte sie am 28. Oktober 2015 einen
"Prüffall Islamismus" an. Die Ermittler, berichtete der Zeuge D.
weiter, hätten die Flüchtlingsunterkunft in Emmerich aufgesucht, den
Verdächtigen dort allerdings nicht angetroffen. Als der zunächst
zuständige Kollege in Urlaub gegangen sei, habe er den Fall
übernommen.

Mit dem Leiter der Ausländerbehörde des Kreises Kleve habe er
vereinbart, den Hinweisgeber Lokman D. unter einem Vorwand für den 11.
Dezember 2015 einzubestellen. Dort traf der Belastungszeuge auf die
beiden Fahnder D. und K., die sich als Polizisten vorstellten und um
ein Gespräch baten. Er habe die Angaben des syrischen Kurden "im
Gegensatz zu vielen Behauptungen", die er sonst höre, für glaubhaft
gehalten, betonte der Zeuge.

Doch dann habe sich ein Anrufer aus dem nordrhein-westfälischen LKA
gemeldet und ihn freundlich aufgefordert, die Akte "Mohammed Hassa" zu
schließen. Der Mann sei "Gegenstand der Beobachtung" in einem anderen
Ermittlungsverfahren gegen radikale Islamisten. Zusätzliche
Nachforschungen aus Krefeld könnten da nur "kontraproduktiv" wirken.
Der Zeuge D. folgte der Anweisung, allerdings nur zum Teil. Ein
"Bauchgefühl" habe ihm geraten, die Akte vorläufig auf dem
Schreibtisch zu behalten: "Der Fall hat mich nicht in Ruhe gelassen."

Ihm sei eine Äußerung des Verdächtigen nicht aus dem Kopf gegangen:
"Ich begehe Straftaten, um den Ungläubigen zu schaden." So habe er
öfters das Polizeiliche Zentralregister abgefragt, ob irgendwo ein
"Mohammed Hassa" mit einem Kleindelikt aufgefallen sei, das eine
Handhabe für weitere Ermittlungen hätte bieten können. Im August 2016
dann durchsuchte die Polizei in Duisburg das Reisebüro des Islamisten
Hasan Celenk und beschlagnahmte eine Kartei mit Fotos seiner Anhänger.
Auf einem der Bilder habe er "Mohammed Hassa" erkannt, dort allerdings
unter einem anderen Namen, sagte der Zeuge D.

Sein heute 61-jährige Kollege K. ist seit 2002 als Sachbearbeiter beim
Staatsschutz in Krefeld tätig. Dieser habe in den Jahren 2015 und 2016
mindestens hundert "Prüffälle" verdächtiger Islamisten zu betreuen
gehabt, berichtete er dem Ausschuss. Die Vernehmung des Hinweisgebers
Lokman D. in Kleve habe er als "ganz entspanntes Gespräch" in
Erinnerung. Er habe allerdings seine Zweifel gehabt, weil Lokman D.
erwähnte, er hoffe, seine Familie nachholen zu können. Womöglich habe
sich bei den deutschen Behörden nur "lieb Kind" machen wollen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8144: Heute im Bundestag Nr. 279 - 15.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 279

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. März 2019, Redaktionsschluss: 09.34 Uhr

1. AfD fordert mehr nationale Souveränität

2. AfD fordert Nutzenbewertung für Cannabis

3. Krankenkasse soll Totenschein bezahlen

4. AfD für Arzneimittel-Versandhandelsverbot

5. Ordnungsgeld gegen Abgeordnete Strenz



1. AfD fordert mehr nationale Souveränität

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion setzt sich für ein "Europa der
Zusammenarbeit souveräner Nationen" ein. Dafür will sie die
Kompetenzen der EU reduzieren, die Eurozone abwickeln und das
EU-Budget auf 0,2 Prozent des Bruttonationaleinkommens kürzen. Über
einen entsprechenden Antrag (19/2534) stimmt der Bundestag heute
Vormittag ab. Der Europaausschuss hatte die Initiative bereits in
seiner Sitzung am Mittwoch abgelehnt und eine Beschlussempfehlung dazu
vorgelegt (19/6560).

"Der Zerfall der Europäischen Union und die Unzufriedenheit über ihre
Arbeit machen deutlich, dass nicht mehr EU, sondern weniger EU mehr
europäische Zusammenarbeit bedeutet und wünschenswert ist", schreiben
die Abgeordneten in der Begründung. Ein neuer Entwurf einer
Europäischen Union müsse daher die nationale Souveränität betonen.

 * 

2. AfD fordert Nutzenbewertung für Cannabis

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert eine wissenschaftliche
Nutzenbewertung für Medizinalcannabis analog zum Arzneimittelrecht. In
einem Antrag (19/8278) heißt es, aus Gründen des Patientenschutzes und
des verantwortungsvollen Umgangs mit den Krankenversicherungsbeiträgen
müsse Medizinalcannabis wie andere Arzneimittel auch behandelt werden.

Es sollte sichergestellt werden, "dass Medizinalcannabis dem 2010 mit
dem Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG) eingeführten Verfahren
zur Nutzenbewertung und Preisfindung von Arzneimitteln unterzogen"
werde.

 * 

3. Krankenkasse soll Totenschein bezahlen

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Kosten für Totenscheine sollten nach Ansicht der
Linksfraktion von der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
übernommen werden. In Deutschland müsse zur Feststellung des Todes und
zum Ausstellen eines Totenscheins ein Arzt hinzugezogen werden. Da die
Mitgliedschaft in der GKV mit dem Tod ende, müssten Angehörige die
vollen Kosten für den Totenschein tragen, heißt es in einem Antrag
(19/8274) der Fraktion.

Die trauernden Angehörigen seien in dieser schwierigen
Ausnahmesituation mit vielen organisatorischen Fragen belastet und
hätten zumeist keine Kenntnis von den Abrechnungsverfahren. Nach der
Streichung des Sterbegeldes seien gerade Angehörige aus unteren
Einkommensschichten von den Kosten für den Totenschein belastet, für
den mehr als 100 Euro anfallen könnten. Die ärztliche
Todesfeststellung sollte daher in den Leistungskatalog der GKV
aufgenommen werden.

 * 

4. AfD für Arzneimittel-Versandhandelsverbot

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion will den Versandhandel mit
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln in Deutschland verbieten. Der
Europäische Gerichtshof (EuGH) habe 2016 entschieden, dass
Versandapotheken im EU-Ausland nicht an die deutsche
Arzneimittelpreisverordnung gebunden seien, wenn sie nach Deutschland
liefern. Sie könnten ihren Kunden deshalb Boni bieten, heißt es in
einem Antrag (19/8277) der Fraktion.

In der Folge sinke die Apothekenzahl in Deutschland ständig, während
die großen Versender im EU-Ausland expandierten. Die Abgeordneten
verlangen nun neben dem Versandhandelsverbot mit
verschreibungspflichtigen Arzneimitteln auch, dass die Zustellung
durch Boten künftig nicht nur im Einzelfall erlaubt wird.

 * 

5. Ordnungsgeld gegen Abgeordnete Strenz

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Das Präsidium des Bundestages hat gegen die
CDU-Abgeordnete Karin Strenz wegen Verstoßes gegen die
Verhaltensregeln für Mitglieder des Parlaments ein Ordnungsgeld
verhängt. Wie aus der Unterrichtung (19/8390) des Präsidiums
hervorgeht, wird das Ordnungsgeld in Höhe von 4/12 der jährlichen
Abgeordnetenentschädigung festgesetzt.

Im Januar 2019 hatte das Präsidium festgestellt, dass Strenz gegen die
Verhaltensregeln für Mitglieder des Parlaments verstoßen hat. In der
damaligen Unterrichtung (19/7160) hieß es, die Abgeordnete habe ihre
Pflichten verletzt, indem sie ihre Vertragspartnerin Line M-Trade UG
und die Vermögenszuflüsse daraus, ihre Wahl zur Vorsitzenden der
Deutsch-Kasachischen Gesellschaft e.V., ihre Beteiligung an der Extent
GmbH sowie ihre Tätigkeit als Geschäftsführerin der Extent GmbH
jeweils nach Ablauf der Anzeigefrist angezeigt habe.

 * 

Quelle:
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BILDUNG/937: Grundgesetzänderung ist wichtiger Schritt zu weltbester Bildung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. März 2019

SUDING: Grundgesetzänderung ist wichtiger Schritt zu weltbester
Bildung



Zur Abstimmung des Bundesrats über die Grundgesetzänderung erklärt
die stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Die Grundgesetzänderung ist ein wichtiger Schritt hin zu weltbester
Bildung. Heute ist ein guter Tag für Schüler, Eltern und Lehrer. Die
Fraktionen von FDP und Grünen haben erreicht, dass sie weit über den
wenig ambitionierten Entwurf der Bundesregierung hinausgeht. So
konnten wir drei wichtige Punkte durchsetzen: Der Bund muss Hilfe
nicht mehr nur degressiv gewähren. Die finanzielle Unterstützung des
Bundes wird künftig an die Steigerung der Leistungsfähigkeit
gekoppelt. Und der Bund kann auch in Köpfe investieren, nicht nur in
Kabel und Beton. Der Bund kann also IT-Administratoren, Schulungen
für Lehrkräfte und digitale Lernmittel fördern. Jetzt kann der
Digitalpakt endlich kommen. Um alle neuen Möglichkeiten zu nutzen,
brauchen wir einen weiteren Digitalpakt, einen Digitalpakt 2.0."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BILDUNG/936: Scholz dreht Innovationen den Hahn zu


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. März 2019

SATTELBERGER: Scholz dreht Innovationen den Hahn zu



Zu den Medienberichten, wonach Bundesfinanzminister Scholz Künstliche
Intelligenz nicht mit zusätzlichen Mitteln fördern will, erklärt der
forschungs- und innovationspolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Thomas Sattelberger:

"Bundesfinanzminister Scholz begräbt das Thema Künstliche
Intelligenz. Für Subventionen und Rentengeschenke macht er
zusätzliche Milliarden locker, Innovationen dreht er den Hahn zu.
Dabei liegt Deutschland jetzt schon zurück: nicht nur hinter den USA
und China, auch hinter Schweden und der Schweiz. Scholz bremst die
einst weltgrößte Exportwirtschaft brutal aus. Der SPD ist offenbar
jeglicher wirtschaftliche Sachverstand abhandengekommen. Die
FDP-Fraktion fordert deshalb mehr Investitionen, eine echte
KI-Strategie der Bundesregierung und mehr europäische Kooperation."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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EUROPA/1597: Großbritannien muss ein wichtiger Teil Europas bleiben


FDP-Pressemitteilung vom 15. März 2019

BEER: Großbritannien muss ein wichtiger Teil Europas bleiben



Zu den Brexit-Entscheidungen im britischen Unterhaus erklärte die
Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer, heute in einem Statement:

"Das Unterhaus will eine Fristverlängerung beim Brexit, aber es weiß
immer noch nicht wozu. Dafür steht offensichtlich eine dritte
Abstimmung in der nächsten Woche über den Deal von Theresa May an.
Und so unwahrscheinlich es auch nach zwei Abstimmungsniederlagen sein
mag, es ist nicht ausgeschlossen, dass Theresa May jetzt, wo das
Unterhaus quasi noch tiefer in den Abgrund schaut, diesmal zustimmt.
Das wäre eine Zustimmung, vielleicht aus Erschöpfung, aus Ermattung,
oder weil man einfach das Drama, das längst eine Tragödie geworden
ist, in Großbritannien beenden möchte. Aber klar ist, dass May an
dieser Stelle hoch pokert.

Wenn diese Zustimmung nächsten Mittwoch käme, dann wäre der Weg frei
für Theresa May für eine kurze Fristverlängerung, eine technische
Fristverlängerung, um ihren Deal dann noch in Gesetzgebungspaketen in
Großbritannien umzusetzen. Ich bin mir sicher, dass der Gipfel am
Donnerstag dem dann zustimmen würde. Das wäre sinnvoll, denn dann
hätten wir einen geordneten Brexit.

Wenn Theresa May allerdings zum dritten Mal keine Mehrheit für ihren
Vorschlag erhält, dann müsste sie eine längere Fristverlängerung
beantragen, aber dann bleibt die dringliche Frage: Wozu? Um was zu
machen? Erneute Verhandlungen mit der Europäischen Union? Dann müsste
man wenigstens wissen, mit welchem Ziel und auf welcher Grundlage
diese Verhandlungen stattfinden sollten.

Soll es Neuwahlen geben? Oder vielleicht doch ein zweites Referendum?
Oder eine überparteiliche, überparlamentarische Initiative von
Abgeordneten, die Theresa May das Heft aus der Hand nimmt? Viele
Möglichkeiten, die überhaupt noch nicht konkretisiert sind, und die
erst konkretisiert werden müssten, um sinnvollerweise zu entscheiden,
ob eine lange Fristverlängerung sinnvoll ist. Denn wir müssen ja auch
im Auge behalten, was das dann für die Europäische Union bedeutet.
Vor allem, dass dann die Briten auch bei den Europawahlen am 26. Mai
mit abstimmen müssten. Eine absurde Situation, nach zwei Jahren
Verhandlung und der Entscheidung in Großbritannien, herauszuwollen
aus der Europäischen Union.

Meine Schlussfolgerung: Der Ball liegt bei Theresa May. Gelingt es
ihr, mit ihrer Sturheit doch noch den Vertrag am Mittwoch mit einer
Mehrheit im britischen Parlament zu bekommen, dann hat sie den Weg
frei für eine kurze, eine technische Fristverlängerung. Gelingt es
ihr nicht, dann kann der Gipfel am Donnerstag nur darauf dringen,
dass eine klare Richtung erkennbar sein muss für eine längere
Fristverlängerung, denn eine Zustimmung kann es nicht geben, nur um
ein "weiter so" von dem zu sehen, was wir die letzten zwei Jahre
gesehen haben. Eine Zustimmung kann es nur geben, wenn klar ist, auf
welcher Grundlage - also entweder einer Zollunion, oder einem
Freihandelsabkommen - eventuell weiterverhandelt werden soll.

Ein Ziel könnte natürlich auch ein zweites Referendum sein. Ich sage
ganz persönlich: Ich würde mir wünschen, dass durch ein zweites
Referendum am Ende Großbritannien doch in der Europäischen Union
verleibt. Aber das ist eine Entscheidung, die die Briten selber
treffen müssen.

Zwei Punkte sind mir noch wichtig, denn ich finde, dass das in der
aktuellen Diskussion über das Hin und Her in Großbritannien
untergeht. Erstens: Wir müssen dringend über den Zustand der
Europäischen Union sprechen. Die Europäische Union muss grundlegend
reformiert werden, sie ist in keiner guten Verfassung. Und diese
Diskussion wird momentan leider überschattet von den Diskussionen
über den Zustand in Großbritannien, über die Frage Deal oder No-Deal.
Wir müssen aber schauen, dass wir die Europäische Union wieder
richtig fit machen für die Zukunft, weshalb wir diese Diskussionen,
gerade jetzt vor den Europawahlen, mit umso größerer Vehemenz führen
müssen.

Ein zweiter Punkt ist mir ebenso wichtig: Am Donnerstag muss von dem
Gipfel das Signal ausgehen, dass Großbritannien, auch wenn es die
Europäische Union verlässt, weiter ein wichtiger Teil von Europa
bleiben wird. Wir müssen dringend darüber sprechen, wie diese
zukünftigen Beziehungen aussehen werden. Wir brauchen weiterhin enge
Beziehungen bei Wissenschaft, bei Handel, aber auch in der
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik und ich wünsche mir, dass wir
dieses Signal dann auch am Donnerstag erhalten."

Zur Frage, wie realistisch ein zweites Referendum ist:

"Wir haben gestern sehen können, dass sich über 200 Abgeordnete bei
der Abstimmung über das zweite Referendum enthalten haben.
Offensichtlich ein taktisches Abstimmungsverhalten, nach dem Motto:
Es ist momentan noch nicht die Zeit, über ein zweites Referendum
positiv zu bescheiden. Deshalb ist ein zweites Referendum sicherlich
nicht wahrscheinlicher geworden, aber es ist noch im Spiel."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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UMWELT/896: Klimakabinett soll Aktivität vortäuschen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. März 2019

KÖHLER: Klimakabinett soll Aktivität vortäuschen



Zur Einrichtung eines Klimakabinetts erklärt der klimapolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Das Klimakabinett ist der nächste durchschaubare Versuch der
Bundesregierung, beim Klimaschutz Aktivität vorzutäuschen und auf
Zeit zu spielen. Schon jetzt ist klar, dass Bundesumweltministerin
Schulze jeden Wirtschaftsbereich bis ins Detail durchregulieren will,
während ihre Kollegen aus der Union permanent ihre Plan- und
Lustlosigkeit beim Klimaschutz zur Schau stellen. Das starre
Säulendenken mit kleinteiligen Zielen für jeden einzelnen Sektor
macht Klimaschutz aber nur unnötig teuer und bürokratisch. Für
wirklich effektiven und effizienten Klimaschutz fordert die
FDP-Fraktion die Ausweitung des EU-Emissionshandels auf weitere
Sektoren. In einem ersten Schritt müssen der Verkehr und die Wärme in
Deutschland in den EU-Emissionshandel integriert werden. Durch die
Mengenbegrenzung im Emissionshandel werden die Klimaziele sicher
erreicht. Der einheitliche CO2-Preis garantiert, dass Treibhausgase
dort eingespart werden, wo es sich am meisten lohnt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/3036: Merkels Worten müssen unverzüglich Taten folgen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. März 2019

THEURER: Merkels Worten müssen unverzüglich Taten folgen



Zu den Äußerungen von Bundeskanzlerin Merkel beim Münchener
Spitzengespräch der Deutschen Wirtschaft erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Bundeskanzlerin Merkels Analyse, dass ihre Regierung die großen
Herausforderungen der Zeit verschläft, ist eine späte Einsicht. Doch
besser spät als nie. Ihren Worten müssen jetzt aber auch unverzüglich
Taten folgen. Denn bei weiterem Nichtstun gefährdet die Große
Koalition fahrlässig unseren Wohlstand und Millionen Arbeitsplätze.
Wir brauchen bessere Rahmenbedingungen. Auf den von ihr kritisierten
zunehmenden Protektionismus ist mehr Freihandel die richtige Antwort.
Deswegen muss sie nun schleunigst dafür sorgen, dass CETA ratifiziert
und TTIP aus dem Eisschrank geholt wird. Und die sinkende
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft kann Merkel mit der
vollständigen Abschaffung des Soli und auch einer
Unternehmenssteuerreform angehen. Vorschläge dafür hat die
FDP-Fraktion auf den Tisch gelegt. Die Bundesregierung muss endlich
in den Handlungsmodus kommen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1090: Bildungsausschuss zur Umsetzung der Suchtprävention an Schulen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 29/2019

Bildungsausschuss sieht noch Luft bei Umsetzung der Suchtprävention
an Schulen



Stuttgart. 2011 beschloss die Landesregierung das Rahmenkonzept zur
Suchtprävention "stark.stärker.WIR" (SSW) mit dem Ziel, eine
grundlegende Festschreibung der Präventionsarbeit an Schulen zu
erreichen. In seiner Sitzung vom 14. März diskutierte der
Bildungsausschuss einen Grünen-Antrag zum aktuellen Stand der
Präventionsarbeit an Schulen, insbesondere im Bereich Sucht, der
darauf zielte, gegebenenfalls Möglichkeiten der Weiterentwicklung
schulischer Präventionsarbeit anzustoßen. Aufgrund von Zahlen der
Regierungspräsidien ließ sich feststellen, dass von 3940 öffentlichen
Schulen in Baden-Württemberg erst 251 Schulen ein schuleigenes Konzept
erarbeitet haben und etwa 1000 Schulen eine Fortbildung oder Beratung
zu den Themen Gesundheitsförderung und Prävention aufweisen könnten.

"Es war gut, das Rahmenkonzept zu beschließen und es war gut,
Prävention und Gesundheitsförderung als Leitperspektive im
Bildungsplan festzuschreiben", so die Vorsitzende des
Bildungsausschusses, Brigitte Lösch (Grüne). "Die Zwischenbilanz zeigt
acht Jahre nach dem Beschluss aber auch: Wir sind auf einem guten Weg,
aber noch lange nicht am Ziel." Effektive Präventionsarbeit brauche
Zeit, ausreichend Ressourcen, Kooperationen und Netzwerke.

Die etwas zeitversetzt eingeführte Leitperspektive "Prävention und
Gesundheitsförderung" im Bildungsplan stelle zusätzlich einen
wertvollen Paradigmenwechsel innerhalb des Präventionsansatzes dar,
weil das Thema nun in den gesamten Unterricht integriert sei statt in
einzelne Programmen gepackt. Als entscheidend sei in der
wissenschaftlichen Evaluation, die das Kultusministerium beauftragt
habe, die schulspezifische Beratung durch einen
Präventionsbeauftragten eingestuft worden. "Unterstützung für die
Schulen gelingt nur im Team und in Kooperation mit regionalen
kompetenten Netzwerkpartnern wie den psychosozialen Beratungsstellen,
den regionalen Suchtbeauftragten und den Gesundheitsämtern, ist Lösch
überzeugt. Auch eine vernetzte Vorgehensweise über die Ministerien
hinweg, vor allem mit dem Ministerium für Soziales und Integration wie
auch mit dem Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration
sei unerlässlich.

Wertvolle Anregung ist laut Lösch auch der Hinweis auf mehr
Orientierung und Verbindlichkeit im Umsetzungsprozess durch
detaillierteres Projektmanagement. Unerlässlich sei eine aktivere
Einbindung von Schulleitung, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern
sowohl eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit, um die Akzeptanz
von Präventionsmaßnahmen zu fördern. Qualitätskriterien wie auch die
Wirksamkeit von Maßnahmen müssten regelmäßig überprüfbar sein.

"Der 2011 eingeschlagene Weg ist richtig, aber die Umsetzung muss mehr
Fahrt aufnehmen", fasste die Vorsitzende Lösch die Diskussion im
Ausschuss zusammen. Es reiche nicht, nur auf die Holschuld zu setzen,
die Schulen müssten bei diesem schwierigen Thema auch mehr
Unterstützung erfahren. "Es geht darum, Kindern und Jugendlichen
Lebenskompetenzen mit auf den Weg zu geben und ihre persönlichen
Schutzfaktoren zu stärken", so die Ausschussvorsitzende Lösch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 29/2019 - 14.03.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,
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BAYERN/4986: Nur ein Drittel der Arztpraxen in Bayern hat barrierefreien Zugang (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. März 2019

Nur ein Drittel der Arztpraxen in Bayern hat barrierefreien Zugang

Inklusion und Barrierefreiheit kommen viel zu langsam voran - Inklusive Schullaufbahn kaum möglich



Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Margit Wild und die
Sprecherin für Menschen mit Behinderung, Ruth Waldmann, fordern
Ministerpräsident Markus Söder auf, Barrierefreiheit und Inklusion zur
Chefsache zu machen. In einer Pressekonferenz heute (15. März) im
Bayerischen Landtag anlässlich des 10. Jahrestags des Inkrafttretens
der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland am 26. März 2009
mahnten die Abgeordneten sowohl einen konkreten Umsetzungsplan als
auch mehr finanzielle Mittel an.

Der damalige Ministerpräsident Seehofer hatte 2013 versprochen, Bayern
bis 2023 barrierefrei zu machen. Von diesem Ziel sei man noch
meilenweit entfernt und in der Regierungserklärung von Markus Söder
sei Barrierefreiheit gar nicht mehr aufgetaucht, sagte Waldmann. Sie
verwies darauf, dass Barrierefreiheit zahlreiche Menschen betreffe:
Zehn Prozent der Bevölkerung seien zwingend darauf angewiesen, für
weitere 30 Prozent sei sie notwendig und für alle anderen zumindest
komfortabel. Es gehe darum, es Menschen mit einer Behinderung zu
ermöglichen, sich ohne fremde Hilfe im öffentlichen Raum zu bewegen.

Die bildungspolitische Sprecherin Wild verwies darauf, dass in Bayern
immer noch zu wenige Schülerinnen und Schüler mit Handicap eine
inklusive Schullaufbahn durchlaufen können. Inklusion finde
hauptsächlich an Grund- und Mittelschulen statt, bei anderen
weiterführenden Schulen hapere es. Noch immer besuchen fast 68 Prozent
der Kinder mit Förderbedarf eine Förderschule und nur gut 32 Prozent
eine Regelschule. Damit sich das ändert, müssten die Bedingungen an
den Schulen unter anderem durch multiprofessionelle Teams, etwa mit
Erziehern oder Sozialpädagoginnen, verbessert werden. "Wir brauchen in
jedem Fall mehr Ressourcen für eine inklusive Schullaufbahn", erklärte
Wild. Die Regensburger Abgeordnete lobte in diesem Zusammenhang den
großen Einsatz vieler Lehrer und Lehrerinnen für die Inklusion.

Waldmann, die auch stellvertretende Vorsitzende des
Gesundheitsausschusses ist, verwies auf gravierende Mängel bei der
Barrierefreiheit: Demnach haben nach eigner Auskunft zwei Drittel
aller Arztpraxen keine barrierefreien Eingänge. Auch der Besuch einer
Toilette könne für Rollstuhlfahrer immer noch ein sehr großes Problem
sein. Eine Auflistung barrierefreier Toiletten gibt es der
Staatsregierung zufolge nicht. Weiter müsse laut Bauordnung zwar ein
bestimmter Anteil von Wohnungen barrierefrei gebaut werden. Verstöße
gegen diese Vorschrift würden aber nicht geahndet, bedauerte die
Münchner Abgeordnete. Waldmann kündigte an, sich beharrlich für die
Umsetzung der Barrierefreiheit in Bayern einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3281: Anti-Mobbing-Strategie dem digitalen Zeitalter anpassen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. März 2019

Anti-Mobbing-Strategie dem digitalen Zeitalter anpassen



Der Landtag hat beschlossen, die Anti-Mobbing-Strategie an den
allgemein- und berufsbildenden Schulen des Landes neuzufassen.

Dazu erklärt der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Andreas Butzki:

"Ausgrenzung von einzelnen Mädchen und Jungen an Schulen hat es leider
schon immer gegeben. Heute - in einer digitalen Welt - ist es aber
eine besondere Herausforderung, dem Phänomen umfassend beizukommen.
Eines bleibt aber im Kampf gegen Mobbing immer gleich: Ausgrenzung
muss man von Anfang an begegnen. Schüler und Schülerinnen müssen immer
wissen, mit wem sie vertraulich reden können. Seit vielen Jahren gibt
es an den Schulen unseres Landes eine gute und vielschichtige
Präventionsarbeit. Dennoch gilt es, diese Maßnahmen zu untersuchen und
gegebenenfalls an die Entwicklung des digitalen Zeitalters anzupassen.
Dafür benötigen auch die Lehrer und Schulsozialarbeiter Unterstützung,
zum Beispiel durch das Landesinstitut oder die Krankenkassen. In
Elternversammlungen müssen Experten die Erziehungsberechtigten
informieren. Alle an Schule Beteiligten müssen dabei an einem Strang
ziehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3280: Förderung der deutsch-polnischen Grenzregion in Qualität und Umfang erhalten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. März 2019

Förderung der deutsch-polnischen Grenzregion in Qualität und Umfang erhalten



Der Landtag hat sich in der aktuellen Debatte mit der
grenzüberschreitenden deutsch-polnischen Zusammenarbeit beschäftigt.

Der SPD-Landtagsabgeordnete und parlamentarische Staatssekretär für
Vorpommern, Patrick Dahlemann, lobte in diesem Zusammenhang das
Konstrukt der Kommunalgemeinschaft Pomerania. Er warb mit Hinblick auf
die kommende EU-Förderperiode für eine Kontinuität in Förderkulisse
und Förderquote.

"Die Interreg-Förderung ist europäisches Geld, das ganz konkret den
Menschen vor Ort zugutekommt. Zum Beispiel profitierten der Tierpark
Ueckermünde und kürzlich die Stadt Anklam mit dem Ikareum von dieser
Förderung. Eins der wichtigsten und nachhaltigsten Projekte ist sicher
das "Nachbarsprachprojekt" des Landkreises Vorpommern-Greifswald mit
seinen Projektpartnern. Hiermit wird unseren Kindern und Jugendlichen
die Möglichkeit gegeben, Polnisch bereits in Kitas und Schulen zu
erlernen.

Der Brexit und damit der EU-Haushalt sind nicht nur für Brüssel von
großer Bedeutung, sondern er hat auch ganz konkrete Auswirkungen für
unser Land. Deshalb ist die Europawahl am 26. Mai für uns von ganz
entscheidender Bedeutung. Das wichtigste Thema für Vorpommern ist die
Schaffung und der Erhalt von Arbeitsplätzen. Mit dem Schengener
Abkommen rückte Vorpommern von der Randlage ins Herz Europas. Das
wollen wir in der Lage zwischen den Metropolen Berlin und Stettin
künftig stärker nutzen. Das Großindustrie- und Gewerbegebiet Pasewalk
steht dabei als deutsch-polnisches Gemeinschaftsprojekt der
Metropolregion Stettin im Fokus und wird vom Land Mecklenburg-
Vorpommern gefördert. Für diese Kontinuität werben Landesregierung und
Landtag geschlossen beim Bund und der EU. Das ist ein wichtiges
Signal."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5088: Mittelrheintal - Mittel für Ausweichstrecke dürfen nicht gestrichen werden (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.03.2018

Bahnlärm / Mittelrheintal / Bundestag

Christian Baldauf: Mittel für Ausweichstrecke dürfen nicht gestrichen
werden



Anlässlich der heutigen Debatte im Bundestag zur Entlastung des
Mittelrheintals vom Bahnlärm unterstreicht der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, die Notwendigkeit sowohl
einer Alternativ- als auch einer Ausweichstrecke zur Bahnstrecke im
Mittelrheintal:

"Wir brauchen beides: eine Ausweichstrecke, die kurz- bzw.
mittelfristig Entlastung bringt, und eine Alternativstrecke als
Neubaumaßnahme mit einem längerfristigen Planungshorizont. Bei der
Ausweichstrecke geht es konkret um die im Bundesverkehrswegeplan
enthaltene Ertüchtigung der Strecke Hagen/Köln - Siegen - Gießen -
Hanau. Diese darf nicht Sparüberlegungen von Bundesfinanzminister
Scholz (SPD) zum Opfer fallen.

Ich habe mich daher nach meinem Gespräch mit Bundesverkehrsminister
Scheuer mit Herrn Scholz in Verbindung gesetzt und ihn gebeten, die
Finanzierung dieser dringend notwendigen Ausweichstrecke vor dem
Hintergrund der gegenwärtig diskutierten Änderungen bei der
Finanzplanung des Bundes sicherzustellen. Ministerpräsidentin Dreyer
(SPD) habe ich gebeten, dieses Anliegen zu unterstützen. Wichtig wäre,
dass auch der rheinland-pfälzische Verkehrsminister Wissing heute im
Bundesrat die Notwendigkeit dieser Ausweichstrecke betont.

Klar ist, dass eine solche Ausweichstrecke nur ein kleiner Baustein in
einem Gesamtkonzept zur Entlastung des Mittelrheintals und der dort
lebenden Menschen vom Bahnlärm sein kann. Unverzichtbar bleibt
insbesondere der Neubau einer Alternativstrecke. Ein wichtiger Schritt
auf diesem Weg ist die Zusage von Bundesverkehrsminister Scheuer aus
unserem Gespräch am 28. Februar, dass eine vertiefte technische
Machbarkeitsstudie für eine Alternativstrecke noch in diesem Jahr
starten wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2019
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INNEN/3052: Die "Invictus Games" nach Deutschland holen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Sport

Die 'Invictus Games' nach Deutschland holen



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher;

Josip Juratovic, zuständiger Berichterstatter:

Ob seelische oder körperliche Verletzungen, das Ziel der 'Invictus
Games'? ist es den Soldatinnen und Soldaten mit Hilfe von sportlichen
Wettkämpfen einen Weg zurück ins Leben zu ebnen. Bei den 'Invictus
Games' treten versehrte Soldatinnen und Soldaten in einem sportlichen
Wettbewerb gegeneinander an. Als ein Zeichen der Unterstützung und der
Wertschätzung setzen wir uns dafür ein, die Spiele 2022 oder später in
Deutschland auszurichten.

"In seiner heutigen Sitzung hat der Deutsche Bundestag erstmals über
den Antrag der Koalitionsfraktionen zu den 'Invictus Games' beraten.

Die 'Invictus Games' sind keine paralympischen Spiele von Soldaten,
sondern sie helfen versehrten Menschen nach ihren schwierigen
Einsätzen im Ausland einen Weg zurück in den Alltag zu finden.
Außerdem schaffen die Spiele eine positive Öffentlichkeit und
ermöglichen damit, eine Brücke zwischen Menschen innerhalb und
außerhalb der Bundeswehr zu schlagen. Es geht für die Soldatinnen und
Soldaten in erster Linie nicht um Medaillen oder gar Höchstleistungen,
sondern um Respekt für ihren geleisteten Dienst. Da sich die
SPD-Bundestagsfraktion ihrer Verantwortung für die Soldatinnen und
Soldaten bewusst ist, setzen wir uns dafür ein, die Austragung der
'Invictus Games' nach Deutschland zu holen."
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KULTUR/284: Zugang zu Stasi-Unterlagen soll dauerhaft gesichert werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Zugang zu Stasi-Unterlagen soll dauerhaft gesichert werden



Katrin Budde, zuständige Berichterstatterin:

Gestern haben der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik, Herr Roland Jahn, und der Präsident des Bundesarchivs, Herr
Dr. Michael Hollmann, das Konzept für die Zukunft der Stasi-Unterlagen
den Mitgliedern des Ausschusses für Kultur und Medien übergeben.

"Das vorgelegte Konzept stellt die Grundlage für die Entscheidung des
Bundestages über die Stasi-Unterlagen dar. Ziele sind die dauerhafte
Sicherung der Akten, nach Möglichkeit durch Digitalisierung, die
Rekonstruktion der von Hand zerrissenen Materialien und die Rettung
der Dokumente vor dem Verfall. Dazu wird die Stasi-Unterlagenbehörde
in das Bundesarchiv eingegliedert. Unter seinem Dach soll die Behörde
ihre Arbeit fortsetzen und die sichere Lagerung der Akten
gewährleistet bleiben. Nach Abschluss des Prozesses wird entschieden,
in welcher Form es eine Ansprechperson auf Bundesebene geben wird.

Große Bedeutung kommt der Schaffung von regionalen Archivstandorten
zu. Die dort lagernden Akten sollen als Kulturgut der Regionen vor Ort
bleiben. Dazu müssen die Länder miteinbezogen und die Voraussetzungen
für eine archivgerechte Lagerung geschaffen werden. Durch die
regionalen Standorte wird künftig sichergestellt, dass den Betroffenen
der Zugang zu ihren Akten erhalten bleibt. Klar ist für uns, dass
Stasiakten besondere Akten sind. Deshalb müssen die
Persönlichkeitsrechte der Opfer und ihrer Familien streng gewahrt
bleiben.

Die Akten der Stasi sowie die der Ministerien der DDR, der SED und der
Massenorganisationen der DDR bleiben ein bedeutendes Symbol der
friedlichen Revolution. Sie sind von den Bürgerinnen und Bürgern vor
30 Jahren vor der Vernichtung gerettet worden. Für die weitere
Aufarbeitung der SED-Diktatur müssen diese historischen Zeugnisse
nutzbar bleiben beziehungsweise. gemacht werden.

Das Konzept bietet dafür eine gute Grundlage. Die
SPD-Bundestagsfraktion wird den Prozess weiterhin konstruktiv
begleiten und unterstützen."
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RECHT/687: Besserer Schutz vor Telefonwerbung und überlangen Vertragslaufzeiten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Besserer Schutz vor Telefonwerbung und überlangen Vertragslaufzeiten



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher;

Sarah Ryglewski, verbraucherpolitische Sprecherin:

Untergeschobene oder überlange Verträge sind nicht nur ärgerlich,
sondern benachteiligen Verbraucherinnen und Verbraucher oft.
Verbraucherschutzministerin Barleys Vorschläge sind wichtige
Verbesserungen und sollten schnell von der Bundesregierung
beschlossen werden.

"Verbraucherinnen und Verbrauchern werden im Wege geschickter und
gezielter Telefonakquise immer noch viel zu häufig insbesondere
Energielieferverträge untergeschoben. Daher ist es völlig richtig,
dass Bundesministerin Katarina Barley (SPD) nun die sogenannte
Bestätigungslösung für Energielieferverträge einführen will. Erst wenn
dem Anbieterwechsel schriftlich zugestimmt wurde, darf dieser wirksam
werden. So verhindern wir ungewollte Anbieterwechsel.

Telefonisch geschlossene Verträge beruhen zudem nicht selten auf
unerlaubten Werbeanrufen, in die die Kunden nicht eingewilligt haben.
Hier werden wir bußgeldbewährte Dokumentationspflichten einführen und
so unerlaubte Telefonwerbung wirksam bekämpfen.

Wichtig ist auch, dass die heute leider immer häufigere Praxis etwa
von Fluggesellschaften, Fluggästen durch AGB-Klauseln zu untersagen,
ihre Forderungen an Dritte abzutreten, verboten wird. Fluggäste können
dann ihre Ansprüche durch spezialisierte Dienstleister wie etwa
Flightright durchsetzen lassen.

Ein verbraucherpolitischer Fortschritt wäre es, wenn Verträge zum
Beispiel für Fitnessstudios, Telefon, Abos oder Strom nur noch
höchstens ein Jahr maximale Laufzeit haben dürfen und sich automatisch
nicht um mehr als drei Monate verlängern.

Die von Ministerin Barley vorgelegten Vorschläge sind allesamt
wichtige Verbesserungen für Verbraucherinnen und Verbraucher."
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RECHT/686: Weltverbrauchertag - für eine verbraucherfreundliche digitale Welt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Weltverbrauchertag - für eine verbraucherfreundliche digitale Welt



Sarah Ryglewski, verbraucherpolitische Sprecherin;

Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Zum morgigen Weltverbrauchertag betont die SPD-Bundestagsfraktion die
große Bedeutung des Verbraucherschutzes, gerade in der digitalen Welt.
Verbraucherrechte müssen noch stärker als Bürgerrechte gedacht und der
politische Gestaltungsanspruch aufrechterhalten und ausgebaut werden.

"Immer mehr Geschäftsmodelle basieren auf der Analyse von
Verbraucherverhalten. Die Erhebung von personenbezogenen Daten ist
dafür essenziell. Viele dieser Geschäftsmodelle bringen Vorteile,
bergen jedoch auch große Risiken. In der digitalen Welt müssen wir
unseren politischen Gestaltungsanspruch aufrechterhalten:
Verbraucherrechte sind mehr als nur Datenschutz.

Wir brauchen eine offensive Debatte darüber, welche Geschäftsmodelle
der digitalen Ökonomie wir mit einer freiheitlichen und solidarischen
Gesellschaft für vereinbar halten und welche Instrumente die Politik
braucht, um Entwicklungen vorauszusehen und Problemen
entgegenzutreten. Zu letzterem zählt auch die konsequente Durchsetzung
des geltenden Rechts und der europäischen Datenschutzstandards.

Nach der Harmonisierung des Datenschutzrechts durch die
Datenschutz-Grundverordnung muss als nächster Schritt eine starke
ePrivacy-Verordnung folgen, die die Privatsphäre und Vertraulichkeit
in der elektronischen Kommunikation sicherstellt.

Mit den Marktwächtern Digitale Welt haben wir seit einigen Jahren ein
erfolgreiches Instrument, um die Angebote des digitalen Raums aus
Sicht der Verbraucherinnen und Verbraucher kritisch zu prüfen. Die bei
den Verbraucherzentralen angesiedelten Marktwächter tragen bedeutend
zur Verbraucherbildung und Beratung bei.

Intransparente Vergleichsportale, die oft nicht den günstigsten Tarif,
sondern den mit den höchsten Provisionen für die Plattform, anzeigen,
Fragen der Produktsicherheit und -haftung für verbrauchernahe
IT-Produkte, Netzneutralität und diskriminierungsfreier
Internetzugang: Das sind nur einige Beispiele, die die Aufgaben für
die Zukunft beschreiben. Für eine bürger- und verbraucherfreundliche
digitale Welt gibt es noch viel zu tun."
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RECHT/685: AG Selbst Aktiv begrüßt die Einigung der Regierungskoalition zum Wahlrecht für Menschen mit Behinderungen


SPD-Presseerklärung vom 14. März 2019

AG Selbst Aktiv begrüßt die Einigung der Regierungskoalition zum Wahlrecht für Menschen mit Behinderungen



Anlässlich der Einigung der Koalition erklärt der Vorsitzende von
Selbst Aktiv Karl Finke:

Das Bundesverfassungsgericht hatte mit seinem Urteil vom 29. Januar
2019 die Aufrechterhaltung von Wahlrechtsausschlüssen für Menschen,
die unter Vollbetreuung aller Angelegenheiten stehen, für
verfassungswidrig erklärt. Dies gilt auch für Straftäter, die wegen
Schuldunfähigkeit in einem geschlossenen psychiatrischen Krankenhaus
untergebracht sind. Die Karlsruher Richter beendeten durch ihr Urteil
das Ringen um das "Wahlrecht für Alle", welches im Koalitionsvertrag
von den Regierungsparteien vereinbart wurde.

Wir von Selbst Aktiv haben diese politische Forderung im Sinne der
Mündigkeit behinderter Menschen bereits auf dem Bundesveranstaltung
2012 in Hannover thematisiert und entsprechende Anträge gestellt.
Unsere Initiative aus 2012 mündete in die Bundesratsinitiative 49/13
der damaligen Sozialministerin Malu Dreyer aus Rheinland-Pfalz. Dieses
Vorhaben war in der vergangenen Legislaturperiode bereits Teil der
Koalitionsvereinbarung, wurde jedoch nicht umgesetzt.

Daher begrüßt die Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv die Einigung der
Regierungskoalition die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes nun
umzusetzen.

Ein großer Wehrmutstropfen wäre es allerdings, wenn das Wahlrecht für
Menschen mit Behinderungen nicht schon für die anstehende Europawahl
gelten würde.

Denn auch wir sind Europa: Solidarisch, aktiv und inklusiv.
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UMWELT/1176: Maßvolle Lösung zur Kontrolle von Dieselfahrverboten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Maßvolle Lösung zur Kontrolle von Dieselfahrverboten 



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Arno Klare, zuständiger Berichterstatter:

Die heute mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen beschlossene
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes zur Kontrolle der Einhaltung von
Dieselfahrverboten ist eine maßvolle Lösung. Es wird lediglich
stichprobenartige Kontrollen mit mobilen Geräten geben.

"Bisher konnten Fahrverbote nur durch das Anhalten aller Pkw überprüft
werden. Mit der Änderung des Straßenverkehrsgesetzes können verhängte
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge nun ohne lästige Unterbrechung der
Fahrt maßvoll kontrolliert werden. Die betroffenen Städte können
mittels mobiler Geräte künftig über einen Kennzeichenabgleich die
Fahrzeugdaten beim Zentralen Fahrzeugregister (ZFZR) abrufen. Das
erleichtert die Kontrolle und das Einhalten der Verkehrsbeschränkungen
aufgrund zu hoher Stickoxidwerte zum Schutz der Gesundheit. Damit
unterscheiden sich für die Bürgerinnen und Bürger solche Kontrollen
letztendlich nicht von mobilen Geschwindigkeitskontrollen.

Im parlamentarischen Beratungsverfahren haben wir dafür gesorgt, dass
datenschutzrechtliche Bedenken nun berücksichtigt werden.
Kennzeichenfotos von berechtigten Fahrzeugen werden sofort gelöscht.
Nur von den anderen Fahrzeugführenden wird eine Bildaufnahme
gefertigt, die jedoch spätestens nach zwei Wochen gelöscht werden
muss. Damit wird die Speicherfrist gegenüber den sechs Monaten im
ursprünglichen Gesetzentwurf deutlich reduziert. Zudem wird es
lediglich stichprobenartige Kontrollen mit mobilen Geräten geben,
festinstallierte Automaten werden nicht zugelassen. Die verdeckte
Erhebung von Daten wird nach dieser Gesetzesänderung auch in Zukunft
nicht zulässig sein.

Ein Teil der Opposition plädiert in diesem Zusammenhang weiterhin für
eine Blaue Plakette. Dieses flächendeckende Instrument sieht die
SPD-Bundestagsfraktion als unverhältnismäßig an. Wie auch
Sachverständige in der Anhörung des Verkehrsausschusses feststellten,
könnte mit dieser bundesweiten Lösung regionalen Erfordernissen nicht
ausreichend Rechnung getragen werden. Außerdem würde die Kontrolle des
fließenden Verkehrs deutlich erschwert werden. Somit stellt die
Gesetzesänderung eine praktikable Lösung dar, um die Luftreinhaltung
und den Schutz der Gesundheit zu gewährleisten."
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UMWELT/1175: Mehr Verlässlichkeit für Dieselfahrer*innen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2019

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Mehr Verlässlichkeit für Dieselfahrer*innen



Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher;

Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Mit der Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) können
künftig nachgerüstete, saubere Diesel-Fahrzeuge von Fahrverboten
ausgenommen werden. Das verringert den Schadstoffausstoß in unseren
Städten und trägt zum vorsorgenden Gesundheitsschutz bei.

"Heute hat der Deutsche Bundestag die Änderung des BImSchG
verabschiedet, mit dem ein weiterer Baustein des Dieselkompromisses
vom Oktober 2018 umgesetzt wird. Dieser enthält zahlreiche Maßnahmen,
um die Luftqualität zu verbessern und die individuelle Mobilität in
unseren Städten zu sichern.

Das Gesetz ändert nicht - wie häufig falsch behauptet - den
europarechtlich vorgegebenen Luftqualitätsgrenzwert von 40 Mikrogramm
Stickstoffdioxid pro Kubikmeter Luft. Nach unserer Auffassung haben
alle Menschen überall und zu jeder Zeit einen Anspruch auf saubere und
gesunde Außenluft. Das ist vorsorgender Gesundheitsschutz und für uns
absolut unentbehrlich

Mit der Gesetzesänderung haben wir das Prinzip der Verhältnismäßigkeit
näher ausgestaltet. Danach sind in Städten mit weniger als 50
Mikrogramm Stickstoffdioxid pro Kubikmeter Luft Fahrverbote in der
Regel nicht erforderlich. Der Grenzwert von 40 Mikrogramm Stoffdioxid
pro Kubikmeter kann in diesen Städten auch ohne Fahrverbote erreicht
werden.

Von Fahrverboten ausgenommen sind nachgerüstete Euro 4- und
Euro 5-Fahrzeuge, wenn sie weniger als 270 Milligramm Stickstoffoxid
pro Kilometer ausstoßen. Ausgenommen sind auch alle Euro 6-Fahrzeuge.
Gleiches gilt für nachgerüstete Nutzfahrzeuge wie ÖPNV-Busse,
Handwerkerfahrzeuge sowie Einsatzfahrzeuge.

Die Koalitionsfraktionen haben sich im parlamentarischen Verfahren auf
einen Änderungsantrag verständigt, der klarstellt, dass die Behörden
vor Ort weitere Ausnahmen von Fahrverboten zulassen können."
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LATEINAMERIKA/1864: Peru - Neuer Ministerrat vereidigt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru: Neuer Ministerrat vereidigt



(Lima, 12. März 2019, Servindi / poonal) - Nach dem Rücktritt des
Vorsitzenden des Ministerrats César Villanueva wurde am 11. März ein
neuer Minister*innenrat vereidigt. Politische Neuerungen werden nicht
erwartet. Allerdings sind in dem Rat, der aus 18 Mitgliedern besteht,
zum ersten Mal ebenso viele Frauen wie Männer vertreten. Die Leitung
des Rats hat Salvador del Solar übernommen. Der Ex-Kulturminister hat
nicht den besten Ruf, was Partizipation und Demokratie angeht und
zeigte während seiner Amtszeit kein Interesse daran, vorherige und
freie Befragungen der Bevölkerung durchzuführen, wenn in ihrem Umfeld
neue - meist neo-extraktivistische - Projekte geplant wurden. So im
Fall der bäuerlichen Gemeinde Arboleda in Puno. Weiterhin sei eine
Reform vorgesehen, die die Arbeitsrechte betrifft sowie der Ausbau
neo-extraktivistischer Projekte, die umweltzerstörende Auswirkungen
haben und aus diesem Grund nicht von der ansässigen Bevölkerung
unterstützt werden.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/peru-neuer-ministerrat-vereidigt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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GEWERKSCHAFT/299: Bildungsgewerkschaft begrüßt weitere Lockerung des Kooperationsverbotes (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 15. März 2019

GEW begrüßt weitere Lockerung des Kooperationsverbotes in der
Bildung

Bildungsgewerkschaft: "Jetzt müssen Gelder für den Digitalpakt
schnell fließen"



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
begrüßt die weitere Lockerung des Kooperationsverbotes in der
Bildung, die Bundestag und -rat nun beschlossen haben. "Endlich sind
die Voraussetzungen geschaffen, damit die Gelder für den Digitalpakt
Schule fließen können. Jetzt müssen die Mittel schnell frei gegeben
werden. Viele Schulen hocken schon lange in den Startlöchern, um mit
ihren Konzepten für das 'Lernen in der digitalen Welt' loszulegen.
Andere benötigen Zeit für die Planung. Dabei muss Akribie vor
Schnelligkeit gehen, damit das Geld sinnvoll eingesetzt wird", sagte
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Freitag in Frankfurt a.M..

"Wichtig ist, dass Stellen für Systemadministratoren geschaffen
werden. Das entlastet die Lehrkräfte, die sich damit besser auf ihre
pädagogischen Aufgaben konzentrieren können. Die GEW- Mitglieder
erwarten zudem dringend Zeit und Gelder für die notwendige
Lehrkräftefortbildung", sagte Tepe.

Unklar bleibe, wie hoch der Anteil ist, mit dem die Länder die Mittel
aufstocken müssen, die sie vom Bund erhalten. Eine richtige
Entscheidung sei, dass der Bund Kontrollmöglichkeiten über die
Verwendung der fünf Milliarden Euro aus dem Digitalpakt erhält. "Ohne
Kontrolle über den Einsatz der Gelder geht es nicht. Das zeigt die
Erfahrung. In der Vergangenheit haben die Länder Mittel nicht immer
wie vereinbart zweckgebunden ausgegeben", betonte die
GEW-Vorsitzende. Sie unterstrich aber auch noch einmal ausdrücklich,
dass das Kooperationsverbot in der Bildung nun endgültig komplett
fallen müsse, damit auch andere wichtige Projekte künftig problemlos
finanziert werden können. "So ein jahrelanges Gezerre, mit dem viel
Zeit verschwendet worden ist, darf sich die Politik nicht noch einmal
erlauben", hob Tepe hervor. Insgesamt müssten Länder und Kommunen
mehr Geld für Bildung erhalten.
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DEMOGRAPHIE/353: Deutscher Sozialstaat braucht mehr als höhere Geburten- und Zuwanderungszahlen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 14.03.2019

Deutscher Sozialstaat braucht mehr als höhere Geburten- und
Zuwanderungszahlen



Geburten und Zuwanderung gelten als wesentliche Stellschrauben, um der
demografischen Alterung entgegenzuwirken. Eine Studie der Bertelsmann
Stiftung zeigt jedoch, dass selbst deutlich höhere Zuwanderungs- und
Geburtenzahlen die bevorstehenden Herausforderungen für die sozialen
Sicherungssysteme allein kaum beeinflussen können. Nur mit einem
Maßnahmen-Mix lassen sich negative Effekte abfedern.

Gütersloh, 14. März 2019. In den nächsten 20 Jahren wird die Bevölkerung
in Deutschland stark altern. Unabhängig davon, ob die demografischen
Trends der letzten 40 Jahre anhalten oder sich Geburten- und
Zuwanderungszahlen deutlich erhöhen, steigen die Ausgaben der sozialen
Sicherung dadurch bis 2045 von derzeit 890 Milliarden Euro auf etwa 1,6
Billionen Euro (in Preisen von 2017). Auch danach ist keine Entspannung in
Sicht. Um das zu finanzieren, würden nach derzeitigem Rechtsstand die
jüngeren Generationen immer stärker belastet: Für die im Jahr 2010
Geborenen steigen die durchschnittlichen Beitragssätze auf über 50 Prozent
der beitragspflichtigen Einkommen. Das sind die Ergebnisse einer Studie,
die Martin Werding und Benjamin Läpple von der Universität Bochum im
Auftrag der Bertelsmann Stiftung erstellt haben. Ziel der Studie ist es,
anhand zahlreicher Langfrist-Simulationen zu untersuchen, ob mehr Geburten
und Zuwanderung den seit langem absehbaren demografischen Alterungsprozess
in Deutschland überhaupt noch deutlich abmildern oder sogar aufhalten
können, und welche Effekte ein Maßnahmen-Mix wann entfalten könnte.

Zuwanderung und Geburten halten die Alterung kaum auf

Während aktuell auf 100 Personen zwischen 15 und 64 Jahren etwa 33
Personen über 65 Jahre kommen, werden es 2035 etwa 50 Ältere sein. Selbst
wenn die durchschnittliche Kinderzahl je Frau ab dem nächsten Jahr auf 2,0
steigen und sich bis 2040 weiter auf 2,2 erhöhen würde, hätte das auf den
starken Alterungsprozess bis 2035 keinen Einfluss. Denn mehr Geburten
wirken erst dann positiv auf die demografische Alterslast, wenn die
zusätzlich geborenen Kinder ihr 15. Lebensjahr vollendet haben und
erwerbsfähig sind.

Durch steigende Zuwanderungszahlen wiederum lässt sich der
Alterungsprozess zwar zunächst abdämpfen. Langfristig altern jedoch auch
die Zuwanderer oder wandern wieder ab. Bleiben die Wanderungssalden nicht
dauerhaft hoch, verschärft sich der Alterungsprozess langfristig sogar
noch.

Jüngere Generationen werden immer stärker belastet

Besorgniserregend ist den Autoren zufolge, dass selbst unter der weniger
realistischen Variante mit hoher Geburtenrate und hoher Immigration die
Ausgaben in der sozialen Sicherung substanziell steigen werden. Sie
klettern bis 2045 von insgesamt gut 27 Prozent des Bruttoinlandsproduktes
(BIP) im Jahr 2017 (rund 890 Milliarden Euro) auf rund 33 Prozent (rund
1,6 Billionen Euro), mit anschließend weiter steigender Tendenz. Auch
daran ändern mehr Geburten kaum etwas.

Grund hierfür ist, dass sie unmittelbar die Ausgaben für Bildung und
Familie erhöhen, während sie die Belastung durch Ausgaben für ältere
Personen erst längerfristig dämpfen. Unter diesen Bedingungen müsste ein
im Jahr 2010 geborener Durchschnittsverdiener im Vergleich zu einem 1970
Geborenen mit identischem Brutto-Lebenseinkommen im Verlauf seines
Erwerbslebens insgesamt etwa 171.000 Euro mehr Sozialbeiträge zahlen, um
die gleichen Leistungen zu beziehen. Die gesamten Sozialbeiträge eines
Erwerbslebens würden damit von durchschnittlich rund 570.000 Euro
(Jahrgang 1970) auf 741.000 Euro (Jahrgang 2010) steigen. "Wenn wir aus so
stark steigenden Sozialbeiträgen keine Konsequenzen ziehen, droht ein
massiver Verteilungskonflikt zwischen Jung und Alt", so Martina Lizarazo
López, Demografieexpertin der Bertelsmann Stiftung, über die
Studienergebnisse.

Nicht Einzelmaßnahmen, sondern zeitlich abgestimmter Maßnahmen-Mix
nötig

Die projizierten Folgen sind jedoch nicht vollkommen unausweichlich.
Unsere Szenarien zeigen: Wenn ein moderater Anstieg von Geburten und
Zuwanderung mit einem höheren Beschäftigungsniveau kombiniert wird, lassen
sich sowohl kurz- als auch langfristig positive Effekte für die
Sozialfinanzen erzielen. "Mögliche Instrumente sind eine schnellere
Erwerbsintegration von Zuwanderern, ein Anstieg der Erwerbstätigkeit und
des Arbeitsvolumens bei Frauen und Migranten sowie eine Erhöhung der
Regelaltersgrenze, die sich an der steigenden Lebenserwartung orientiert",
so Martina Lizarazo López. Gefordert seien deshalb unterschiedliche
Politikfelder wie etwa Bildungs-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Auch
wenn Änderungen des Erwerbsverhaltens teilweise den Charakter einer reinen
Lastverschiebung haben, weil höhere Ansprüche erworben werden und dadurch
künftig die Rentenausgaben steigen, überwiegen den Autoren zufolge aber
bei weitem die günstigen Effekte: Der Anstieg der Sozialausgaben kann
dadurch bis 2045 um drei Prozentpunkte, bis 2060 sogar um fast 5
Prozentpunkte gesenkt werden. Die Effekte für die Beitragssätze sind sogar
noch etwas
stärker.


Hintergrundinformationen

In der Studie "Wie variabel ist der demografische Alterungsprozess?
Effekte von Geburten und Zuwanderung - Folgen für die soziale Sicherung"
führen Martin Werding und Benjamin Läpple von der Ruhr-Universität Bochum
Langfrist-Simulationen zur Bevölkerungsentwicklung und zu deren Folgen für
das soziale Sicherungssystem mithilfe des Social Insurance Model, Version
2016 (SIM.16) durch. Die Grundlage bilden drei aus heutiger Sicht
plausible Demografie-Szenarien sowie sechs extremere Varianten zu Geburten
und Zuwanderung. Die Effekte der verschiedenen Demografie-Szenarien werden
für die Finanzen der besonders Demografie-reagiblen Teilsysteme
Alterssicherung, Gesundheit und Pflege, Arbeitsmarkt und Grundsicherung
sowie Bildung und Familie berechnet. Im Hintergrund stehen jeweils auch
Szenarien zur Entwicklung von Arbeitskräften, Beschäftigung und
gesamtwirtschaftlichem Wachstum. Den Entwicklungen von Ausgaben und
Beitragssätzen in den einzelnen Sicherungszweigen liegt der Rechtsstand
vom 30. Juni 2018 zugrunde. Um aufzuzeigen, wie verlässlich die
Perspektive einer alternden Bevölkerung in den nächsten 20 Jahren ist, und
auch zu testen, welche Bandbreite möglicher Entwicklungen sich danach
ergibt, reicht der Betrachtungszeitraum bis 2080.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMOSKOPIE/798: Deutliche Mehrheit weiterhin nicht zufrieden mit Arbeit der Bundesregierung (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. März 2019

ARD-DeutschlandTrend

Deutliche Mehrheit weiterhin nicht zufrieden mit Arbeit der
Bundesregierung



Mit der Arbeit der Bundesregierung sind aktuell 30 Prozent der
Befragten zufrieden bzw. sehr zufrieden. Das ist 1 Prozentpunkt
weniger im Vergleich zum Vormonat. Das tiefste Niveau in dieser
Legislatur lag bei 21 Prozent (ARD-DeutschlandTrend am 05. Juli 2018).
Eine Mehrheit, 70 Prozent, ist aktuell weniger bzw. gar nicht
zufrieden (+2). Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends mit
1.008 Befragten von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.

Mit der Arbeit der Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sind aktuell 52
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden. Das ist ein Plus von einem
Prozentpunkt im Vergleich zum Vormonat. Zudem ist es der gleiche Wert,
den sie auch zu Beginn der aktuellen Großen Koalition vor einem Jahr
hatte (DeutschlandTrend am 01.03.2018). Außenminister Heiko Maas (SPD)
kommt aktuell auf 45 Prozent Zustimmung (+1). Mit der Arbeit von
Finanzminister Olaf Scholz (SPD) sind unverändert 37 Prozent sehr
zufrieden oder zufrieden. Die CDU-Vorsitzende Annegret
Kramp-Karrenbauer erreicht 37 Prozent Zustimmung und verliert damit 8
Prozentpunkte im Vergleich zum Vormonat. Mit der Arbeit der
Linken-Vorsitzenden Sahra Wagenknecht sind 36 Prozent der Befragten
zufrieden bzw. sehr zufrieden (+1 im Vgl. zu Dezember 2018); mit der
Arbeit des FDP-Vorsitzenden Christian Lindner sind 34 Prozent der
Befragten (-2 im Vgl. zum Vormonat) zufrieden bzw. sehr zufrieden. Der
Grünen-Vorsitzende Robert Habeck liegt unverändert bei 28 Prozent
Zustimmung. Allerdings kennt ihn die Hälfte der Befragten (50 Prozent)
nicht oder kann keine Angaben machen. 27 Prozent der Befragten sind
mit der Arbeit von Innenminister Horst Seehofer (CSU) sehr zufrieden
bzw. zufrieden (-1). Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
kommt weiterhin auf 25 Prozent Zustimmung (+/-0). Das ist weiterhin
der schlechteste Wert, der für die Ministerin im ARD-DeutschlandTrend
gemessen wurde. Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) verliert 4 Punkte
und kommt auf 22 Prozent Zustimmung. (44 Prozent der Befragten kennen
ihn nicht oder können keine Angaben machen.) Die SPD-Vorsitzende
Andrea Nahles liegt bei 20 Prozent Zustimmung (-1). Das ist der
schlechteste Wert, der jemals für Andrea Nahles im
ARD-DeutschlandTrend gemessen wurde. Mit der Arbeit des
CSU-Verkehrsministers Andreas Scheuer sind 16 Prozent der Befragten
zufrieden bzw. sehr zufrieden. 41 Prozent der Befragten kennen ihn
nicht oder können zu ihm keine Angaben machen. Mit der Arbeit von
Alexander Gauland, Partei- und Fraktionsvorsitzender der AfD, sind
unverändert 15 Prozent zufrieden bzw. sehr zufrieden.

In der Sonntagsfrage gibt es bei den Regierungsparteien wenig
Veränderung im Vergleich zum ARD-DeutschlandTrend im Vormonat. Die
Union bleibt unverändert bei 29 Prozent. Die SPD ebenfalls unverändert
bei 17 Prozent. Die AfD stabil bei 13 Prozent. Die FDP verliert einen
Punkt und kommt auf 8 Prozent, die Linke gewinnt einen Punkt und liegt
bei 9 Prozent. Die Grünen sind stabil bei 19 Prozent. Für die
Sonntagsfrage im Auftrag der ARD-Tagesthemen hat das
Meinungsforschungsinstitut Infratest dimap von Montag bis Mittwoch
dieser Woche 1.508 Wahlberechtigte bundesweit befragt.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.008 Befragte / Sonntagsfrage 1.508 Befragte

	Erhebungszeitraum: 11.03.2019 bis 12.03.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DEMOSKOPIE/797: Mehrheit will, dass Merkel weiter Kanzlerin bleibt (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. März 2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit will, dass Merkel weiter Kanzlerin bleibt



Seit einem Jahr ist die Große Koalition aus CDU/CSU und SPD jetzt im
Amt. Aktuell wollen 59 Prozent der Befragten, dass die Kanzlerin bis
zur nächsten Bundestagswahl in zweieinhalb Jahren im Amt bleibt (+2
Punkte im Vgl. zu Dezember 2018). 37 Prozent der Befragten (-2) sind
der Ansicht, sie sollte vorzeitig für einen Nachfolger oder eine
Nachfolgerin Platz machen. Das hat eine Umfrage des
ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der Tagesthemen von Montag bis
Dienstag dieser Woche ergeben.

Bei der Frage, welche Partei sich mit ihren politischen Inhalten
bisher in der aktuellen Bundesregierung am stärksten durchgesetzt hat,
ergibt sich folgendes Bild: 48 Prozent der Befragten sind der Ansicht,
dass die CDU sich am stärksten durchgesetzt hat. 16 Prozent sind der
Ansicht, dass die SPD sich bisher am stärksten durchgesetzt hat und 14
Prozent, dass sich die CSU bisher am stärksten durchgesetzt hat.

Nach Abschluss der Koalitionsverhandlungen im Februar 2018 gaben noch
31 Prozent der Befragten an, dass sich die SPD bei den politischen
Inhalten am stärksten durchgesetzt hatte, 29 Prozent die CDU und 10
Prozent die CSU.

70 Prozent stimmen aktuell der Aussage zu: "Die Koalitionsparteien
sind zerstritten und haben keinen gemeinsamen Kurs." 26 Prozent
stimmen der Aussage nicht zu. Nur 28 Prozent stimmen der Aussage zu:
"Nach Startschwierigkeiten hat die Große Koalition in einen guten
Arbeitsmodus gefunden." 68 Prozent stimmen der Aussage nicht zu. Dass
Angela Merkel deutlich an Rückhalt in der Regierungskoalition verloren
habe - dem stimmen 81 Prozent der Befragten zu; 17 Prozent stimmen der
Aussage nicht zu.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.008 Befragte / Sonntagsfrage 1.508 Befragte

	Erhebungszeitraum: 11.03.2019 bis 12.03.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Was meinen Sie: Welche Partei hat sich mit ihren politischen Inhalten
bisher in der aktuellen Bundesregierung am stärksten durchgesetzt: die
CDU oder die CSU oder die SPD?

Sollte Angela Merkel bis zur nächsten Bundestagswahl in zweieinhalb
Jahren im Amt bleiben oder sollte sie vorzeitig für einen Nachfolger
oder eine Nachfolgerin Platz machen?

Ich nenne Ihnen jetzt einige Aussagen zur Bundesregierung aus CDU, CSU
und SPD in Berlin. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie ihr zustimmen
oder nicht zustimmen.

a. Angela Merkel hat deutlich an Rückhalt in der Regierungskoalition
verloren.

b. Die Koalitionsparteien sind zerstritten und haben keinen
gemeinsamen Kurs.

c. Nach Startschwierigkeiten hat die Große Koalition in einen guten
Arbeitsmodus gefunden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DEMOSKOPIE/796: Mehrheit profitiert von guter wirtschaftlicher Situation (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. März 2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit profitiert von guter wirtschaftlicher Situation



Eine knappe Mehrheit (52 Prozent) der Deutschen hat den Eindruck, dass
sie persönlich von der aktuell guten wirtschaftlichen Situation in
Deutschland profitiert. 44 Prozent haben aktuell den Eindruck, dass
sie nicht profitieren. Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends
im Auftrag der Tagesthemen von Montag bis Dienstag dieser Woche
ergeben. Im April 2017 hatten 38 Prozent der Befragten angegeben, dass
sie den Eindruck haben, persönlich vom Wachstum zu profitieren. Eine
Mehrheit von 60 Prozent gab damals an, dass sie den Eindruck habe,
nicht vom Wachstum zu profitieren.

Beim Blick auf die Bundesfinanzen und die Diskussion darüber, wie der
Bund seinen Milliardenüberschuss aus dem Haushalt 2018 verwenden soll,
zeigt sich: 49 Prozent der Befragten sprechen sich dafür aus, dass das
Geld für Investitionen genutzt wird (-9 Punkte im Vgl. zu Juli 2017);
36 Prozent sind der Ansicht, das Geld solle für Entlastungen der
Bürger genutzt werden (+16 Punkte) und 14 Prozent wollen, dass das
Geld für den Schuldenabbau genutzt wird (-5).

Sollten die Ausgaben für staatliche Investitionen erhöht werden, dann
sprechen sich 33 Prozent der Befragten dafür aus, dieses Geld in
Bildung zu investieren, 32 Prozent sind der Ansicht, es soll im
Bereich Gesundheit und Pflege investiert werden, 10 Prozent wollen,
dass es in die Sanierung von Straßen, Brücken und Schienen fließt, 9
Prozent sprechen sich für Investitionen im Bereich Klimaschutz aus, 7
Prozent für Investitionen bei der Digitalisierung und in der digitalen
Infrastruktur, 3 Prozent für Investitionen in der Bundeswehr und
ebenfalls 3 Prozent möchten, dass die Investitionen in den Bereich der
Forschung und Entwicklung fließen.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.008 Befragte / Sonntagsfrage 1.508 Befragte

	Erhebungszeitraum: 11.03.2019 bis 12.03.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Momentan wird darüber diskutiert, wie der Bund seinen
Milliardenüberschuss aus dem Haushalt 2018 verwenden soll. Was denken
Sie: Wofür sollte dieser Überschuss verwendet werden: für den
Schuldenabbau oder für finanzielle Entlastungen der Bürger oder für
Investitionen, zum Beispiel in die Infrastruktur?

Schuldenabbau

finanzielle Entlastungen der Bürger

Investitionen

Angenommen, die Ausgaben für staatliche Investitionen würden erhöht.
In welchen Bereich sollten Investitionen Ihrer Ansicht nach vor allem
fließen?

Bildung

Digitalisierung und digitale Infrastruktur

Gesundheit und Pflege

Klimaschutz

Bundeswehr

Sanierung von Straßen, Brücken und Schienen

Forschung und Entwicklung

Die wirtschaftliche Situation in Deutschland ist derzeit gut. Haben
Sie den Eindruck, dass Sie persönlich von dieser guten
wirtschaftlichen Situation profitieren oder nicht?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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WISSENSCHAFT/1434: Gemeinsam für die Freiheit der Wissenschaft (idw)


Leibniz-Gemeinschaft, Allianz der Wissenschaftsorganisationen - 14.03.2019

Gemeinsam für die Freiheit der Wissenschaft

Allianz der Wissenschaftsorganisationen startet Kampagne zu 70 Jahren
Grundgesetz



"Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei" heißt es in Artikel 5 des
Grundgesetzes, das vor 70 Jahren in Kraft trat. Die deutsche Wissenschaft
nimmt den Jahrestag zum Anlass, über die Erfolgsgeschichte, die Chancen,
aber auch die Gefährdungen dieser Freiheit zu debattieren und zu fragen,
welche Verantwortung daraus erwächst. "Freiheit ist unser System.
Gemeinsam für die Wissenschaft" ist - angestoßen von der
Max-Planck-Gesellschaft - eine Initiative der Allianz der zehn großen
deutschen Wissenschaftsorganisationen, um in einer Reihe von
Veranstaltungen, Reden, Debatten und Meinungsbeiträgen die Wichtigkeit der
Unabhängigkeit von Forschung und Lehre zu betonen, sich gleichzeitig
kritisch mit eigenen Entwicklungen auseinanderzusetzen sowie mögliche
Gefahren für die Wissenschaftsfreiheit in den Blick zu rücken.

Den Auftakt macht am 18. März eine Veranstaltung zum Thema
Karriereentwicklung von gefährdeten Forschenden, die von der Alexander von
Humboldt-Stiftung mit dem Forum für Wissenschaftsfreiheit der 
Allianz-Organisationen der deutschen Wissenschaft durchgeführt wird. Die Kampagne
mündet in eine prominent besetzte Abschlussveranstaltung am 26. September
2019 im Futurium in Berlin mit einem Podium, das über die Zukunft der
Wissenschaft diskutieren wird. Start und Abschluss der Veranstaltungsreihe
sind eingerahmt von einem Statement der Allianz zur Wissenschaftsfreiheit
sowie einem Memorandum, das zentrale Fragen und Antworten der Kampagne
reflektiert.

Bis zum Herbst findet eine Reihe von Veranstaltungen der
Wissenschaftsorganisationen zu verschiedenen Aspekten der
Wissenschaftsfreiheit statt, die thematisch fünf Schwerpunkten folgen:

I. "Freiheit, die ich meine": Artikel 5, ein deutsches Individualrecht.

II. "Einigkeit und Recht und Freiheit": Voraussetzungen für
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie.

III. Keine Freiheit ohne Verantwortung: Vom Umgang mit neuen
Erkenntnissen.

IV. "Einsamkeit und Freiheit": Tradition im Umbruch? Von Einflussnahmen
und wachsendem Legitimationsdruck.

V. Grenzen der Freiheit: Einschränkungen von Forschung weltweit.

Wissenschaftsfreiheit ist ein Grundrecht, das es immer wieder neu zu
verteidigen gilt. So mahnen jüngste Entwicklungen bei einigen
internationalen Partnern zur Sorge. Auch haben populistische Strömungen
einen Nährboden gefunden, durch die wissenschaftliche Erkenntnisse und
Forschungsfelder zunehmend angezweifelt werden. Gleichzeitig erhöht sich
der Anspruch an die Wissenschaft, vor allem "nützliche" und ökonomisch
verwertbare Ergebnisse zu liefern - was viele wichtige Forschungsfragen
ausgrenzt. Auch ihr eigenes Anreizsystem muss sich wandeln, um freie
Forschung kontinuierlich und immer wieder neu zu ermöglichen: Wenn
beispielsweise weiterhin die Menge wissenschaftlicher Veröffentlichungen
vorwiegend über Drittmittel, Wettbewerbserfolge und Karriere in der
Wissenschaft entscheidet, erschwert das die freie Forschung zu weniger
prominenten und publikationsfähigen Themen. Nicht zuletzt wird eine
differenzierte Diskussion komplexer wissenschaftlicher Themen in der
Öffentlichkeit gehemmt durch problematische Entwicklungen in sozialen
Medien wie Fake News oder die Fokussierung auf Diskussionen in
hermetischen Meinungszirkeln. Die Wissenschaft benötigt jedoch weiterhin
Instrumente sowie eine sorgfältige Methodik, um gerade der wachsenden
Komplexität großer gesamtgesellschaftlicher Herausforderungen wie dem
Klimawandel und der Energiewende, der Digitalisierung oder dem
demografischen Wandel zu begegnen und relevante wissenschaftliche
Erkenntnisse adäquat in die Gesellschaft hinein zu vermitteln.


Weitere Informationen zu der Kampagne, zu den Veranstaltungen und den
beteiligten Organisationen finden Sie unter:

www.wissenschaftsfreiheit.de

Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ist ein Zusammenschluss der
bedeutendsten Wissenschaftsorganisationen in Deutschland. Sie nimmt
regelmäßig Stellung zu wichtigen Fragen der Wissenschaftspolitik. Die
Leibniz-Gemeinschaft ist Mitglied der Allianz und hat für 2019 die
Federführung übernommen. Weitere Mitglieder sind die Alexander von
Humboldt-Stiftung, der Deutsche Akademische Austauschdienst, die Deutsche
Forschungsgemeinschaft, die Fraunhofer-Gesellschaft, die
Helmholtz-Gemeinschaft, die Hochschulrektorenkonferenz, die
Max-Planck-Gesellschaft, die Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina und der Wissenschaftsrat.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft, Allianz der Wissenschaftsorganisationen, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/1651: Iran - Wirtschaftskrieg und Subversion ... (SB)


Iran - Wirtschaftskrieg und Subversion ...



Die Wirtschaft des Irans leidet schwer unter den Banken- und
Handelssanktionen, welche die USA im vergangenen Jahr nach ihrem
einseitigen Ausstieg aus dem internationalen Atomabkommen mit Teheran
wieder in Kraft gesetzt haben. Mit der spektakulären sowie
umstrittenen Aufkündigung des 2015 von der Vorgängeradministration
Barack Obama ausgehandelten Joint Comprehensive Plan Of Action (JCPOA)
hat die Regierung Donald Trumps den Sturz des "Mullah-Regimes" in
Teheran offiziell zum Ziel der USA erkoren. Anders ist die
Aussage, die Ölexporte des Irans "auf Null" drosseln zu wollen, nicht
zu verstehen. Trump, Außenminister Mike Pompeo und Nationaler
Sicherheitsberater John Bolton wollen offenbar die Lebensverhältnisse
im Iran dermaßen verschlechtern, daß dort die Massen gegen die eigene
Führung rebellieren und es den USA erlauben, in Teheran irgendeine
Marionette Washingtons an die Macht zu hieven.

Angesichts des plötzlichen Wegbrechens zahlreicher aussichtsreicher
Partnerschaften vor allem mit europäischen Großkonzernen - siehe zum
Beispiel den Ausstieg von Siemens, Total und Maersk aus dem
Iran-Geschäft aus Angst vor drakonischen US-Strafmaßnahmen - will
Teheran vor allem Syrien und den Irak als Betätigungsort für seine
Unternehmen erschließen. In beiden Nachbarländern haben in den letzten
fünf Jahren iranische Militärs, vornehmlich Offiziere der
Revolutionsgarden, an der Niederschlagung des Aufstands der
sunnitischen "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) wesentlichen Anteil
gehabt. Die Iraner machen sich daher berechtigte Hoffnungen, bei der
Vergabe von Großaufträgen zwecks Wiederaufbau und Beseitigung der
Kriegsschäden in beiden Staaten bevorzugt behandelt zu werden.

Der internationale Währungsfonds (IWF) schätzt die Kosten des
Wiederaufbaus in Syrien auf fast 400 Millionen Dollar ein. 65 Prozent
dieser Summe wäre demnach allein für die Bereitstellung von dringend
benötigtem Wohnraum für die heimkehrenden Flüchtlinge nötig. Und siehe
da: Nach der Unterzeichnung eines bilateralen Memorandum of
Unterstanding Mitte Januar will die Regierung in Damaskus ein
iranisches Firmenkonsortium mit der Errichtung von 200.000 neuen
Wohnungen in der Nähe der syrischen Hauptstadt beauftragen. Das
berichtete am 11. März die Iranian Students News Agency (ISNA) unter
Verweis auf Iraj Rahbar, Vizepräsident des Iranischen
Konstruktionsverbands.

Ebenfalls am 11. März begann Irans Präsident Hassan Rohani in
Begleitung einer großen Wirtschaftsdelegation einen dreitägigen Besuch
im Irak. Über zwei Tage in Bagdad traf sich Rohani mit führenden
Politikern und Wirtschaftsvertretern. Es wurden hierbei auch
zahlreiche neue gemeinsame Industrie- und Handelsprojekte angeschoben.
Hierzu gehört der Bau einer ersten Bahnverbindung zwischen der
iranischen Stadt Kermanshah und der südirakischen Ölmetropole Basra.
Hinzu kommen Visaerleichterungen, um den Grenzhandel anzukurbeln.
Rohani erklärte, der Iran wolle China und die Türkei überholen und
sich zum wichtigsten Handelspartner des Iraks entwickeln. In dieser
Verbindung stellte er eine Erhöhung des bilateralen Handels von
derzeit 12 Milliarden Dollar im Jahr auf 20 Milliarden in Aussicht.

Dafür stehen die Chancen gut. Allein in diesem Jahr sind im Irak 40
Messen in den verschiedenen Industriesektoren geplant. Die Iraner
wollen bei allen mit eigenen Konzernen vertreten sein. Bereits jetzt
erhält der Irak 20 Prozent seines Stroms aus dem Iran. Die
Zusammenarbeit im Bereich Öl und Gas läuft auf vollen Touren. Am
dritten Tag seines Besuchs im Irak kam Rohani in der schiitischen
Pilgerstadt Nadschaf mit Ali Sistani, der höchsten geistlichen
Autorität der irakischen Schiiten, der auch im Iran viele Anhänger
hat, zusammen. Sistani war es bekanntlich, der im Sommer 2014 mit 
seinem Aufruf, alle wehrfähigen Männer mögen zur Waffe greifen, 
dafür gesorgt hatte, daß die damals drohende Einnahme Bagdads durch 
die IS-Dschihadistenarmee abgewendet werden konnte. Gegenüber Rohani 
bedankte sich der 88jährige Großajatollah für die Hilfe Teherans bei 
der Beseitigung des IS-Spuks, sprach sich für eine Verstärkung der 
Beziehungen beider Staaten aus, betonte aber auch das Prinzip der 
politischen Nicht-Einmischung sowie des gegenseitigen Respekts der 
jeweiligen Souveränität.

Für die Amerikaner ist der gestiegene Einfluß des Irans im Irak, den
sie selbst 2003 durch den gewaltsamen Sturz des Sunniten Saddam
Hussein verursacht haben, ein ständiges Ärgernis, das sie lieber
früher als später beenden möchten. Hatte sich am 11. März Pompeo bei
einer Rede vor versammelten Bossen der US-Ölindustrie erneut die
Drosselung iranischer Energieexporte "auf Null" auf die Fahne
geschrieben, so hat am darauffolgenden Tag Brian Hook, der
Sonderbeauftragte für iranische Angelegenheiten im State Department,
das baldige Auslaufen aller Sondergenehmigungen, mit denen Washington
letztes Jahre Staaten wie Indien und Japan Restimporte aus der
Islamischen Republik erlaubt hatte, angekündigt. Im vergangenen
November hatte Hook die Lahmlegung der iranischen Handelsflotte durch
den Entzug sämtlicher Versicherungspolicen als Möglichkeit postuliert.
Am 4. März hat Israels Premierminister Benjamin Netanjahu Hooks 
Gedankengänge fortgesetzt und mit nicht näher definierten maritimen 
Erzwingungsmaßnahmen gedroht, um den US-Sanktionen gegen die iranische 
Öl- und Gasindustrie größtmögliche Wirksamkeit zu verleihen.

Vorstellbar wäre auch ein großangelegter Angriff auf das Stromnetz des
Irans, wie ihn seit einer Woche Venezuela erlebt. Nach Meinung
unabhängiger Beobachter steckt hinter dem sonderbaren Ausfall des
venezolanischen Stromnetzes ein Projekt namens Nitro Zeus, das das
Pentagon Mitte der Nullerjahre während der Präsidentschaft von George
W. Bush entwickelt und später unter Obama perfektioniert hat. Das
Projekt erinnert an Stuxnet, mit dem 2011 staatliche Hacker der USA 
und Israels gemeinsam die Urananreicherungsanlage des Irans in Natans 
lahmgelegt haben, soll aber viel größeren Ausmaßes als jener 
Computervirus sein. An Nitro Zeus wären "Zehntausende 
Militärangehörige" gleichzeitig beteiligt gewesen - so hieß es in 
einem Bericht der New York Times, die im November 2016 die Existenz 
der Millionen von Dollar teuren Operation der sogenannten "hybriden 
Kriegsführung" einer breiten Öffentlichkeit bekanntmachte. Doch 
eigentlich fußte die NYT-Recherche auf der Dokumentation "Zero Days" 
des preisgekrönten Filmemachers Alex Gibney über den geheimen 
Cyberkrieg zwischen Teheran und Washington, die ebenfalls im November 
2016 auf den Berliner Filmfestspielen uraufgeführt worden war.

15. März 2019
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FRAUEN/780: Mexiko - 100 Tage AMLO. Austerität auch für Frauenhäuser und -organisationen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

100 Tage AMLO: Austerität auch für Frauenhäuser und -organisationen

Von Hazel Zamora Mendieta



(Mexiko-Stadt, 12. März 2019, Cimacnoticias) - Andrés Manuel López
Obrador, der mexikanische Präsident, war im Wahlkampf der einzige
Kandidat, der einen Plan für die Gleichstellung von Frauen und Männern
befürwortete, der erste Staatschef, der ein paritätisches Kabinett
hatte und der vor kurzem einen Notfallplan zur Bekämpfung der
Feminizide in Mexiko vorgelegt hat. Doch 100 Tagen nach seinem
Amtsantritt sind erste Signale zu erkennen, dass es bei den
Frauenrechten zu Rückschritten kommen könnte.

Im Dezember 2018 legte die Verwaltung den Bundeshaushalt für 2019 vor.
Mit dem Argument der Sparpolitik kam es zu massiven Kürzungen im
Bereich Gleichberechtigung: Unter anderem sollte das Programm zur
Unterstützung von Gleichstellungsinstituten in den Bundesstaaten und
der Fördertopf für Frauenorganisationen abgeschafft werden. Überzeugt
davon, dass die mit Spannung erwartete "Vierte Transformation" [1]
(so hat AMLO seine Regierungszeit in Anlehnung an andere historische
Umbrüche genannt) nicht ohne die Frauen stattfinden wird, haben sich
Feministinnen und zivile Organisationen gegen diese Kürzungsversuche
zur Wehr gesetzt - und hatten teilweise Erfolg. Die von der Streichung
bedrohten Programme wurden beibehalten und für 2019 mit umgerechnet
knapp drei Milliarden Euro ausgestattet.


Plan Nationalgarde: Warnung vor zusätzlicher Macht des
Militärs

Großen Alarm lösten außerdem López Obradors Pläne für eine
Nationalgarde [2] aus, die aus Militär-, Marine- und
Bundespolizeieinheiten zusammengesetzt werden soll. Der Präsident ist
der Überzeugung, nur diese könne mit der Gewalt und dem Drogenhandel
in Mexiko fertig werden, da die lokale Polizei zu korrupt sei.
Zivilgesellschaftliche Organisationen jedoch warnten schon unter dem
vorherigen Präsidenten Peña Nieto davor, die Macht der Militärs weiter
auszubauen. Militärangehörigen wurden zahlreiche
Menschenrechtsverletzungen nachgewiesen; besonders betroffen davon
sind Frauen. Erst im Dezember hat der Interamerikanische Gerichtshofs
für Menschenrechte den mexikanischen Staat wegen systematischer
sexueller Folter gegen die Frauen von Atenco [3] und weiterer Fälle
von Vergewaltigung und Verschwindenlassen verurteilt. Es war klar,
dass ein Kongress mit breiter Mehrheit der AMLO-Partei Morena die
Initiative durchwinken würde, doch durch den öffentlichen Druck gelang
es immerhin, eine zivile Führung für die Nationalgarde durchzusetzen.


Frauenhäuser und -organisationen sind besonders von
Kürzungen betroffen

Inmitten von angeblichen "Fehlern" musste die Regierung mehr als
einmal ihre Ankündigungen im Bereich der Gleichstellungspolitik
korrigieren. So wurden die Pläne zum Abbau von
Kinderbetreuungseinrichtungen und die Bedingungen, die an finanzielle
Mittel für Frauenhäuser geknüpft wurden, von Feministinnen stark
kritisiert. Offiziell pflegt AMLO einen Diskurs von "Null Toleranz für
Korruption". Außerdem prangerte er die Ausgaben seiner Vorgänger an
und verordnete dem Staat eine strenge Austeritätspolitik. Von den
Kürzungen besonders betroffen sind soziale Organisationen, denen nun
die Mittel fehlen. Der Präsident zeigt sich ihnen gegenüber
misstrauisch und meint, die Gelder für die Organisationen seien in der
Vergangenheit "nicht dort angekommen, wo sie hin sollten." Stattdessen
kündigte López Obrador an, den Frauen, die Gewalt erfahren haben,
künftig direkt Geld zukommen zu lassen; eine Maßnahme, die sofort auf
Kritik von Expert*innen stieß. Dann berichtigte er und erklärte, die
privat geleiteten Frauenhäuser würden nicht verschwinden, sondern
weiterhin Gelder erhalten, wenn sie sich den "Leitgrundsätzen" des
Staates anpassten. Dabei gibt es ohnehin schon strenge Voraussetzungen
sowie Wirtschafts- und Rechnungsprüfungen für ausgeschriebene Gelder.
AMLO erklärte jedoch, er strebe den Bau neuer Frauenhäuser an, da
seinen Informationen nach nur 20 der 70 existierenden Unterkünfte im
Land qualifiziert seien. Immer noch ist nicht klar, ob die
zivilgesellschaftlichen Organisationen, die die Häuser betreiben, die
im Haushalt vorgesehenen Mittel von umgerechnet 15,9 Millionen Euro
tatsächlich erhalten werden. Die Ausschreibung für 2019 endete wie in
jedem Jahr spät, am 6. März.

Auch in der Personalpolitik sät AMLO Zweifel, wie ernst er es mit der
Gleichberechtigung wirklich meint. Die beiden führenden Positionen in
der Gleichstellungspolitik - die Leitung des nationalen
Fraueninstituts Inmujeres und die der Nationalen Kommission zur
Verhütung und Beseitigung von Gewalt gegen Frauen (Conavim) - wurden
erst Ende Februar bzw. Anfang März besetzt, obwohl der Präsident sich
seit dem Wahltermin im Juli 2018 auf seine Regierungszeit vorbereiten
konnte. In einem Land im Ausnahmezustand, in dem mehr als die Hälfte
der Bundesstaaten Notmaßnahmen zum Schutz vor Gewalt gegen Frauen
eingeleitet hat, laut nationalem Statistikinstitut mehr als neun
Frauen täglich ermordet werden, und nach Angaben des Nationalen
Verschwundenenregisters im Jahr 2018 immer noch der Verbleib von
neuntausend Frauen ungeklärt ist, empfinden es die sozialen
Organisationen als skandalös, dass ihnen die Mittel gestrichen werden.
Denn sie haben zwar Aufgaben des Staates übernommen, aber nur, weil
dieser sich seiner Verantwortung in der Vergangenheit nicht gestellt
hat.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/amlos-reformen-im-eiltempo/

[2] https://www.npla.de/poonal/praesident-bringt-neue-nationalgarde-auf-den-weg/

[3] https://www.npla.de/poonal/atenco-wie-der-mexikanische-staat-versucht-die-aufarbeitung-zu-behindern/
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GEWERKSCHAFT/310: Pflegerisiko solidarisch absichern (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. März 2019

Pflegerisiko solidarisch absichern: ver.di begrüßt
Bundesratsinitiative der Länder Hamburg, Schleswig-Holstein, Bremen
und Berlin



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Bundesratsinitiative zur Weiterentwicklung der Pflegeversicherung,
die von Hamburg, Schleswig-Holstein, Bremen und Berlin eingebracht
wurde und die am heutigen Freitag (15.3.) in der Länderkammer
behandelt wird. "Das Lebensrisiko Pflege muss solidarisch abgesichert
werden. Es muss damit Schluss sein, dass pflegebedürftige Menschen
einen Großteil der Pflegekosten selbst tragen müssen", sagte Sylvia
Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. "Die Pflegeversicherung
ist zu einer Pflegevollversicherung weiterzuentwickeln und durch eine
Bürgerversicherung zu ergänzen. Dann können die steigenden Kosten in
der Pflege gut gestemmt werden. Alle müssen sich darauf verlassen
können, bei Pflegebedürftigkeit gut versorgt zu werden."

In einem ersten Schritt sei eine Begrenzung der finanziellen
Eigenanteile der pflegebedürftigen Menschen in stationären
Einrichtungen erforderlich, so Bühler weiter. Der Eigenanteil bei den
rein pflegebedingten Aufwendungen liege derzeit im Bundesdurschnitt
bei 618 Euro pro Monat - bei hohen regionalen Unterschieden; hinzu
kommen Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie
Investitionskosten. Gesamtgesellschaftlich zu tragende Kosten,
beispielsweise für die soziale Sicherung pflegender Angehöriger,
müssten steuerfinanziert werden, anstatt sie der Pflegeversicherung
aufzubürden.

Derzeit gebe es einen großen Zielkonflikt, der aufgelöst werden
müsse, so Bühler. Pflegebedürftige wünschten sich mehr und gut
qualifiziertes Personal, das entsprechend der verantwortungsvollen
Aufgabe auch gut bezahlt werden müsse. "Jede Tariferhöhung, die wir
in der Altenpflege durchsetzen, erhöht den Eigenanteil der
Bewohnerinnen und Bewohner der entsprechenden Einrichtung. Faire
Bezahlung, ausreichend Personal und die Begrenzung der Kosten der
pflegebedürftigen Menschen dürfen nicht gegeneinander ausgespielt
werden. Die Bundesregierung muss deshalb zügig eine Gesetzesänderung
auf den Weg bringen", forderte Bühler.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VORTRAG/2313: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 16.03. bis 19.03.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 12. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

morgen und am Sonntag diskutieren wir am Franz-Mehring-Platz 1 über
feministische Klassenpolitik. Das ganze Programm finden Sie nachfolgend. Es
gibt noch Plätze für Kurzentschlossene. Gleiches gilt für unsere beiden
weiteren Veranstaltungen der kommenden Woche, auf die wir Sie gern
aufmerksam machen:


Samstag, 16. März und bis Sonntag, 17. März 2019

Berlin von unten


Feminism is Class War 


Konferenz zu feministischer Klassenpolitik


Programm

Samstag, 16.3.2019

17:30 - 17:45 Uhr: Ankommen

17:45 - 18:00 Uhr: Begrüßung

18:00 - 21:00 Uhr: Workshop und Podiumsgespräch mit Diskussion
Klasse. Geschlecht. Revolution. 

Mit: Bafta Sarbo (Initiative Schwarze Menschen in Deutschland Bund e.V. -
ISD Bund), Ines Schwerdtner (Ada-Magazin), Eva von Redecker (HU
Berlin)

Moderation: TOP B3rlin

Eintritt: 2,00 Euro

ab 20:00 Uhr: feministischer Tresen in der Brauni

(in der Braunschweigerstr. 53/55, 12055 Berlin)

Sonntag, 17.3.2019

13:00 - 14:45 Uhr: parallele Workshop

Was sagt die Wissenschaft?

Workshop1: Fiona Kalkstein (Uni Göttingen): Materialismus und
Intersektionalität

Workshop 2: Mike Laufenberg (TU Berlin): Queere Klassenpolitik

14:45 - 15:15 Uhr: Pause

15:15 - 16:45 Uhr: parallele Workshops

Konkrete soziale Kämpfe

Workshop 3: Lily Schön (HTW Berlin): Frauenstreik als Aktionsform

Workshop 4: Lisa Bor: Arbeitsbedingungen bei Helpling

Workshop 5: Berlin Migrant Strikers: Tools for intersectional struggles:
feminism*, migration and strike (in English)

16:45 - 17:15 Uhr: Pause

17:15 - 19:30 Uhr: Präsentation & Diskussion der Workshops

Was bleibt und wie weiter?

Abschlussveranstaltung:

Klasse: feministisch, antirassistisch und transnational

Input: Thesen von TOP B3rlin

Kommentare von:

- Basisgruppe Antifaschismus (Bremen)

- Alpha Kappa (Griechenland)

- Plan C (Großbritannien)

Kooperationspartner: TOP B3rlin und die RLS.

Kosten: Samstag: 2 Euro, Sonntag: 4 Euro

Ort: Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin


Montag, 18. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Ware Bilder - Zum Unheimlichen des Unbewussten in der Kulturindustrie

Referentin: Sonja Witte

Moderation: Dr. Falko Schmieder

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 19. März 2019, 10:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Was führte zur deutschen Teilung?

Referent: Prof. Dr. Günter Benser

Moderation: Dr. Inge Pardon

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

hefte zur ddr-geschichte

#149: Klaus Gysi - Zwischen Buch und Botschaft

Herausgeber und Autor: Hans-Dieter Schütt, 76 Seiten, 2010, 3 Euro

#150: War das Vorgehen der Treuhand alternativlos?

Die Antwort des Wirtschaftshistorikers Jörg Roesler, 40 Seiten, 2010,
3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin
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ARBEIT/2917: Gender Pay Gap - Das größte Loch auf dem Gehaltszettel von Frauen klafft in Süddeutschland (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 14.03.2019

Gender Pay Gap: Das größte Loch auf dem Gehaltszettel von Frauen klafft
in Süddeutschland

Regionale Auswertung von Lohnspiegel.de zum Equal Pay Day 2019



Die geschlechtsspezifischen Unterschiede beim Entgelt variieren auch
innerhalb Deutschlands stark. Besonders groß ist der Gehaltsrückstand von
Frauen gegenüber Männern in Süddeutschland, während die ostdeutschen
Bundesländer auf deutlich geringere Entgeltunterschiede kommen.

So verdienen Frauen in Baden-Württemberg durchschnittlich 22,7 Prozent
weniger als Männer, während der Abstand in Brandenburg "nur" 14,9 Prozent
beträgt (siehe auch Abbildung 1 im Anhang der pdf-Version dieser PM; Link
unten). Für Gesamtdeutschland beträgt der Gender Pay Gap unverändert 21
Prozent. Das ergibt eine aktuelle Auswertung des Online-Portals
Lohnspiegel.de der Hans-Böckler-Stiftung zum Equal Pay Day am 18. März auf
Basis der Angaben von über 300.000 Beschäftigten.

Die Gehaltslücke lässt sich sowohl mit Gehaltsabständen zwischen einzelnen
Berufen als auch mit einer Gehaltslücke zu Lasten von Frauen innerhalb der
einzelnen Berufe erklären. So arbeiten Frauen überdurchschnittlich häufig
in vergleichsweise schlecht bezahlten Berufen, zum Beispiel als
Verkäuferin im Einzelhandel (Durchschnittsgehalt der Frauen: 1.991 Euro,
Frauenanteil unter den Befragten: 66 Prozent), als Physiotherapeutin
(2.296 Euro, 67 Prozent Frauen) oder Erzieherin (2.701 Euro, 75 Prozent Frauen).
"Bei den Löhnen hinken die sozialen Berufe, in denen Frauen deutlich
überrepräsentiert sind, oft hinterher", sagt Dr. Malte Lübker, Experte für
Tarif- und Einkommensanalysen am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung. "Dies gilt auch dann, wenn die
Anforderungen an die Qualifikation vergleichbar sind." Höhere Löhne werden
u.a. in den technischen Berufen bezahlt, wo der Männeranteil i.d.R. über
90 Prozent liegt.

Dies erklärt auch, warum beim Gender Pay Gap wirtschaftlich starke Länder
wie Baden-Württemberg (22,7 Prozent) oder Bayern (21,9 Prozent) schlecht
dastehen. In beiden Ländern ist das verarbeitende Gewerbe, insbesondere
die Automobilindustrie, stark verankert und bietet gut bezahlte Jobs - in
denen ganz überwiegend Männer arbeiten. In den ostdeutschen Bundesländern
sind viele Industrie-Arbeitsplätze hingegen nach der Wende weggebrochen,
und damit auch die traditionellen Berufsperspektiven für Männer. Zudem
liegt das allgemeine Lohnniveau noch immer deutlich unter dem des Westens,
u.a. weil viele Unternehmen nicht nach Tarif bezahlen. Die niedrigeren
Werte beim Gender Pay Gap in Brandenburg (14,9 Prozent) oder Sachsen-Anhalt
(15,5 Prozent) lassen sich deshalb nicht mit besonders guten
Frauen-Löhnen erklären, sondern mit dem großen Abstand der ostdeutschen
Männer gegenüber den Männern im Westen.

Doch auch wenn Frauen und Männer im gleichen Beruf arbeiten, klafft auf
dem Gehaltszettel von Frauen oft ein großes Loch. Unter
Versicherungskaufleuten verdienen Frauen nach den Zahlen des Lohnspiegels
21 Prozent weniger, bei Bauingenieurinnen beträgt der Rückstand zu
männlichen Kollegen 16 Prozent, und bei Informatikerinnen 7 Prozent
(Abbildung 2). Ein Grund hierfür sind u.a. die kürzeren Arbeitszeiten und
Erwerbsunterbrechungen von Frauen. "Teilzeit und längere Elternzeiten
werden in den Betrieben häufig abgestraft, da sie als Signal für
geringeres Arbeitsengagement gelten. Das betrifft stärker Frauen, da diese
nach wie vor den Löwenanteil an Haus- und Sorgearbeit übernehmen", sagt
Dr. Yvonne Lott, am WSI Expertin für Arbeitszeitforschung. "Etwas verkürzt
gesagt: Eine Mutter auf einer Teilzeit-Stelle macht seltener Karriere. Und
es gibt auch Unternehmen, die Teilzeitarbeit schlechter bezahlen als
vergleichbare Vollzeitjobs, obwohl das illegal ist."

Paradoxerweise wird in vielen Betrieben von Frauen erwartet, dass diese
wegen der Familie beruflich kürzer treten. "Das Bild von der Rabenmutter
ist jedoch ein vornehmlich westdeutsches Bild", so Lott. "In
Ostdeutschland sind die Einstellungen zu Geschlechterrollen egalitärer."
Zudem arbeiten mehr Mütter in Ostdeutschland in Vollzeit, auch wegen des
besseren Kinderbetreuungsangebots. Auch das trägt dazu bei, dass der
Gender Pay Gap in den ostdeutschen Bundesländern geringer ausfällt als im
Westen.

Um Beruf und Familie unter einen Hut zu bekommen, wechseln Frauen auch
häufiger als Männer in schlechter bezahlte Jobs, die unter Umständen
weniger anspruchsvoll sind, aber mehr zeitliche Flexibilität ermöglichen.
Frauen tauschen so Geld gegen eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und
Familie. "Es ist daher wichtig, auch in qualifizierten und anspruchsvollen
Berufen mehr zeitliche Selbstbestimmung für Beschäftigte zu schaffen", so
Lott weiter. "Dies gilt sowohl für die Dauer, die Lage und den Ort der
Arbeit." Neben dem weiteren Ausbau einer verlässlichen Kinderbetreuung
muss die Familienpolitik nach Einschätzung der Wissenschaftler die
partnerschaftliche Arbeitsteilung weiter fördern, etwa durch eine
Verlängerung der Partnermonate bei der Elternzeit. Auch das
Ehegattensplitting, das für verheiratete Frauen den Fehlanreiz schafft,
auf eine Vollzeitstelle zu verzichten, solle überdacht werden.

Die ungleichen Aufstiegschancen für Frauen, die oft niedrigere Bezahlung
in Berufen mit einem hohen Frauenanteil und andere der genannten Gründe
für den Gehaltsrückstand von Frauen werden bei dem sogenannten
"bereinigten" Gender Pay Gap herausgerechnet. Verschiedene Forscher kommen
durch dieses spezielle Rechenverfahren auf geringere Werte von 6 bis 7
Prozent. "Auch dies ist eine hohe Differenz, die man vor allem auf
direkte, blanke Diskriminierung zurückführen kann", sagt Yvonne Lott.
"Zudem ist dieser Wert nur bedingt aussagekräftig, da zentrale Dimensionen
der Geschlechterungleichheit ausgeblendet werden." Die Auswertung des
Lohnspiegels bezieht sich deshalb auf den unbereinigten Gender Pay Gap,
der einen direkten Vergleich der tatsächlich gezahlten Gehälter
ermöglicht. Um Unterschiede bei der Arbeitszeit auszugleichen, bezieht er
sich auf Vollzeitäquivalente. Alle Monatsgehälter wurden auf Basis einer
38-Stundenwoche berechnet.

Die Daten des Portals Lohnspiegel.de beruhen auf einer kontinuierlichen
Online-Umfrage unter Erwerbstätigen in Deutschland. Für die Analyse wurden
309.000 Datensätze berücksichtigt. Die Umfrage ist nicht-repräsentativ,
erlaubt aber aufgrund der hohen Fallzahlen detaillierte Einblicke in die
tatsächlich gezahlten Entgelte. Für Bremen und das Saarland lässt sich
aufgrund vergleichsweise kleiner Fallzahlen kein getrennter Gender Pay Gap
ausweisen. Der Lohnspiegel ist ein nicht-kommerzielles Angebot der
Hans-Böckler-Stiftung mit dem Beschäftigte unter
https://www.lohnspiegel.de/html/gehaltscheck.php ihr eigenes Gehalt mit
den üblichen Gehältern in 430 Berufen vergleichen können.


Originalpublikation:

Die Pressemitteilung mit Grafiken (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_wsi_2019_03_14.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 14.03.2019
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ENERGIE/2361: Auswirkungen des Kohleausstiegs auf Strompreise überschaubar (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 14.03.2019

Auswirkungen des Kohleausstiegs auf Strompreise überschaubar



Die Kohlekommission hat im Februar einen schrittweisen Ausstieg aus der
Stromerzeugung aus Kohle empfohlen. Die Auswirkungen auf die Strompreise
bleiben dabei überschaubar. Rund 0,4 Cent pro Kilowattstunde könnten die
Preise im Mittel beim Abschalten der Kohlekraftwerke steigen, stellt das
Öko-Institut in einer aktuellen Übersichtsstudie fest. Der Ausbau der
erneuerbaren Energien sorgt jedoch für eine Senkung der Großhandelspreise
mindestens in der gleichen Größenordnung.

Im Koalitionsvertrag hat die Bundesregierung einen Anstieg der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien von bis dahin 52 Prozent auf 65
Prozent bis zum Jahr 2030 beschlossen. Wird die schrittweise Reduzierung
der Kohleverstromung mit einem stärkeren Ausbau der erneuerbaren Energien
gekoppelt, würden auf dem Strommarkt die Großhandelspreise in der
Größenordnung von 0,4 Cent pro Kilowattstunde sinken.

Kompensation von Strompreissteigerungen

"Die Kohlekommission hat eine Kompensation für steigende Strompreise für
alle deutschen Stromverbraucher vorgeschlagen. Über die Höhe dieser
Kompensationszahlungen sollte die Bundesregierung vor dem Hintergrund
stark schwankender Brennstoffpreise auf Grundlage der real aufgetretenen
Entwicklung entscheiden", fasst Dr. Felix Chr. Matthes,
Forschungskoordinator Energie- und Klimapolitik am Öko-Institut zusammen.

Rolle von Brennstoffkosten und CO2-Preisen

Die Wissenschaftler haben verschiedene Studien zu Strompreiseffekten einer
schrittweisen Reduzierung der Kohleverstromung ausgewertet. Wie hoch die
Strompreise durch eine Reduzierung der Kohleverstromung ansteigen, so die
Experten, hängt dabei neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien
insbesondere von der Entwicklung der Erdgas- und CO2-Preise ab.
Fokus der untersuchten Studien war das Jahr 2030. Bis zu diesem Jahr soll
die Leistung der Kohlekraftwerke auf 17 Gigawatt reduziert werden. Ende
2017 betrug die installierte Leistung für die Stromerzeugung aus Kohle 43
Gigawatt.


Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit der
Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und Strategien,
wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global, national und lokal
umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den Standorten Freiburg,
Darmstadt und Berlin vertreten.

Aktuelle Ausgabe des Onlinemagazins eco@work:

www.oeko.de/e-paper


Studie "Strompreis- und Stromkosteneffekte eines geordneten Ausstiegs aus
der Kohleverstromung" des Öko-Instituts

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Strompreis-Stromkosteneffekte-geordneter-Ausstieg-Kohleverstromung.pdf


Weitere Informationen

Weitere Informationen des Öko-Instituts zu den Auswirkungen der
Empfehlungen der Kohlekommission:

https://www.oeko.de/aktuelles/2019/auswirkungen-der-empfehlungen-der-kohlekommission/

Studie "Die deutsche Kohle-Verstromung bis 2030. Eine modellgestützte
Analyse der Empfehlungen der Kommission 'Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung'" des Öko-Instituts:

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Deutsche-Kohleverstromung-bis-2030.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 14.03.2019
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GEWERKSCHAFT/1792: Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche - Entschließungsantrag Niedersachsens (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. März 2019

Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche: 

ver.di begrüßt den Entschließungsantrag Niedersachsens im Bundesrat



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt den
Entschließungsantrag des Landes Niedersachsen zur
Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche, der am heutigen Freitag
(15.3.) in der Länderkammer in Berlin beraten wird. "Es ist ein gutes
Zeichen für die Beschäftigten, wenn Bund und Länder an einem Strang
ziehen, um die Missstände in der Paketbranche einzudämmen", sagte die
stellvertretende ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis.

Mit dem Entschließungsantrag soll die Bundesregierung aufgefordert
werden, die gesetzlichen Voraussetzungen für eine
Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche zu schaffen. Bereits
Anfang März hatte Bundesarbeitsminister Hubertus Heil angekündigt,
ein entsprechendes Gesetzesvorhaben auf den Weg zu bringen.

ver.di fordert die Politik seit längerem auf, eine
Nachunternehmerhaftung für die Sozialversicherungsbeiträge in der
Paketbranche einzuführen, wie sie bereits in der Bauwirtschaft und in
der Fleischbranche existiert. Es könne nicht hingenommen werden, dass
das starke Wachstum in der Paketbranche überwiegend über prekäre
Arbeitsbedingungen stattfinde und tariflich und sozial geschützte
Arbeitsplätze weiter unter Druck gerieten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/052: Wie die Nutzer von Sharing-Plattformen besser geschützt werden können (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 14.03.2019

Verbraucherrechte: Wie die Nutzer von Sharing-Plattformen besser
geschützt werden können



Auf Sharing-Plattformen und Online-Marktplätzen, wie eBay, Airbnb oder
Blablacar, können Privatpersonen Leistungen unkompliziert austauschen.
Doch an wen kann sich ein Nutzer wenden, wenn Probleme auftreten? Und
welche Rechte hat er, wenn er einen Schaden geltend machen will? Solche
Informationen sind häufig nicht klar angegeben. Juristen der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) haben mehr als 60
Sharing-Plattformen auf rechtliche Schutzlücken für die Nutzer untersucht.
Sie haben Vorschläge entwickelt, wie ihre Situation verbessert werden kann
und wie Probleme vor Gericht effektiver gelöst werden können.

Auf Märkten sind die Rollen zwischen Privatpersonen und Unternehmen klar
verteilt: Ein Kunde erwirbt eine Leistung von einem gewerblichen Anbieter.
Viele Internet-Plattformen, wie eBay oder Airbnb, ermöglichen es aber vor
allem privaten Nutzern, Leistungen anzubieten. "Das ist ein Phänomen, was
in der Gesetzgebung noch nicht beachtet wird", sagt Prof. Dr. Caroline
Meller-Hannich, Inhaberin des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht,
Zivilprozessrecht und Handelsrecht an der MLU. Durch den Wandel der
klassischen Rollen von Verbrauchern und gewerblichen Anbietern hin zu
"Prosumern" in der Sharing Economy kommt es zwischen den verschiedenen
Akteuren häufig zu rechtlichen Unsicherheiten und Konflikten. In dem
Forschungsprojekt "Das Recht der Verbraucher und Prosumer in der
kollaborativen Wirtschaft - Chancen und Verantwortung" haben die Juristen
rechtliche Schutzlücken für die Nutzer solcher Plattformen untersucht und
Lösungsvorschläge entwickelt.

Wenn ein Nutzer zum Beispiel eine Unterkunft mietet und sie nicht so
vorfindet, wie sie im Internet präsentiert wird, kann er seine Rechte
gegenüber dem Vertragspartner geltend machen. Oft ist jedoch auf den
Plattformen nicht klar erkennbar, ob er den Vertrag mit dem Anbieter oder
mit dem Plattformbetreiber geschlossen hat und wohin er sich mit seinem
Problem wenden kann. "Einerseits pochen viele Plattformen auf die
Vermittlerrolle und wollen keine rechtliche Verantwortung übernehmen.
Andererseits nehmen sie in inhaltlicher Hinsicht aber sehr starken
Einfluss auf die Anbieter", sagt Caroline Meller-Hannich. Konkret seien
solche Probleme daran zu erkennen, dass Allgemeine Geschäftsbedingungen
rechtswidrig gestaltet sind oder die Plattformen nicht als Ansprechpartner
zur Verfügung stehen, wenn es zu Schwierigkeiten zwischen den Nutzern
kommt.

Weiterhin sei ein Problem, dass für den Nutzer in vielen Fällen nicht
erkennbar ist, ob es sich bei dem Anbieter auf der Plattform um eine
Privatperson oder um einen gewerblichen Anbieter handelt. Das
Widerrufsrecht etwa gelte nicht für Privatverkäufe, sondern nur für
Unternehmer, die mit ihrem Angebot Gewinne erzielen wollen oder die
Tätigkeit dauerhaft ausüben. Welche Rechte die Nutzer bei einem
Vertragsabschluss haben, ist somit oft nicht eindeutig festgelegt. Auch
länderübergreifend haben die Juristen rechtliche Schwierigkeiten erkannt:
Einige Plattformen verwenden für mehrere Länder die gleichen
Geschäftsbedingungen und passen sie nicht an das jeweils geltende Recht
an.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben mehr als 60 Plattformen
untersucht. Außerdem haben sie Interviews mit Vertretern aus Verbraucher-
und Wirtschaftsverbänden, aus der Wissenschaft, aus Initiativen und
Unternehmen sowie mit Nutzern der Plattformen geführt. "Die Plattformen
sind die Einzigen, die die Algorithmen und Geschäftsverhältnisse genau
kennen. Deshalb sehen wir sie in der Verantwortung, ihre Nutzer über die
Vertragsbeziehungen und die Anbieter besser zu informieren", sagt
Meller-Hannich. Die Plattformen sollten die Angaben der Anbieter zudem auf
Plausibilität prüfen und anlassbezogen kontrollieren. "Wenn sie nach außen
eine so beherrschende Funktion haben, dass man sie als Leistungsanbieter
ansehen kann, sollten sie bei Problemen auch für Schadenersatz sorgen."

Ein Ergebnis der Juristen ist auch, dass für den "Prosumer" keine eigene
rechtliche Kategorie neben den etablierten Kategorien Verbraucher und
Unternehmer eingeführt werden sollte. "Die Sharing Economy hat sehr gute
Seiten, die auf Nachhaltigkeit und Gemeinschaft zielen. Das wollen wir als
Chance nicht zerstören, indem wir den Nutzern ein zu großes
Pflichtenprogramm auferlegen", erklärt Meller-Hannich. Vielmehr sollten
private Anbieter im Recht dadurch stärker sichtbar gemacht werden, dass
sie im Verhältnis zur Plattform den Status des Verbrauchers besitzen und
im Verhältnis zum Endkunden keine unternehmerischen Pflichten haben, so
die Juristen. Zudem schlagen sie vor, für Konflikte zum Beispiel in Form
eines Online-Verfahrens einen einfacheren Zugang zum Gericht zu schaffen.
"Nach wie vor ist ein Gerichtsverfahren in Deutschland sehr aufwendig und
kostenträchtig. Viele Probleme, die auf Sharing-Plattformen auftreten,
werden bisher deshalb nur auf Kulanzbasis geregelt", sagt Meller-Hannich.
"Auf europäischer Ebene gibt es schon ein Formularverfahren für kleinere
Streitwerte. Daran könnte man sich orientieren." Da das Verbraucherrecht
zum großen Teil auf europäischer Ebene geregelt ist, empfehlen die
Juristen weiterhin, die Lösungen auf Ebene der Europäischen Union zu
verwirklichen.

Das Projekt wurde im Rahmen eines Forschungsprogramms des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz mit 58.000 Euro
gefördert. Geplant ist eine Buch- sowie eine Online-Publikation der
Ergebnisse.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 14.03.2019
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KIRCHE/2181: XV. Jahrestagung Illegalität in Berlin beendet (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 15.03.2019

"Die Menschenrechte gelten universell"

XV. Jahrestagung Illegalität in Berlin beendet



Die XV. Jahrestagung Illegalität, die sich mit dem Thema "Soziale
Rechte - Hürden zwischen Anspruch und Umsetzung" befasste, ist heute
zu Ende gegangen. Zu der Veranstaltung, die das Katholische Forum
Leben in der Illegalität mit dem Rat für Migration und der
Katholischen Akademie in Berlin durchführte, kamen rund 100 Fachleute
aus Kirche und Nichtregierungsorganisationen, Verwaltung, Politik und
Wissenschaft zusammen.

Der Vorsitzende der Migrationskommission der Deutschen
Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. Stefan Heße (Hamburg), der zugleich
Vorsitzender des Katholischen Forums Leben in der Illegalität ist,
verwies bei einer Podiumsdiskussion auf die menschenrechtliche
Dimension der Thematik: "Die Menschenrechte gelten universell, auch
für Migranten ohne Papiere. Sicherlich hat der Staat ein berechtigtes
Interesse, Fragen des Aufenthalts zu klären. Doch zugleich gilt es,
die Würde eines jeden Menschen zu wahren. Dies ist, wie unser
Grundgesetz festhält, Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. Wenn
ein Mensch krank ist, muss er medizinisch behandelt werden -
unabhängig vom Aufenthaltsstatus. Und wenn ein Kind im schulfähigen
Alter ist, muss ihm der Zugang zu Bildungseinrichtungen offen stehen -
 egal, welche Papiere die Eltern haben." Erzbischof Dr. Heße
unterstrich, dass die Thematik auch international an politischer
Relevanz gewonnen hat: "Mit dem Globalen Migrationspakt hat sich die
überwältigende Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten zu dem Ziel bekannt,
die Menschenrechte von Migranten ungeachtet ihres Migrationsstatus zu
achten, zu schützen und zu gewährleisten. Dies ist ein wichtiger
Schritt. Nun kommt es darauf an, diesen Worten auch Taten folgen zu
lassen."

In einem einführenden Vortrag widmete sich Dr. Constantin Hruschka
(Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik, München)
Defiziten in der Umsetzung der sozialen Rechte von Menschen in der
aufenthaltsrechtlichen Illegalität. Prof. Dr. Eva Kocher
(Europa-Universität Viadrina, Frankfurt/Oder) und Prof. Dr. Fritz
Sager (Universität Bern) stellten Erklärungsansätze aus rechts- und
verwaltungswissenschaftlicher Perspektive vor. Im weiteren Verlauf
des ersten Tages beschäftigten sich die Teilnehmer in parallelen
Foren mit konkreten Umsetzungsdefiziten in den Bereichen Gesundheit
und Arbeit sowie mit der Frage, wie aufenthaltsrechtliche Illegalität
in öffentlichen Debatten behandelt wird. Ein "Get-together" mit
Informationsständen verschiedener Initiativen verdeutlichte die
Bandbreite des kirchlichen und zivilgesellschaftlichen Engagements.
Schließlich fand am Abend ein von Marie Wildermann (freie
Journalistin, Berlin) moderiertes Podiumsgespräch statt, bei dem sich
Dr. Wieland Schinnenburg, MdB (FDP), Helge Lindh, MdB (SPD) und Eva
Maria Welskop-Deffaa (Vorstand Sozial- und Fachpolitik, Deutscher
Caritasverband) mit aktuellen politischen Herausforderungen
auseinandersetzten. Dabei plädierte Eva Maria Welskop-Deffaa für eine
Überarbeitung der gesetzlichen Regelungen zu den
Übermittlungspflichten in den Bereichen Gesundheit und Arbeitsmarkt.
Außerdem sprach sie sich dafür aus, dass auch Kinder "ohne Papiere"
eine Geburtsurkunde bekommen sollten.

Am zweiten Tag der Veranstaltung hielt Prof. Dr. Georg Ruhrmann
(Friedrich-Schiller-Universität Jena) einen Vortrag zur
journalistischen Berichterstattung über Fragen der
aufenthaltsrechtlichen Illegalität. Außerdem hatten die Teilnehmer in
Fachforen die Gelegenheit, die Themen des Vortags zu vertiefen, sich
über Praxiserfahrungen auszutauschen und Lösungsvorschläge zu
erarbeiten. Den Abschluss der Tagung bildete ein von Andrea Dernbach
(Der Tagesspiegel, Berlin) moderiertes Podiumsgespräch, bei dem
Erzbischof Dr. Stefan Heße, Pater Claus Pfuff SJ
(Jesuiten-Flüchtlingsdienst Deutschland, Berlin) und Dr. Michael
Lukas (Malteser Medizin für Menschen ohne Krankenversicherung,
Hannover) als Vertreter des Katholischen Forums Perspektiven für die
weitere Arbeit in den Blick nahmen.


Hintergrund

Das Katholische Forum Leben in der Illegalität wurde 2004 auf
Initiative der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz
gegründet. Es setzt sich dafür ein, dass Menschen in der
aufenthaltsrechtlichen Illegalität in Deutschland ihre grundlegenden
sozialen Rechte in Anspruch nehmen können, ohne deshalb die
Abschiebung befürchten zu müssen. Neben der Migrationskommission der
Deutschen Bischofskonferenz sind der Deutsche Caritasverband, die
Katholische Arbeitsgemeinschaft Migration, der Malteser-Hilfsdienst
und der Jesuiten-Flüchtlingsdienst Träger des Forums.

Die Jahrestagung Illegalität wird vom Katholischen Forum Leben in der
Illegalität, der Katholischen Akademie in Berlin und dem "Rat für
Migration", einem unabhängigen Zusammenschluss von
Migrationswissenschaftlern, organisiert.


Hinweis:

Weitere Informationen zum Katholischen Forum sind zu finden unter:

www.forum-illegalitaet.de 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 041 vom 15. März 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254
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SCHACH-SPHINX/06867: Ein wahrer Endspiel-Künstler (SB)


Mathematiker müßte man sein, dann bräuchte man kein Endspiel zu
fürchten. Stellungen mit stark verminderter Figurenzahl, in denen
letztlich die Bauernformationen den Ausschlag darüber geben, welche
Partie gewinnt und welche nicht, sind auf den ersten Blick weniger
kompliziert als Mittelspielgefechte. Dessen ungeachtet erfordern sie
ein hohes Maß an Präzision. Selten lassen sich Fehlzüge, insbesondere
mit Bauern, im Endspiel korrigieren. Es war schon immer das Malheur
der schwächsten Steine auf dem Brett, daß sie als einzige nicht
rückwärtsgehen können. Vielleicht stammt diese Regel tatsächlich aus
der Kriegskunst. Die Fußtruppen mußten nach vorne marschieren. Sie
siegten oder gingen unter. Für größere Operationen mitten in der
Schlacht waren sie nicht geeignet. Ob es nun stimmt, daß die Bauern
die Seele des Schachspiels sind, wie es der französische Schachmeister
Philidor einst formuliert hatte, oder auch nicht, ein Spieler, der
diesen Partieabschnitt nicht beherrscht, kommt in den Turnierhallen
nicht weit. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem Kandidaten-
Halbfinale um die Weltmeisterschaft des Jahres 1980 bewies Viktor
Kortschnoj, daß er nicht nur zu kombinieren verstand. Seine schwarzen
Bauern erwiesen sich als stärker als die von Lew Polugajewsky. Mit
seinem nächsten Zug zementierte Kortschnoj diesen Vorteil, und kurz
darauf gewann er in Buenos Aires die erste Wettkampfpartie, Wanderer.
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Polugajewsky - Kortschnoj

Buenos Aires 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß hatte die Hand schneller am Revolver, und seine Schüsse waren
tödlich und präzise: 1.Dg4xg7+!! Kg8xg7 2.Tb3-g3+ Kg7-h6 3.La3-c1+ Kh6-
h5 4.Lf1-e2+ Kh5-h4 5.Tg3-h3#



Erstveröffentlichung am 16. März 2006

15. März 2019
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MUSIKTHEATER - OPER/806: München - "L'Ancêtre" von Camille Saint-Saëns, 20.-30.03.2019


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. März 2019

Kooperation Theaterakademie / Münchner Rundfunkorchester
München-Premiere der Saint-Saëns-Oper "L'Ancêtre"

Premiere: Mittwoch, 20. März 2019, 19.30 Uhr

Großes Haus des Münchner Prinzregententheaters



Auch 2019 bringen das Münchner Rundfunkorchester und die
Theaterakademie eine gemeinsame Produktion auf die Bühne. Am Mittwoch,
20. März sowie in vier weiteren Vorstellungen präsentieren die
Theaterakademie August Everding und das Münchner Rundfunkorchester
Camille Saint-Saëns' Drame lyrique "L'Ancêtre" (Die Ahnin) mehr als
hundert Jahre nach seiner Entstehung erstmals auf einer Münchner
Bühne. Die musikalische Leitung übernimmt Matthias Foremny, Regie
führt die renommierte Regisseurin und Theaterakademie-Absolventin
Eva-Maria Höckmayr.

Die Sonne geht über Korsika auf. Ein friedliches Summen ist zu hören,
wenn der Eremit Raphaël seine Bienen zum Honigsammeln ausschickt. Doch
die Idylle täuscht. Seit Jahrzehnten tobt eine blutige Familienfehde
zwischen den Pietra Neras und den Fabianis, die immer neue Opfer
fordert. Angetrieben vom Hass der Ahnin Nunciata, gerät die junge
Vanina in einen mörderischen Konflikt zwischen Liebe und Loyalität. Es
entspinnt sich eine Dreiecksgeschichte zwischen Vanina, deren
Milchschwester Margarita und dem jungen Tébaldo aus der Sippe der
Pietra Neras. Ihr Ausgang scheint vorbestimmt.


Die Aufführungen im Großen Haus des Münchner

Prinzregententheaters: 

Die weiteren Vorstellungen 2019:

Freitag, 22. März, 19.30 Uhr

Dienstag, 26. März, 19.30 Uhr

Donnerstag, 28. März, 11.00 Uhr: Vorstellung für Schulklassen (ab 12
Jahren) in der Reihe "Klassik zum Staunen"

Samstag, 30. März, 19.30 Uhr

Jeweils 45 Minuten vor Vorstellungsbeginn wird eine Einführung
angeboten (ausgenommen Schulvorstellung).

Besetzung:

Musikalische Leitung: Matthias Foremny

Inszenierung und Bühne: Eva-Maria Höckmayr

Kostüme: Julia Rösler

Dramaturgie: Julia Schinke

Maskenbild: Clara Bonnen, Laura Breckner, Lea Eberhardt, Luna Kaiser,
Sabeth Kelwing Jimenez, Pia Leinberger, Selina Schardt, Katharina von
Wechmar

Licht: Georg Boeshenz

Ton: Matthias Schaaff

Solisten:

Raphaël: Jeong Meen Ahn

Tébaldo: Thomas Kiechle (a.G.)

Bursica: Damien Gastl

Nunciata: Heike Grötzinger (a.G.)

Margarita: Milena Bischoff

Vanina: Céline Akçag

Leandri: Emery Escher

Chor und Kinderstatisterie

Theaterakademie August Everding und Hochschule für Musik und Theater
München mit dem Master-Studiengang Musiktheater/Operngesang (Leitung:
Prof. Balázs Kovalik, KS Prof. Andreas Schmidt). In Kooperation mit
dem Münchner Rundfunkorchester.

Münchner Rundfunkorchester

Weitere Informationen: www.rundfunkorchester.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 8. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de
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SCHAUSPIEL/1255: Theater Bremen - "Die NSU-Monologe", 21.3.2019


THEATER BREMEN

Die NSU-Monologe

Dokumentarisches Theater der Bühne für Menschenrechte

Donnerstag, 21. März, 19 Uhr im Brauhaus, Theater Bremen



"Aus dem Nichts" nach dem Film von Fatih Akin feierte im Februar im
Theater Bremen Premiere: Das Stück, für die Bühne bearbeitet von Armin
Petras, erzählt vor dem Hintergrund des NSU-Prozesses die fiktive
Geschichte einer Hinterbliebenen. Verhöre, Durchsuchungen,
Verdächtigungen: nach den Morden gerieten die Opfer und ihre Familien
häufig selbst in Verdacht. Die Bühne für Menschenrechte hat ein
dokumentarisches Theaterstück aus den jahrelangen Kämpfen dreier
Familien der Opfer des NSU gemacht: "Die NSU-Monologe" basiert auf
persönlich geführten Interviews, öffentlichen Reden und
Gerichtsprotokollen, sodass die Stimmen von Elif Kubaşık,
Adile Şimşek und İsmail Yozgat wortgetreu erlebbar
werden. Als Angehörige berichten sie darin vom Versuch, die eigene
Erinnerung an den geliebten Menschen gegen die vermeintliche Wahrheit
der Behörden zu verteidigen. Am Donnerstag, dem 21. März, sind "Die
NSU-Monologe" im Brauhaus im Theater Bremen zu Gast, Beginn ist um 19
Uhr, die Vorstellung ist mit türkischen und englischen Übertiteln.

Gastspiel: "Die NSU-Monologe". Dokumentarisches Theater der Bühne für
Menschenrechte mit türkischen und englischen Übertiteln.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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TRANSPORT/141: Eil-Appell zum sofortigen Stopp aller Tiertransporte in Drittländer (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 13. März 2019

Bereits über 25.000 Menschen unterstützen Eil-Appell zum sofortigen
Stopp aller Tiertransporte in Drittländer - Auch Veterinärämter in
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern unterbinden Exporte



Berlin, 13.03.2019. Innerhalb von zwei Wochen haben bereits über 25.000
Personen einen vom Deutschen Tierschutzbüro an die zuständigen
Landesminister gerichteten Eil-Appell gegen Tiertransporte in Drittländer
unterstützt. Das Schreiben fordert die politischen Entscheidungsträger zum
sofortigen Aussetzen von Tiertransporten dieser Art und zur Ausarbeitung
einer bundesweiten einheitlichen Regelung für ein Verbot solcher Exporte
auf. Zusätzlich appellierte das Deutsche Tierschutzbüro in einem Schreiben
an alle Veterinärämter in Deutschland, keine Exporte in Drittländer mehr zu
genehmigen. Die bisherige Resonanz der Ämter zeigt, dass immer mehr
Landkreise, darunter Saalekreis (Sachsen-Anhalt) und Mecklenburgische
Seenplatte (Mecklenburg-Vorpommern), keine Tiertransporte dieser Art mehr
zulassen und die derzeitigen Moratorien bzw. Verbote in Schleswig-Holstein,
Hessen und Bayern begrüßen. Darüber hinaus kommuniziert der Großteil der
Tierärzte, dass sie von den politischen Entscheidungsträgern endlich klare,
tierschutzgerechte Regelungen erwarten und auf ein allgemeines Verbot von
Exporten in Länder außerhalb der EU hoffen. Das Deutsche Tierschutzbüro
erwartet von dem vom Bundeslandwirtschaftsministerium geplanten Treffen
aller verantwortlichen Minister eine einheitliche Regelung für ein
komplettes Verbot von Transporten in Drittländer. Die
Tierrechtsorganisation begrüßt den ersten Schritt der Verantwortlichen in
Schleswig-Holstein, Bayern und Hessen und hofft auf das Aufrechterhalten
der dortigen Regelungen. "Das Geschehen der letzten Wochen hat wieder
gezeigt, wie Überfällig ein komplettes Verbot von Drittländer-Exporten ist.
Die momentane Entwicklung lässt endlich auf ein Handeln der Politik hoffen -
 jetzt erwarten wir aber konkrete, bundesweite Maßnahmen nach dem Vorbild
Bayerns, die den Tierschutz über die wirtschaftlichen Interessen stellen
und nicht noch mehr Lobby-Politik, wie man sie von Julia Klöckner in der
Vergangenheit gewohnt war", so Fabian Steinecke, Pressesprecher des
Deutschen Tierschutzbüros.

Die Initiative geht zurück auf die seit Jahren anhaltenden politischen und
gesellschaftlichen Diskussionen um Transporte in Länder außerhalb der EU,
die in den letzten Wochen wieder befeuert wurden. Nachdem zu Beginn des
Jahres mehrere bayerische Landkreise den Export von Tieren in Drittländer
ausgesetzt hatten, verkündete der Landwirtschaftsminister 
Schleswig-Holsteins, Jan Philipp Albrecht (Grüne), Ende Februar einen vierwöchigen
Stopp von Tiertransporten in Drittländer und den Plan, eine bundesweite
Regelung anzustoßen. In dieser Woche verkündete auch Hessens
Umweltministerin Priska Hinz ein Moratorium bis zum 14. April 2019. Am
heutigen Mittwoch verkündete das bayerische Umweltministerium ein
komplettes und dauerhaftes Verbot von Transporten in 17 Staaten außerhalb
der EU und die Einrichtung einer zentralen Stelle "Export" zur
Unterstützung der Veterinärämter. "Das Vorangehen der Verantwortlichen in
Bayern, Schleswig-Holstein und Hessen ist sehr begrüßenswert! Wir hoffen,
dass Sie, trotz der erwartbaren und unsäglichen Kritik durch die
Nutztierindustrie und Teile der Bundespolitik, standhaft bleiben und das
Wohl der Tiere in den Fokus setzen ", so Fabian Steinecke.

Während innerhalb der Europäischen Union zumindest gemeinsame Verordnungen
für Tierschutzmaßnahmen bestehen, enden diese Vorgaben an der Grenze der
Europäischen Union. Die Möglichkeit, die Einhaltung der 
EU-Tierschutzverordnungen in Drittländern zu kontrollieren und den Umgang mit
den transportierten Tieren zu überprüfen, ist nicht gegeben. Dabei ist
bekannt, dass in vielen Ländern, in die Tiere aus der EU transportiert
werden, die Standards beim Umgang mit Tieren nicht ansatzweise mit den
Vorgaben der EU übereinstimmen und die Tiere noch extrem qualvollen
Situationen ausgesetzt sind. Der Artikel 14 der EU-Tiertransport-Verordnung
sieht deshalb vor, dass Veterinärbehörden einen Transport nicht bewilligen
sollen, wenn dieser absehbar gegen die rechtlichen Standards der EU
verstößt. In der Realität werden jedoch weiterhin Tiere in z.B. ehemalige
Sowjetrepubliken, die Türkei, den Nahen Osten oder den Maghreb
transportiert, in denen die gesetzlichen Standards der EU nicht greifen.

Dass der momentane Umgang mit Tiertransporten in Drittländer die gesetzlich
festgelegten Tierschutzverordnungen nicht erfüllt, hält auch ein
Fachartikel von Christoph Maisack und Alexander Rabitsch mit dem Titel "Zur
Plausibilitätsprüfung nach Artikel 14 (1) a) ii) anlässlich der Genehmigung
langer grenzüberschreitender Transporte in Drittstaaten" aus dem Jahr 2018
fest. Die Autoren stellen darin klar, dass eine Nichtanwendung des Artikel
14 den Strafbestand der Beihilfe zur Tierquälerei erfüllen könnte.


Den gesamten Eil-Appell finden Sie unter: 

https://www.tierschutzbuero.de/eil-appell-gegen-tiertransporte

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de
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TRANSPORT/140: Zuchtrindertransporte - Deutscher Tierschutzbund fordert politische Klärung (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 13. März 2019

Zuchtrindertransporte in Drittstaaten:

Deutscher Tierschutzbund fordert politische Klärung



Nach Bayern und Schleswig-Holstein hat jetzt Hessen
Lebendtiertransporte in bestimmte Drittstaaten der EU vorläufig
gestoppt. Der Deutsche Tierschutzbund begrüßt das Vorgehen der drei
Bundesländer und fordert Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner in einem Brief auf, eine Klärung der derzeit uneinheitlich
geregelten Abfertigung von Zuchtrindertransporten in Drittstaaten
herbeizuführen.

"Es ist dringend notwendig, dass die Abfertigungspraxis so schnell
wie möglich bundesweit einheitlich erfolgt und keine Exporte in
Drittländer genehmigt werden, wenn nicht gewährleistet werden kann,
dass alle tierschutzrechtlichen Bestimmungen bis zum Zielort
eingehalten werden", sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. "Außerdem muss sichergestellt sein, dass bei der
Schlachtung mindestens der Standard der EU-Schlachtverordnung
vorausgesetzt werden kann." In Konsequenz dieser Forderungen sollten
aus Sicht der Tierschützer keine Transporte mehr in die Türkei,
Länder des Nahen Ostens, die Maghreb-Staaten sowie die
zentralasiatischen Länder der ehemaligen Sowjetunion durchgeführt
werden. Der Handel mit Schlachttieren sollte durch den Export von
Fleisch und - im Fall von Zuchttieren - durch den Export genetischen
Materials ersetzt werden.

Bayern hatte als erstes Bundesland ein vorläufiges Verbot für den
Export in bestimmte Drittländer erlassen. Schleswig-Holstein folgte
kurze Zeit später mit einem Transportstopp, welcher mittlerweile
allerdings durch eine vorläufige Entscheidung des 
schleswig-holsteinischen Verwaltungsgerichts wirkungslos ist. Solange jedoch
nicht garantiert ist, dass die Grundsätze der EU-Transport- und der
EU-Schlachtverordnung befolgt werden, steht der abfertigende
Amtstierarzt nicht nur in einem Gewissenskonflikt, sondern würde sich
zudem der Beihilfe der Tierquälerei schuldig machen*. Entsprechende
Strafanzeigen und Gerichtsurteile könnten die Folge einer fehlenden
politischen Klärung sein. Zudem sind die EU-Mitgliedstaaten gemäß
eines Beschlusses des EU-Parlamentes vom Februar 2019 aufgefordert,
Transportstrecken möglichst kurz zu halten, beim Handel mit
Drittstaaten auf die Einhaltung der EU -Tierschutzbestimmungen zu
bestehen und den Export lebender Tiere zu verbieten, wenn dies nicht
der Fall ist. Aus Sicht des Deutschen Tierschutzbundes wäre ein
Festhalten an der momentan bestehenden Abfertigungspraxis unter den
bekannten Defiziten daher nicht zu rechtfertigen.

Bundesministerin Klöckner hat angekündigt, sich noch vor der
kommenden Agrarministerkonferenz mit den zuständigen
Landesministerien zu beraten. Der Deutsche Tierschutzbund appelliert
gemeinsam mit seinen angeschlossenen Landestierschutzverbänden, den
über 750 Mitgliedsvereinen und im Namen der über 800.000 im Verband
organisierten Tierschützer an Klöckner, sich mit den Landesministern
für eine einheitliche Regelung der Abfertigung von
Zuchtrindertransporten in Drittstaaten einzusetzen und langfristige
Strategien zu entwerfen, um Tiertransporte in Zukunft zu vermeiden.
Die Landesminister hatte der Deutsche Tierschutzbund bereits
aufgefordert, das positive Vorgehen der Veterinärämter zu
unterstützen, die Transporte in bestimmte Staaten verweigern.


(*) vgl. juristische Ausführungen von Dr. Christoph Maisack
und der Kanzlei Günther

Informationen zur Kampagne des Deutschen Tierschutzbundes finden Sie
hier:

www.tierschutzbund.de/kampagne-tiertransporte

Den Brief des Deutschen Tierschutzbundes an Frau Klöckner finden Sie
unter diesem Direktlink:

www.tierschutzbund.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Briefe/190311_Brief_BM_Kloeckner_Tiertransporte_Drittlaender.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 13. März 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle
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GARTEN/376: Klimaangepasst Gärtnern (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. März 2019

Klimaangepasst Gärtnern

Einfache Tipps bei Trockenheit oder Starkregen



Berlin - Immer häufiger finden Extremwetterereignisse statt. Lange
Trockenheit und Starkregen machen aber nicht nur Bauern das Leben
schwer, auch Gärtnerinnen und Gärtner müssen sich darauf einstellen.
Der NABU gibt einfache Tipps, wie sie sich darauf einstellen können.

"Wer sich für heimische, standortangepasste Wildstauden und Gehölze
entscheidet, bekommt einen pflegeleichten Garten, der gleichzeitig von
hohem Nutzen für Insekten und Vögel ist. Eine angepasste Bewässerung
und Bodenpflege erleichtert zudem das Wassermanagement", sagt
NABU-Gartenexpertin Marja Rottleb. "Wilde Malve oder Moschusmalve,
Zypressenwolfsmilch und Sedumarten sind Trockenheitskünstler und
kommen mit wenig Wasser aus. Blutweiderich, Kriechender Günsel,
Sumpfdotterblume und Wiesenschaumkraut mögen es dagegen feucht."

Grundsätzlich sollten standortangepasste Pflanzen aus ökologischem und
regionalem Anbau verwendet werden. Sie überstehen lokale
Klimaereignisse besser. Mischkultur und Fruchtfolge bewirken eine
bessere Widerstandsfähigkeit der Gemüsepflanzen, weil sie sich
gegenseitig begünstigen. Sie helfen Wasser besser verfügbar zu machen,
halten Schädlinge und Krankheiten fern und fördern Bodenleben und
Nährstoffe.

Jeder könne mit Hilfe einfacher Tipps etwas dafür tun, dass der eigene
Garten extreme Wetterereignisse besser übersteht und nicht gleich
alles vertrocknet oder ertrinkt. "Kompost beispielsweise speichert
sehr viel Wasser und ist daher eine wichtige Ergänzung für Pflanzen",
so Rottleb. Den Boden oberflächlich zu lockern oder mit
Gründüngungspflanzen oder Mulch zu bedecken, verhindert bei
Trockenheit, dass Wasser zu stark verdunstet. Entsiegelte Böden und
Versickerungsflächen lassen Regenwasser in den Boden sickern, so staut
sich kein Wasser im Garten. In Zisternen oder Regentonnen lässt es
sich zum Gießen speichern.

Wichtig im Garten sind Hecken und Sträucher. Sie halten Wind ab,
schützen vor Verdunstung und erhalten die Bodenfeuchte. Niederschläge
werden abgefangen und Taubildung erhöht. "Ganz nebenbei versorgen die
heimischen Gehölze Insekten mit Nahrung und bieten Vögeln
Unterschlupf, filtern Staub und Pollen und produzieren Kühle durch
Verdunstung", so Rottleb. Als Arten eignen sich unter anderem
Feldahorn, Berberitze, Haselnuss, Eingriffeliger Weißdorn, Hundsrose,
Pfaffenhütchen und Holunder.

Ein besonderer Tipp: Wer ein Kraterbeet anlegt, kann die Gartensaison
verlängern und anspruchsvolle Kulturen ziehen. "Bei einem Kraterbeet
wird der Wind abgehalten und das Wasser in der Mitte gespeichert, das
hilft Gemüsesorten mit besonderen Bedürfnissen über das Jahr. Im
Inneren wachsen Tomaten, Paprika und Salate, während der trockene
Außenbereich für Kräuter und Wildstauden ideal ist", erklärt Rottleb.



Eine Anleitung zum Bau eines Kraterbeetes zu finden unter: 

www.NABU.de/kraterbeet

Alle Tipps zu finden unter:

www.NABU.de/klimagarten

 * 
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TECHNIK/030: Fliegende Roboter zur Bekämpfung der Wilderei in Südafrika (idw)


FH Aachen, Team Pressestelle, 13.03.2019

FH entwickelt fliegende Roboter zur Bekämpfung der Wilderei in
Südafrika



Teurer als Gold: Ein Kilogramm Rhinozeroshorn bringt auf den
Schwarzmärkten in Asien mehr als 50.000 Euro ein. Die illegale Jagd
hat die Nashornbestände im südlichen Afrika dezimiert. Jährlich werden
mehr als 1000 Tiere getötet, obwohl auf Wilderei harte Strafen
ausgesetzt sind. Organisiert wird der Schmuggel von asiatischen
Syndikaten, die zum Aufspüren der Tiere modernste Technik einsetzen.
Um die Banden zu bekämpfen, setzen die Tierschutzorganisationen
ebenfalls auf Hightech.

An der FH Aachen wird derzeit eine Technologie entwickelt, mit der dem
Treiben der Wilderer im südlichen Afrika Einhalt geboten werden kann.
"Wir setzen unbemannte Fluggeräte ein, die große Gebiete überwachen.
Damit können wir Menschen, Tiere und Autos in Echtzeit
identifizieren", sagt Patrick Wiesen. Der FH-Absolvent forscht am
FH-Institut Mobile Autonome Systeme und Kognitive Robotik (MASKOR),
seine Dissertation erstellt er an der Tshwane University of Technology
(TUT) in Pretoria/Südafrika.

In einem ersten Schritt werden die Gebiete, in denen die Wilderer
aktiv sind, in 3D erfasst. Das betrifft etwa den Kruger Nationalpark
in Südafrika, der etwa 20.000 Quadratkilometer groß ist - das
entspricht etwa der Fläche Hessens. Auf der Grundlage dieser
dreidimensionalen Karte kommt ein Schwarm von "Unmanned Aerial
Vehicles" (UAV) zum Einsatz, also unbemannte Fluggeräte, die autonom
das Gebiet überfliegen und Aktivitäten am Boden mit Hilfe von
Wärmebildkameras erfassen. Patrick Wiesen erklärt: "Mit unserer
Software können wir die Daten in Echtzeit auswerten. Die Parkwächter
bekommen Warnhinweise von unserem System und können gezielt
einschreiten." Dazu werden neuronale Netze der fliegenden Roboter so
trainiert, dass sie Menschen, Tiere und Autos erkennen - die Systeme
lernen gewissermaßen, die Objekte aus der Luft zu identifizieren.

Die FH-Forscher arbeiten eng mit der südafrikanischen
Tierschutzorganisation SPOTS (Strategic Protection of Threatened
Species) zusammen, die sich dem Schutz gefährdeter Tierarten
verschrieben hat. Die Organisation setzt bereits jetzt auf den Einsatz
von unbemannten Kleinflugzeugen. "Wir können SPOTS vor allem im
Bereich der Software und der Datenauswertung unterstützen", betont
Patrick Wiesen. Bei einem einwöchigen Test im Dezember 2018 kam das
neuentwickelte System erstmals zur Anwendung. Mit dabei waren auch die
Partner von der TUT, mit der der Fachbereich Maschinenbau und
Mechatronik der FH Aachen seit Jahren zusammenarbeitet. So bot die FH
etwa die Summerschool zum Robot Operating System (ROS) schon dreimal
in Südafrika an.

Langfristiges Ziel ist es, im südlichen Afrika ein Netzwerk zur
kognitiven Robotik aufzubauen. Potenzielle Partner könnten die
Universität in Kapstadt und Stellenbosch sein. Treibende Kraft auf
Seiten der FH Aachen ist Prof. Dr. Stephan Kallweit, der
außerordentlicher Professor an der TUT ist und auf diesem Weg auch die
Dissertationen von Patrick Wiesen, Josef Franko und Heiko Engemann
betreut.

Bei dem Anti-Wilderei-Projekt geht es aber nicht nur um Software,
sondern auch um die fliegende Hardware: Bislang ist der Aktionsradius
der UAVs begrenzt, was die Einsetzbarkeit gerade in den Weiten des
südlichen Afrika einschränkt. Der FH-Student Malte Holch vom
Fachbereich Luft- und Raumfahrttechnik entwickelt im Rahmen seiner
Bachelorarbeit eine Flugsteuerung für Senkrechtstarter - also
Fluggeräte, die keine Start- und Landebahn benötigen und die trotzdem
für den Streckenflug geeignet sind. Ein mögliches Anwendungsgebiet
sind Lufttaxis, die zukünftig in verkehrsgeplagten Innenstädten der
ersten Welt zum Einsatz kommen sollen. Für das Anti-Wilderei-Projekt
können die Senkrechtstarter ebenfalls eine spannende Alternative sein.
Malte Holch betont: "Wir setzen aktuell zur 3-D-Erfassung noch einen
Multikopter ein. Dieser ist im Vergleich langsamer und hat nicht so
eine hohe Reichweite wie der Senkrechtstarter." SPOTS setzt derzeit
einen Starrmodellflieger ein, der ebenfalls höhere Geschwindigkeiten
und Reichweiten erreicht, aber eine Start- und Landebahn braucht. Der
Senkrechtstarter kombiniert die Vorteile von beiden Systemen. Auch die
Kombination mit solargespeisten Elektromotoren sowie die Nutzung der
Thermik wie beim Segelflug sei denkbar.

Die FH-Fachbereiche Luft- und Raumfahrttechnik sowie Maschinenbau und
Mechatronik arbeiten derzeit gemeinsam an weiteren Projekten rund um
das Thema autonomes Fliegen. Malte Holch hat neben Jagd auf Wilderer
auch einen weiteren Anwendungszweck im Auge. Er ist in Namibia, dem
nordwestlichen Nachbarland Südafrikas, aufgewachsen und hat gute
Kontakt dorthin. "Ich kenne viele Farmer, die solche Systeme gerne zur
Überwachung einsetzen möchten." Dabei gehe es darum, das Vieh zu
zählen und die Zäune auf Schäden zu kontrollieren. Auch hierbei kann
die Software zum Einsatz kommen, die an der FH Aachen entwickelt wird.
"Für uns ist wichtig, dass wir auf einer Open-Source-Plattform
arbeiten", betonen Patrick Wiesen und Malte Holch, "unsere Partner im
südlichen Afrika sollen in der Lage sein, die Systeme einzusetzen, zu
warten und weiterzuentwickeln."

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711997

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution162

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FH Aachen, Team Pressestelle, 13.03.2019
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WETTER/050: Unwetterschäden 2018 auf Zehnjahreshoch in der Schweiz (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL -
14.03.2019

Unwetterschäden 2018 auf Zehnjahreshoch in der Schweiz



Überschwemmungen, Rutschungen und Murgänge führten 2018 schweizweit zu
Unwetterschäden in der Höhe von rund 200 Mio. CHF. Ausserordentlich
viele ereigneten sich im Januar infolge ergiebiger Niederschläge,
während Gewitter zwischen Mai und August einige Überschwemmungen
verursachten. Dies ergab die jährliche Auswertung der
Unwetterschadens-Datenbank durch die Eidg. Forschungsanstalt für Wald,
Schnee und Landschaft WSL.

Im Jahr 2018 verursachten Rutschungen, Murgänge und Überschwemmungen
sowie Steinschlag und Felsstürze rund 200 Mio. CHF Schäden. Damit war
das Jahr bereits das elfte relativ schadensarme Jahr in Folge. Die
Gesamtschäden liegen 2018 zwar deutlich unter dem teuerungsbereinigten
Mittel von 306 Mio. CHF der Jahre 1972-2017, waren aber höher als in
jedem der vorausgegangenen zehn Jahre. 2007 war das letzte Jahr mit
deutlich überdurchschnittlichen Schäden durch Naturgefahren. Damals
registrierte die WSL 700 Mio. CHF Schäden. Seither bewegten sich die
jährlichen Schadenssummen zwischen 20 und 200 Mio. CHF.

Bei den meteorologischen Auslösern dominierten im Jahr 2018 mit 69%
die Gewitter, gefolgt von der Kombination von Schneeschmelze und Regen
(15%) und Dauerregen (13%). Der grösste Anteil der Schadenskosten
(79%) wurde durch Hochwasser, Oberflächenabfluss und Murgänge
verursacht, gefolgt von Rutschungen (19%) und Sturzprozessen (2%).
Glücklicherweise waren im Jahr 2018 keine Todesopfer durch die hier
untersuchten Naturgefahrenprozesse zu beklagen.

Schweizer Niederschlagsrekord

Ab April bis Ende 2018 war es schweizweit verbreitet sehr trocken.
Dennoch richteten einzelne lokale Gewitter hohe Schäden an, so z.B. am
späten Abend des 11. Juni in Lausanne VD, wo in nur zehn Minuten 41 mm
Regen fielen. So viel Niederschlag in so kurzer Zeit wurde in der
Schweiz bisher noch nie gemessen. Die Kanalisation und die Böden
vermochten die Wassermassen nicht aufzunehmen und das oberflächlich
abfliessende Wasser überschwemmte mehrere Strassen und die Keller
zahlreicher Wohnhäuser, Geschäfte und Schulen. Kurz zuvor, am 30. Mai,
führten Starkregen und Hagel zwischen Baden AG und Dielsdorf ZH zu
Überschwemmungen. Und am späten Nachmittag des 31. Mai wurde die Stadt
Yverdon-les-Bains VD von heftigen Regenschauern heimgesucht, die
Keller und Tiefgaragen von mehreren Gebäuden unter Wasser setzten. Am
8. Juni schliesslich mussten in Frauenfeld TG infolge Gewitter 200
Keller ausgepumpt werden.

Wallis stark betroffen

Das Jahr 2018 war gesamthaft gesehen zwar ausserordentlich trocken, es
begann jedoch sehr niederschlagsreich. So führten lang anhaltende
Regenfälle, teilweise kombiniert mit schmelzendem Schnee, bereits am
4. und 22. Januar in den Kantonen Bern, Waadt und Wallis zu
Überschwemmungen und Rutschungen. Im Wallis entstanden dabei hohe
Schäden an Strassen und anderen Infrastrukturen. Ein abendliches,
stationäres Gewitter führte am 2. und 3. Juli im hinteren Teil des Val
d'Anniviers VS zu hohen Abflüssen in der Navisence (siehe Abb. 1). Die
reissenden Wasser- und Geröllmassen beschädigten das Ufer des Flusses
auf einer Länge von 20 km, so dass er an mehreren Orten über die Ufer
trat. In den Gemeinden Anniviers und Chippis waren die Schadenskosten
massiv. Am Nachmittag des 1. August ereigneten sich mehrere Unwetter
in der Ostschweiz. Am 6. August sorgte dann ein heftiges Gewitter am
frühen Abend in Sion VS für Oberflächenabfluss, der Strassen
überflutete und mehr als hundert Keller überschwemmte.



 Die Eidgenössische Forschungsanstalt WSL sammelt seit 1972
 systematisch Informationen über Unwetterschäden. Die mit
 massgeblicher Unterstützung des Bundesamtes für Umwelt BAFU
 erstellte Datenbank enthält Angaben zu Schäden durch Hochwasser,
 Murgänge und Rutschungen sowie, seit 2002, zu Steinschlag, Fels- und
 Bergsturz. Schäden als Folge von Lawinen, Schneedruck, Erdbeben,
 Blitzschlag, Hagel und Sturmwind werden in den Auswertungen nicht
 berücksichtigt. Die Abschätzung der Sach-, Infrastruktur-, Wald- und
 Landwirtschaftsschäden basiert hauptsächlich auf Medienberichten.
 Die Daten stehen Fachleuten auf Anfrage zur Verfügung und bilden
 eine wichtige Grundlage zur Gefahrenbeurteilung.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2019/03/unwetterschaeden-2018-auf-zehnjahreshoch.html 

Medienmitteilung Eidg. Forschungsanstalt WSL

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712126

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL - 14.03.2019
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ENERGIE/096: Fracking in Kolumbien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Fracking in Kolumbien

Von José Díaz



(Lima, 20. Februar 2019, Servindi) - Das Thema Fracking hat in
Kolumbien eine landesweite Debatte entfacht. Während die Position der
Regierung unter Iván Duque unklar bleibt, zeigt der Privatsektor
starkes Interesse an dieser Methode zur Erdölförderung. Das Interesse
am Fracking schien in Lateinamerika zunehmend an Boden zu verlieren.
Vor allem nach der Aussage des mexikanischen Präsidenten Andrés Manuel
López Obrador, dass er diese Technik nicht mehr anwende werde [1].
Doch nun wächst in Kolumbien die Besorgnis über die Umweltauswirkungen
dieser Praxis. Weltweit wurde das Verfahren kritisiert und teilweise
auch verboten, da das Aufbrechen verschiedener Schichten der Erdkruste
eine Verunreinigung des Grundwassers und des Bodens wahrscheinlicher
macht.

Zwar hatte der amtierende kolumbianische Präsident Iván Duque während
des Wahlkampfes versprochen, Fracking zu verbieten, doch steht die
Möglichkeit der Anwendung des Verfahrens weiterhin im Raum. So wurde
eine Expert*innenkommission eingerichtet, die überprüfen soll, ob
Fracking in Kolumbien durchführbar ist. Trotz der Risiken, die mit dem
Fracking verbunden sind, ist der Präsident entschlossen, sein
Wahlkampfversprechen zu "vergessen" und erwägt die Möglichkeit,
einigen Unternehmen zu erlauben, die Technik des Fracking anzuwenden -
auch ohne gesellschaftliche Zustimmung.

Manuel Ramiro Muñoz, Mitglied der Expert*innenkommission, hat bereits
darauf hingewiesen, dass die Bevölkerung in den geplanten
Förderungsgebieten das Fracking-Verfahren ablehne. "Wir besuchten das
Tal Magdalena Medio, wo die ersten Pilotprojekte durchgeführt werden.
Und das Fracking hat in diesen Gebieten keinen Rückhalt in der
Bevölkerung", erklärte Ramiro Muñoz.


Fracking polarisiert kolumbianische Gesellschaft

In Kolumbien herrscht geteilte Meinung über einen möglichen Einsatz
des Fracking-Verfahrens durch einige Unternehmen. Im Gegensatz zur
willfährigen Unklarheit seitens des Präsidenten und der Ministerin für
Bergbau und Energie María Fernanda Suárez, äußert sich der
Unternehmenssektor klar und deutlich und beharrt auf der Möglichkeit
eines "verantwortungsvollen Frackings". "Die Kommission versichert,
dass es keine staatliche Behörde gibt, die über die personellen,
technischen oder logistischen Möglichkeiten verfügt, um Umweltlizenzen
zu vergeben, die ein sogenanntes "verantwortungsvolles Fracking"
gewährleisten würden", erklärte der kolumbianische Ökonom José Roberto
Acosta. Hinzu kommt die mangelnde Transparenz der kolumbianischen
Regierung bezüglich derer, die das Erdöl fördern sollen. Derzeit haben
drei internationale Unternehmen Interesse angemeldet: Ecopetrol, Exxon
Mobil und Conoco Phillips.

Obwohl die Expert*innenkommission bereits eine Reihe von Empfehlungen
herausgegeben hat, in denen sie auf die Unklarheiten der
kolumbianischen Behörden eingeht, herrscht in Kolumbien weiterhin
Verunsicherung. Denn die Empfehlungen der Kommission beinhalten zwar
die Aufforderung zur Einhaltung von Gesetzen zu Transparenz und
Umweltschutz, jedoch keine klare Position hinsichtlich der
Nachhaltigkeit von Fracking.

Nun sind die Unternehmen selbst den Unklarheiten zuvorgekommen.
Telesur berichtete am 27. Februar [2], dass das Unternehmen Ecopetrol
eine Investition von 500 Millionen US-Dollar angekündigt hat [3],
um das Fracking im Tal Magdalena Medio voranzutreiben.

Hier findet sich ein Artikel von unserer Partneragentur amerika21 über
den "Widerstand gegen Fracking in Kolumbien" [4].


Übersetzung: Samantha Kneissler


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/allgemein/fracking-trotz-gegenteiliger-versprechen-von-amlo/

[2] https://www.telesurtv.net/news/colombia-fracking-ecopetrol-inversion-hidrocarburos--20190227-0020.html

[3] https://amerika21.de/2019/03/223218/kolumbien-fracking

[4] https://amerika21.de/2018/09/211787/kolumbien-fracking-protest


URL des Artikels:


https://www.npla.de/allgemein/fracking-in-kolumbien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
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FISCHEREI/197: Zerstört die Aquakultur unsere Meere? (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 3/2018

Zerstört die Aquakultur unsere Meere?

von Sandra Lemmer



Die Fischzucht ist mit einer jährlichen Zunahme von guten
acht Prozent der weltweit am stärksten wachsende Bereich der
Lebensmittelproduktion. Jeder Mensch verzehrt im Schnitt 20 Kilogramm
 Fisch pro Jahr, Tendenz steigend. Die Hälfte dieser Fische
stammt aus Aquakultur. Das macht Zuchtfische zu den häufigsten
"Nutz"tieren überhaupt!

Mit dem großen Wachstum ergeben sich - wie in der
landwirtschaftlichen Produktion auch - zahlreiche ökologische
Folgen. Hier wird permanent nach Optimierungsmöglichkeiten
gesucht, denn Antibiotika im Fischfutter und Überdüngung von
Gewässern sind nur zwei Negativaspekte der Fischproduktion.


Zu viele Fische auf kleinem Raum

In der Aquakultur werden sehr viele Fische auf kleinem Raum
gehalten. Sichtbar sind diese Kulturen im Meer von oben meist als
Ringe, in denen sich dann zum Beispiel Lachse tummeln. Bei der Planung
dieser Anlagen kommen die arteigenen Bedürfnisse der Tiere leider oft
zu kurz und daraus ergeben sich auch Auswirkungen auf die
Umwelt. Besonders artfremd ist die Enge der Aquakultur für
wandernde Fische wie Lachse, Forellen oder Aale. In freier Natur
bilden Fische Schwärme, die nicht auf einer Stelle bleiben, sondern
sich gemeinsam über größere Distanzen bewegen, als es in der
Aquakultur möglich ist. Die empfohlenen maximalen Besatzdichten
werden leider oft überschritten. Dies wirkt sich sowohl
negativ auf die Gesundheit als auch das Wohlbefinden der
Fische aus. Zu wenig Platz führt zu Stress und Aggressivität
und zu einer erhöhten Verletzungsgefahr.

Die Tiere sind anfälliger für Krankheiten und durch die räumliche Enge
besteht eine erhöhte Ansteckungsgefahr. Neben der Besatzdichte gibt
es weitere Faktoren, die sich auf die Gesundheit und das
Wohlbefinden der Fische auswirken. Ähnlich wie bei den "Nutz"tieren an
 Land sind das unter anderem Sauberkeit und eine
abwechlungsreiche Lebensumgebung sowie die Qualität des Futters.


Zerstörung der Ökosysteme 

Auf Leistung hochgezüchtete Fische sind krankheitsanfälliger als ihre
"natürlichen" Artgenossen in Freiheit. Genau wie bei den
anderen "Nutz"tieren wird hier nicht auf die Zucht der robusten
alten Arten zurückgegangen, sondern es ist gewünscht, dass die
 Tiere möglichst schnell wachsen. Die Krankheiten, die durch
Haltung und Zucht entstehen, versuchen die Produzenten mit erhöhter
Antibiotikagabe über das Futter in den Griff zu bekommen.
Durch den Einsatz von Antibiotika ergeben sich aber negative
Folgen für das Ökosystem und die Gesundheit der Konsumenten.

Es besteht zudem die Gefahr eines Austausches zwischen den
Zuchttieren und ihrer Umgebung. Durch entkommene Zuchtfische
können Krankheiten auf die wildlebenden Arten übertragen werden. Wenn
es sich bei den Zuchttieren um fremde Arten handelt, besteht die
Gefahr, dass sich diese stark vermehren und einheimische Arten
 verdrängen. Das ist problematisch, weil diese Arten meist als
 Nahrungsquelle für andere heimische Tiere dienen. So wurde
beispielsweise die blauschwarze Miesmuschel im Wattenmeer
überwiegend von der Pazifischen Felsenauster verdrängt, die vor
 Jahrzehnten vor Sylt und in Holland zur Zucht ausgesetzt
wurde. Die verdrängte Miesmuschel ist aber Hauptnahrungsmittel
der Austernfischer und Eiderenten, die sich von der Pazifischen
Felsenauster nicht ernähren können.

Bei Fischzuchtanlagen in Gewässern kommt es häufig in
unmittelbarer Nähe zu einer Überdüngung von Buchten und Flüssen,
wenn die Abwässer durch Futterreste und Fischkot sowie durch
Medikamentenrückstände verunreinigt sind und in Meere oder Flüsse
abgeleitet werden. In der Folge können sogar sogenannte
Todeszonen ohne Sauerstoff entstehen.


Überfischung

Paradox: Aquakultur soll der Überfischung der Meere
entgegenwirken, aber für das Futter vieler Zuchtfische werden
andere Fische gefangen und zu Tierfutter in Form von Tiermehl
 und -öl verarbeitet. Die Fütterung ist je nach Art
unterschiedlich effizient. Besonders problematisch ist das
Verhältnis von zugeführtem Futter und "fertigem" Fisch bei
Raubfischen. Bis zur Schlachtreife verbraucht die Fütterung
eines Lachses zum Beispiel drei bis fünf Mal mehr Fisch als durch
seine Schlachtung gewonnen wird. Dies zeigt, dass zur Futtergewinnung
für unsere Kulturfische ebenfalls die Meere in großem Stil
leergefischt werden.

Besonders die Züchtung von Raubfischen beeinflusst die
Fischbestände negativ. Wenn die Menschen weiter diese
Fischarten bevorzugen, ist es essentiell, dass Haltungsmethoden
und Futtermittel entwickelt werden, die tier- und umweltgerecht
 sind. Es wird bereits an der Entwicklung von hochwertigem
Futter geforscht, das nicht aus Wildfang stammt. Dabei wurden gute
Ergebnisse mit Fliegenlarven und Pflanzenproteinen erzielt.


Aquakultur weltweit

Etwa 60 Millionen Tonnen Fisch, Krebse und Muscheln werden jährlich
gezüchtet. Ungefähr 600 verschiedene Arten werden weltweit in
Aquakultur gehalten. Den größten Anteil haben Süßwasserfische
wie Karpfen oder Tilapia. Auf dem zweiten und dritten Platz
folgen die Mollusken (Weichtiere) wie zum Beispiel Miesmuscheln
 und Austern und die Krustentiere wie verschiedene Garnelenarten.
Wanderfische wie Lachs und Forelle folgen auf Platz Vier.

Die führende Aquakulturnation ist China. Ein
verhältnismäßig geringer Anteil findet in Amerika und Europa
statt. Unter den europäischen Ländern führt Norwegen die Produktion
haushoch an: Fast die Hälfte der in Europa gezüchteten Fische
stammen aus diesem skandinavischen Land.


Norwegen und die Lachslaus

Norwegen hat jüngst verkündet, dass es seine Lachsproduktion
verfünffachen möchte. Dabei gibt es vor Ort schon jetzt große
Probleme durch die dortige Aquakultur. Eines der Hauptprobleme heißt
Lachslaus. Das ist ein Parasit, der die Fische in der Enge der
Aquakultur befällt. Um die Lachslaus in Zaum zu halten,
werden den Aufzuchtbecken Putzerfische hinzugefügt. Die Putzerfische
 kommen gegen die Lachslaus aber oft nicht an, deshalb hilft nur
ein "Entlausungsmittel": Genau wie in der konventionellen
Landwirtschaft werden auch in den norwegischen Fjorden
Pestizide zur Schädlingsbekämpfung eingesetzt. Man kann die
Chemikalien direkt über das Futter zugeben oder von außen
anwenden. Dafür werden die Tiere in große Wannen gepumpt und in
dem Mittel gebadet. Danach werden die gebadeten Fische zurück in
ihre Gehege im Meer entlassen und mit ihnen ein Teil des Giftes. Es
wird immer wieder berichtet, dass kurz nach der Behandlung tonnenweise
toter Krill ans Ufer gespült wird. Bei einer Verfünffachung der
Produktion möge sich jeder selbst ausmalen, was das für das Meer
und seine Bewohner bedeuten kann.


Ausblick

Trotz aller Schwierigkeiten kann Aquakultur - auch in den
Entwicklungsländern - eine gute Methode sein, um Menschen mit
hochwertigem Eiweiß zu versorgen. Obwohl Überdüngung in den
Küstenbereichen und an Flüssen Probleme bereiten, sind viele
Fischzuchten immer noch umweltfreundlicher als die intensive
Rinder- oder Schweinemast. Zudem verbraucht die Produktion von
einem Kilogramm Karpfen viel weniger Futter als die Produktion von
einem Kilogramm Rind oder Schweinefleisch.

Insgesamt funktioniert das aber nur, wenn die Menschen
gleichzeitig ihren Fischkonsum reduzieren. Zudem erscheint eine
Konzentration auf die Zucht von Fischarten, die ohne Tiermehl
auskommen, äußerst sinnvoll. Es ist wichtig, dass ökologische
und ethologische Erkenntnisse in die Planung von
Haltungssystemen mit einfließen. Lachs ist der beliebteste
Speisefisch der Deutschen, dicht gefolgt vom Alaska-Seelachs.
Damit führen zwei Raubfische die Beliebtheitsskala an. Hier
ist ein Überdenken der Konsumgewohnheiten hilfreich. Essen Sie
nur ein- oder zweimal im Monat Fisch und greifen Sie auf sogenannte
Friedfische aus nachhaltiger Fischzucht zurück, die sich von
Kleinstlebewesen, Algen und Wasserpflanzen ernähren. Auch
vegetarische und vegane Gerichte können uns mit hochwertigem
Eiweiß versorgen und äußerst schmackhaft sein. Es gibt mittlerweile
viele tolle Rezepte und auch sehr leckere Alternativen zu Fisch und
Fleisch.


INFOBOX

Neue Wege - Aquaponik

Unter Aquaponik versteht man Fischzuchtanlagen an Land, in denen die
Abwässer genutzt werden, um Pflanzen - zum Beispiel Tomaten - zu
düngen, die in diesen Anlagen angebaut werden. In diesem
Kreislaufsystem dienen die Ausscheidungen und Futterreste aus der
Aquakultur den Pflanzen als Nährstoffe, die sie zum Wachsen brauchen,
und die Pflanzen reinigen das Wasser, welches dann wieder in die
Fischbecken überführt wird.

 * 

Quelle:
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INITIATIVE/164: Über 300.000 Schülerinnen und Schüler streiken für Klimaschutz in Deutschland (Campact)


Campact e.V. - 15. März 2019

Über 300.000 Schülerinnen und Schüler streiken für Klimaschutz in
Deutschland



Deuschland, 15. März 2019. Mehr als 300.000 Kinder und Jugendliche
haben heute in ganz Deutschland für mehr Klimaschutz demonstriert. Die
von der "Fridays for Future"-Bewegung organisierten Klimastreiks
fanden bundesweit in mehr als 220 Orten statt. Es sind die größten
Klima-Proteste in der Geschichte Deutschlands. Die Schülerinnen und
Schüler fordern von der Bundesregierung entschlossenes Handeln im
Kampf gegen die Klimakrise.

Auch in mehr als 120 anderen Ländern finden heute Protestaktionen für
den Klimaschutz statt. Bis zum Nachmittag (MEZ) beteiligten sich
bereits viele Hunderttausend Menschen an Klimastreiks in Australien,
Asien, Afrika und Europa. Zahlreiche Aktionen finden derzeit noch
statt oder werden erst später am Tag beginnen. Insgesamt demonstrieren
junge Menschen heute weltweit in mehr als 2.000 Städten nach dem
Vorbild der 16-jährigen Greta Thunberg. "Wir streiken, bis ihr handelt
- Klimaschutz jetzt!" lautet ihr Motto.



Die Aktionen werden von Schüler/innen und Student/innen
organisiert. Campact ist nicht Mitveranstalter und informiert
lediglich über die Schulstreiks und hilft bei der Medienlogistik.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.03.2019
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STIMMEN/114: Abrüstung für Klimaschutz - Frieden und Zukunftsfähigkeit gehören zusammen (Scientists for Future)


NaturwissenschaftlerInnen-Initiative - 15. März 2019

Scientists for Future: Abrüstung für Klimaschutz - Frieden und
Zukunftsfähigkeit gehören zusammen



Seit Wochen demonstrieren und streiken weltweit hunderttausende junger
Menschen für ihre Zukunft, den Klimaschutz und den Erhalt unserer
natürlichen Lebensgrundlagen. Dieses Anliegen der Initiative Fridays
for Future unterstützen inzwischen mehr 14.000 WissenschaftlerInnen
aus Deutschland, Österreich und der Schweiz. In der Stellungnahme von
Scientists for Future erklären sie: "Nur wenn wir rasch und konsequent
handeln, können wir die Erderwärmung begrenzen, das Massenaussterben
von Tier- und Pflanzenarten aufhalten, die natürlichen
Lebensgrundlagen bewahren und eine lebenswerte Zukunft für derzeit
lebende und kommende Generationen gewinnen."

Die NaturwissenschaftlerInnen-Initiative "Verantwortung für Frieden
und Zukunftsfähigkeit" schließt sich diesen berechtigten Forderungen
an. Diese sind umso dringlicher, als die Zukunftsfähigkeit unseres
Planeten zunehmend mit der Frage von Krieg und Frieden verbunden ist.
Die Zerstörung der Umwelt und die Ausbeutung natürlicher Ressourcen
unseres Planeten gefährden den Frieden und werden einem
Sicherheitsrisiko, besonders für Menschen in verwundbaren und fragilen
Risikozonen. So sieht auch die Scientists for Future-Erklärung die
Gefahr, dass durch unzureichenden Schutz der Böden, Ozeane,
Süßwasserressourcen und Artenvielfalt - bei gleichzeitiger
Erderwärmung als "Risikovervielfacher" - "Trinkwasser- und
Nahrungsmittelknappheit in vielen Ländern soziale und militärische
Konflikte auslösen oder verschärfen und zur Migration größerer
Bevölkerungsgruppen beitragen." Bei Überschreiten klimatischer
Kipp-Punkte des Erdsystems werden sich selbst verstärkende Prozesse in
Gang gesetzt, mit weltweit katastrophalen Folgen.

Solche Umweltrisiken verbinden sich auf komplexe Weise mit anderen
Krisenerscheinungen, von Armut, Hunger und Flucht über Globalisierung
und Technikabhängigkeit, Nationalismus und Rechtsentwicklung bis zu
Gewaltkonflikten und neuer Aufrüstung. Diese Entwicklungen sind
brandgefährlich und untergraben die Grundlagen für Frieden und
nachhaltige Entwicklung. So wie Umweltzerstörung den Frieden
gefährdet, so stehen Gewalt und Krieg einer nachhaltigen Entwicklung
im Wege. Ein nuklearer Winter durch einen Atomkrieg wäre nicht nur das
Ende der menschlichen Zivilisation, sondern auch eine Bedrohung für
das Leben auf der Erde.

Dem negativen Teufelskreis muss eine positive Verbindung von
Nachhaltigkeit, Entwicklung und Frieden entgegengesetzt werden. Dazu
braucht es präventive und kooperative Governance-Strukturen und
Institutionen zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden, die
Klimarisiken vermeiden und Krisenursachen angehen, durch
Verteilungsgerechtigkeit, Transformation von der fossilen zu einer
nachhaltigen und kohlenstoffarmen Energieversorgung sowie eine
friedliche Konfliktlösung und Abrüstung.

Um die notwendigen Veränderungen zu finanzieren und zu realisieren,
muss der gefährliche und kostspielige Aufrüstungskurs beendet werden.
Klimaschutz braucht Abrüstung!

 * 

Quelle:

Pressestatement, 15.03.2019

Scientists for Future

NaturwissenschaftlerInnen-Initiative für Frieden und Zukunftsfähigkeit
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STIMMEN/113: ROBIN WOOD-Aktive solidarisieren sich mit "Fridays for Future"-Aktionstag (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 15. März 2019

ROBIN WOOD-Aktive solidarisieren sich mit "Fridays for Future"-Aktionstag

Nicht auf Kosten der Zukunft leben - Kohleausstieg und Verkehrswende
jetzt!



ROBIN WOOD-Aktive solidarisieren sich mit den Protesten beim heutigen
internationalen "Fridays for Future"-Aktionstag und unterstützen die
Forderungen nach einem schnellen Kohleausstieg und einer ökologischen
Verkehrswende. Weltweit wird heute nach Angaben von "Fridays for
Future" in über 120 Ländern für einen wirksamen Klimaschutz
demonstriert, allein in Deutschland beteiligen sich Menschen in über
220 Orten und Städten.

Seit mehreren Monaten streiken Schüler*innen und Student*innen jeden
Freitag gegen die desaströse Klimapolitik. Die Bewegung ist rasant
gewachsen und mittlerweile in vielen Städten Deutschlands und weltweit
aktiv. Diese Woche bekam sie Zuspruch auch von mehr als 12.000
Wissenschaftler*innen aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, die
sich mit einer Petition hinter die gut begründeten und berechtigten
Anliegen der jungen Demonstrierenden stellen.

"Der beeindruckende Aufschwung der Proteste zeigt: Anders als viele
Politiker*innen haben diese jungen Menschen verstanden, was durch den
Klimawandel auf dem Spiel steht, und sie wollen endlich Taten sehen.
Die weltweite Erwärmung gefährdet schon jetzt die Lebensgrundlage von
Millionen Menschen, insbesondere im globalen Süden und wird auch die
Zukunft der heutigen Schüler*innen stark prägen", sagt ROBIN
WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.

Klimagerechtigkeit und die Anliegen der jungen Generation ernst zu
nehmen bedeutet, so schnell wie möglich aus der Kohle und anderen
fossilen Energien auszusteigen. Die Kohleverstromung erst im Jahr 2038
zu beenden - wie es die Kohlekommission vorgeschlagen hat - ist viel
zu spät!

Notwendig ist zudem eine ökologische Verkehrswende ohne fossile
Kraftstoffe, um die globale Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen.
Die Politik muss darauf abzielen, es den Menschen möglichst leicht zu
machen, klimafreundlich mobil zu sein: auf kurzen Wegen zu Fuß, per
Rad und dem ÖPNV und auf längeren Strecken mit der Bahn statt mit dem
Flugzeug.

"Wenn Politik und Wirtschaft versagen, müssen wir den Klimaschutz
selbst in die Hand nehmen", sagt ROBIN WOOD-Aktivistin Paula Maasz.
"Es bleibt keine Zeit mehr, um auf Lösungen von oben zu warten.
Klimaschutz ist Handarbeit."




Interessante Links:

Fridays for Future:

https://fridaysforfuture.de/

ROBIN WOOD zum Kohleausstieg:

https://www.robinwood.de/schwerpunkte/kohle

ROBIN WOOD zur Verkehrswende:

https://www.robinwood.de/themen/mobilit%C3%A4t

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.03.2019
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STIMMEN/112: FridaysForFuture - "Öko-Sektor unterstützt Schülerforderung nach besserem Klimaschutz" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft - 15. März 2019

BÖLW zu #FridaysForFuture:

"Öko-Sektor unterstützt Schülerforderung nach besserem Klimaschutz"



Berlin, 15.03.2019. Der deutsche Öko-Sektor solidarisiert sich mit den
weltweiten, starken Protesten für besseren Klimaschutz.

Die Verbände der Bio-Bauern, -Lebensmittelhersteller und -Händler, die
aktuell in Kassel tagen, stehen hinter der wichtigen Schüler-Forderung
nach wirksamer Klimaschutzpolitik.

Damit die Erdüberhitzung die kritische Grenze nicht überschreitet,
müssen Bundesregierung und die politisch Verantwortlichen weltweit
eine klimapolitische Wende einleiten. Deutschland braucht ein
ambitioniertes Klimaschutzgesetz, mit dem alle Sektoren Sorge tragen
müssen, die Verpflichtungen des Pariser Klimaabkommens zu erreichen.

Für die Land- und Ernährungswirtschaft ist Bundesministerin Julia
Klöckner in der Pflicht, für den Sektor wirksame Maßnahmen einzuleiten
und mit den richtigen Vorgaben die erforderliche Emissionsminderung zu
erreichen. Dazu muss die Bundesministerin mit allen politischen
Stellschrauben klimafreundliche Praktiken fördern - vor allem auch bei
der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, die bestimmt, welche
Landwirtschaft sich künftig lohnt. Wer das Klima schützt, muss
unterstützt werden. Wie wichtig das ist, zeigte zuletzt das Dürrejahr
2018.

Der Weg zu mehr Klimaschutz ist klar: Ökolandbau zeigt, wie gesunde
Böden weniger schädliche Klimagase emittieren und mehr Kohlenstoff aus
überschüssigem CO2 dauerhaft binden können. Das Ziel 20% Ökolandbau
aus dem Koalitionsvertrag ist deshalb auch ein klimapolitisches Ziel,
das mit hoher Priorität von der gesamten Bundesregierung forciert
werden muss.

Hintergrund

Die Schülerbewegung schreibt zum heutigen weltweiten Aktionstag: "Am
15.3. wird auf der ganzen Welt für das Klima gestreikt. Weil uns die
Zeit davon läuft, weil wir in der größten Krise der Menschheit sind,
weil es wir, die jungen Generationen, sein werden, die die
Konsequenzen heutiger Untätigkeit ausbaden werden müssen."

Weltweit sind etwa 1.700 Kundgebungen und Schülerstreiks angekündigt,
hierzulande rund 200. Unterstützung bekommt die Schülerbewegung aus
allen Generationen. Auch etwa 20.000 Wissenschaftler aus Deutschland,
Österreich und der Schweiz unterzeichneten eine Stellungnahme, um dem
Anliegen der Klimabewegung Nachdruck zu verleihen.

Was Ökolandbau dem Klima bringt, ermittelte zuletzt eine groß
angelegte Studie, die das deutsche staatliche Thünen-Institut
veröffentlichte. Ergebnis: "Bio-Böden weisen durchschnittlich einen um
10% höheren Gehalt an organischem Bodenkohlenstoff und eine um 256 kg
C/Hektar höhere jährliche Kohlenstoffspeicherungsrate auf - in 
Bio-Böden wird also deutlich mehr Kohlenstoff aus der Atmosphäre 
gebunden. Auch die Bewirtschaftungsmethoden des Ökolandbaus sind
klimafreundlich: Seine Lachgasemissionen sind im Mittel um 24%
niedriger. Aus diesen Werten ergibt sich eine kumulierte
Öko-Klimaschutzleistung von 1.082 kg CO2-Äquivalenten pro Hektar und
Jahr. Die ertragsskalierten Klimaschutzleistungen konnten aus
Vergleichsstudienmangel nicht sicher ermittelt werden - verfügbare
Daten deuten aber darauf hin, dass ökologische und konventionelle
Landwirtschaft diesbezüglich wahrscheinlich vergleichbare Leistungen
erbringen."

Die Ergebnisse aus einem "weltweit einmaligen Langzeit-Feldversuch
zeigen geringere Lachgas-Emissionen ökologisch bewirtschafteter
Ackerböden" - das berichtete heute Morgen die 
Justus-Liebig-Universität Gießen.



Die in der Meldung gewählte männliche Form schließt immer
gleichermaßen alle Geschlechter ein.

 BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die
Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in
Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von
über 40.000 Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt. Die BÖLW-Mitglieder 
sind: Arbeitsgemeinschaft der Ökologisch engagierten
Lebensmittelhändler und Drogisten, Assoziation ökologischer
Lebensmittelhersteller, Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband
Naturkost Naturwaren, Demeter, Ecoland, ECOVIN, GÄA,
Interessensgemeinschaft der Biomärkte, Naturland, Reformhaus®eG
und Verbund Ökohöfe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.03.2019

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft

E-Mail: info[at]boelw.de
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STIMMEN/111: Warum der Schulstreik fürs Klima gerechtfertigt ist (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 14.03.2019

Warum der Schulstreik fürs Klima gerechtfertigt ist

Ein Meinungsbeitrag von Konrad Ott und Christian Baatz



Der Klimawandel ist Realität, auch wenn sich viele Folgen durch eine
ambitionierte Klimapolitik noch vermeiden lassen. Für eine solche
Politik wollen Schülerinnen und Schüler am Freitag, den 15. März
weltweit demonstrieren. Der vor einem halben Jahr von Greta Thunberg
initiierte Schulstreik hat ein erstaunliches Echo hervorgerufen und
neben Zustimmung auch Kritik bis hin zu Diffamierungen erzeugt.
Mehrere Politikerinnen und Politiker begrüßen zwar das Engagement der
Jugendlichen für den Klimaschutz, lehnen aber das unentschuldigte
Fernbleiben vom Unterricht ab. "Auch unterstützenswertes Engagement
gehört in die Freizeit und rechtfertigt nicht das Schulschwänzen" (so
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek, FAZ vom 1. März). Die
Semantik ("Streik" versus "Schwänzen") erscheint sekundär; es geht
darum, ob es zu rechtfertigen ist, dass Schülerinnen und Schüler
kollektiv und absichtsvoll dem Unterricht fernbleiben, um stattdessen
gegen Versäumnisse der Politik in einer Menschheitsfrage zu
protestieren. Wir meinen die Schülerinnen und Schüler demonstrieren
gegen eine zutiefst ungerechte Situation. Sie haben alle Argumente auf
ihrer Seite und verdienen unsere Solidarität. Seit den 1960er Jahren
weiß man, dass die Treibhausgaskonzentrationen der Atmosphäre stark
ansteigen. In den 1970er Jahre begannen Ölkonzerne zu überlegen, wie
sie auf einen Klimawandel reagieren sollten. 1990 legte ein Gremium
von internationalen Forschern (IPCC) einen ersten Bericht zum Stand
der Klimaforschung vor. 1992 wurde von den Vereinten Nationen die
Klimarahmenkonvention (UNFCCC) verabschiedet, die im Artikel 2 eine
Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen auf einem
ungefährlichen Niveau fordert. Nach allem, was wir wissen, ist die
Schwelle zur Gefährdung längst überschritten worden. Die Menschheit,
die freilich kein kollektiv handlungsfähiges Subjekt ist, hat also
seit ca. 40 Jahren im Wissen um die Gefahr deren Ursachen
(Treibhausgasemissionen) nicht verringert, sondern befördert.

Man kann daher nicht sagen, Entscheidungsträgerinnen und
Entscheidungsträger hätten keine Zeit gehabt, einen Strukturwandel
einzuleiten. Zwar sind Positionen, für die Umweltverbände und "Die
Grünen" in den 1990er Jahren noch verspottet wurden, mittlerweile
gesellschaftlicher Mainstream. Doch seitdem verharren die Emissionen
der nördlichen Industrieländer auf viel zu hohen Niveaus, während sie
sich im Rest der Welt stark erhöht haben. Lange Zeit haben
Interessenverbände (Energie, Automobil, Lufttransport u.a.) ihren
Einfluss genutzt, um energische Klimaschutzpolitik zu vermeiden oder
erheblich zu verzögern. Und in den USA war die Strategie, den
Klimadiskurs durch die Verbreitung von Lügen und Diffamierungen zu
vergiften, schon lange vor Donald Trump erfolgreich.

Der zunehmende Verzicht auf die Nutzung fossiler Energieträger ist
möglich und bezahlbar. Die Opportunitätskosten ehrgeiziger
Klimapolitik sind langfristige Wachstumsverluste, die häufig zu
absoluten Geldsummen aufaddiert werden, damit man "Horrorzahlen" in
Milliardenhöhe präsentieren kann. Sicherlich stellen sich bei einem
solch massiven Strukturwandel Verteilungsfragen. Sie verweisen auf den
Umstand, dass auch dieser Wandel gerecht zu gestaltet ist, liefern
aber keinen Grund, diesen Wandel noch weiter in die Zukunft zu
verschieben. Denn der Klimawandel gefährdet nicht nur Renditen und
Arbeitsplätze, sondern auch die Lebensgrundlage und das Leben vieler
Menschen. Tod, Krankheit, Obdachlosigkeit und Migration sind
schwerwiegende Bürden, die es unbedingt zu vermeiden gilt - nicht nur
im Interesse der Betroffenen. Eine Reduktion der Ursachen erleichtert
die notwendige Anpassung, bei der die reichen den armen Ländern zur
Seite stehen müssen. Auch die Kosten der zukünftigen Anpassungshilfen
sind im Grunde externe Effekte vergangener Emissionen.

Neben den vermeintlich zu hohen Kosten des Klimaschutzes, wird auch
immer wieder auf den Umstand verwiesen, dass Deutschland nur ca. 3
Prozent des globalen Treibhausgasausstoßes verursacht und eine
Reduktion sowieso kaum etwas ändern würde. Wer so argumentiert landet
bei der Position, dass niemand Emissionen senken muss, weil der
Beitrag jedes Landes für sich genommen unproblematisch ist. Ein
anderes Argument besagt, dass die in Deutschland eingesparten
Emissionen stattdessen in anderen Ländern emittiert würden, z.B. weil
Unternehmen aufgrund der gestiegenen Steuerlast ihre
Produktionsstandorte verlegen. Emissionen würden, wenn überhaupt, so
nur in begrenztem Umfang verlagert werden. Wenn nun aber z.B. 30
Prozent der eingesparten Emissionen an anderer Stelle emittiert
werden, hat man immer noch 70 Prozent Treibhausgase eingespart. Auch
die vergleichsweise progressive deutsche Klimapolitik, die jetzt zur
Strategie des Kohleausstiegs führte, spricht nicht gegen den
Schülerprotest. Erstens kann sich der Protest zugleich gegen die
Klimapolitik der EU richten, die in den vergangenen zehn Jahren
deutlich an Schwung verloren hat. Zweitens liegen die pro-Kopf-
Emissionen in Deutschland immer noch weit über einem klimaethisch
vertretbaren Niveau. Drittens hat Deutschland zu den kumulierten
historischen Emissionen viel beigetragen.

Die Jahre zwischen 1990 und 2019 haben energische Klimapolitik
einerseits in die Wege geleitet, andererseits aber auch verzögert und
ausgebremst. Die Schülerinnen und Schüler fordern jetzt ein Ende
dieser Halbherzigkeiten. Vom Klimawandel betroffen sind ja nicht
diejenigen Personen, die Klimapolitik hintertreiben. Hauptsächlich
betroffen sind die Menschen im Globalen Süden, es sind die Armen, es
sind zukünftigen Generationen. Und es sind die Kinder und
Jugendlichen, denen klar wird, dass sie ihr eigenes Leben in einem
sich wandelnden Klima werden leben müssen, während die Schuldigen auf
den Friedhöfen liegen. Die klimapolitischen Verzögerungen seit den
1990er Jahren sind ja ein Musterbeispiel für einen Risikotransfer in
die Zukunft: die externen Effekte unseres Handelns bekommen die
heutigen Kinder und Jugendlichen und deren Kinder zu spüren. Sie gehen
die Risiken des Klimawandels nicht freiwillig ein, sondern diese
werden ihnen ungefragt auferlegt. Sie haben nicht Pech, zur falschen
Zeit geboren worden zu sein, sondern werden auf moralisch relevante
Weise benachteiligt und geschädigt. Wir Älteren müssen uns in die
spezifische Lage einer heranwachsenden Generation hineinversetzen, zu
deren Selbstbeschreibung ein Leben im Klimawandel gehören wird. Dies
verleiht dem Protest eine existentielle Dimension. Dieser Dimension
wird der Hinweis nicht gerecht, das Demonstrationsrecht könne doch
ebenso gut individuell am Freitagnachmittag oder am Wochenende
ausgeübt werden. Das Recht auf Demonstrationsfreiheit ist zwar ein
Individualgrundrecht, aber es kann als solches in Anspruch genommen
werden, um auf die berechtigten moralisch-existentiellen Interessen
von Kollektiven aufmerksam zu machen.

Im Gegensatz zu Menschen im globalen Süden oder zukünftigen
Generationen haben Schülerinnen und Schüler eine Stimme, die in der
deutschen und europäischen Debatte Gehör finden kann. Dazu müssen sie
mediale Aufmerksamkeit erreichen. Dass tut man (leider) gerade dann,
wenn man Regeln bricht. Die Schülerinnen und Schüler haben sich nicht
grundlos dazu entschieden, ihre Schulpflicht an bestimmten Freitagen
zu verletzten. Im Verhältnis zu anderen Formen zivilen Ungehorsams ist
dieser Regelverstoß minimal. Zugleich erzeugt er Aufmerksamkeit, ohne
dass sich die Schülerinnen und Schüler den Vorwurf der
Verantwortungslosigkeit hinsichtlich ihrer Protestform gefallen lassen
müssen. Gute Klimapolitik fällt nicht vom Himmel oder wird über Nacht
von "den Politikern" beschlossen, sondern resultiert aus
gesellschaftlichen Prozessen und dem Einsatz von vielen Menschen. Die
Schülerinnen und Schüler gehen mit gutem Beispiel voran und betreiben
Agenda-Setting. Es ist an der Zeit, ihnen zu folgen, bevor die
Auswirkungen des Klimawandels dramatischer und die Proteste womöglich
radikaler werden. Die Schülerinnen und Schüler werden in jedem Fall
einen langen Atem brauchen - bei ihren Freitagsdemonstrationen und bei
ihrem Marsch durch die Institutionen.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712105

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/110: BUNDjugend und BUND unterstützen Forderungen von Fridays for Future (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 15. März 2019

BUNDjugend und BUND unterstützen die Forderungen von Fridays for
Future - sofortige Maßnahmen zu Klimaschutz und Verkehrswende sind
dringend notwendig 



Berlin. Im Rahmen des heutigen, globalen durch "Fridays For Future"
initiierten Klimastreiks unterstützen die BUNDjugend und der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) die Forderungen der
streikenden Schülerinnen und Schüler. Die unter dem Motto
"Verkehrswende statt Weltende" gestellten Forderungen sind richtig und
wichtig: Die Bundesregierung ist gut beraten, die Sorgen und Nöte der
kommenden Generationen ernst zu nehmen.

Linda Mederake, Jugendvertreterin im Bundesvorstand des BUND, sagt
dazu:

"Die jungen Menschen gehen auf die Straße, weil sie etwas bewegen
wollen. Weil sie den Filz zwischen Politik und Industrie satthaben,
der maßgeblich zur Klimakrise beiträgt. Insbesondere im
Verkehrsbereich gibt es dafür anschauliche Beispiele. Der Verkehr ist
der einzige Sektor hierzulande, in dem die CO2-Emissionen nicht
zurückgehen.

Die Ursachen dafür sind vielfältig, hängen aber alle mit
unzureichenden politischen Regulierungen zusammen. Steuerfreies
Kerosin und massive staatliche Subventionierung der Flughäfen sorgen
für immer mehr Billigflieger - dabei ist Fliegen die klimaschädlichste
Art zu reisen. Immer größere, schwerere und leistungsstärkere Autos
fahren immer weitere Strecken und die Hersteller 'optimieren' immer
weiter an den offiziellen Angaben zu Kraftstoffverbrauch und
CO2-Ausstoß der Fahrzeuge. Staatliches Handeln? Fehlanzeige.

Die Liste der Beispiele für klimapolitisches Versagen im
Verkehrsbereich lässt sich leicht verlängern: Immer mehr Lkw auf den
Straßen, immer mehr Lieferwagen in den Städten, immer mehr
Pendlerinnen und Pendler, die immer weitere Strecken fahren müssen,
weil sie sich das Wohnen in der Stadt nicht mehr leisten können, ein
kaputtgesparter öffentlicher Verkehr - alles Auswirkungen verfehlter
Investitionen und Regulierungen.

Deshalb braucht es mutige Entscheidungen und eine Bundesregierung, die
nicht länger im Interesse von Konzernen, sondern im Interesse der
Bürgerinnen und Bürger agiert. Nur so kann die globale
Klimakatastrophe zumindest noch abgemildert werden."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 15.03.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STIMMEN/109: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft solidarisiert sich mit Schüler-Protesten (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. -
Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 15.03.2019

Klimaschutz jetzt konsequent anpacken

Bauern solidarisieren sich mit protestierenden Schüler*innen und
Student*innen



Der Bundesvorstand der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL e.V.) unterstützt die Schüler*innen und Student*innen in ihrem
Protest für konsequenten Klimaschutz. In einer Grußadresse an die
Bewegung "Fridays for Future" sagt Georg Janßen, Bundesgeschäftsführer
der AbL:

"Wir möchten Euch danken und ermutigen, Eure konsequenten Proteste für
Klimaschutz fortzusetzen. Wie niemand anders bringt Ihr als junge
Menschen glaubhaft die Sorge um die Zukunft unserer Lebensgrundlagen
zum Ausdruck. Ihr macht das seit Wochen mit sehr viel Phantasie und
großem Engagement. Auch viele Bäuerinnen und Bauern kämpfen für
Klimaschutz. Die extreme Dürre im letzten Sommer und Herbst,
vertrockneten Ernten auf unseren Äckern, braunen Wiesen und Weiden und
zu wenig Futter für unsere Tiere haben für uns erfahrbar gemacht, was
viele Menschen in anderen Teilen der Welt schon deutlich spüren: Ein
Weiter so in unserer Konsum- und Verschwendungsgesellschaft darf es
nicht geben. Alle müssen ihre Verantwortung für unseren Planeten
wahrnehmen. Das 1,5-Grad-Ziel muss jetzt konsequent angepackt werden -
alles andere ist gerade auch gegenüber den nachfolgenden Generationen
politisch verantwortungslos. Deshalb kämpfen wir für Klimaschutz, für
einen klimaschonenden Ackerbau, für eine artgerechte Tierhaltung,
gegen das Höfesterben und für eine Agrarpolitik, die bäuerliche
Landwirtschaft bei uns und weltweit unterstützt. Eure Position und die
vielen Aktivitäten machen uns Mut und geben uns Kraft, weiterhin für
eine lebenswerte Zukunft zu kämpfen!".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.03.2019

Herausgeber:

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. (AbL)

Bundesgeschäftsstelle

Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm/Westf.

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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KLIMA/694: Erderwärmung - Schulpflichtverletzung das kleinere Übel ... (SB)


"Wir befinden uns in einer Generation, die in die Zukunft schaut und
Weichen für die Zukunft stellen muß. Ich glaube, es gab selten eine
Generation, die so viel von den möglichen zukünftigen Entwicklungen
schon gewußt hat. Das heißt, wir entscheiden jetzt bewußt, wieviel
Armut, wieviel Reichtum, wieviele Risiken und wieviele Chancen wir in
den nächsten Generationen haben werden. Das ist eine zusätzliche
Verantwortung."
(Prof. Dr. Daniela Jacob, Direktorin des Climate Service Center
Germany (GERICS) Helmholtz-Zentrum Geesthacht [1])




[image: Ganz und gar trockene Landschaft 2007/2008 in South Australia. Im Vordergrund ein Verbotsschild, das wie ein Verkehrszeichen einen durchgestrichenen Schwimmer zeigt und die Aufschrift 'No Swimming' trägt - Foto: Peripitus, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]]

"Kleiner Schönheitsfehler: Diese und die anderen
Freitagsdemonstrationen finden während der Schulzeit statt, und in
Deutschland gilt Schulpflicht."

(DLF-Moderator Heinemann, 15. März 2019 [2])

Großer Schönheitsfehler: Verheerende Dürre in Australien.

Foto: Peripitus, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]



Am Freitag haben in über 2050 Städten in 123 Ländern Schülerinnen und
Schüler unter dem Motto Fridays for Future für mehr Klimaschutz
gestreikt. In einem Deutschlandfunk-Interview mit dem Co-Vorsitzenden
der Bundestagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen, Anton Hofreiter, am
frühen Morgen fiel dem Moderator zu dem existentiell wichtigen Thema
Klimawandel nichts anderes ein, als seinen Gesprächspartner immer
wieder zu fragen, was Schulpflicht heißt. Treffend hat Hofreiter
nicht so auf die Frage geantwortet, wie es der Moderator gerne gehabt
hätte, sondern hat darauf insistiert, daß die Frage der Schulpflicht
eine reine Ablenkungsdebatte ist, um sich nicht ernsthaft mit der
Klimaproblematik auseinandersetzen zu müssen.

Wenn es um die Frage geht, was Schulpflicht ist, läßt sich die mit
wenigen Klicks im Internet schnell und ausführlich beantworten. Warum
DLF-Moderator Christoph Heinemann deswegen eigens den
Fraktionsvorsitzenden der Grünen morgens um 6.50 Uhr anruft und
befragen muß, erschließt sich beim besten Willen nicht ... oder aber
- und das zu erwähnen ist eigentlich banal - es ging in dem Gespräch
gar nicht um die Definition von Schulpflicht, sondern um etwas
anderes. Genau darauf hat jedoch Hofreiter von Anfang an geantwortet,
indem er sagte:

"Ich glaube, dass das eine klassische Debatte ist, um abzulenken, um
diese jungen Menschen klein zu machen, um ihr Anliegen nicht ernst zu
nehmen. Es ist viel davon die Rede, dass 2050, was uns, die wir schon
etwas älter sind, weit entfernt scheint, wir klimaneutral sein
müssen. Wenn die Bundesregierung so weitermacht, sind wir davon ganz
unendlich weit entfernt. Aber ein Großteil der Menschen, die jetzt
protestieren, der jungen Menschen, sind dann jünger, als ich es bin.
Wir sind dabei, deren Zukunft zu zerstören. Das haben die begriffen
und das ist ein riesen Problem."

Nicht der Interviewte, sondern der Moderator hat sich der zur Debatte
stehenden Frage verweigert, indem er inquisitorisch stets die gleiche
Frage gestellt, und als das nicht verfangen hat, diese in anderer
Variante wiederholt hat. So wollte er wissen, wie denn Lehrerinnen
und Lehrer darauf reagieren sollten, wenn Schülerinnen und Schüler
nicht zum Unterricht erscheinen und, nächste Frage, warum man denn
nicht am Samstag "für die Zukunft" demonstrieren kann.

Auch Heinemann dürfte das Verfassungsgerichtsurteil vom vergangenen
Jahr kennen, demzufolge verbeamtete Lehrkörper nicht streiken dürfen. Wenn
also, wie es sich jetzt schon abzeichnet, nach Fridays for Future,
Parents for Future und Scientists for Future demnächst auch die
Angestellten im Schuldienst Teachers for Future gründen, hat
Heinemann seine Antwort: Wer verbeamtet ist, darf den Schulstreik
nicht unterstützen, jedenfalls nicht öffentlich, wer angestellt ist
hingegen schon. An den heutigen Demonstrationen haben nicht wenige
Lehrerinnen und Lehrer teilgenommen. Da hat Heinemann seine Antwort.

Eben weil sich im August vergangenen Jahres die Initiatorin von
Fridays for Future, die damals 15jährige schwedische Klimaaktivistin
Greta Thunberg, mit einem Schild in der Hand an einem Freitag,
anstatt in die Schule zu gehen, auf die Stufen des schwedischen
Parlaments gesetzt hat, wurde eine Bewegung daraus. Gewiß, an einem
Samstag hätte sie ebenfalls demonstrieren können - warum nicht?
Allerdings hätten wir nichts davon erfahren. Solche Demonstrationen
für mehr Klimaschutz haben schon Zehntausende auf die Straße
gebracht. Und was wurde daraus? Deutschland steigt aus der
Kohleverstromung im Jahr 2038 aus.

Doch der Streik an einem Freitag spricht eine andere Sprache,
nämlich: Wir verweigern uns eurer Bildung, weil ihr uns unsere
Zukunft raubt! Ihr habt uns an diesen
entscheidenden Punkt der Menschheitsgeschichte geführt, von dem die
Klimawissenschaft sagt: Die globale Erwärmung kann noch gestoppt
werden, aber nur dann, wenn 90 Prozent der fossilen Energieträger in
der Erde bleiben und unverzüglich eine entschlossene Transformation
der Gesellschaft eingeleitet wird. Macht ihr das? Nein? Also streiken
wir so lange, bis ihr auf die Wissenschaft hört.




[image: Abbruch von der Permafrostküste von Drew Point, Alaska. Die Küste zieht sich hier um bis zu 20 Meter pro Jahr zurück. - Foto: U.S. Geological Survey]

"Natürlich hat es im Laufe der Erdgeschichte mehrere Warmzeiten
gegeben, aber die Geschwindigkeit, mit der sich das Klima wandelt,
wird von uns jetzt durch das, was wir mit unserer Erde machen, noch
beschleunigt."

(Prof. Hans-Wolfgang Hubberten, Leiter der Sektion
Periglazialforschung des AWI, auf der XI. International Conference On
Permafrost 2016 [3])

Foto: U.S. Geological Survey



Die Botschaft von der begrenzten Tragfähigkeit der Erde wurde
eigentlich schon vor über 50 Jahren mit der Studie "Die Grenzen des
Wachstums" (1972) verbreitet, mit der Umweltstudie "Global 2000"
(1977) für den US-Präsidenten Jimmy Carter aufgegriffen und in den
Jahrzehnten seitdem immer wieder unter anderem auf den seit 1992
jährlich stattfindenden UN-Klimagipfeln sowie den alle fünf bis
sieben Jahre herausgegebenen Sachstandsberichten des Weltklimarats
(IPCC) thematisiert. Es hat also nicht an Informationen gemangelt,
sondern am politischen Willen, die wissenschaftlichen Erkenntnisse
zur Entscheidungsgrundlage zu nehmen. Und jetzt erwartet der
DLF-Moderator ernsthaft, daß die Heranwachsenden die ihnen von den
notorischen Wissenschaftsverweigerer in den Regierungen auferlegte
Pflicht des Schulbesuchs über das Überlebensinteresse zunächst der
Menschen im Globalen Süden, später auch hierzulande, nur um für eine
vollkommen ungewisse Zukunft zu lernen?

Nein, so ungewiß ist sie gar nicht. Man weiß, daß die Menschheit auf
eine globale Katastrophe noch in diesem Jahrhundert zusteuert,
möglicherweise sogar schon innerhalb der nächsten zehn Jahre. [4]

Die zur Zeit betriebene Klimapolitik läuft nicht auf eine Welt
hinaus, die 1,5 Grad Celsius wärmer gegenüber der vorindustriellen
Zeit ist, wie im Klimaübereinkommen von Paris gefordert. Auch nicht
auf eine 2-Grad-Welt, die bereits mit erheblich mehr
Naturkatastrophen sowie Verlusten unter Mensch und Tier einhergeht,
und ebenfalls nicht auf eine 3,2 Grad wärmere Welt, die sich aus den
nationalen Selbstverpflichtungen der Unterzeichnerstaaten im Pariser
Übereinkommen ergibt. Nein, die realen Trends lassen eine 3,5 bis
vier Grad wärmere Welt erwarten. Und das wäre nur der Anfang, weil
auf dem Weg dahin "Tipping Points" - Kippunkte - überschritten
werden, die das Gesicht der Erde drastisch verändern. Und dazu fällt
einem Radiomoderator des staatlichen Rundfunksenders DLF nicht
besseres ein, als an die Schulpflicht zu erinnern?

Aber etwas kann man dem Interview zum Schluß doch noch abgewinnen.
Wenn die Schülerinnen und Schüler von der Borniertheit des
DLF-Moderators erfahren, werden sie wissen, mit welchen
Beharrungskräften sie es auf der Gegenseite zu tun haben. Das wäre
eine Lektion fürs Leben, die ihnen kein curricularer Lehrplan am
heutigen Freitag trefflicher hätte vermitteln können.




[image: Die nur drei Meter hohe Insel Eita gehört zum pazifischen Inselstaat Kiribati, einem der ersten Länder, die von der Landkarte verschwinden, wenn der Meeresspiegel steigt - Foto: Erin Magee / DFAT, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Der Westantarktische Eisschild "befindet sich nach allem, was wir wissen, schon jetzt
in einem instabilen Zustand. Er wird von selber im Laufe der nächsten
Jahrhunderte zerfallen, was einen Meeresspiegelanstieg von drei
Metern nach sich zieht. Es ist wahrscheinlich, daß es auch
Wechselwirkungen zwischen diesen Kippelementen gibt. Dazu halte ich
die Vorstellung, daß das Dominosteine sind, die umfallen, so daß
einer den anderen anstößt, für nicht ganz von der Hand zu weisen."

(Prof. Dr. Stefan Rahmstorf, Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung [5])

Foto: Erin Magee / DFAT, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]




Fußnoten:


[1] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0288.html

[2] https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-wir-sind-dabei-deren-zukunft-zu.694.de.html?dram:article_id=443693

[3] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0227.html

[4] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umkl-693.html

[5] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0257.html
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BILDUNG/3325: Diskussionsrunde "Wahl- oder Einkaufszettel. Was tun für eine naturfreundliche Agrarwende?", Hamburg, 27.3.


NABU-Hamburg - 14. März 2019

Thema beim NABU:

Wahl- oder Einkaufszettel

Was tun für eine naturfreundliche Agrarwende?



Vor dem Hintergrund der anstehenden Europa-Wahlen am 26. Mai ist die
verbesserungsbedürftige EU-Agrarpolitik ein brisantes, heiß
diskutiertes Thema. In den kommenden Monaten steht nämlich auch die
Abstimmung zwischen der EU-Kommission, dem EU-Parlament und dem Rat
der Europäischen Union (Regierungschefs) an, bei der die
Rahmenbedingungen für die Agrar-Förderperiode 2021-2027 festgelegt
wird. Sollen ökologische Aspekte in der europäischen Agrarpolitik und
in der Landwirtschaft zukünftig mehr Berücksichtigung finden, muss den
politischen Entscheidern die Dringlichkeit vor Augen geführt werden.

Aktuell fördert die Europäische Union über die gemeinsame Agrarpolitik
konventionelle Masse statt umweltfreundlicher Klasse. Besonders
konventionelle Landwirtschaft ist angesichts radikaler
Produktionsmethoden auf Maximierung getrimmt und belastet dadurch
Böden und Gewässer. Die Folge: die Artenvielfalt im ländlichen Raum
nimmt dramatisch ab, Bienen sterben, Bruterfolge von Vögeln bleiben
aus. Und jeder EU-Bürger zahlt dafür auch noch umgerechnet 114 Euro.
Ein Umdenken ist überfällig. Aber wie kann eine naturfreundlichere
Agrarwende gelingen? Wer hat tatsächlich Einfluss auf politische
Entscheidungen? Und haben Konsumenten neben dem Wahlzettel auch
Einfluss durch den Kassenzettel?

Darüber möchten wir mit Ihnen im Rahmen unserer Veranstaltungsreihe
"Thema beim NABU" diskutieren!

Wann? 27.03.2019, 18 Uhr

Wo? 
NABU-Landesgeschäftsstelle, Klaus-Groth-Str. 21, 20535 Hamburg

Der Eintritt ist für alle Interessierten frei.

An der Diskussionsrunde nehmen teil:

- Christina Zurek, Ökomarkt e. V.

- Silke Schwartau, Verbraucherzentrale Hamburg

- Ulf Schönheim, Regionalwert AG Hamburg

- Konstantin Kreiser, stellvertretender Leiter Naturschutz, NABU
Bundesverband

Moderation:

Alexander Porschke, NABU Hamburg




Link zur Veranstaltung:


https://hamburg.nabu.de/umwelt-und-

ressourcen/landwirtschaft/24022.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 28/19, 14.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2019 
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